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Friederike Otto, geb. 1982 in Kiel, ist Klimaforscherin, Physikerin und promovierte Philosophin. Am Grantham Institute for Climate Change des renomierten Imperial College London forscht sie zu Extremwetter und dessen Auswirkungen auf die Gesellschaft und hat das neue Feld der Zuordnungswissenschaft (Attribution Science) mitentwickelt. Sie zählt zu einer Handvoll Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern weltweit, die in Echtzeit berechnen können, wie viel Klimawandel in unserem Wetter steckt. 2021 gehörte sie laut TIME Magazine zu den 100 einflussreichsten Menschen weltweit. 2023 erhält sie den Deutschen Umweltpreis.




Wie gerecht kann eine Welt in der Klimakrise sein?
Der Klimawandel trifft uns nicht alle gleich. Friederike Otto liefert anhand von acht extremen Wetterereignissen konkrete Beispiele, was die wirklichen Ursachen sind, wer besonders betroffen ist und vor allem: Was Klimagerechtigkeit tatsächlich bedeutet und was dafür noch getan werden muss. Der Klimawandel zerstört nicht die Menschheit, aber Menschenleben und Lebensgrundlagen. Wir staunen über Rekordtemperaturen, Windgeschwindigkeiten und Regenmengen, aber fragen uns zu wenig, wer ihnen besonders ausgesetzt ist, wer sich nicht erholen kann - und warum. Ungleichheit und Ungerechtigkeit sind der Kern dessen, was den Klimawandel zum Menschheitsproblem machen. Damit müssen Fairness und globale Gerechtigkeit auch im Kern der Lösung stecken. Klimagerechtigkeit geht jeden etwas an.
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Kapitel 1   
Im Brennglas der Ungleichheit

Die globale Mitteltemperatur ist seit dem Beginn der industriellen Revolution um mehr als ein Grad gestiegen. Die Anfang 2023 herrschenden 1,2 Grad Celsius globaler Erwärmung mögen nicht nach viel klingen, aber das täuscht. Für einen Planeten – und vor allem seine Bewohner*innen – ist es ein riesiger Unterschied, ob die durchschnittliche, über alle Land- und Wassermassen gemessene Temperatur bei 14 oder bei 15,2 Grad liegt. Ähnlich wie es auch für einen menschlichen Körper einen enormen Unterschied macht, ob die Körpertemperatur bei 37 oder bei 38,2 Grad liegt. Mit 1,2 Grad Erwärmung ist die Erde heute wärmer als jemals zuvor in der Geschichte der menschlichen Zivilisation – wärmer als jede Welt, die ein Mensch bisher gekannt hat.

In der Welt, in der wir leben, hat sich der mit der industriellen Revolution einhergehende Klimawandel gegen Ende des 20. Jahrhunderts dramatisch beschleunigt. Auch heute, im ersten Viertel des 21. Jahrhunderts, hält diese rasante Beschleunigung an. Während wir den Klimawandel in der eher abstrakt wirkenden Zahl der globalen Mitteltemperatur abbilden, spüren wir ihn konkret durch steigende Meeresspiegel, schmelzende Gletscher und sich verschiebende Jahreszeiten. Besonders intensiv macht er sich allerdings in Hitzewellen, Dürren und Überschwemmungen bemerkbar, die in diesem Buch eine wichtige Rolle spielen. All diese Extremwettereignisse verändern sich, fallen oft intensiver aus und kommen immer häufiger vor.

Das bedeutet nicht, dass unser Planet nicht schon vor knapp hundert Jahren fieberähnliche Symptome gezeigt hätte und Menschen nicht schon damals aufgrund des Klimawandels um ihr Leben gekämpft hätten. Bereits die Hitzewellen, die in den 1930er-Jahren während der Dustbowl-Jahre die großen Prärien der USA buchstäblich in eine Staubschüssel verwandelten und vielen Menschen in Oklahoma, Kansas, Texas, New Mexico und Colorado das Leben oder ihre Lebensgrundlage kosteten, waren heißer, als sie es ohne den Klimawandel gewesen wären.​[​1​]​ Und auch die dramatische Überschwemmung der südamerikanischen Stadt Huaraz in den peruanischen Anden, die 1941 von einer riesigen Schlammlawine größtenteils zerstört wurde, wäre ohne den Klimawandel weniger drastisch ausgefallen und hätte weniger Menschen getötet.​[​2​]​

Planetarisches Fieber misst sich im Vergleich zur vorindustriellen Temperatur der Erde, also in etwa zur globalen Mitteltemperatur zwischen 1750 und 1900. Schon bei einer globalen Erwärmung von nur 0,17 Grad kann man deutliche Folgen sehen: Für die Menschen, die 1934 beispielsweise in den USA ihr Leben durch diese geringfügig, aber signifikant heißere Hitze verloren, war mit einer Erwärmung von 0,17 Grad die Grenze eines akzeptablen Temperaturanstiegs erreicht. Als 1941 in Huaraz die Erwärmung um 0,21 Grad angestiegen war, verloren viele ihr ganzes Hab und Gut, und auch hier führte die Hitze und darauffolgende Gletscherschmelze unzählige Menschen an eine definitive Grenze: Wer tot ist, kann sich nicht mehr anpassen. Für all diejenigen, die über sechzig Jahre später die Hitzewelle 2003 in Europa das Leben gekostet hat, war die Grenze bei einer Erwärmung von etwas über 0,8 Grad deutlich überschritten. Kurzum: Hitzewellen gab es schon immer, aber durch den Klimawandel werden sie, wie ich in den nächsten beiden Kapiteln zeigen werde, immer gefährlicher. Das bedeutet, dass für all die Pflanzen und Tiere, die sich in den letzten Jahrzehnten nicht schnell genug anpassen konnten, jede Grenze längst hinfällig ist. Und das gilt natürlich auch für den Menschen.

Ist das akzeptabel?

Diese Frage wurde lange Zeit gar nicht gestellt, durch das vermehrte und beschleunigte Verbrennen fossiler Brennstoffe allerdings ganz offen mit »Ja« beantwortet.

Inzwischen ist die Debatte, wo eine akzeptable Grenze des Anstiegs der globalen Mitteltemperatur liegen mag, in vielen Ländern in der Mitte der Gesellschaft angekommen. Das Pariser Klimaabkommen von 2015 hat sie mit »deutlich unter 2 Grad, wenn möglich 1,5 Grad« markiert.​[​3​]​

Diese 1,5 Grad sind seither zum Inbegriff des Klimawandels geworden, und sie prägen die Art und Weise, wie wir über ihn und unsere Zukunft reden. In den Medien, im politischen oder auch im privaten Kontext sprechen wir stets über das 1,5-Grad-Ziel und damit über das Fieber als Symptom der Krankheit. Insbesondere in den deutschen Medien werden in diesen Diskussionen Klimawissenschaftler*innen mit den Worten zitiert, dass 1,5 Grad kein Ziel, sondern eine Grenze seien, womit sie meist nahelegen, dass das Überschreiten dieser Grenze katastrophale Folgen haben werde. Analogien, die in diesem Zusammenhang immer wieder bemüht werden, beschreiben Autos, die ungebremst gegen Wände fahren, oder einen Asteroiden, der auf die Erde stürzen wird. Solche Vergleiche mögen hilfreich sein, um die Größe des Problems zu illustrieren, aber als Metapher dafür, mit was für einem Problem wir es eigentlich zu tun haben, sind sie denkbar ungeeignet.

Die meisten, die dieses Buch lesen, werden nur durch eine mehr oder weniger erhellende Berichterstattung erfahren, dass wir die 1,5 Grad globalen Temperaturanstiegs überschritten haben. Andere werden es gar nicht merken, da sie aufgrund einer Überschwemmung bei 1,3 Grad bereits alles verloren haben oder in einer Hitzewelle bei 1,4 Grad globaler Erwärmung gestorben sind. Wenn man das 1,5-Grad-Ziel nur als physikalische Grenze betrachtet, werden diese Toten und Schäden völlig unsichtbar, ebenso wie die Tatsache, dass wir in Anpassung investieren müssen: Denn selbst wenn wir das 1,5-Grad-Ziel erreichen und es nicht überschreiten, wird die Erde für viele Menschen kein sehr gemütlicher Ort sein. Die magischen 1,5 Grad sind ein Kompromiss. Ein Kompromiss zwischen Toten, Schäden und Verlusten auf der einen Seite und Profiten aus dem Verbrennen fossiler Brennstoffe auf der anderen. Sie sind ein politisches Ziel. Sie bezeichnen keine physikalische, sondern eine soziale Grenze.

Jedes Zehntel Grad globaler Erwärmung führt zu immer größeren Schäden und Verlusten, aber wer diese spürt und wie, hängt nur zu einem ganz geringen Teil vom Wetter und Klima ab.

Lehrreiche Momente

Ich erforsche Extremwetterereignisse, weil sie sehr interessante Fragen aufwerfen – unter anderem die, welche Rolle der Klimawandel für das Wetter nun eigentlich spielt. Als ich anfing, mich damit zu beschäftigen, behaupteten die meisten Wissenschaftler*innen, dass man diese Frage gar nicht beantworten könne. Zum einen hatte dies technische Gründe, da die Forschung lange Zeit keine Wettermodelle hatte, die in der Lage waren, alle klimabezogenen Prozesse ausreichend präzise abzubilden, die Forscher*innen sich anschauen müssen, um die Rolle des Klimawandels zu beurteilen. Zum anderen lag dies aber auch an Gründen, die mit der reinen Forschung wenig zu tun haben. Stellen Sie sich beispielsweise extreme Überschwemmungen in München, Rom oder London vor und heftige Regenfälle in den Slums der südafrikanischen Küstenstadt Durban. Wie die Menschen in den verschiedenen Orten diese extremen Wetter erleben, hängt, wie wir noch im Detail sehen werden, von der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen, aber grundlegend von der politischen Situation am Ort des Geschehens ab. Wetter – und damit auch die Rolle des Klimawandels – so zu erforschen, wie ich es tue, ist deshalb immer auch politisch, was es für viele Naturwissenschaftler*innen zu einem unangenehmen Forschungsgegenstand macht. Zu zeigen, dass beide Hürden, die technische wie die politische, überwindbar sind, ist mir wichtig: Unsere Klimamodelle sind immer besser geworden, gleichzeitig setzt sich auch in der Wissenschaft die Erkenntnis durch, dass Forschung nicht fernab der realen Welt passieren kann. Ich verstehe Wetterereignisse als teachable moments, also als lehrreiche Momente, die deutlicher als andere Momentaufnahmen zeigen, wie der Klimawandel die Menschen konkret betrifft und wie er sich wo anfühlt.

Die Idee der teachable moments stammt aus den Sozialwissenschaften und meint einen Zeitpunkt, zu dem wir etwas besonders gut und leicht lernen können. Stellen Sie sich vor, ein Kind erlebt gerade seinen ersten Schnee – das ist ein guter Moment, um etwas über verschiedene Aggregatzustände von Wasser zu lernen. Klimatisch lehrreiche Momente stellen allerdings eine große Herausforderung dar, wenn Forscher*innen herausfinden wollen, was genau uns ein Extremereignis eigentlich lehrt – und vor allem wen. Anfangs dachte ich, extreme Hitzewellen oder Überschwemmungen würden mir im Wesentlichen etwas über die durch den Klimawandel hervorgerufenen Veränderungen in der Atmosphäre zeigen. Wenn ich, so mein Gedanke, die atmosphärischen Auswirkungen besser verstehe, lerne ich auch einiges über das Wetter in Zeiten des Klimawandels. Tatsächlich aber habe ich viel mehr gelernt.

Zum Beispiel über das komplizierte Verhältnis von Extremwettereignissen und Risiko. Denn um genau zu wissen, wie riskant es wo für wen ist, eine Dürre zu erleben, brauchen wir eine ganze Menge Informationen. Dabei fallen vor allem drei Faktoren in die Waagschale: die Naturgefahr, die Art und Weise, wie wir ihr ausgesetzt sind – die Forschung spricht hier von Exposition –, und die Vulnerabilität, also die Verletzbarkeit, mit der wir ihr gegenübertreten.

Das in Bonn ansässige Büro der Vereinten Nationen für Katastrophenvorsorge (United Nations Office for Disaster Risk Reduction, UNDRR) definierte Naturgefahren 2022 als Naturphänomene, die »zu Verlust von Menschenleben, Verletzungen oder anderen gesundheitlichen Auswirkungen, Sachschäden, sozialen und wirtschaftlichen Störungen oder Umweltzerstörung führen können«.​[​4​]​ Eine solche Naturgefahr zeigte sich etwa 2022 in Westafrika. Dort litt die Bevölkerung ganzer Landstriche in der sich von Mai bis Oktober erstreckenden Regenzeit unter dramatischen Überschwemmungen. Teilweise wurden diese durch überdurchschnittlich starke Niederschläge verursacht, die, wie mein Team und ich herausfanden, deutlich intensiver waren, als sie es ohne den Klimawandel gewesen wären.​[​5​]​ Die Niederschläge sind damit eine sogenannte Naturgefahr, die durch den menschengemachten Klimawandel allerdings so verstärkt wurde, dass sie alles andere als nur natürlich ist.

Zu einem wesentlichen Teil wurden diese Überschwemmungen insbesondere in Nigeria auch dadurch verursacht, dass im benachbarten Kamerun ein Staudamm geöffnet worden war, der große Gebiete im dicht besiedelten Delta des Flusses Niger flutete. Obwohl diese Deltaregion kaum ein Drittel der Fläche des Vereinigten Königreichs umfasst, ist ihre Bevölkerung fast halb so groß wie die des europäischen Inselstaats: Über 30 Millionen Menschen leben hier. Sie sind den Niederschlägen auf besondere Weise ausgesetzt. Und mit ihnen die dortigen Ökosysteme und Vermögenswerte wie Gebäude, Brücken, Straßen und Wasserleitungen. Dass diese Region Wetter- und Naturgefahren besonders exponiert ist, ist natürlich kein Geheimnis. Nicht umsonst hätte es in jenem nigerianischen Teil des Deltas auch einen Staudamm geben sollen, der das Wasser auffängt. Dieser wurde jedoch nie gebaut,​[​6​]​ sodass die Menschen aufgrund der schlechten Infrastruktur sowie hoher Armutsraten besonders verletzlich oder vulnerabel sind, also viel stärker als andernorts von den Gefahren beeinträchtigt werden.

Wie also wird Wetter zur Katastrophe?

Das können wir noch nicht ganz genau sagen, denn wir wissen noch zu wenig darüber, wie die Auswirkungen des Klimawandels je nach Wetterart und Ort variieren. Aber wir haben in den letzten Jahren deutlich dazugelernt. Beispielsweise ist heute klar, dass sich Hitzewellen aufgrund des Klimawandels stärker verändern als andere Wetterphänomene (siehe Kapitel 2). Mit jeder Studie, die mein Team und ich durchführen, suchen wir für einen kleinen Teil der Weltbevölkerung eine Antwort auf die Frage, was diese Veränderungen tatsächlich bedeuten. In diesen Untersuchungen – in der Fachwelt heißen sie Attributionsanalysen – analysieren wir nicht nur historische und aktuelle Wetterdaten, sondern auch Informationen zur Bevölkerungsdichte, zu sozioökonomischen Strukturen und eigentlich zu allem, was wir über das Ereignis finden können, um ein möglichst genaues Bild davon zu bekommen, was konkret passiert ist. Erst im nächsten Schritt fragen wir, ob der Klimawandel dabei eine Rolle gespielt hat. Dafür arbeiten wir mit verschiedenen Datensätzen, die eine riesige Anzahl verschiedener Aspekte – demografische Faktoren; infrastrukturelle Gegebenheiten; epidemiologische, gesundheitliche und wirtschaftliche Daten; vulkanische Aktivität; natürliche Wettervariabilität oder Treibhausgaseffekte und vieles mehr – berücksichtigen. Mithilfe von Klimamodellen simulieren wir grob gesagt zwei verschiedene Welten: eine mit und eine ohne den menschengemachten Klimawandel. Im Anschluss berechnen wir mit verschiedenen statistischen Methoden, wie wahrscheinlich oder intensiv Hitzewellen an konkreten Orten sind – und zwar mit und ohne die menschengemachte Erderwärmung. Nehmen wir beispielsweise die Hitzewelle, die Sibirien 2020 erlebt hat: In der ostsibirischen Ortschaft Werchojansk – einer der sogenannten Kältepole Asiens, der lange als das kälteste bewohnte Gebiet der Erde galt – wurden Rekordtemperaturen von 38 Grad gemessen. Attributionsanalysen zeigen, dass ohne den vom Menschen verursachten Klimawandel eine solche Hitze dort nahezu unmöglich gewesen wäre. Auch die 40 Grad im Londoner Sommer 2022 wären ohne den Klimawandel nicht zustande gekommen.

Ob aber Wetter zur Katastrophe wird, bestimmen Vulnerabilität und Exposition. Die Auswirkungen von Extremereignissen sind immer kontextabhängig – stets spielt es eine große Rolle, wer sich vor dem Wetter wie schützen kann. Deshalb ist der Begriff »Naturkatastrophe« vollkommen unangebracht, auch wenn er in den Medien und politischen Diskursen immer wieder verwendet wird. Übrigens können sich mehrere gleichzeitig stattfindende oder aufeinanderfolgende Extremereignisse auch zu zusammengesetzten Ereignissen kombinieren, oft befinden sich darunter sogar einige, die mit dem Wetter gar nichts zu tun haben – wie beispielsweise die Covid-19-Pandemie. Sie alle schwächen Menschen, Gemeinden und Gesellschaften.

Eine unserer Analysen aus dem Jahr 2021 ergab beispielsweise, dass die mit der Dürre im Süden Madagaskars verbundene Ernährungsunsicherheit hauptsächlich durch Armut, fehlende soziale Strukturen und eine starke Abhängigkeit von Regenfällen, nicht aber durch den Klimawandel verursacht wurde – in Kapitel 5 erzähle ich mehr dazu. Trotzdem sprach die internationale Berichterstattung nur über Wetter und Klima, ähnlich wie auch bei den Überschwemmungen in Nigeria. Dass hingegen die dortige, seit Jahrzehnten unfertige Infrastruktur einen entscheidenden Anteil an der Flutkatastrophe hatte, war den internationalen Medien so gut wie nicht zu entnehmen.

Wie wir über Extremereignisse berichten, worauf der mediale Schwerpunkt gesetzt wird, beeinflusst nicht nur, welche Maßnahmen wir für möglich halten, um darauf zu reagieren. Sondern auch, wen wir in der Verantwortung dafür sehen, diese notwendigen Schritte umzusetzen. Die Beschreibung von Extremwetter als Moment, der uns ausschließlich etwas über den Klimawandel erzählt, verschleiert Faktoren, die die Auswirkungen von Wetterereignissen ebenso, wenn nicht sogar noch stärker prägen – und bietet einen bequemen Diskussionsrahmen für Politiker*innen, die versuchen, die Aufmerksamkeit von lokalen Entscheidungs- und Planungsfehlern abzulenken. Dabei zeigt uns das Wetter als lehrreiches Moment noch viel größere Zusammenhänge.

Dass beispielsweise die Infrastruktur sowohl in Madagaskar als auch in Nigeria so mangelhaft und oft gar nicht vorhanden ist, hat insbesondere mit zwei Dingen zu tun: mit der nachhaltigen Zerstörung der dortigen sozialen Strukturen unter britischer, französischer und zum Teil auch deutscher Kolonialherrschaft sowie mit einer extremen Ungleichheit in der Bevölkerung. Ungleichheit zwischen den Geschlechtern, zwischen Arm und Reich, zwischen verschiedenen ethnischen Gruppen. Nur weil es diese gibt, ist der Klimawandel überhaupt ein derart großes Problem. Neben den offensichtlichen Dimensionen von Ungleichheit wie fehlende Infrastruktur und Armut gibt es auch sehr viel weniger offensichtliche Dimensionen, wie wir noch sehen werden.

Wer Extremwetterereignisse erforscht, schaut wie durch ein Brennglas auf Gesellschaften und beobachtet, wie das Zusammenspiel von Wetter, Klima, Geografie, Information, Kommunikation, Regierungsstrukturen und sozioökonomischen Gegebenheiten zu Katastrophen führt – und vor allem für wen. Was mich Extremwetterereignisse also vor allem gelehrt haben, ist, dass die Klimakrise eine Krise ist, die hauptsächlich durch Ungleichheit und die nach wie vor unangefochtene Vorherrschaft patriarchaler und kolonialer Strukturen geprägt ist, die zudem verhindern, dass ernsthaft Klimaschutz betrieben wird.​[​7​]​ Physikalische Veränderungen wie stärkere Regenfälle und trockenere Böden hingegen wirken sich nur mittelbar aus. Kurz: Der Klimawandel ist ein Symptom dieser globalen Krise der Ungleichheit und Ungerechtigkeit, nicht ihre Ursache.

Dass wetterbedingte Katastrophen kein Unglück oder Schicksal, sondern im Wesentlichen Unrecht und Ungerechtigkeit sind, gilt sowohl auf lokaler Ebene, wenn beispielsweise patriarchale Strukturen dafür sorgen, dass schwangere Frauen in traditionellen Gesellschaften bei extremer Hitze im Freien arbeiten, weil Feldarbeit für den Eigenbedarf als »Frauenarbeit« gilt (siehe Kapitel 3). Oder wenn Hilfsgelder an das männliche Familienoberhaupt ausgezahlt werden und nie bei jenen ankommen, die das Essen auf den Tisch bringen müssen. Aber die Ungerechtigkeit zeigt sich auch global. Schauen wir uns beispielsweise die Klimawissenschaften an: Das Feld ist von weißen Männern dominiert, die überwiegend einen naturwissenschaftlichen Hintergrund haben und vor allem Untersuchungen durchführen und anleiten, die die physikalischen Aspekte des Klimas betreffen. Zahlreiche andere Fragestellungen hingegen blenden sie aus. Deswegen befassen sich viel zu wenige Studien mit den globalen Wechselwirkungen von sozialen und physikalischen Veränderungen in einem sich wandelnden Klima. Kein Wunder, dass es an belastbaren Forschungsergebnissen mangelt, die uns auf wissenschaftlicher Basis über die Fragen von Schäden und Verlusten globaler Klimapolitik informieren könnten. Das macht es umso schwieriger, aufzuzeigen, wie die Kolonialpraktiken, die der Globale Norden seit Jahrhunderten gegenüber den Ländern des Globalen Südens betreibt, nach wie vor unsere Lebens-, Denk- und Handlungsweisen beeinflussen.

Heute führt die Vernachlässigung der Mehrheit der Weltbevölkerung dazu, dass genau diese auch am stärksten unter der Klimakrise leidet. Der Klimawandel ist nur vor diesem Hintergrund zu verstehen, und wir werden ihn nicht managen können, wenn wir die historisch angelegte Ungerechtigkeitsdynamik von Beherrschung und Abhängigkeit zwischen Ländern im Globalen Norden und Ländern im Globalen Süden nicht beheben.

Bevor ich mich mit Extremwetterereignissen und ihren Konsequenzen auseinandersetzte, war mir nicht bewusst, wie sehr unsere Welt noch immer von der Idee der Herrschaft geprägt ist: der Herrschaft des »Westens« über den Rest der Menschheit, aber auch über den Planeten. Der Einfluss dieser Idee manifestiert sich nicht nur in dramatischen Verlusten von Leben und Lebensgrundlage in den Ländern der ehemaligen Kolonien, sondern er zerstört auch in Deutschland Leben.

Aufgrund dieser Herrscherfantasie ist für viele von uns die Welt, wie sie sein sollte, eine Welt, die eben fossile Brennstoffe verbrennt – und das auch kann. Es ist eine Welt, in der viele Menschen noch immer so viel Fleisch essen wie möglich, ohne dass es Konsequenzen hätte. Wir hinterfragen diesen Lebensstil zu selten, für viele ist er noch immer der Inbegriff des erfolgreichen Lebens. Noch seltener fragen wir uns, woher diese Fantasie eigentlich kommt und was sie so erfolgreich gemacht hat. Das führt dazu, dass wir uns heute nur auf die Folgen dieser Lebensweise konzentrieren, die sozialen, politischen und kulturellen Ursachen aber außer Acht lassen. Wir messen Treibhausgase und globale Temperaturerhöhungen, wir berechnen die physikalischen Folgen des Verbrennens fossiler Energieträger und der Abholzung der Wälder. Auf diese Weise wird der Klimawandel zum Asteroiden, zu einer physischen Bedrohung, die es mit Technologien wie großen Staudämmen, Biokraftstoffen und Wasserstofffantasien oder mit Rechenspielen zu Kohlenstoffkompensation zu bekämpfen gilt. Wir vergessen dabei, dass es nicht um das Ende des Planeten oder das Ende der Menschheit als Ganzer geht. Die Erde wird weiterhin bestehen. Sie wird sich verändern und mit ihr viele ihrer Ökosysteme. Vielleicht wird sie eines Tages nicht mehr von Säugetieren dominiert sein, möglicherweise wird es eine Welt sein, die im Wesentlichen von Insekten bewohnt ist. Oder aber der Mensch wird das einzig überlebende Säugetier, in einer grünen Wüste, in der sich alles seiner Ernährung unterordnet. Von außen betrachtet sind diese Veränderungen weder gut noch schlecht. Dennoch ist der Klimawandel aus menschlicher Sicht schlecht, und zwar nicht, weil er uns als Spezies gefährdet, sondern uns als Gesellschaft. Was es zu retten gilt, ist nicht das Klima oder die Menschheit. Es geht schlicht und einfach darum, die Würde und Rechte der Menschen – und zwar aller Menschen – zu retten.

Klima, Würde und Rechte

Die Erkenntnis, dass der Klimawandel vor allem deshalb ein Problem ist, weil er die Würde und Rechte der Menschen verletzt, ist nicht neu. Sie ist vielmehr der Grund, warum wir überhaupt auf internationaler Ebene über ihn reden.

Auf den Weltklimakonferenzen der Vereinten Nationen, den sogenannten COPs (den Conferences of the parties, also den Konferenzen der UN-Vertragsparteien des Rahmenübereinkommens über Klimaänderungen), ging es nie um Eisbären oder den Untergang der Spezies Mensch. Es ging immer um Menschenleben und die Lebensgrundlage unzähliger Existenzen – und natürlich auch um wirtschaftliche Fragen, die allerdings nicht immer die wichtigste Rolle spielten, auch wenn das leicht zu übersehen ist. Das zeigt beispielsweise das diskutierte Zwei-Grad-Ziel. Es berücksichtigt zwar ökonomische Kosten-Nutzen-Abwägungen, aber es bleibt vor allem ein politisches Ziel, das zudem keinesfalls wissenschaftlich erwogen ist: Nicht eine einzige wissenschaftliche Bewertung hat jemals ein bestimmtes Ziel verteidigt oder empfohlen.​[​8​]​ Aus gutem Grund, denn bei der Festlegung eines solchen Zieles geht es letztendlich um eine ethische Abwägung. Sie lässt sich in einer einfachen politischen Frage ausdrücken: Wie viele Menschenleben, wie viele Korallenriffe, wie viele Insekten lassen wir uns die kurzfristige Weiternutzung vergleichsweise billiger fossiler Brennstoffe im Globalen Norden noch kosten?

Weil die Rede vom »gefährlichen Klimawandel« im Wesentlichen auf die politische Frage zielt, für wen es wann gefährlich wird, haben insbesondere die Niedriglohnländer des Globalen Südens und die kleinen Inselstaaten dafür gekämpft, das Ziel auf 1,5 Grad zu senken. Nicht wegen eines dräuenden Weltuntergangs bei 1,5 Grad, sondern weil in den Emerging Markets, wie die neoliberalistische Bezeichnung für den Globalen Süden zynischerweise mittlerweile lautet, schon jetzt die Lebensgrundlage vieler Menschen verloren geht.

Die Formel ist erschreckend einfach: Je reicher wir sind und je privilegierter wir leben, desto weniger anfällig sind wir für die physischen Folgen der Erderwärmung. Andersherum gesagt: Wer am wenigsten hat, leidet am meisten an den Folgen des Klimawandels. Sei es aus ökonomischen Gründen, weil die betroffenen Menschen keine Versicherungen abschließen können oder in schlecht isolierten oder mangelhaft gebauten Häusern leben. Sei es aus sozialen Gründen, wenn Leute keinen Informationszugang haben und keine Warnungen erhalten, oder wenn es ihnen an einer Krankenversicherung und alternativen Einkommensmöglichkeiten mangelt. Das gilt auf der globalen Nord-Süd-Achse ebenso wie innerhalb der ungleichen Verhältnisse in den Hochlohnländern.

Hinzu kommt, dass der Klimawandel wie ein gigantischer Verstärker wirkt: So, wie die Covid-19-Pandemie soziale Probleme verschärft hat, vertieft der Klimawandel die existierende Ungleichheit. Ungleichheit zerstört Vertrauen, Solidarität und sozialen Zusammenhalt. Sie mindert die Bereitschaft der Menschen, sich für das Gemeinwohl einzusetzen. Der Klimawandel verstärkt sie aber nicht nur innerhalb einer Gesellschaft, sondern auch auf globaler Ebene. In der Folge werden bereits marginalisierte Bevölkerungsgruppen überall noch stärker an den Rand gedrängt, wer ohnehin in instabilen Verhältnissen lebt, muss sich auf noch größere Gefährdung einstellen, bis hin zu Konflikt und Krieg. In der Summe macht der Klimawandel vor allem eins: Er beschneidet grundlegende Rechte. Das Recht auf Leben und Freiheit, das Recht zur Freizügigkeit, das Recht auf Eigentum, auf soziale Sicherheit, das Recht auf Wohlfahrt, nicht zuletzt die Freiheit des Kulturlebens. All dies sind Menschenrechte, die bekanntlich universell gültig sind. Das Pariser Klimaabkommen ist ein Menschenrechtsvertrag, kein Vertrag zum Schutz von Eisbären und kein Almosenvertrag zur Unterstützung des Globalen Südens.

Wenn wir die globale Mitteltemperatur messen oder zukünftige Änderungen des Klimasystems in Modellen projizieren – beispielsweise, um nachzuvollziehen, inwiefern global mehr Wasser verdunstet und dementsprechend auch wieder abregnet –, erhalten wir abstrakte Angaben und erst einmal nur Szenarien. Extremereignisse hingegen finden auf den Skalen statt, in denen Menschen konkret leben und in denen sie stadtplanerische Entscheidungen treffen, Frühwarnsysteme diskutieren, Felder bewirtschaften und Infrastrukturgroßprojekte entwerfen. Extremereignisse zeigen uns immer wieder in unterschiedlichen Zusammenhängen, wie die Veränderungen im Wetter mit unseren gesellschaftlichen Strukturen interagieren. Sie machen uns unmissverständlich klar, wie Klimawandel sich hier und heute und an den verschiedensten Orten der Welt anfühlt – und wer wie (un)geschützt ist.

Darum geht es in diesem Buch.

Eine kolonialfossile Welt

Hitzewellen in Nordamerika und in Westafrika, Dürren in Madagaskar und Südafrika, Überschwemmungen in Deutschland und Pakistan, Waldbrände in Australien und Brasilien: All diese grundverschiedenen Ereignisse treffen auf Gesellschaften, die mit sehr unterschiedlichen Problemen kämpfen – und sie alle zeigen die Rolle des Klimawandels anders. Aber egal, ob es die USA, Deutschland oder Südafrika trifft, überall bewahrheitet sich, dass diejenigen sterben, die wenig Geld haben und sich nicht ohne Weiteres ausreichend mit Informationen versorgen können.

Und das müsste nirgendwo so sein.

Dass es dennoch immer wieder genau so geschieht, liegt meines Erachtens insbesondere an einem gesellschaftlichen Narrativ, das sich hartnäckig hält. Es fußt vor allem auf der Idee, dass das Verbrennen fossiler Brennstoffe für den Erhalt dessen, was wir als Wohlstand bezeichnen, unerlässlich und »Freiheit« mit Tempolimit unmöglich sei.

Vergleichen wir unsere heutige Gesellschaft mit der vor dreihundert Jahren, schreiben wir die Errungenschaften der letzten Jahrhunderte in vielen Fällen unhinterfragt dem Verbrennen fossiler Energien zu, etwa die Tatsache, dass wir sauberes Trinkwasser haben.​[​9​]​ Wir verbinden Kohle, Öl und Gas historisch mit der Demokratie und den Werten des Westens, wobei wir Briketts und Wohlfahrtsstaat auch kausal verknüpfen: Das eine bedingt das andere. Selbst in den Fällen, in denen das tatsächlich stimmt, vergessen wir aber immer wieder, darauf hinzuweisen, dass der Umkehrschluss – geht das eine unter, stirbt das andere mit ihm – so fatal wie falsch ist.

Ich möchte zeigen, wie sehr sich dieses Narrativ – oder Framing – durch sämtliche soziale Ebenen und politische Entscheidungen zieht. Noch immer argumentieren sowohl der Globale Norden als auch der Globale Süden, dass die Länder des Globalen Südens aus Gerechtigkeitsgründen zunächst auch sehr hohe Treibhausgasemissionen haben müssten. Dabei gerät völlig aus dem Blick, dass auch im Globalen Norden die Armen für den Lebensstil weniger Reicher bezahlen, sei es der Kumpel, der im Bergwerk malocht oder die Stadtbewohner*innen, die in Ballungsräumen verstärkt der Luftverschmutzung ausgesetzt sind. Wer sagt denn, dass das, was im Globalen Norden passiert, selbstverständlich besser sei und damit der Welt übergestülpt werden müsse?

Als der Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz Robert Habeck im November 2022 für Deutschland einen neuen Flüssiggas-Deal mit Katar unterzeichnete, spielte er das Problem des Klimawandels gegen ein vermeintlich drängenderes politisches Ziel, das der Energiesicherheit, aus. Denn anders als vielleicht suggeriert werden sollte, behob dieser Deal nicht die akuten Engpässe im Winter 2022/2023, sondern liefert Gas erst ab 2026, dafür aber bis 2041. Auch wenn die tatsächlichen Liefermengen klein sein mögen, ist dies ein viel zu langer Zeitraum, wenn Deutschland seine Klimaziele ernst nehmen will. Statt Krisen gegeneinander auszuspielen und große Herausforderungen vermeintlich drängenderen nationalen Problemen zu opfern, müssen wir uns fragen, ob die Menschenrechte wirklich das normative Fundament darstellen, wie es sich die Vereinten Nationen 1948 erhofften.

Die Covid-19-Pandemie hat, genauso wie jede bisher abgehaltene Klimakonferenz, deutlich gezeigt, wie sehr das koloniale Denken noch heute die Politik bestimmt. Impfstoffe für den Globalen Süden? Gab es nicht. Das Versprechen des Globalen Nordens, ab 2020 jährlich 100 Milliarden US-Dollar in den Süden fließen zu lassen? Wurde nicht eingehalten. Damit muss sich der Süden mit den Auswirkungen des Klimawandels weiterhin hauptsächlich allein herumschlagen, und Klimaanpassungsmaßnahmen bleiben erst einmal mehr Traum als Realität.

Das Ausbeuten von Natur und Menschen bestimmt nach wie vor unser Handeln. Es ist schwer in einem Wort darzustellen, welche Strukturen, Framings und Ideen dem zugrunde liegen. Kritik am Kapitalismus ist heutzutage immer schnell bei der Hand, und ich bin mit Sicherheit kein Fan der derzeitigen neoliberalen Welt, in der es keine ernsthafte Vermögenssteuer gibt, in deren Bildungssystem der Erfolg vom Elternhaus abhängt und in der die Profitmaximierung einiger weniger mehr zählt als die Lebensqualität vieler. Aber ich möchte hier nicht das Für und Wider verschiedener Wirtschaftssysteme diskutieren, dafür bin ich nicht die Richtige, sondern Framings und Narrative identifizieren, die im neoliberalen Paradies eines Post-Brexit-Großbritanniens ebenso wirksam sind wie in Südafrika oder Pakistan. Für diese Narrative das eine Schlagwort zu finden, das sie am besten charakterisiert, würde mir wahrscheinlich nicht einmal mit einer philosophischen Abhandlung gelingen. Sind sie neoliberal? Patriarchal? Kolonial oder postkolonial? Rassistisch? Oder doch eher extraktivistisch, da wir alles aus Böden, Wäldern und Meeren herausziehen, was nur irgendwie geht, selbst wenn wir damit die Quelle all dieser Schätze zerstören? Für welchen Begriff auch immer ich mich entscheide, er wird in der Sache stets verkürzt sein. Um das Ganze besser zu verstehen, brauchen wir nicht nur das eine Wort, sondern das ganze Buch.

Meine Interpretation der Extremwettereignisse, die zu Katastrophen werden, ergibt immer wieder, dass das Erbe des Kolonialismus alles durchzieht. Der Einfluss der Industrie, die mit dem Verbrennen fossiler Brennstoffe reich und mächtig geworden ist, prägt weltweit unsere Erzählung davon, was ein erstrebenswertes Leben sei. In der Folge verfestigt unsere globale Gesellschaft in vielen Aspekten Ungleichheit, anstatt sie zu überwinden, was zu den extrem ungerechten Auswirkungen des Klimawandels führt. Daher nenne ich dieses Framing ein kolonialfossiles Narrativ. Wohl wissend, dass dieser Name nicht perfekt ist und eine Verkürzung in Kauf nimmt. »Extraktivistisch« wäre korrekter als »fossil«, aber zum einen ist das Wort sehr sperrig, und zum anderen ist der explizite Hinweis auf die Öl-, Kohle- und Gasindustrie wichtig, den der Begriff »fossil« transportiert. In »fossil« schwingt außerdem mit, dass wir es hier nicht nur mit etwas sehr Altem, sondern auch mit etwas längst Überholtem zu tun haben.

Und während der Begriff »fossil« ursächliche Bestandteile der Klimakrise einbezieht – es gäbe auch dann einen Klimawandel, wenn wir keine Kolonien erobert, aber trotzdem fossile Energieträger verbrannt hätten –, sähe dieser Klimawandel ohne unser »(post)koloniales« Denken ganz anders aus.

Der kolonialfossile Klimawandel ist daher im Wesentlichen weder Klimakrise noch Klimakatastrophe noch sonst irgendein dramatisches, zusammengesetztes Substantiv, das man mit »Klima« bilden kann, sondern eine Gerechtigkeitskrise. Diese Gerechtigkeitskrise durchzieht die Geschichte der Menschheit und findet nicht erst statt, seit der Klimawandel ein Thema ist. In Kombination mit den Auswirkungen des Klimawandels hat diese Gerechtigkeitskrise jedoch eine neue Dringlichkeit und globale Dimension erreicht, die nur mittelbar mit Physik zu tun hat.

Die Tatsache, dass es sich bei dem, was den Klimawandel zum Problem macht, nicht um eine Heißzeit oder andersgeartete physikalische Gegebenheiten handelt, hat weitreichendere Konsequenzen, als wir bisher anerkennen wollen. Sie macht uns klar, dass die Art und Weise, wie wir den Klimawandel aktuell hauptsächlich bekämpfen und erforschen – nämlich als Problem der Physik –, viel zu kurz greift. Natürlich brauchen wir eine Transformation dessen, wie wir Energie gewinnen. Vor allem aber brauchen wir eine Transformation dessen, wer wie am gesellschaftlichen Leben teilnimmt, wie politische und wirtschaftliche Macht genutzt wird, wer wie Entscheidungen trifft. Wie wir eine derart grundlegende Transformation erreichen, ist schwer zu sagen. Ein erster Schritt wäre sicherlich, uns Folgendes bewusst zu machen: Auch wenn wir denken, dass wir den Klimawandel verstehen und glauben, ihn zunehmend ernst zu nehmen, da wir ihn ja bereits in Klimakrise umbenannt haben, ist das vielleicht nicht die ganze Story.

In diesem Buch erzähle ich eine andere Geschichte, und es ist nicht die des Asteroiden. Und auch wenn sie noch keine konkrete Lösung enthalten mag, ist sie doch mehr als die Analyse, die eine Physikerin bieten kann. Sie ist auch der Versuch, sich dem Klimawandel als Philosophin zu nähern und offenzulegen, worüber es sich nachzudenken lohnt.


Teil I   
HITZE



Kapitel 2   
Ein Kontinent sprengt die Charts

⦿ Kanada und USA

»Ich hatte Angst um mein Leben […]. Ich musste das Gebiet verlassen, weil wir in Golden keine Unterkunft, keine Abkühlung oder Abhilfe fanden. Zwölf Stunden musste ich durch die Waldbrände fahren, damit ich die Küste erreichte, nur um festzustellen, dass […] keine Unterkünfte für Obdachlose oder Behinderte verfügbar sind.«​[​10​]​

»Für jede Person, die an der Hitze starb, erlitten möglicherweise zehn oder mehr einen Hitzschlag, Dehydration oder andere Komplikationen, einschließlich dauerhafter, lebensverändernder Verletzungen. Ich habe während der extremen Hitze im Juni mehr Patienten mit Hitzeerkrankungen gesehen als in meiner gesamten Karriere.«​[​11​]​

»Geld ist knapp für so etwas Luxuriöses wie einen richtigen Ventilator oder, Gott bewahre, eine Klimaanlage.«

»Es gab mehrere Tage, an denen ich mich nicht erinnern konnte, was ich getan hatte, ich lag einfach auf dem Boden und konnte nicht aufstehen.«​[​12​]​

Lytton ist eine kleine Ortschaft im kanadischen Britisch-Kolumbien, etwa 250 Kilometer nordöstlich von Vancouver. Bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts hieß die Gemeinde The Forks, was so viel wie Zusammenfluss bedeutet: Hier mündet der Thompson River in den Fraser River, der sich über 1375 Kilometer durch die Provinz zieht und bei Lytton einen beschaulichen Blick auf ein weitläufiges Uferpanorama freigibt. Ringsum leben Elche, Schwarzbären und Luchse, wer Glück hat, sieht sogar einen Weißkopfseeadler seine Kreise ziehen.​[​13​]​ Lytton ist jedoch nicht wegen seiner Wildtiere, sondern wegen seiner Wildwasser interessant: Das Dorf gilt als Rafting-Hauptstadt Kanadas, und die hier vorherrschende Strömung erreicht etwa fünfzig Kilometer weiter südlich das legendäre hell’s gate, das Höllentor zu einer bis zu 180 Meter tiefen Schlucht, durch die sich der Fraser River seinen Weg bahnt und Besucher*innen eine so respekteinflößende wie aufregende Naturerfahrung bietet.

Dann kam der Sommer 2021 und mit ihm eine Höllenerfahrung, die nichts mehr mit Abenteuern zu tun hatte. Ab dem 25. Juni litt der Nordwesten Nordamerikas unter einer extremen Hitzewelle. Mehrere Städte in den westlichen Provinzen Kanadas sowie in den US-Bundesstaaten Oregon und Washington verzeichneten Temperaturen von weit über 40 Grad Celsius. Lytton geriet tagelang in die Schlagzeilen, eine von dort gemeldete Höchsttemperatur überbot die nächste.​[​14​]​ Die außergewöhnlich heißen Tage machten den Menschen im gesamten Nordwesten stark zu schaffen. Krankenhäuser füllten sich schlagartig mit Hitze-Patient*innen, immer mehr Menschen suchten in den Notaufnahmen Hilfe, pausenlos klingelten die Notruftelefone, plötzliche Todesfälle schockierten die Bevölkerung. Am 29. Juni meldete Lytton einen neuen kanadischen Temperaturrekord von 49,6 Grad. Nur einen Tag später wurde das extreme Wetter für das kanadische Rafting-Paradies zum endgültigen Feuerinferno: Die Hitze hatte verheerende Waldbrände entfacht, in der Umgebung von Lytton gerieten sie »auf einer Fläche von 65 Quadratkilometern ›außer Kontrolle‹«, wie die Behörden mitteilten. Das ist eine Fläche, die größer ist als der Starnberger See. Das Wetter blieb »weiterhin trocken, heiß und windig«, und als das Feuer Kurs auf Lytton nahm, zerstörte es den Ort so gründlich, dass nur ein ganz kleiner Teil verschont blieb: »Neunzig Prozent des Dorfes sind verbrannt, einschließlich des Ortskerns«, lautete die offizielle Mitteilung.​[​15​]​

Hitzewellen sind eine der tödlichsten Naturgefahren.

Die nordwestpazifische Hitzewelle – sie dauerte bis zum 7. Juli an – traf eine Bevölkerung, die an so extreme Temperaturen nicht gewöhnt war. Anders als in Regionen, die derart heiße Sommer besser kennen, hatten die Menschen hier keine entsprechenden Vorkehrungen getroffen. Sie konnten weder einen Ventilator noch eine Klimaanlage anschalten – aus dem einfachen Grund, weil sie weder das eine noch das andere besaßen.​[​16​]​

Das Biest

Die Hitzewelle, die Lytton fast vollständig von der Landkarte tilgte, war so außergewöhnlich, dass mein Team und ich sie uns sofort genauer ansahen. Wir – ich arbeitete mit Kolleg*innen aus den USA, Kanada, den Niederlanden, Frankreich, Deutschland und der Schweiz – wollten herausfinden, wie sich der vom Menschen verursachte Klimawandel auf die Höchsttemperaturen in dieser extremen Hitze auswirkte.​[​17​]​ Die Region, die wir untersuchten, umfasst das Gebiet zwischen dem 42. und 45. Breitengrad und dem 119. bis 123. Längengrad, sie schließt in den Vereinigten Staaten die Städte Seattle und Portland ein, in Kanada reicht sie bis Vancouver. In diesem riesigen Areal – hier wütete die Hitze am stärksten – leben weit über neun Millionen Menschen.

Wir arbeiteten unter Hochdruck, um das aktuelle Geschehen möglichst schnell einordnen zu können, und veröffentlichten unsere Erkenntnisse noch am letzten Tag der Extremtemperaturen. Von nun an verkörperte die nordwestpazifische Hitzewelle für die breitere Öffentlichkeit – zumindest in den USA – exemplarisch die Dramatik des menschengemachten Klimawandels. Noch zehn Monate später bezeichnete sie etwa der US-amerikanische Publizist David Wallace-Wells – er schrieb gerade die erste seiner wöchentlichen Klimakolumnen in der New York Times – als Musterbeispiel für ein vollkommen anderes, neues, furchteinflößendes Wetterereignis.​[​18​]​ Natürlich ist es wichtig, dass die Medien ein Bewusstsein dafür schaffen, dass der Klimawandel unser heutiges Wetter beeinflusst, zum Teil sogar dramatisch. Wenn Wallace-Wells in diesem Zusammenhang jedoch einen Satz von mir aufgreift und feststellt, dass »wir Zeuge von Ereignissen werden, die ohne den Klimawandel nicht möglich gewesen wären und die wir uns nicht wirklich hätten vorstellen können«, zitiert er mich zwar nicht falsch. Aber er reißt das Gesagte aus dem Kontext, und vieles, das sehr wichtig ist, lässt er unerwähnt.

Denn wir hatten womöglich tatsächlich große Schwierigkeiten, uns diese Hitzewelle vorzustellen, aber wir hätten langfristig vorhersagen können und müssen, dass eine solche Hitze möglich ist. Genau genommen stellen wir uns solche Ereignisse nicht vor, weil wir sie uns nicht vorstellen wollen. Wir berechnen sie abstrakt – Sie kennen das als Wettervorhersage –, aber unsere Vorstellungskraft reicht, oft mangels Erfahrung, nicht aus, um uns auszumalen, was sie für die Menschen (und Ökosysteme, aber mir geht es in diesem Buch in erster Linie um Menschen) bedeuten. Genau das müssen wir jedoch tun, um uns deutlich besser auf derartige Hitzewellen vorzubereiten. Und um zu verhindern, dass sie zur Katastrophe werden.

Auch mir war dies im Juni 2021 noch nicht in aller Deutlichkeit bewusst. Während die Hitzewelle wütete und Journalist*innen aus aller Welt uns mit Fragen zur Rolle des menschengemachten Klimawandels bombardierten, ging es zunächst einmal darum, herauszufinden, mit was für einem Biest wir es zu tun haben.

Die Naturgefahr

Seit 1990 gibt der Weltklimarat (Intergovernmental Panel on Climate Change, IPCC) im Abstand von sechs bis acht Jahren einen Bericht heraus, in dem er auf der Basis aktueller Forschungsergebnisse aufzeigt, inwiefern der Mensch das Weltklima beeinflusst. Im August 2021 veröffentlichte der IPCC seinen sechsten Bericht und stellte eindeutig fest, dass sowohl durchschnittliche als auch extreme Hitze auf allen Kontinenten dramatisch zugenommen hat – und dass dies auf den vom Menschen verursachten Klimawandel zurückzuführen ist.​[​19​]​

Dass der Klimawandel Hitzewellen verändert hat, daran besteht schon seit Jahren kein Zweifel mehr. Wir wissen mittlerweile auch, dass er sie dramatischer verändert hat als Dürren oder extreme Niederschläge. Das liegt unter anderem daran, dass Hitzewellen unmittelbar mit der Temperatur in der Atmosphäre verbunden sind, während bei Dürren oder Niederschlägen eher langsam ablaufende Prozesse dazwischengeschaltet sind, die den Kreislauf des Wassers zwischen Ozean, Atmosphäre und Festland regulieren.

Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache: Über den ganzen Globus gesehen waren Hitzewellen, wie sie etwa einmal in zehn Jahren (also in jedem Jahr mit einer Wahrscheinlichkeit von zehn Prozent) zu erwarten sind, im Jahr 2021 durchschnittlich um 1,2 Grad heißer, als sie es ohne den Klimawandel gewesen wären. Und das, was heute ein Jahrzehntereignis ist, wäre ohne den Klimawandel nur alle fünfzig Jahre zu erwarten gewesen. Im Schnitt wurde extreme Hitze seit der Industrialisierung also fünfmal wahrscheinlicher. Als direkte Folge des Klimawandels ist Hitze, die zuvor sehr selten auftrat, weltweit nun nur noch ungewöhnlich, während in einigen Fällen Hitzewellen, die heute als extrem gelten können, Temperaturen erreichen, die früher so gut wie unmöglich waren.​[​20​]​

So weit, so technisch und abstrakt.

Die allermeisten Menschen leben allerdings nicht in einem Durchschnittsland oder in einer Durchschnittsstadt, sondern in einem ganz konkreten Ort. Mit Wetter, das charakteristisch ist für diese Gegend, mit vielleicht typisch kühlen und nassen Sommern wie in Seattle oder heißen und trockenen wie in Delhi. Was eine Hitzewelle ist, kann man nicht pauschal für den Durchschnitt der Welt bestimmen. Schauen wir uns beispielsweise Hitzewellen aus dem Jahr 2022 an: In Südasien ist eine Hitze, wie sie dort im März und April in Indien und Pakistan auftrat, heute 30-mal wahrscheinlicher als zu Beginn der Industrialisierung, in Argentinien ist die extreme Dezemberhitze sogar rund 60-mal wahrscheinlicher geworden.​[​21​]​ Alle drei Länder müssen also deutlich öfter mit dieser Naturgefahr rechnen, als es die global zu erwartende, durchschnittliche Häufigkeit von Hitzewellen zunächst vermuten lässt.​[​22​]​

Oder schauen wir uns London an: Menschen, die ihr bisheriges Leben in der britischen Hauptstadt verbrachten, haben dort vor dem Jahr 2022 niemals Temperaturen von mehr als 38 Grad erlebt, und das auch nur einmal während der Hitzewelle 2003. In Delhi hingegen sind 38 Grad zwar heiß, aber für dortige Verhältnisse nicht extrem. Dennoch fühlt sich gerade in Städten Hitze ganz anders an als im abstrakt berechneten weltweiten Durchschnitt. Meistens ist sie tatsächlich heißer, die Menschen haben weniger Möglichkeiten, sich abzukühlen, Schatten oder erfrischende Gewässer sind nicht immer verfügbar. Insbesondere in Gegenden mit inoffiziellen – also staatlich weder kontrollierten noch geschützten – Siedlungen und Slums, aber auch in schlecht isolierten Plattenbausiedlungen, ist extreme Hitze deutlich tödlicher als in Gebieten mit viel Vegetation. Um zu verstehen, was der Klimawandel tatsächlich für eine Stadt – und für eine Hitzewelle – bedeutet, muss man sich die Hitze im jeweiligen konkreten Kontext ansehen.

Hitze heute

Das Biest von Lytton hat nicht nur einen Ort zerstört. Es stellte darüber hinaus etwas Fundamentales auf den Kopf, nämlich unsere bisherigen Erfahrungen und Beobachtungen.

Auf Erfahrung und Beobachtung greifen Versicherungen, Stadtplaner*innen und einfach alle, die irgendein Interesse am Wetter haben, zurück, wenn sie etwa wissen möchten, wie häufig an einem bestimmten Ort extremes Wetter zu erwarten ist. Nehmen wir beispielsweise das Abwassersystem von London. Angenommen, ich möchte prüfen, ob seine (hoffentlich standardisierten und nicht zu teuren) Gullys das Wasser zuverlässig von den Straßen abfließen lassen. Zu diesem Zweck sollten sie in der Lage sein, einem Jahrhundertregen standzuhalten.

Um herauszufinden, ob ihnen das gelingt, muss man wissen, wie viel Millimeter Regen an einem Tag fallen müssen, damit dieser Niederschlag einem Jahrhundertregen-Ereignis entspricht. Um das herauszufinden, brauche ich nicht zu warten, bis es tatsächlich so viel regnet. Das wäre extrem unpraktisch und würde jede Planung schon vorab ins Wasser fallen lassen. Außerdem hat die Sache noch einen Haken: Ein Jahrhundertereignis tritt nämlich nicht konkret alle hundert Jahre auf, sondern nur durchschnittlich alle hundert Jahre. Das bedeutet, es kann auch in zwei aufeinanderfolgenden Jahren stattfinden oder vierhundert Jahre lang gar nicht: Denn Jahrhundertereignis heißt, dass die Wahrscheinlichkeit in einem gegebenen Jahr, ein solches Ereignis zu erleben, bei 1 Prozent liegt. Das ist nicht extrem häufig, aber ab und an muss man eben doch damit rechnen, damit das britische Parlament im Westminster-Palast nicht eines Tages ins Schwimmen kommt.

Wenn wir uns ausschließlich tatsächlich erlebten Wetters bedienten, würden hundert Jahre also nicht ausreichen, um einen Londoner Jahrhundertregen zu bemessen. Denn dazu müssten wir zunächst viele reale Jahrhunderte durchleben und jeden einzelnen Tag in diesen Hunderten von Jahren zur gleichen Zeit Messbecher zum Auffangen des Regenwassers leeren, um anschließend den Niederschlag eines durchschnittlichen Jahrhunderts berechnen zu können.

Zum Glück gibt es einen sehr viel schnelleren Weg, und der beginnt in Heathrow, an einer der Londoner Wetterstationen. Dort werden seit 1960 tägliche Regendaten gesammelt (die auch nach wie vor mit Messbechern gemessen werden). Anhand dieser Daten konnte ich berechnen, dass an einem Londoner Regentag 22 Millimeter Niederschlag fallen müssen, damit man von einem Jahrhundertregen sprechen kann. Ermöglicht haben mir diese Berechnung statistische Modelle, die das gemessene, also erfahrene und beobachtete Wetter vervielfachen. Genauso geht man vor, um zu berechnen, wie hoch man etwa einen Deich bauen muss, um vor einer Jahrtausendflut geschützt zu sein. Diese Modelle sind natürlich umso genauer, je mehr tatsächliche Messdaten es gibt. Andersherum ausgedrückt: Je seltener das Ereignis, desto schwieriger ist es, genau festzustellen, ob es sich um ein Jahrtausend- oder vielleicht doch nur um ein Fünfhundertjahrereignis handelt. Die Berechnung der Wiederkehrwahrscheinlichkeiten wird dann zunehmend schwieriger.

Auch bei dem nordwestpazifischen Biest hatten wir mit diesen Schwierigkeiten zu kämpfen. Natürlich rechneten wir auch hier Wetterdaten hoch, die auf den Beobachtungen der letzten Jahre – in diesem Fall waren es 120 – basierten. Und stellten fest, dass das, was Seattle, Portland und Vancouver gerade erlebt hatten, buchstäblich unmöglich war: Rein rechnerisch hätte, bei allen einkalkulierten Schwierigkeiten, eine solche Hitze nicht vorkommen dürfen. Das Biest stellte ein Ereignis dar, das nur einmal in beliebig vielen Jahren zu erwarten ist, das heißt, wir können keine konkrete Anzahl von Jahren in unsere Prognose schreiben. Man kann schlicht nicht sagen, wie selten – oder andersherum: wie häufig es vorkommt. Wir können nur sagen, dass es sich seltener ereignet als alles, was man sinnvoll berechnen kann, – also seltener als einmal in 100 000 Jahren.

Damit standen wir vor einem methodischen Dilemma, denn das Biest hatte Lytton nun mal in Schutt und Asche gelegt. Wir konnten die Standardmethoden, mit denen wir gewöhnlich Wiederkehrwahrscheinlichkeiten bestimmen und die der Ausgangspunkt einer jeden Attributionsstudie, die Grundlage sämtlicher Infrastrukturplanung und das tägliche Brot von Versicherungen sind, nicht anwenden. Und zwar nicht, wie es bei extremen Niederschlägen und vor allem bei Dürren häufiger der Fall ist, weil es zu wenige oder lückenhafte Beobachtungsdaten gegeben hätte. Sondern weil diese Hitzewelle ein so extremes Ereignis war, dass es im wahrsten Sinne des Wortes die bestehenden Charts sprengte. Anders gesagt: Dieses Biest ist nur in der Welt, in der wir heute leben, möglich. Denn im Wetter der Vergangenheit, das die Wetterbeobachtungen der letzten 120 Jahre dokumentieren, war eine solche Hitze unmöglich.

Die Antwort auf die Frage, wie viel wahrscheinlicher der Klimawandel diese konkrete Hitzewelle gemacht hat, lautet also: Er hat sie zwar beliebig viel wahrscheinlicher gemacht – aber vor allem wurde sie durch ihn überhaupt erst ermöglicht. Um zu wissen, auf was man sich in Zukunft in der Region einstellen muss, bleiben demnach zu viele Fragen offen. Vieles ist noch vollkommen ungeklärt. Etwa, ob es sich bei diesem Biest, auch im heutigen Klima, um ein extremes, also sehr seltenes Ereignis handelt und somit schlicht unfassbares Pech im Spiel war. Denn unfassbares Pech wäre das statistische Äquivalent zu einem derart seltenen Vorkommnis. Oder ist eine solche Hitze Teil eines Wetters, mit dem wir jetzt regelmäßig rechnen müssen?

Um der Sache auf den Grund zu gehen, haben Wissenschaftler*innen zwei mögliche Erklärungen zur Hand. Entweder ist eine solche Hitzewelle – selbst im gegenwärtigen Klima von 1,2 Grad globaler Erwärmung – ein Ereignis mit sehr geringer Wahrscheinlichkeit, wenn auch durch den Klimawandel verschärft. Oder aber – so die zweite denkbare Erklärung – das Wetter im Nordwesten Nordamerikas hat sich derart grundlegend verändert, dass es noch weitere Konsequenzen nach sich zieht: Dann wären dort Hitzewellen nicht nur heißer, sondern es gäbe auch viel häufiger Wetterbedingungen, bei denen Hitzewellen überhaupt erst auftreten können. Und ihre Häufigkeit würde nicht nur in dem Tempo zunehmen, in dem sich die Treibhausgasemissionen erhöhen, wie es bisher in anderen Teilen der Welt beobachtet wurde, sondern sehr viel schneller.

Welche Erklärung ist die richtige?

Um diese entscheidende Frage zu beantworten, arbeiten Wissenschaftler*innen mit Klimamodellen, also den gleichen Modellen, die auch zur täglichen Wettervorhersage verwendet werden und mit denen diese anhand der Gesetze der Physik die Entwicklung von Temperatur, Luftdruck und Niederschlag berechnen. Keines der Modelle, die meinem Team und mir zu dem Zeitpunkt, als das Biest über Lytton hereinbrach, zur Verfügung standen, deutet darauf hin, dass die zweite Erklärung – also die Idee der grundlegenden Veränderung – korrekt ist, denn alle Modelle legen nahe, dass die nordwestpazifische Hitzewelle ein extrem seltenes Ereignis war – also eher unfassbares Pech, die erste der möglichen Erklärungen. Dennoch konnten wir, als wir unsere Studie veröffentlichten, nicht ausschließen, dass wir es mit einer grundlegenden Veränderung zu tun hatten. Denn eine Studie erzählt, auch wenn sie noch so gut ist, immer nur einen Teil der Story. Nichtsdestotrotz sind auch andere Untersuchungen – mittlerweile gibt es mindestens noch zwei weitere, die auf anderen Klimamodellen und anderen Berechnungsmethoden beruhen – zu keinem anderen Ergebnis gekommen als wir: In einem 1,2-Grad-Klima ist eine derart dramatische Hitzewelle in dieser Region im Durchschnitt sehr selten, also etwa einmal in tausend Jahren zu erwarten.​[​23​]​ Und ohne den Klimawandel wäre dieses Jahrtausendereignis schlicht gar nicht zu erwarten gewesen, denn es konnte, wie geschildert, nur in der Welt vorkommen, in der wir heute leben.

Zahlen sind nicht gleich Zahlen

Obwohl oder gerade weil viele Menschen mit Mathematik fremdeln, lieben die Medien Zahlen. Arbeitslosenzahlen, Exportüberschüsse oder die Zahl der Toten und Verletzten sind oft der Einstieg für einen Bericht. Zahlen helfen, Ereignisse einzuordnen und zu vergleichen. Gerade deswegen sind Zahlen jedoch auch mit Vorsicht zu genießen.

Beispielsweise wurden die Ergebnisse unserer Studie zwar vom ersten Tag an Teil der Geschichte, die nun über die extreme Hitze verbreitet wurde, aber sie wurden oft – wie wir schon bei der Klimakolumne von Wallace-Wells in der New York Times gesehen haben – verfälscht oder verkürzt erzählt. Wie beispielsweise in einer Mitteilung, in der Anwält*innen und Ärzt*innen aus Britisch-Kolumbien ihre Regierungsbehörde (löblicherweise) dazu aufforderten, die gesundheitlichen Auswirkungen der extremen Hitze zu untersuchen und die Bevölkerung besser auf kommende Ereignisse vorzubereiten. Denn die Hitzewelle sei, so fassen sie die Ergebnisse unserer Studie zusammen, infolge des Klimawandels ja »150-mal wahrscheinlicher« geworden.​[​24​]​ Wie Wallace-Wells zitieren auch die Ärzt*innen und Anwält*innen das Untersuchungsergebnis nicht ganz korrekt, und auch hier ist ein entscheidender Teil verloren gegangen, denn die korrekte Angabe lautet »erheblich mehr als 150-mal wahrscheinlicher«. Das ist ein großer Unterschied. Wenn Sie mit erheblich mehr als 37 Grad Körpertemperatur fiebernd im Bett liegen, ist das etwas anderes, als wenn Ihr Fieberthermometer 37 Grad anzeigt.

In der Wissensvermittlung ist es jedoch verbreitet, Zahlen verkürzt wiederzugeben. Das ist nicht verwunderlich, denn die meisten Menschen sind es gewohnt, in nackten Zahlen stets die bare Münze der Wirklichkeit zu sehen. Wir lesen und schreiben einzelne Zahlen in ökonomischen Studien, in Berichten von Nichtregierungsorganisationen (Non-governmental Organisations, NGOs) oder, gerade in der Coronazeit, in Medienberichten zu medizinischen Erkenntnissen, und gehen davon aus, dass der Wert, den sie angeben, exakt und definitiv ist. Aber für die Wissenschaft bedeuten Zahlen etwas anderes. In der Forschung haben wir es immer mit Annäherungswerten zu tun, allein schon, weil das Messen von Höhen, Volumen und Mengen eine sehr komplexe und schwankungsanfällige Sache ist – denken Sie nur an die vielen Messbecher bei der Prüfung des Londoner Abwassersystems. Deshalb liefern wissenschaftliche Studien nie eine konkrete Zahl, sondern immer das, was unglücklicherweise Unsicherheitsbereich heißt. Dabei wäre Sicherheitsbereich ein wesentlich treffenderer Begriff: Wenn wir sagen, dass diese Hitze mindestens 150-mal wahrscheinlicher geworden ist, heißt das, dass wir ausschließen können, dass sie nur 148- oder 149-mal häufiger vorkommt. Wir sind uns sehr sicher, dass sie über 150-mal häufiger vorkommt, nicht 150-mal und nicht weniger. Und entscheiden sich Journalist*innen, Pressesprecher*innen und Publizist*innen doch mal, das komplette Ergebnis zu veröffentlichen, wird es von den verantwortlichen Redakteur*innen wieder herausgestrichen, da wir gelernt haben, »unsicher« in der Wissenschaft mit »keine Ahnung« zu übersetzen. Das Gegenteil wäre korrekt.

Wovon wir also eine sehr genaue Ahnung haben, ist Folgendes: Die nordwestpazifische Hitze ist auch in der Welt von heute extrem selten. In einem 1,2-Grad-Klima ist es demnach extrem unwahrscheinlich, dass Lytton sie so bald noch einmal erleben wird: Denn obwohl Jahrtausendereignisse immer irgendwo auf der Welt auftreten, finden sie nicht mehrmals hintereinander am gleichen Fleck statt. Das bringt uns zurück zu der Forderung an die Regierung Britisch-Kolumbiens: Wenn es vorerst derart unwahrscheinlich ist, dass das Biest im Nordwesten Nordamerikas erneut auftaucht, können wir dann davon ausgehen, dass Vancouver, Seattle und Portland nun genügend Zeit haben, um Anpassungsstrategien zu entwickeln, damit sie bei zukünftigen Hitzewellen in der Lage sind, ihre Bevölkerung besser zu schützen?

Wenn man sich nur den Teil der Zahlen anschaut, die beschreiben, wie der Klimawandel das physische Ereignis bis heute beeinflusst hat, könnte man zu diesem Schluss kommen. Eine Schlussfolgerung allerdings, die mehr als kurzsichtig ist.

Vulnerabilität und Exposition

Für ein zukünftiges Risikomanagement hat die Tatsache, dass die schwersten Hitzewellen, die wir heute und in der nahen Zukunft erleben, in einem vorindustriellen Klima nicht möglich gewesen sind, kaum Bedeutung. Menschen passen sich nicht relativ zu einem festen, lange zurückliegenden Zeitpunkt an neue Umstände an. Sie gehen iterativ, also schrittweise vor, integrieren kontinuierlich neue Wissensquellen in ihr Know-how und verbessern ihre Resilienz gegenüber dem sich ändernden Klima unter anderem dadurch, dass sie – sei es bewusst oder unbewusst – die Wirksamkeit früherer Bemühungen analysieren und bewerten.​[​25​]​ Zumindest dann, wenn es eine Chance dazu gibt.

Wenn man plötzlich völlig unbekannte Extreme erlebt, ist eine schrittweise Anpassung schwierig. Noch leben wir in einem Klima, das 1,2 Grad wärmer ist. Da die Emissionen jedoch steigen, statt zu sinken und sehr weit von Netto-Null entfernt sind, werden wir in sehr wenigen Jahren 1,5 Grad und mit nicht geringer Wahrscheinlichkeit 1,6 oder 1,7 Grad Erderwärmung erreicht haben, vielleicht sogar noch mehr. In einem 1,5-Grad-Klima ist die Hitze, die Lytton erlebt hat, kein Jahrtausendereignis mehr, sondern schon viel wahrscheinlicher. In einer 2-Grad-Welt muss der Nordwesten Nordamerikas mit solchen Hitzewellen bereits alle fünf bis zehn Jahre rechnen.​[​26​]​ Zeit bleibt also keine.

Regierungen, die lieber kurzsichtig entscheiden und damit unterstellen, dass wir noch Zeit hätten, müssen sich also den Vorwurf des Zynismus gefallen lassen. Denn dass Hitzewellen auch dort möglich sind, wo wir nicht unbedingt damit rechnen, ist nicht erst der Fall, seitdem die Auswirkungen der industriellen Revolution deutlich spürbar sind.

Ungewöhnlich heiße Sommer, zumindest wenn man vergleichsweise historisches Klima zugrunde legt, hat es in den letzten Jahren auch in anderen Regionen der Welt gegeben: Möglicherweise erinnern Sie sich an die Hitze in Sibirien (2020), in Westeuropa (2019), ein Jahr zuvor (2018) in ganz Europa, im Osten Kanadas und in Japan. Die Liste lässt sich um die Hitzewellen in Südeuropa (2017) verlängern, in Indien (2015), in Russland (2010) und erneut in Europa (2003). Ihnen allen waren zwei Dinge gemeinsam: Sie wären ohne den Klimawandel um bis zu 4 Grad kälter gewesen. Und sie waren extrem tödlich.

Hitze tötet

Hitzewellen führen zu hoher Übersterblichkeit, also einer Sterberate, die die durchschnittliche Anzahl an Todesfällen übersteigt. Allein die Extremtemperaturen, die Europa 2003 erlebte, forderten über 70 000 Tote.

Hitze tötet durch direkte Einwirkung – beispielsweise bei einem Hitzschlag –, aber auch dadurch, dass sie bereits bestehende medizinische Erkrankungen im Zusammenhang mit Atemwegs- und Herz-Kreislauf-Problemen verstärkt. Sind die Temperaturen so extrem wie während des Biests von 2021, spüren das alle gesundheitlich, auch vergleichsweise gesunde und junge Menschen, sobald sie über einen längeren Zeitraum der Hitze ausgesetzt sind. Bestimmte Bevölkerungsgruppen sind jedoch deutlich anfälliger als andere: ältere Menschen, kleine Kinder und Personen mit bereits bestehenden Erkrankungen. Aber auch sozial isoliert lebende Menschen, Obdachlose, Leute mit geringen finanziellen Möglichkeiten sowie Menschen, die sich aus beruflichen Gründen viel im Freien aufhalten.

In alternden Gesellschaften wie in Deutschland, den USA und in Kanada nimmt daher die Zahl der besonders anfälligen Personen zu. Das im US-Bundesstaat Washington liegende King County, das seine Verwaltungszentrale in Seattle hat, verzeichnet darüber hinaus einen Zuzug von älteren Menschen. Im King County lebt auch die dort in den letzten zehn Jahren deutlich angewachsene und mittlerweile drittgrößte Obdachlosenpopulation der USA. Ein hitzebedingter Tod trifft damit im Wesentlichen marginalisierte, also an den Rand gedrängte Gruppen, die in der Gesellschaft wenig Gehör finden und an Redaktionsschreibtischen, in Abgeordnetenbüros und Stadtplanungsstellen kaum vertreten sind. Hinzu kommt, dass Hitze selten auf der Straße tötet, meist sterben die Menschen allein im Krankenhaus oder in ihrem schlecht isolierten, nicht klimatisierten Zuhause. Sie sterben unsichtbar, sodass im Gegensatz zur Corona-Pandemie keine öffentliche Empörung und kein politischer Druck entsteht. Nur die Statistiker*innen in den Gesundheitsämtern sehen sie. Und das auch nur dann, wenn ihr Tod behördlich (oder anderwärtig organisiert) erfasst wird.

Wie viele Tote eine Hitzewelle fordert, ist meist schwer zu sagen. Während unserer Studie zum nordwestpazifischen Biest ging man von mindestens mehreren Hundert hitzebedingten Todesfällen in der Region aus, aber wir wussten, dass das mit ziemlicher Sicherheit eine Unterschätzung war.

Um die Anzahl der Menschen zu ermitteln, die aufgrund einer Hitzewelle sterben, wird beispielsweise die Zahl der Todesfälle, die im Durchschnitt für diese Jahreszeit ohne Hitzewelle zu erwarten sind, von der Gesamtzahl der konkret aufgetretenen Todesfälle abgezogen. Allerdings erlauben diese Zahlen nur eine grobe Schätzung. Genauer wird es, wenn die Sterbeurkunden einbezogen werden. Aber auch diese geben nur bedingt Auskunft: Sie sind oft erst Wochen oder Monate nachdem es wieder kühler wurde verfügbar, da die meisten Menschen in einer Hitzewelle nicht nach einem Hitzschlag sterben, sondern viel öfter an Herz-Kreislauf-, Atemwegs- und anderen Erkrankungen. Nur selten wird in diesen Fällen Hitze als Mitursache auf der Sterbeurkunde vermerkt.

Laut Schätzung der US-amerikanischen Zentren für Krankheitskontrolle und Prävention (Centers for Disease Control and Prevention, CDC) starben zwischen 2004 und 2018 jährlich 702 Amerikaner*innen hitzebedingt.​[​27​]​ Eine andere Darstellung ermittelt – auf der Datengrundlage aus 297 US-Regierungsbezirken, die fast zwei Drittel (61,9 Prozent) der US-Bevölkerung abbilden –, dass zwischen 1997 und 2006 jährlich 5608 Menschen an Hitze starben.​[​28​]​ Vergleicht man diese Zahlen mit Angaben von Ländern, die eine ähnliche Bevölkerungsstruktur aufweisen, wie etwa das Vereinigte Königreich, erscheinen die amerikanischen Daten als eine grobe Unterschätzung. Im Vereinigten Königreich sind allein 2020 mehr als 2500 Menschen hitzebedingt verstorben, obwohl es in diesem Jahr keine Hitzewelle gab und dort nur ein Fünftel so viele Menschen leben wie in den USA. In Vancouver wurden anhand von Sterbeurkunden 619 Todesfälle für die Zeit, in der das Biest dort wütete, ermittelt.​[​29​]​ Vermutlich sind alle Angaben weit von der Wirklichkeit entfernt. Unabhängig davon jedoch, wie sehr diese Zahlen die tatsächlichen Hitze-Todesopfer unterschätzen, zeigen sie deutlich, dass Hitze mit Abstand das tödlichste Extremwetterereignis ist. Beispielsweise sterben in den USA jährlich vergleichsweise viel weniger Menschen aufgrund eines Hurrikans, in den allermeisten Jahren – mit Ausnahme von 2005, als der Hurrikan Katrina mehr als 1000 Menschen das Leben kostete – liegen die Zahlen hier im niedrigen zweistelligen Bereich.​[​30​]​

Dennoch müsste niemand an Hitze sterben.

Das heißt allerdings nicht, dass es leicht sei, Hitzetote zu vermeiden.

Reichen Weckrufe aus?

Während der nordwestpazifischen Hitzewelle haben sich die betroffenen Gemeinden mehr oder weniger Mühe gegeben, Menschenleben zu retten. Beispielsweise eröffneten Regierungsbehörden für die extrem gefährdete Gruppe der Obdachlosen, die weitgehend von staatlichen Stellen abhängig ist und sich kaum selbst schützen kann, mehrere Kühlzentren in Seattle, Portland und Vancouver. Helfende Hände verteilten zudem Elektrolyte, Lebensmittel und Wasser. Die Kühlzentren waren allerdings nicht nur für Obdachlose da, sondern für alle, in deren Wohnungen es zu heiß wurde – und das betrifft im pazifischen Nordwesten sehr viele Menschen. Häuser in dieser Gegend, die nicht klimatisiert sind, darf man sich nicht wie Berliner Altbauwohnungen vorstellen. Es sind extrem schlecht isolierte Gebäude, die bei Temperaturen von 40 Grad und mehr richtiggehend unbewohnbar und nicht nur unangenehm warm werden. Wie gefährlich Hitze dort wird, zeigt ein kurzer Blick in die konkrete Wohnsituation: Seattle ist die am wenigsten klimatisierte Metropolregion der Vereinigten Staaten, weniger als die Hälfte der dortigen Wohngebiete kann per Knopfdruck kühler gemacht werden. Portland mit knapp vier Fünftel (79 Prozent) klimatisierter Haushalte ist etwas besser, Vancouver mit nur zwei Fünftel (39 Prozent) durch Klimaanlagen gekühlter Wohnungen um einiges schlechter als Seattle ausgestattet, auch wenn in allen drei Städten zuletzt ein ansteigender Klimatisierungstrend zu beobachten ist, der sich nach dem Hitzeerlebnis von 2021 sicher fortsetzen wird. Während der Hitzewelle informierten Regierungsbehörden auf 16 verschiedenen Websites darüber, wie und wo man einen kühlen Kopf bewahren konnte, wo sich Kühlzentren befanden und wie viele Menschen dort Platz hatten.

Eine Frage, die sich nach der Hitze und damit vor allem in den Monaten und hoffentlich Jahren vor der nächsten dramatischen Hitzewelle stellt, ist damit: Haben die Maßnahmen ausgereicht? Gab es genügend Kühlzentren? Wurde genug unternommen? Angesichts der vielen Toten lautet die Antwort eindeutig Nein. Und aller Wahrscheinlichkeit nach starben die Menschen nicht wegen Platzmangels im Kühlzentrum, sondern weil sie unterschätzten, wie unerträglich heiß es zu Hause werden würde. Vermutlich haben sie zu spät oder sogar gar nicht daran gedacht, einen kühlen Ort aufzusuchen. Oder aber sie hätten daran gedacht, wenn dieser Ort nah und gut erreichbar gewesen wäre.

Gerade die am stärksten gefährdeten Menschen sind oft wenig mobil, und sie haben es nicht leicht, an Nachrichten oder lebensrettende Informationen zu kommen. Für meine neunzigjährige Tante beispielsweise wären die 16 Websites der Regierungsbehörden vollkommen nutzlos gewesen. Das Internet ist auch in den USA und dem Hochlohnland Kanada nicht für alle im gleichen Maß verfügbar, oft haben gerade diejenigen, die am meisten Schutz brauchen, gar keinen Zugang. Informationen müssen also auch von Radio- und Fernsehsendern geliefert werden, und zwar so lokal und vielfältig wie möglich. Außerdem müssen die Sender die Menschen darüber aufklären, was sie sonst noch tun können, wie sie ihre Körpertemperatur niedrig halten und wie sie Hilfe bekommen. Vor allem auch dann, wenn die Dinge nicht wie geplant laufen und beispielsweise der Strom ausfällt, was bei starker Hitze – so auch während des Biests – häufig passiert.

In seinem in Amerika 2020 publizierten Roman Das Ministerium für die Zukunft spielt der US-amerikanische Autor Kim Stanley Robinson die Klimakrise anhand einer dramatischen Hitzewelle durch.​[​31​]​ Unerträgliche Temperaturen, Stromausfall, kein Trinkwasser. Menschen können sich in der Hitze kaum bewegen, erst sterben die Alten, dann die ganz Jungen. Eine dystopische Welt, deren Schicksal kein gutes ist. Der Roman spielt jedoch nicht in den USA, sondern in Indien. Kein Wunder: Auf den ersten Blick erscheint alles an einer hitzeerprobten indischen Stadt anders als im kühlen, vermeintlich progressiven Seattle. Für die meisten amerikanischen – und vielleicht auch europäischen – Leser*innen fühlt es sich wohl eher nicht so an, als hätte diese Katastrophe etwas mit ihrem Leben zu tun. Oder?

Keines der zu Beginn dieses Kapitels aufgeführten Zitate ist ausgedacht. Sie stammen von Menschen aus Vancouver und Umgebung, die von ihren Erlebnissen erzählen, vom Überleben einer Katastrophe, die keineswegs eine Naturkatastrophe war, denn erst der anthropogene, also menschengemachte Klimawandel hat sie möglich gemacht. Was in Robinsons Dystopie in einem scheinbar fernen Land geschieht, wurde für einen Teil der kanadischen und US-amerikanischen Bevölkerung 2021 bittere Wirklichkeit: Die Menschen erlebten die durch uns selbst verstärkte Naturgefahr als Katastrophe, weil sie verwundbar, arm und seit Jahrzehnten benachteiligt waren und immer noch sind, sofern sie zu den Überlebenden gehören. Weil sie in sozialer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Ungleichheit existieren. Und weil niemand, weder die Bevölkerung noch die Notfallhelfer*innen, ausreichend auf ein solches Ereignis vorbereitet war und es der öffentlichen Kommunikation nicht gelang, Informationen so zu verbreiten, dass alle, die handeln mussten, die Information auch erhielten.

Denn obwohl in der gesamten Region rechtzeitig Warnungen vom US National Weather Service, dem nationalen Wetterdienst der USA, und von Environment Canada, der entsprechenden Behörde in Kanada, herausgegeben wurden, erhebt die NGO Human Rights Watch schwerwiegende Vorwürfe gegen Britisch-Kolumbien. Die regionalen Regierungen hätten zwar einen Hitzenotstand ausgerufen, allerdings nur die Gesundheitsämter, nicht auch die Bevölkerung in Kenntnis gesetzt, wo die Informationen nicht ankamen. Frühwarnsysteme, die nicht funktionieren, sind ein grundsätzliches Problem, das ganz ähnlich beispielsweise auch die Menschen im Ahrtal (siehe Kapitel 8) zu spüren bekamen. Es reicht schlicht und einfach nicht, wenn nur die Behörden miteinander reden.

Human Rights Watch greift noch einen zweiten Punkt auf: Die Gesundheitsbehörden hätten, so die NGO, die Hitzenotfallpläne erst aktiviert, als die Hitzewelle schon wieder abflaute.​[​32​]​ Für viele Menschen war es da aber bereits zu spät. Mitarbeiter*innen der Krankenhäuser beschrieben später die Zustände in den Notaufnahmen – zu einem Zeitpunkt, als das Gesundheitssystem durch die Corona-Pandemie ohnehin stark überbelastet war – als Kriegszone. Menschen baten verzweifelt um Hilfe und versuchten, ärztliches Fachpersonal zu überreden, sie zu ihren Angehörigen zu begleiten, da sie über den Notruf niemanden mehr erreichten.​[​33​]​

Einige Kommunen in Britisch-Kolumbien verfügen über teilweise formalisierte Hitzeaktionspläne, während andere nur sehr begrenzte Leitfäden haben. Diese Pläne sind als Municipal Heat Response Planning bekannt. Viele dieser Manuale empfehlen, den Zugang zu Kühleinrichtungen zu verbessern, und weisen darauf hin, dass die wichtigste Sofortmaßnahme darin besteht, Trinkwasser zu verteilen. Langfristig sehen sie Veränderungen der bebauten Umwelt vor. Aber Pläne nützen nichts, wenn es keine oder nur mangelhafte Strategien zur Umsetzung gibt. Wenn nicht klar ist, wer entscheidet, wann der Plan in Kraft zu treten hat. Wenn niemand weiß, wer wen informiert. Nur weil Pläne auf virtuellen oder realen Schreibtischen liegen oder auch zur späteren Umsetzung von Regionalregierungen verabschiedet werden, heißt das noch gar nichts. Wenn die Menschen sie nicht ausprobieren und trainieren, sind sie nutzlos. Sanitäter*innen, Ärzt*innen und Krankenpfleger*innen mussten im Nordwesten Nordamerikas umsetzen, was nie geübt und nie so durchdacht wurde, dass dichtere Dienstpläne für extreme Hitze vorgelegen hätten, mit zugleich kürzeren Schichten, denn auch Pflegepersonal leidet unter Hitze – meistens mit länger und länger werdenden Schichten und einer extremen Überbelastung.

Braucht also jede Stadt, jede Gemeinde, jedes Land seinen eigenen Weckruf? Als in der europäischen Hitzewelle von 2003 auch Frankreich nicht verschont blieb, starben dort mindestens 15 000 Menschen. Für Frankreich war das ein Schock, der nicht hätte sein müssen, denn auch zur Jahrtausendwende waren der Klimawandel und seine Folgen bekannt. Als drei Jahre später die nächste und noch heißere Hitzewelle das Land heimsuchte, war Frankreich jedoch vorbereitet. Mit Kühlzentren, Trinkwasser, funktionierenden Frühwarnsystemen und Informationsflüssen, aber vor allem einer Bevölkerung, die sich ganz genau an 2003 erinnern konnte.

Insbesondere der letzte Punkt ist sehr wichtig. Der Mangel an konkreter Planung in den kanadischen, aber auch in den US-amerikanischen Städten wird »Einschätzungen zufolge auf die geringe Wahrnehmung des Hitzerisikos im gesamten Gebiet sowie auf einen Mangel an lokalen Risikodaten zurückgeführt«.​[​34​]​ Anders als in Frankreich ist Sommerhitze in diesen Gebieten wirklich noch selten. Kanada, vor allem im Nordwesten, ist eben nicht die Provence im August. Die Hitzeaktionspläne, die es 2021 gab, wurden weitestgehend auf der Grundlage abstrakter Informationen angefertigt, nicht auf der Basis von Erfahrung. Es ist schwer, sich auf eine dystopische Hitze vorzubereiten, wenn es kalt und nass ist. Wer in seinem Innenhof nie mehr als 28 Grad misst, wird keinen Sonnenschutz an die Fenster montieren, geschweige denn über Kühlzentren nachdenken oder sich mit zusätzlichem Trinkwasser versorgen. Wir brauchen einen überregionalen, internationalen Austausch zum zukünftigen Umgang mit Hitzewellen, damit die Menschen auch dort, wo niemand an Hitze gewöhnt ist, ausreichend geschützt werden.

Gerechtigkeit

Angesichts der Brutalität, mit der das Biest im Nordwesten Nordamerikas wüten konnte, müssen sich die Regierungen auf lokaler wie auf Bundesebene die provozierende Frage gefallen lassen, ob sie versagt haben – zumal konkrete Anklagen manchmal genau das sind, was Regierungsverantwortliche aufweckt und dazu bringt, eine bessere Politik zu machen. Aber selbst wenn niemand im juristischen Sinn falsch gehandelt hat, ändert das nichts daran, dass vor allem diejenigen die Konsequenzen tragen, die definitiv keine Schuld an der Katastrophe haben und sich am wenigsten selbst schützen können.

Die Auswirkungen einer Hitzewelle sind unfassbar ungerecht verteilt. Wir sitzen nicht alle im gleichen Boot, vor allem nicht, wenn es in Flammen steht. Das ist gut zu erkennen, wenn man hinter die Zahlen schaut und die politischen, gesellschaftlichen und ökonomischen Zusammenhänge sieht. In der kanadischen Provinz Britisch-Kolumbien zeigt Hitze vor allem eines: An den Rand gedrängt zu sein, nicht teilhaben zu können an der Gesellschaft, in der man lebt, ist lebensbedrohlich. Denn dort, am Rand, befinden sich die größten Verlierer*innen der Hitze.

Und die Medien? Haben sie versagt?

Wer sich Ende Juni 2021 in Seattle anhand der gängigen Zeitungen und Medien über die Hitze informieren wollte, konnte am 28. Juni – am vierten Tag der Hitzewelle – beispielsweise in der Seattle Times lesen, dass der Hitzepeak für den kommenden Tag erwartet werde, dass ein Freibad und Eisdielen wegen Hitze geschlossen worden seien und Schulen sowie viele Unternehmen ebenfalls den Betrieb einstellten. Illustriert ist der Artikel mit Fotos von Menschen, die im nahe gelegenen Lake Union baden, Bilder von planschenden Kindern im Stadtparkbrunnen und von Schaufenstern, in denen handgeschriebene Zettel signalisieren, dass das Geschäft wegen Hitze geschlossen sei.​[​35​]​

Das ist nur eine Zeitung unter vielen, aber sie zeigt exemplarisch, wie gewöhnlich über Hitzewellen berichtet wird. Menschen wie der eingangs zitierte Obdachlose McArthur, der verzweifelt aus der kleinen, im Südosten Britisch-Kolumbiens liegenden Ortschaft Golden floh und stundenlang durch Waldbrände fuhr, nur um an einen Ort zu gelangen, an dem es keinen Platz für ihn gab, kommen dort nicht zu Wort. Dass Hitze für viele Einwohner*innen Seattles bedeutet, dass sie persönlich extrem gefährdet sind, dass die Hitze sie und ihre Angehörigen töten kann, das liest oder hört man fast nirgendwo.

Was man in der lokalen Presse und bald auf der ganzen Welt stattdessen lesen konnte, waren Berichte über die anderen Folgen der Hitze, wie zum Beispiel die Brände. Lytton erlangte mit der es zerstörenden Feuersbrunst traurige Berühmtheit. Die Waldbrände, die rasch zum medialen Thema wurden, kommen meistens nicht allein, sondern treten an vielen Orten gleichzeitig auf – ein inzwischen nicht ganz unbekanntes Phänomen, das aufgrund des Klimawandels in dieser Region zugenommen hat.​[​36​]​ In Kombination mit der extremen Trockenheit, die begünstigte, dass sich die Brände besonders schnell ausbreiteten, mussten ganze Städte mit Hochgeschwindigkeit geräumt werden. Von Evakuierungen gab es auch aus anderen Gründen zu berichten: In manchen Regionen Britisch-Kolumbiens sorgte die Hitze für eine extrem schnelle Schneeschmelze, was zu einem rapiden Anstieg des Wasserspiegels einiger Seen und Flüsse führte, sodass man sich nördlich von Vancouver gezwungen sah, Evakuierungsbefehle wegen akuter Überflutungsgefahr auszugeben. Hier endeten die Berichte üblicherweise. Drama, in der Regel ohne konkrete Menschen, sehr weit weg und auffallend unpersönlich.

Möglicherweise werden die Menschen vor Ort noch etwas besser informiert, wenn ihnen zum Beispiel empfohlen wird, Fenster zu schließen, um den Rauch der Waldbrände nicht ins Haus kommen zu lassen. Das konfrontiert sie mit einem schwer abzuwägenden Dilemma, denn die Brände stehen mit der Hitzewelle in enger Verbindung. Nicht nur erhöht die Hitze die Waldbrandgefahr erheblich, sondern die Auswirkungen und die Gesundheitsgefahren von Hitze und den Bränden verstärken sich gegenseitig. Wenn es sehr heiß ist, brauchen wir mehr Sauerstoff, um unsere Körpertemperatur auf normalem Niveau zu halten. Wir atmen daher tiefer und schneller, was bei hohen Temperaturen seine Tücken hat: Bei trockener Hitze ist die Luft sehr stark verschmutzt, bei feuchter Hitze verdrängen die vielen angesammelten Wassermoleküle Sauerstoff. Wer atmen will, muss sich also zwischen der durch den Rauch zusätzlich stark verschmutzten Luft draußen und der sauerstoffarmen Luft in den heißen, stickigen Innenräumen entscheiden.

Soziale Kipppunkte

Wenn Hitze so tödlich ist, wie kann man dann das Sterben verhindern? Das ist eine existenzielle Frage für einen nicht gerade geringen Teil der Bevölkerung, sogar in einem der reichsten Länder der Welt. Beim Klimaschutz geht es weltweit jetzt und heute um Leben und Tod. Überall.

Die wirtschaftlichen Ressourcen, die notwendig sind, um Emissionen drastisch zu reduzieren und Anpassungsmaßnahmen vorzunehmen, gibt es in Kanada genauso wie in Westeuropa. Meine Kollegin Kristie Ebi, Professorin für globale Gesundheit an der University of Washington in Seattle, sieht in der Hitze 2021 ein klassisches Beispiel dafür, was in einer wirtschaftlich gut ausgestatteten Region passiert, die über viele Ressourcen verfügt, aber auf derartige Temperaturen völlig unvorbereitet ist.​[​37​]​ Möglicherweise hat die Metropolregion damit gerade den Kipppunkt erlebt, an dem so viel Information, Erfahrung und Gefahrenbewusstsein zusammenkommen, dass sich nun doch etwas ändert. Vielleicht war auch der Weckruf, den Frankreich 2003 gehört zu haben scheint, ein solcher Kipppunkt oder zumindest ein zaghaftes Kippeln – denn von Hitzeschutz mal abgesehen, ist auch Frankreich kein großes Vorbild in Sachen Klima und braucht für Klimaanpassung und Emissionsvermeidung viel zu lang.

Üblicherweise wird der Begriff Kipppunkt – ein Schlagwort, das wie kein anderes in Deutschland den Klimawandel symbolisiert und gleichzeitig kaum irreführender sein könnte – verwendet, um ein physisches Phänomen zu bezeichnen, das (wie bei der beliebten Asteroiden-Analogie) den Moment markiert, an dem ein System von einem Zustand in den anderen kippt. Verstanden wird dies oft als Zusammenbruch des Klimasystems, wie wir es kennen. Ebi benutzt es, wie einige andere Wissenschaftler*innen auch, anders. Sie beschreibt mit dem Kipppunkt eine soziale Dimension und zielt damit auf die größte Gefahr des Klimawandels: Sie besteht in der Ungerechtigkeit, mit der der Klimawandel genau diejenigen trifft, die am wenigsten von unserem Wirtschaftssystem profitieren und die ihm fast nichts entgegenzusetzen haben. So gesehen müsste jeder weitere Todesfall, den diese fatale Ungerechtigkeit zur Folge hat, die Gesellschaft mehr und mehr destabilisieren. Will sie sich wieder stabilisieren, muss sie handeln und das Sterben verhindern. Das ist die soziale Dimension des Kipppunktes: Sie fragt danach, ob nicht doch langsam überall jenes gesellschaftliche Kippeln zu bemerken ist, das einer echten Veränderung vorausgeht.

Wie so oft führt die Suche nach Antworten mitten in die ungeschriebenen und daher oft unbewussten und umso mächtigeren Strukturen unserer Gesellschaft. Nur wenn wir verstehen, wie diese Strukturen gestrickt sind, welche Ideen sie zusammenhalten, können wir den Klimawandel, seine Ursachen und Folgen verstehen und die Menschen besser schützen. Es reicht nicht aus, wenn wir erst bei den Treibhausgasen in der Atmosphäre loslegen und schon bei den Temperaturen glauben, das Ende der Fahnenstange erreicht zu haben. Damit bekommt niemand den Klimawandel in den Griff. Seine Folgen zu bekämpfen, ohne sich seinen Ursachen zu widmen, ist wie einer Fieberpatient*in Wadenwickel anzulegen, aber die Infektionsursache selbst nicht zu bekämpfen. Wir kommen nicht umhin, dorthin zu schauen, wo alles begann: auf unser menschliches Wirtschaften und die damit verknüpften Narrative.

Dass wir unsere Art des Wirtschaftens und Zusammenlebens vollkommen überholen müssen, ist keine neue Erkenntnis. Dennoch führt diese Erkenntnis nicht zu konsequentem Handeln, obwohl unsere Vorstellung vom ewig fortschreitenden Wachstum unaufhörlich mit dem Wissen kollidiert, dass unsere Ressourcen endlich sind. Wer den Klimawandel im Blick hat, sieht das nur allzu deutlich. Wer auch die Folgen des Klimawandels sehen will, muss auf die Menschen schauen, die er wirklich trifft. Was dann sichtbar wird, bedeutet zusammengefasst vor allem eines: Wenn wir das Leid riesiger Bevölkerungsgruppen verhindern und nicht nur verlagern wollen, brauchen wir einen Systemwechsel.

Aber darüber wird viel zu wenig gesprochen. Auch von mir und meinen Kolleg*innen.

Wir haben ein eigenartiges Verhältnis zu den Ursachen und Verursacher*innen des Klimawandels entwickelt: Stellen Sie sich vor, in einer Stadt, einem Land, geht ein*e Massenmörder*in, besser noch eine ganze Gang von Massenmörder*innen um und tötet Tausende Menschen. Die Killer sind weder auf der Flucht, noch verstecken sie sich, man kennt sie im Gegenteil ziemlich gut und weiß genau, wo sie wohnen. Trotzdem unternimmt niemand etwas. Gelegentlich warnt sich die Nachbarschaft untereinander, manchmal geben wir den Mörder*innen Geld, damit sie vielleicht ein paar Menschen weniger umbringen, aber alles in allem bleiben sie unbehelligt.

Dass ich mit diesem Bild nicht übertreibe, sieht man zum Beispiel daran, wie der Essener Energiekonzern RWE dafür bezahlt wird, in Deutschland ein klein bisschen weniger Braunkohle auszubuddeln, obwohl bekannt ist, dass das Verbrennen dieser Kohle viele Menschen das Leben kosten wird. RWE weiß das seit den 1960er-Jahren, genauso wie es alle politischen Entscheidungsträger wissen.​[​38​]​

Die Frage ist also nicht nur, ob wir aus Extremereignissen etwas lernen, sondern auch, was und wie wir darüber reden. Das ist ein entscheidender Punkt. Die Art und Weise, wie wir den Klimawandel diskutieren, ist nicht zielführend. Es hilft uns nicht, wenn wir nur den individuellen Konsum geißeln – Stichpunkt Flugscham – oder uns am Weltuntergangs-Narrativ festbeißen, während Konzerne wie RWE oder auch Exxon Mobile, die genau wissen, welche Schäden sie produzieren, ungestört weitermachen können wie bisher. Denn eines lehrt uns das nordwestpazifische Biest doch besonders deutlich: Wir müssen gar nicht das Ende der ganzen Welt bemühen. Teile von ihr – meist die weniger in der Öffentlichkeit stehenden – gehen aufgrund der globalen, vom Klimawandel vertieften Ungerechtigkeit schon jetzt unter, während für die besser sichtbare Mehrheit der Menschen das Leben einfach weitergeht. Aber wir ändern nichts oder zumindest viel zu wenig. Stattdessen setzt eine Art Gewöhnungseffekt ein.

Hitzewellen sind für die meisten von uns schon jetzt etwas Normales. Die planetarische Apokalypse bleibt aus, die lokale Katastrophe wird zum neuen Normal. Hätte man vor sechs Jahren einen Kinofilm über die Corona-Pandemie gedreht, wäre daraus ein dystopischer Klassiker geworden. Heute ist Corona Realität. Und wir haben längst gelernt, die Pandemie und ihre Folgen als gegeben hinzunehmen.

Wie Corona ist auch der Klimawandel kein Asteroid. Er ist eine menschengemachte Wirklichkeit, die die Ungleichheit und Ungerechtigkeit in unserer Gesellschaft verstärkt. Eine Ungerechtigkeit, die wir als so normal wahrnehmen, dass wir oft nicht einmal mehr darüber reden. Aber wir müssen den Mund aufmachen. Und die Debatte darauf fokussieren, das Leben der Menschen hier und heute zu verbessern. Über den Klimawandel reden heißt dann, über Ungleichheit und Ungerechtigkeit zu reden – und über das System, in dem wir leben.

Lungen haben keine Lobby

In einem reichen Land wie Kanada und einem ebenfalls reichen, aber sozial sehr ungleichen Land wie den USA, sieht man sehr deutlich, auf welchen Prinzipien unser kapitalistisches (oder sollte ich sagen kolonialfossiles?) und ungleiches System aufgebaut ist. In den letzten rund 250 Jahren hat der weniger privilegierte Teil der Weltbevölkerung immer wieder unter den Folgen der Industrialisierung gelitten. Was sich im 19. und frühen 20. Jahrhundert als extreme Armut und sehr geringe Lebenserwartung bei Fabrikarbeiter*innen und anderen lohnabhängigen Bevölkerungsschichten darstellte, sehen wir heute in den Statistiken der Übersterblichkeit von Hitzewellen. Im 21. Jahrhundert sterben diese unterprivilegierten Gesellschaftsgruppen an den Folgen des Klimawandels, wie sie für die frühe Industrialisierung ihr Leben gelassen haben und im späteren 20. Jahrhundert Atemwegserkrankungen und andere Folgen der lokalen extremen Luftverschmutzung nicht überlebten. Vielleicht ist dieser Vergleich etwas rührselig, aber er verdeutlicht die Realität des Klimawandels in reichen, hoch industrialisierten Ländern, insbesondere dort, wo die soziale Ungleichheit nach wie vor hoch ist. In den USA, im Vereinigten Königreich, aber natürlich auch in Schwellenländern wie Indien. Wir können viele Gründe benennen, warum der Klimawandel jahrzehntelang ignoriert wurde. Aber auf die Frage, wer für ihn bezahlt, gibt es nur eine Antwort: Es sind die, die immer zahlen. Mit ihrem Leben oder mit ihrer Lebensgrundlage, mit ihren wenigen Ersparnissen und vor allem mit ihrer Gesundheit. Und wir, als industrialisierte Gesellschaften, als Individuen, die den Wert unseres eigenen Lebens als unendlich wertvoll ansehen, ignorieren sie kollektiv. Sie zählen nur als Konsument*innen und gelegentlich als Wähler*innen.

Wir jagen die mordende Gang nicht, wir sperren sie nicht ein. Sie ist zu mächtig, zu gut befreundet mit allen, die an den Entscheidungshebeln sitzen. Und ihre Opfer sucht sie sich unter den Armen, Kranken, unter denen, die keine Lobby haben. Dies ist kein Phänomen westlicher Demokratien allein, sondern durchzieht alle Staatsformen und Gesellschaften. In weniger ungleichen Gesellschaften wie den skandinavischen Ländern zeigt es sich vielleicht weniger extrem, aber die Strukturen sind die gleichen.

Die sich immer wieder stellende Frage, wie viele Tote wir uns noch leisten wollen, betrifft nicht nur das Bemühen, den weiteren Anstieg der globalen Mitteltemperatur zu stoppen, sondern auch die Anpassung an die Folgen der Erderwärmung. Wir wissen genau, wie Städte aussehen müssen, damit sie bei starker Hitze ihren Einwohner*innen ausreichend Kühlung bieten: viel Grün, gut isolierte Wände, Fensterläden. Die Hitzeaktionspläne der Städte und Gemeinden machen deutlich, wie wenig es uns an Wissen mangelt: Wir wissen, dass Fenster besser isolieren, wenn Thermoglas verbaut wurde. Wir können, wie es in mediterranen Städten seit Jahrhunderten üblich ist, so bauen, dass unsere Häuser Schatten werfen, damit wir nicht in der prallen Sonne laufen müssen. Wir können Städte bauen, in denen überall Trinkwasserspender zugänglich sind, Städte, die weniger stark versiegelt sind, Bäume in jeder Straße und Begrünungen auf den Dächern haben, Städte, die insgesamt grüner sind.​[​39​]​ Warum passiert das nicht?

Neben den gewählten Politiker*innen hat in unserer Gesellschaft vor allem eine Gruppe den Job, schwierige und unbeliebte Fragen zu stellen: Journalist*innen, Publizist*innen und Zeitungsverleger*innen. Nicht nur politische, soziale und ökonomische Strukturen manifestieren Ungleichheit in einer Gesellschaft. Auch kulturelle Strukturen sind beteiligt, und viele davon werden von den Medien geprägt. Wir können in unseren lokalen Zeitschriften darüber berichten, welche öffentlichen Gebäude zugänglich und kühl sind, und darauf hinweisen, dass man besser nachts und nicht in der Mittagshitze lüftet. Und wir können auf allen Kanälen davon erzählen, dass die Temperatur in baumbestandenen Straßen mehr als zehn Grad niedriger ist als in solchen ohne Bäume, und dies mit entsprechenden Straßenbildern veranschaulichen.​[​40​]​

Das soll nicht heißen, dass Regierungen, Behörden und Unternehmen nicht genauso in der Verantwortung wären. Wir wissen, dass wir Überschwemmungen verhindern, wenn wir Flüsse renaturalisieren. Trotzdem bauen wir weiterhin Siedlungen in Überschwemmungsgebieten, die aus billigen, schlecht isolierten Häusern bestehen. Wir sprechen von Umweltschutz und von Klimaschutz. Aber von Menschenschutz spricht niemand.

Diese grundlegende Ungerechtigkeit ist nicht nur im Zusammenhang mit dem Klimawandel sichtbar. In London engagiert sich seit geraumer Zeit eine Gruppe von Aktivistinnen, Mums for Lungs, also Mütter für Lungen, dafür, den Autoverkehr in der Stadt zu reduzieren. Ihr Argument lautet, dass die hohe Luftverschmutzung durch die vermehrten Abgase insbesondere sehr jungen Menschen erheblich schadet, da ihre Lungen noch im Wachstum sind. An der wissenschaftlichen Richtigkeit dieses Arguments gibt es keinen Zweifel: Menschen – und zwar die gleichen, die auch besonders unter Hitze leiden – sterben an Luftverschmutzung, aber ihr Tod beziehungsweise ihr Leben hat in der Gesellschaft keine Relevanz. Obwohl sie, in absoluten Zahlen gesehen, eine riesige Gruppe sind: Global ist jeder sechste Todesfall durch Verschmutzung – beispielsweise Luft- und Bleiverschmutzung – mitverursacht, wie ein wissenschaftliches Team im Sommer 2022 feststellte.​[​41​]​ Das ist eine unvorstellbar große Zahl. Wir nehmen sie hin, obwohl wir genau wissen, wie wir diese unzähligen Toten verhindern könnten: autofreie Innenstädte und emissionsfreie Busse und Bahnen. Wir bräuchten nicht einmal neue Technologien dafür. Dennoch fahren die BMWs, Mercedes, Volkswagen und Audis weiterhin durch unsere Stadtzentren. Autos haben eine Lobby, unsere Lungen nicht.

Die einzigen Argumente, die eine Rolle spielen – allerdings nur in Zeiten des Wahlkampfes –, sind Pläne zur Vermeidung von Staus. Und damit in erster Linie Argumente, die für den ärmeren Teil der Bevölkerung – beispielsweise in London – kaum eine Rolle spielen, denn der fährt Bus (die U-Bahn ist zu teuer, Autos sowieso). Die Menschen, die sich ein Auto leisten können, leben zwar in den am wenigsten dicht besiedelten Vierteln, aber die großen Straßen, auf denen sie vorwiegend fahren beziehungsweise im Stau stehen, führen durch die Viertel und Gebiete, in denen die ärmeren Menschen leben, die infolgedessen die schlechteste Luftqualität haben und in denen viel mehr als jeder sechste Todesfall durch Verschmutzung zu beklagen ist. Und das ist nicht nur in London so.

Die Maßnahmen, die wir zur Vermeidung des Klimawandels wie auch zur Anpassung an ihn ergreifen müssen, sind eindeutig untrennbar mit unserem globalen Wirtschaftssystem verbunden. Und damit meine ich nicht den Kapitalismus per se, sondern vor allem Lobbyismus und den großen Einfluss einiger weniger zulasten aller anderen.

Wir könnten schon Kindern beibringen, dass Wetter tödlich sein kann. Ihnen zeigen, wie sie am besten auf Warnungen reagieren und wie sie ihre Körpertemperatur niedrig halten. Aber oft fehlt es am Willen, Maßnahmen und Pläne umzusetzen. Starke Institutionen aufzubauen, die dabei helfen könnten, ist ausnehmend schwer. Die Menschheit hat nur sehr mühsam und nicht immer erfolgreich gelernt, Institutionen effizient und relativ immun gegen einzelne Interessen zu machen. In Eine kurze Geschichte der Menschheit beschreibt der israelische Historiker Yuval Noah Harari, wie jeder Fortschritt (in dessen Genuss viele Teile der Gesellschaft kommen, aber nicht alle) mit der Schaffung neuer Institutionen einherging, denen es mal besser und mal schlechter gelang, sich von Lobbyist*innen und Einzelinteressen unabhängig zu machen: Neben Finanzbehörden und Banken gehören dazu auch große Unternehmen, die wie Institutionen auftreten, beispielsweise Google oder Amazon. Institutionen, die funktionieren, wenn wir die Geschichte glauben, die sie erzählen.​[​42​]​

Und die Geschichten, an die wir am liebsten glauben, sind nach wie vor die vom Wachstum. Noch immer küren wir deren Erfolg: Der seit vielen Jahrzehnten im Staatsbesitz befindliche saudische Erdölkonzern Saudi Aramco beispielsweise gilt seit Ende 2022 als zweitwertvollste Firma der Welt, nachdem er im ersten Halbjahr sogar Platz eins belegt hatte.​[​43​]​ Ein Unternehmen, dessen Businessmodell ausschließlich auf der Förderung und dem Verkauf von Öl und Gas basiert. Abgesehen von wenigen Anwendungen in der Chemieindustrie kann unsere Wirtschaft mit diesen fossilen Energieträgern nichts anderes machen, als sie zu verbrennen. Wir belohnen einen Konzern, der unausweichlich den Klimawandel befördert und zu noch mehr Toten, noch mehr verlorenen Lebensgrundlagen, noch stärkeren Schäden für Mensch und Natur führt. Wir bestätigen ein Businessmodell, das nicht mehr existieren dürfte, wenn wir wirklich an die Menschenrechte als die alles überragende Geschichte glauben würden.


Kapitel 3   
Ein afrikanisches Phantom?

⦿ Gambia

»Wir können das nicht ertragen.«​[​44​]​

»Über Hitze zu sprechen bedeutet, über vermeidbares Leiden und vermeidbare Todesfälle zu reden.«​[​45​]​

»Ich glaube, dass Menschen so verletzlich sind, wie Gott es will. Wenn Gott möchte, dass wir vor Hitze krank werden, dann werden wir es sein. Wenn Gott das nicht zulässt, wird nichts passieren.«​[​46​]​

»Wenn ich nicht schwanger bin, spüre ich die Hitze der Sonne nicht sehr, aber wenn ich schwanger bin, habe ich immer das Gefühl, dass mein Körper brennt, wenn ich unterwegs bin.«
Aminata, 45 Jahre

»Die Arbeit während der Trockenzeit ist härter als in der Regenzeit. Während der Regenzeit ist die einzige harte Arbeit, die wir leisten, das Pflügen, aber in der Trockenzeit, wenn wir kein Wasser haben, wird es schwierig, wir brauchen Wasser für die Beete.«​[​47​]​

Zainabou, 40 Jahre

Hitzewelle gesucht

Waldbrände, Dürren und Überschwemmungen verursachen weltweit jährlich immense Schäden – und damit Kosten. Wie hoch sie sind, kann man für bestimmte Extremereignisse und Regionen daran erkennen, wie Versicherungen mit ihnen umgehen. Denn damit eine Versicherung mit den Folgen von Extremwetterereignissen fertig wird, wendet sie sich häufig an ein Unternehmen, das besonders teure Schadensfälle besser auffangen kann als sie selbst: Sie ist Kundin einer sogenannten Rückversicherung. Diese Rückversicherer – in Deutschland beispielsweise die Munich Re – treten also dann auf den Plan, wenn Versicherungen ein Risiko in den Griff bekommen wollen, das ihr gewöhnliches Budget übersteigt. Um derlei außerordentliche Risiken besser einschätzen zu können, sammelt ein Unternehmen wie die Munich Re in einer eigens dafür erstellten Katastrophendatenbank Informationen zu Extremereignissen und deren Auswirkungen.

Aber nicht nur Versicherungen entwickeln und pflegen solche Datenbanken.

Auch die Wissenschaft sammelt Informationen zu Technologie- und Umweltkatastrophen auf der ganzen Welt – von extremen Wetterereignissen bis hin zu Erdbeben und Ölkatastrophen – und zeichnet auf, wie sich diese Katastrophen lokal auf das Leben und die wirtschaftlichen Kosten auswirken. Die größte dieser wissenschaftlich geführten Datenbanken – die 1988 gegründete Emergency Events Database (EM-DAT) – ist an der Universität in Louvain in Belgien angesiedelt. Das dort ansässige Centre for Research on the Epidemiology of Disasters (CRED), das mit der Weltgesundheitsorganisation (WHO) zusammenarbeitet, rief diese Datenbank vor allem deshalb ins Leben, weil sie sich mit Gesundheitsfragen in Katastrophensituationen beschäftigt. Heute ist die EM-DAT praktisch das Who’s who der globalen Katastrophen. Laut CRED enthält sie »wesentliche Kerndaten über das Auftreten und die Auswirkungen von über 18 000 Massenkatastrophen in der ganzen Welt, von 1900 bis heute«.​[​48​]​ Wer also wissen möchte, welche Schäden in einem bestimmten Land durch Chemieunfälle oder Sandstürme hervorgerufen wurden, loggt sich am besten in die EM-DAT ein.

Genau das habe ich gemacht, als ich wissen wollte, wie viele wetterbedingte Katastrophen es bisher im westafrikanischen Staat Gambia gab, und erhielt ein erstaunliches Ergebnis: Seit 1900 weist Gambia neun Dürren, zehn Überschwemmungen, sechs Stürme und einen Waldbrand auf. Aber keine einzige Hitzewelle. Das Gleiche gilt für Gambias Nachbarländer. Für den afrikanischen Kontinent insgesamt vermeldet EM-DAT ganze drei Hitzewellen in Subsahara-Afrika (eine 2016 in Südafrika, eine 2015 im Sudan und eine 2002 in Nigeria) und fünf in den nordafrikanischen Maghreb-Staaten.

Acht Hitzewellen in ganz Afrika? Seit 1900?

Als ich diese Zahlen zum ersten Mal sah, war ich mir sicher, die Daten nicht richtig abgerufen zu haben. Klar, tropische und subtropische Klimate sind, was die Temperatur betrifft, aus physikalischen Gründen über das ganze Jahr hinweg wenig variabel, es ist also nicht verwunderlich, wenn die Temperaturausschläge deutlich geringer sind als beispielsweise in Europa: Im subtropischen Gambia, wo von Juli bis Oktober Regenzeit herrscht, liegen die Tageshöchsttemperaturen ganzjährig gewöhnlich zwischen 29 und 34 Grad.

Trotzdem konnten die Daten nicht stimmen. Denn Wetter ist chaotisch. Das heißt, auch ohne Klimawandel entstehen Abweichungen vom Mittel, also Extreme. In Indien führt das beispielsweise zu Temperaturen von 45 Grad und mehr.

Wenn es um Hitze geht, können wir die Rechnung zudem nicht mehr ohne den Klimawandel machen: Denn Hitzewellen kommen nicht nur häufiger und dauerhafter vor. Seit den 1950er-Jahren beschleunigt sich dieser Trend merklich – und zwar jedes Jahrzehnt: In den 1960er-Jahren schneller als in den 1950er-Jahren, in den 1970er-Jahren schneller als in den 1960er-Jahren – und diese Tendenz hält bis heute an. Natürlich nicht zufällig, sondern weil bis heute die Treibhausgasemissionen von Dekade zu Dekade immer schneller noch höher klettern.​[​49​]​ Sieht man sich Temperaturbeobachtungen an, erkennt man, dass sich diese Trends im Anstieg extremer Hitze am stärksten im Nahen Osten, in Südamerika und – in Teilen Afrikas zeigen! Ost- und Nordafrika sowie das südliche Afrika liegen dabei ganz vorn, aber signifikante Trends gibt es auf dem ganzen Kontinent.

Auch in Westafrika, wo Gambia liegt.

Aber das ist noch nicht alles.

Hitzewellen sind oft eng verknüpft mit Hitzestress, eine in den letzten Jahren immer schlimmer gewordene Plage, die zukünftig gerade in tropischen Gebieten noch gravierender werden wird. Hitzestress wird ausgelöst, wenn Hitze sehr feucht ist und wir deshalb vergeblich schwitzen, da Schwitzen uns nicht mehr abkühlt. Dabei wird Hitzestress zukünftig nicht nur unangenehm intensiv werden, sondern immer öfter auch lebensgefährlich. Im Freien zu arbeiten – wie es in vielen ländlichen Gebieten Afrikas ein sehr großer Anteil der Bevölkerung tut –, wird dann sehr riskant.​[​50​]​ Forscherteams, die untersuchten, wo in den Ländern niedriger Breitengrade die Hotspots von extremem Hitzestress zu finden sind, lokalisierten sie unter anderem in Afrika, südlich der Sahara.​[​51​]​ Die höchsten Werte für Hitzestress weltweit haben sie – neben der arabischen Halbinsel – allerdings in Westafrika gemessen, genau dort, wo es laut der Auskunft von EM-DAT keine Hitzewellen geben soll. Wohlgemerkt: Hier geht es um die bis heute eingetretenen Veränderungen, nicht um eine Prognose.

Aber heute ist definitiv nicht morgen, wenn es um Hitze und den Klimawandel geht. Nirgendwo auf der Welt und schon gar nicht in Afrika. Nicht nur, dass eine Jahrtausend-Hitzewelle wie das Biest aus dem vorherigen Kapitel in einem Klima von 1,5 Grad – also in einem um 0,3 Grad wärmeren Klima als im Jahr 2022 – bereits deutlich häufiger auftreten kann. Je extremer, also seltener Hitzewellen sind, desto größer ist der Anteil des menschengemachten Klimawandels an ihrer sich immer schneller erhöhenden Häufigkeit. Selbst wenn wir es schaffen, dass die globale Erwärmung 1,5 Grad nicht übersteigt, sind Hitzewellen heute und zukünftig viel heißer und gefährlicher als alles, was wir historisch erlebt haben. In Kombination mit dem Bevölkerungswachstum bedeutet das, dass in afrikanischen Städten bis zum Ende dieses Jahrhunderts 20- bis 50-mal so viele Menschen wie bisher gefährlicher Hitze ausgesetzt sein werden. Anders als das Ergebnis meiner EM-DAT-Abfrage suggeriert, ist Afrika eine Hochburg des Hitzerisikos.

Das bringt uns zurück zum Who’s who der Katastrophendatenbanken: Wenn Hitzewellen – vergangene, gegenwärtige und zukünftige – eine naturwissenschaftlich und meteorologisch durchaus gut dokumentierte beziehungsweise untersuchte Tatsache des afrikanischen Lebens sind: Wo sind sie dann in der größten Katastrophendatenbank?

Solange ich auch suchte, ich konnte sie nicht finden.

Es blieb, auch in anderen Datenbanken, bei den drei Hitzewellen für Subsahara-Afrika.

Die Daten fehlen nicht etwa, weil ein unkonzentriertes Team einen Fehler gemacht hätte. Sie fehlen, weil es in den allermeisten Ländern des afrikanischen Kontinents schlicht und einfach niemanden gibt, der oder die systematisch Hitzedaten, also Temperaturhöchstwerte, meldet. Dazu muss man wissen, dass in den meisten Ländern gewöhnlich die Wetterdienste diese systematische Erfassung von Wetterextremen übernehmen. Sie sammeln Hitzedaten und geben sie an die für Katastrophenschutz zuständigen Behörden ihres Landes weiter, von wo auch die EM-DAT und die großen Rückversicherer ihre Informationen beziehen. In Afrika gibt es jedoch kaum Meldungen zu Katastrophen von Regierungsbehörden. Denn die Wetterdienste, die es zwar in fast jedem Land gibt, sind meist schlecht ausgestattet und konzentrieren sich auf die hier traditionell wichtigen Wetterereignisse: Dürren und Überschwemmungen. Für diese Ereignisse sind daher Daten vorhanden, die dann entweder durch Regierungsbehörden, internationale Organisationen oder NGOs an Katastrophendatenbanken gelangen. Die ernüchternde Erkenntnis lautet: Die afrikanischen Wetterdienste und ihre Regierungen nehmen Hitze nicht wahr. Afrika, einer der Hotspots von Hitzestress und eine Hochburg des Hitzerisikos, hat offenbar zu wenig Ressourcen, um seine Hitzedaten zu sammeln und zu melden. Und wo keine Hitze gemeldet wird, werden – vor allem behördlich – auch keine Hitzewellen erkannt. Und genau hier liegt das eigentliche Problem.

Vorhergesagt ist nicht gewarnt

Warum es so wichtig ist, dass Hitzedaten offiziell gemeldet werden, wird schnell klar, wenn man sich genauer anschaut, wen eine Hitzewelle eigentlich wirklich trifft und wie gut sich diese Personen vor ihr schützen können. Wer in Subsahara-Afrika lebt – einem riesigen Gebiet, das in etwa neunzig Prozent des Kontinents umfasst –, ist extremen Wetterbedingungen in der Regel viel stärker ausgesetzt und viel weniger vor ihnen geschützt als in Europa. Das ist wenig überraschend, denn vom südlichen Rand der Sahara bis hinunter zum Kap Agulhas an der Südspitze des Kontinents arbeitet ein viel größerer Teil der Bevölkerung im Freien als in europäischen Regionen. Ganz zu schweigen von Armut, den unzähligen, inoffiziellen Siedlungen und der teilweise extrem engen Bebauung, die dort den Alltag vieler Menschen prägen und wenig Möglichkeit bieten, sich zu schützen. Vermutlich sind in Subsahara-Afrika (wie in anderen Teilen der Welt übrigens auch) sehr viele Menschen vorzeitig durch schwere Hitze gestorben, ohne dass ihr Tod als Hitzetod registriert worden wäre.

Schauen wir zum Vergleich nach Europa. Dort wurden seit Beginn des 20. Jahrhunderts 83 Hitzewellen registriert, die zu mehr als 140 000 Todesfällen führten und damit zu den bei Weitem tödlichsten europäischen wetterbedingten Katastrophen zählen. Für die drei Hitzewellen, die die EM-DAT in diesem Teil Afrikas listet, weist sie 71 registrierte vorzeitige (also hitzebedingte) Todesfälle aus. Das bedeutet, dass afrikanische Länder auch hitzebedingte Todesfälle chronisch so gut wie gar nicht melden. Auch wenn in vielen Ländern des afrikanischen Kontinents NGOs, die sich um Katastrophenschutz kümmern, das Melden der Opfer an Datenbanken übernehmen, registrieren auch sie die Opfer des silent killer Hitzewelle nicht, wenn es offiziell keine meteorologischen Hitzewellen gibt. Und da die Menschen fast nie davon erfahren, dass jemand an Hitze gestorben ist, gibt es auch kaum Bewusstsein dafür, dass extreme Hitze so tödlich sein kann.

Was fehlendes Gefahrenbewusstsein bedeutet, haben wir auch in Europa zu spüren bekommen, als die Hitzewelle von 2003 mehr als 70 000 Menschen das Leben kostete (siehe Kapitel 2). Alle europäischen Wetterdienste hatten diese Hitzewelle vorhergesagt, ganz Europa wusste, dass es sehr heiß werden würde. Aber vorhersagen ist eben noch nicht warnen. Auch in Europa wiesen die Wetterberichte – wie auch beim nordwestpazifischen Biest – nicht darauf hin, dass Temperaturen von weit über 30 Grad tödlich sein können und wie und wo man sich vor ihnen schützt. In Gambia ist die Situation noch besorgniserregender. Denn dort gibt es noch nicht einmal tägliche Wetterberichte, geschweige denn Temperaturvorhersagen. Stattdessen erhalten die meisten Menschen alle sechs Monate einen Hinweis, wie die nächste Regenzeit ausfallen wird und ob mit einer eher normalen oder einer zu trockenen Periode zu rechnen ist.

Erst nach dem Weckruf von 2003 führten viele europäische Staaten, Landkreise und Städte Hitzeaktionspläne und andere Maßnahmen ein, um die Risiken beim nächsten Hitzeereignis zu minimieren. In anderen Teilen der Welt gab es ähnliche Weckrufe. Beispielsweise führte die indische Stadt Ahmedabad nach einer extrem heißen und tödlichen Vormonsunzeit im Jahr 2010 einen Hitzeaktionsplan ein: Sobald der IMD, das ist der indische Wetterdienst, eine Hitzewelle in der Vorhersage bekannt gab, wurden in Ahmedabad die Behörden aktiv, die Medien informierten die Bevölkerung darüber, wie man sich schützt, die Stadt stellte überall zusätzliche Tanks mit Trinkwasser auf, Krankenhäuser, Pflegeheime und andere soziale Institutionen unterwiesen ihre Mitarbeiter*innen im Umgang mit extremer Hitze, schworen sie auf die zu erwartenden Gefahren ein und übten mit ihnen, auf sie zu reagieren. Mit Erfolg. Als fünf Jahre später eine noch intensivere Hitzewelle eintraf, ging die Übersterblichkeit deutlich zurück.

Diese Art der Vorausplanung ist allerdings nur möglich, wenn Hitzewellen von den Wetterdiensten gemeldet und registriert werden. Nur dann können die Behörden reagieren und die Wissenschaft anhand der verfügbaren Datengrundlagen herausfinden, wie Hitzewellen sich lokal verhalten. Denn Hitzeaktionspläne müssen, um wirksam zu sein, auch genau für die Region, die sie schützen sollen, konzipiert und mit Hitzefrühwarnungen kombiniert werden. Beispielsweise tötete 2018 eine Hitzewelle in Kanada unzählige Menschen, als die Temperaturen 34 Grad erreichten. Eine solche Hitzeschwelle würde in Ahmedabad noch nicht einmal Frühwarnsysteme auslösen, da die Bevölkerung sowohl physiologisch als auch durch die sozialen und kulturellen Strukturen und Gepflogenheiten (beispielsweise das Tragen weiter, heller Kleidung, das Vermeiden von direkter Sonneneinstrahlung und der Zugang zu kostenfreiem Trinkwasser) in Indien an Temperaturen von weit über 30 Grad angepasst ist.

Und Gambia? Tja. Dort gibt es noch gar kein Frühwarnsystem. Es wäre schon ein erster Schritt, wenn Wettervorhersagen eingeführt, lokale Hitzewellen systematisch dokumentiert und ihre Auswirkungen erforscht würden. Beispielsweise haben die Behörden in weiten Teilen Afrikas noch nie eine Hitzewellensterblichkeit gemeldet – wie denn auch, wenn schon Hitzewellen gar nicht registriert werden? Deshalb kennen wir dort noch nicht einmal die Temperaturwerte, die zu einer hitzebedingten Sterblichkeit führen. Das hat fatale Konsequenzen, denn nur, wenn Gambia, Kenia und all die anderen Länder des Kontinents die Werte für ihre Region kennen, können sich ihre Gesellschaften angemessen schützen, also an den Klimawandel anpassen. Kurz: Wenn Bevölkerungen vieler afrikanischer Länder mit dem Klimawandel Schritt halten wollen, braucht es eine best practice für Hitze. Und die beginnt damit, Hitzewellen systematisch zur Kenntnis und ernst zu nehmen.

Warum Hitzewellen auf dem zweitgrößten Kontinent der Welt von der afrikanischen wie der weltweiten Öffentlichkeit ignoriert wurden und werden, während so viele Menschen unter ihnen leiden oder sogar daran sterben, ist nicht ohne Weiteres zu beantworten. Trotzdem lohnt es sich, die Faktoren, die dazu führen, dass die Hitze Afrikas nicht ausreichend ernst genommen wird, genauer anzusehen. Aus meiner Sicht sind vier davon besonders wichtig.

Der physikalische Faktor

Der erste dieser Faktoren liegt in der physikalischen Natur der Hitzewellen selbst. Beispielsweise ist die Temperatur, ab der Länder Hitzewellen ausrufen, überall auf der Welt unterschiedlich hoch. In Schottland liegt diese Temperaturschwelle bei 25 Grad, in London drei Grad höher. Würde Afrika Hitzewellen melden, läge die übermittelte Temperaturschwelle oft nur drei bis fünf Grad über den gewöhnlichen Temperaturen, was für Regionen in vergleichsweise niedrigen Breitengraden bereits ungewöhnlich heiß ist. Im Vergleich zu Hitzewellen in der Antarktis – dort gab es 2022 eine Temperaturabweichung von 70 Grad – sieht es so aus, als wären Hitzewellen in den Tropen lächerlich gering. Aber das täuscht, denn es ist die Abweichung vom Mittel, die zählt, und zwar nicht in absoluten Zahlen, sondern relativ zu den üblichen Schwankungen. Außerdem flaut Hitze in tropischen Breiten nicht bereits nach einem Peak von ein paar Tagen wieder ab, sondern hält sehr viel länger an, als wir es in Europa oder Nordamerika kennen. Und manchmal sind diese Dauerbrenner derart eng mit anderen Wetterextremen verknüpft, dass es sehr schwer ist, sie überhaupt zu erkennen: Sie verschwinden hinter dem, was man auf den ersten Blick zu sehen glaubt. 1992 beispielsweise verzeichnete eine ausgedehnte Region im südlichen Afrika – darunter Mosambik, Simbabwe, Botswana, Lesotho und der größte Teil Südafrikas – über einen Zeitraum von vier Monaten Temperaturen von mehr als 3 Grad über dem Durchschnitt – für das südliche Afrika also ganz klar eine Hitzewelle, auch wenn es in Europa keine wäre. Erkannt wurde sie dennoch nicht, auch von Wissenschaftler*innen aus Regionen in höheren Breitengraden nicht, die in ihren Ländern an viel höhere Temperaturabweichungen gewöhnt sind und möglicherweise gar nicht auf die Idee kamen, bei einer Abweichung von »nur« etwas mehr als 3 Grad eine Hitzewelle zu vermuten. Stattdessen verschmolz die hohe Temperatur in der öffentlichen Wahrnehmung mit einem Ereignis, das es weltweit in die Medien schaffte: mit einer der weitreichendsten Dürren, die jemals in der Region bekannt geworden sind.

Hitzewellen und Dürren sind jedoch zwei grundsätzlich verschiedene Wetterereignisse. Hitze kann feucht oder trocken sein, Dürre hingegen ist immer staubtrocken. Während einer Dürre, wie sie in Subsahara-Afrika seit jeher zum Alltag gehört, fällt die Regenzeit entweder ganz aus, oder es regnet sehr viel weniger als im Durchschnitt. Und anders als bei Hitzewellen melden afrikanische Wetterdienste die Daten von Dürren durchaus. Die humanitären Krisen, die diese Trockenzeiten mit sich bringen, werden von der Bevölkerung, Regierungen und NGOs gleichermaßen erkannt und bekämpft.

Dabei wäre es extrem wichtig, Hitze gezielt zu untersuchen. Denn Hitzewellen sind auch deshalb so gefährlich, weil sie – wie die Forschung der letzten Jahre deutlich gezeigt hat – eine Kaskade anderer Naturereignisse (mit einer Kaskade weiterer Folgen) auslösen oder verstärken können, sodass sich in der Summe die Auswirkungen der Hitze dramatisch verschlimmern.​[​52​]​ Zum Beispiel führen die erhöhten Temperaturen oft dazu, dass Wasser schneller verdunstet. In der Folge wird das Trinkwasser knapp und die Böden trocknen aus, was wiederum Dürren entweder verstärkt oder überhaupt erst auslöst – 1992 hat das im Süden Afrikas sicher eine wichtige Rolle gespielt. Ganz deutlich haben wir dieses Phänomen auch in den letzten Jahren im Zusammenhang mit der schweren Dürre am Horn von Afrika gesehen. Ohne die hohen Temperaturen wäre die Dürre von 2022 gar keine Dürre gewesen.​[​53​]​

Zudem führen hohe Temperaturen zu Überschwemmungen durch Schmelzwasser. Besonders dramatische Auswirkungen hat es, wenn Gletscher schmelzen. Afrika ist nun nicht gerade aus Gletschern gemacht, Vergletscherungen gibt es nur im Osten des Kontinents: im Kilimandscharo (Tansania), im Mount Kenya (Kenia) und im Ruwenzori-Gebirge (zwischen Uganda und der Demokratischen Republik Kongo). Aber in anderen Teilen der Welt sieht das anders aus. Als im Frühjahr und Sommer 2022 große Teile Südasiens unter einer extremen Hitzewelle litten, kam es im Mai im nordpakistanischen Gilgit-Baltistan, das zu Kaschmir gehört und für seine atemberaubend schöne Landschaft berühmt ist, plötzlich zu einem Dammbruch an einem Gletschersee unterhalb des Hispargletschers im Karakorum-Gebirge. Die gigantischen Fluten, die bei einem solchen Ausbruch über die Menschen hereinbrechen, heißen im Fachjargon Glacial Lake Outburst Floods (GLOF). Enorme Wassermengen, die Eisstücke und Geröll mit sich führen, schießen die Berge hinab und reißen Häuser und Brücken mit sich – im nordpakistanischen Hunza-Tal unterhalb des Hispargletschers trafen die Wassermassen eine wichtige Verbindungsbrücke, deren Zerstörung die Region vollständig von ihrer Umgebung abschnitt, Felder überschwemmte und die Ernte und die Lebensgrundlage der Anwohner*innen auf einen Schlag vernichtete. Hitze findet viele Mittel, die Schutzlosesten am empfindlichsten zu treffen: Auch ein GLOF gehört dazu. Gleichzeitig, und das wiederum ist auch in der afrikanischen Gebirgslandschaft ein großes Problem, führt rapide Schneeschmelze dazu, dass die Wasservorräte schwinden.

Hitzewellen verstärken nicht nur die Gefahr von Sturzfluten, sondern erhöhen auch das Risiko von Wald- und Flächenbränden, ähnlich wie bei dem Biest, das Lytton zerstört hat. Wann immer Sie sich die Satellitenbilder der US-amerikanischen Nationalen Aeronautik- und Raumfahrtbehörde (NASA) zur Beobachtung von Wald- und Flächenbränden anschauen, wird Ihnen Zentralafrika sofort ins Auge stechen.​[​54​]​ Dort brennt es ständig. Viele dieser Feuer – durchaus nicht alle – sind kontrollierte Brände, sie gehören zur landwirtschaftlichen Praxis. Aber auch sie können außer Kontrolle geraten.

Ob unbeabsichtigte Brände durch Hitze entstehen oder forciert werden, ist mangels Daten zu Hitzewellen in Afrika schwer festzustellen. Wenn allerdings – wie wir es bei der Dürre von 1992 gesehen haben – Hitzewellen zeitgleich mit Trockenzeiten stattfinden, erhöht das die Waldbrandgefahr deutlich. Da die entsprechenden Wetterbedingungen für derartige Doppelauftritte klimawandelbedingt gerade südlich der Sahara mittlerweile immer öfter vorherrschen, ist es eher unwahrscheinlich, dass Hitze keine Rolle bei diesen Feuern spielt, selbst wenn sie sich hinter einer Dürre versteckt.​[​55​]​

Kontrollierte wie unkontrollierte Brände verstärken die Gefahren in einer Hitzewelle drastisch. Dreh- und Angelpunkt ist dabei die Luftqualität, die sich rapide verschlechtert und zu vermehrten Erkrankungen und Todesfällen führt. Noch schlimmer wird es, wenn nicht nur Ökosysteme brennen, sondern etwa Mülldeponien. Als Delhi 2022 gegen die hohen Temperaturen der Hitzewelle ankämpfte, fing eine riesige Deponie Feuer und brannte für mindestens neun Tage. In der Folge verzeichnete fast der ganze April (29 Tage lang) »sehr ungesunde Luftqualität«, was ihm den zweifelhaften Titel des schlechtesten Monats für Luftqualität in Delhi einbrachte.​[​56​]​ In Zahlen gesprochen klingt das so: An einem sommerlichen Maitag in London, eine Stadt, die im vorherigen Kapitel nicht gerade als Metropole mit lupenreiner Luft besticht, liegt der Wert, mit dem die Luftqualität dargestellt wird, im Zentrum bei 25 (gut) und in Lewisham, einem südlichen Vorort, bei 64 (mäßig). In Delhi lag dieser Wert im April 2022 zwischen 200–300, also bei »sehr ungesund«. Dieses Prädikat wird innerhalb der Skala des hier verwendeten Luftqualitätsindexes (Air Quality Index, AQI) nur noch von der letzten Stufe »gefährlich« getoppt. Während der verheerenden Waldbrände in Québec im Juni 2023 war die Luftqualität im Hunderte Kilometer entfernten New York für zwei Tage ebenso schlecht wie in Delhi während der Aprilhitze des Vorjahres.

Angesichts der vielen durch Hitze verstärkten Naturereignisse und den damit verbundenen Folgen lautet die Bilanz: Hitzewellen ertränken, trocknen aus, brennen nieder und ersticken oder vergiften. Dass sie, wenn sie in Afrika stattfinden, dennoch von der internationalen Öffentlichkeit nicht wahrgenommen werden, liegt unter anderem daran, dass sie sehr gut darin sind, sich zu verstecken, während sie weitere gewaltige Kräfte verstärken. Diesen physikalischen Faktor in den Griff zu bekommen, wird nicht leicht. Denn erst wenn mehrere Länder des Kontinents systematisch Hitzedaten erforschen und melden, kann es gelingen, Hitzewellen in Afrika dingfest zu machen und die Bevölkerung besser vor ihnen zu schützen.

Der infrastrukturelle Faktor

Wie schon angedeutet, beginnt alles bei der Frage, wer in einem Land dafür zuständig ist, die Auswirkungen von extremem Wetter zu registrieren und an die EM-DAT und ähnliche nationale und internationale Datenbanken zu melden. Es geht also um ein infrastrukturelles Problem.

In den meisten Industrieländern sind mit dieser Aufgabe wie geschildert die nationalen Regierungsbehörden betraut: Sie melden, wie viele Menschen von einem Extremwetter betroffen sind, wie hoch die Sterblichkeit geschätzt wird und in einigen Fällen sogar, wie hoch die wirtschaftlichen Verluste sind. Nebenbei gesagt: Ökonomische Kosten, die in irgendeiner Bilanz aufgetaucht sein mögen, könnten der Grund sein, warum es drei Hitzewellen Subsahara-Afrikas dann doch in die EM-DAT geschafft haben. Etwa, weil aufgrund der Hitze zu wenig Kühlwasser für die Industrie zur Verfügung stand oder einige cash crops, also die Feldfrüchte, die für den Export angebaut werden, vernichtet worden waren. Da aber die EM-DAT für keine der drei Hitzewellen ökonomische Schäden verzeichnet, können wir das nur vermuten. Zumal der ökonomische Schaden von Hitze stets immens ist, was weltweit leider noch immer dramatisch unterschätzt wird.

Da im Gegensatz zu den Industrieländern viele Niedriglohnländer ihre Informationen zu den Extremwettern und ihren Auswirkungen nicht von meteorologischen Diensten, sondern von verschiedenen NGOs erhalten, die keinen festen Draht zu offiziellen Wetterdiensten oder Regierungsabteilungen haben, gibt es keine zentrale Stelle, die die Berichte sammelt und so vereinheitlicht, dass die darin enthaltenen Angaben miteinander vergleichbar werden. Aber vergleichbare Daten sind genau das, was Forscher*innen und Regierungsbeamte brauchen, um zu arbeiten. Nehmen wir beispielsweise die Messwerte der Lufttemperatur: Luft ist nicht gleich Luft, sogar am selben Ort nicht. Wie im Kühlschrank die Luft in den unteren Fächern kälter ist als in den oberen, ist auch auf den Straßen die Temperatur nicht überall gleich. Wer über erhitzten Asphalt läuft, merkt schnell, dass dabei die Füße sehr viel heißer sind als der Kopf, da die Bodentemperatur deutlich höher ist als die Lufttemperatur. Offizielle Wetterstationen haben deshalb global eine Absprache getroffen und messen die Lufttemperatur auf einer einheitlichen Standard-Messhöhe von zwei Metern.

Dass in Niedriglohnländern teilweise die Angaben zu Hitzewellen und ihren Auswirkungen weder systematisch erhoben noch standardisiert und verglichen werden, ist auch deshalb so gravierend, weil es dazu führt, dass einzelne Regionen und Länder nicht voneinander lernen können, wenn es darum geht, eine Hitzewelle und ihre Auswirkungen zu erkennen. Was mindestens genauso schlimm ist: Es gibt keine internationalen Forderungen, diesen Missstand zu ändern. Zwar bemühen sich die Mitarbeiter*innen der EM-DAT so gut es geht darum, die von den NGOs eingesandten Daten zu standardisieren, aber das reicht nicht aus. Denn der entscheidende Schritt, um denjenigen zu helfen, die eine Hitzewelle wirklich trifft, ist damit nicht getan: Ohne ausreichend vorhandene und vergleichbare Daten findet keine Analyse statt, die zukünftige Hitzewellen erkennen hilft. Werden sie nicht erkannt, und das ist das große Problem dieses infrastrukturellen Faktors, wird auch nicht vor ihnen gewarnt, was in der Regel dazu führt, dass sehr viele Menschen sterben müssen. Afrika braucht besser ausgestattete Wetterdienste, die die Daten zu Hitzewellen und ihren Folgen vereinheitlichen und systematisch an ihre Behörden melden.

Der Faktor Forschung und Wissensproduktion

Ein weiterer Faktor, der den Umgang mit Hitze in Afrika beeinflusst, betrifft die Art und Weise, wie das Wissen entsteht, das wir von Hitzewellen haben. Denn die globalen Datenbanken zu Extremen werden größtenteils von Konzernen und Forschungsorganisationen in westlichen Ländern geführt, wo dann auch die Daten analysiert werden. Die EM-DAT ist in Belgien angesiedelt, der Rückversicherer Munich Re in München, Statista sitzt in Hamburg und London. Keine einzige dieser Institutionen oder Unternehmen hat Forschungsteams außerhalb des Westens. Stattdessen tendieren sie alle dazu, den Blick nur schwer von der eigenen Haustür zu lösen und auf den Rest der Welt zu lenken. Dies ist natürlich kein Zufall, sondern eine Konsequenz des kolonialfossilen Narrativs, das unsere Welt prägt: Es spiegelt ganz grundlegend die Arroganz wider, mit der westliche Gesellschaften dem Thema Klimagerechtigkeit gegenüberstehen.

Das hat viel damit zu tun, wen der Klimawandel wirklich trifft.

Nehmen wir noch einmal die Kosten von Hitzewellen. Wie erwähnt, wissen wir schlicht nicht, wie hoch sie sind. Vereinzelte Studien untersuchen zwar, wie sich Hitze in Einzelfällen auf konkrete Aspekte wie etwa den Arbeitskräfteausfall auswirkt, aber systematische Analysen fehlen vollständig – was sicher anders wäre, wenn Hitzewellen nicht vor allem die Verlierer*innen des kolonialfossilen Wirtschaftens weltweit, sondern vielmehr dessen vermeintliche Gewinner*innen träfen. Das lässt sich gut an den ökonomischen Kosten von tropischen Stürmen in den USA ablesen: Diese werden mit Argusaugen wahrgenommen, denn sie verschlingen jedes Jahr riesige Summen aus den Budgets der Versicherungsindustrie. Bei Hitzewellen hingegen fehlt den Rückversicherern jedweder Anreiz, sie in ihren Datenbanken zu erfassen. Die auftretenden Schäden werden, wenn überhaupt, als eine Folge anderer Naturereignisse verbucht, statt sie mit Hitzewellen in Verbindung zu bringen. So verzeichnet die EM-DAT für die Dürre von 1992 rund 1,5 Milliarden Dollar Schäden, ohne dass die darin verborgene Hitzedimension bekannt gewesen oder erwähnt worden wäre. Vermutlich wurden die Hitzeschäden hier nicht umfassend in die Schadenssumme einbezogen, denn diese bilanziert hauptsächlich agrarwirtschaftliche Schäden und Exportverluste.

Solange der Globale Süden weiterhin systematisch aus dem internationalen Wissenschaftsbetrieb ferngehalten wird und sich nicht aktiv und mit eigenen Fragestellungen daran beteiligen kann, Hitze und ihre Folgen besser zu verstehen und zu erforschen, werden die spezifischen Herausforderungen, die die Hitze an den Globalen Süden stellt, von der Forschung auch nicht ausreichend beachtet. Wenn wir in einer gerechteren und weniger ungleichen Welt leben wollen, brauchen afrikanische Länder eigene Katastrophendatenbanken, eigene Klimamodelle, eigene Forschungszentren, und die Forschungsinstitutionen und Unternehmen des Globalen Nordens müssen damit beginnen, den Blick vom eigenen Tellerrand zu heben und nicht nur dort zu reagieren, wo sie selbst unmittelbar betroffen sind.

Der mediale Faktor

Der letzte und vierte Faktor, den ich hier hervorheben möchte und mit dem Afrika beim Umgang mit Hitze zu kämpfen hat, liegt bei den internationalen Medien: Sie interessieren sich nicht für das, was in Afrika passiert. Während Extremwetter in Europa wochenlang für Schlagzeilen sorgt – wenn auch nicht immer die richtigen –, ist die Berichterstattung über Wetterextreme in Afrika so gut wie nicht vorhanden. Das wenige, das publiziert wird, poppt eher kurzzeitig auf, illustriert mit Agenturfotos von Feldarbeiter*innen oder Einwohner*innen von Slums, die immer dann hergezeigt werden, wenn Journalist*innen aus dem Westen über Niedriglohnländer berichten. Sogenannter »Armutsporno«, der nichts mit dem aktuellen Geschehen zu tun hat und Leser*innen im Westen signalisiert, dass das Ganze sie nichts angeht, weil es unglaublich weit von der eigenen Lebensrealität entfernt ist oder so deprimierend, dass man sich lieber nicht damit beschäftigt.

Wie desinteressiert der Westen an den Verlierer*innen kolonialfossilen Wirtschaftens ist, zeigt sich andersherum, wenn Medienaufmerksamkeit in Sensationslust umschlägt. Letztere könnte dazu geführt haben, dass die nigerianische Hitzewelle von 2002 ihren Weg in die EM-DAT gefunden hat. Dort ist sie nämlich mit einer Höchsttemperatur von 60 Grad eingetragen. Wenn dieser Wert stimmen würde, hätte Afrika tatsächlich einen schlagzeilenverdächtigen Rekordwert vorzuweisen. Allerdings sind diese 60 Grad nie, wie es normalerweise routinemäßig der Fall ist, bestätigt worden, was dafür spricht, dass sie nicht mit der Standardmesshöhe von zwei Metern erfasst worden waren, sondern am Boden. Möglicherweise lag auch einfach ein Messfehler vor.

Derlei Fehler oder medial fehlerhafte Darstellungen sind keine Seltenheit. Während der extremen Hitze in Indien und Pakistan von 2022 (eine der Hitzewellen in tropischen und subtropischen Breitengraden, über die wir viel wissen) erreichten die Temperaturen beispielsweise 50 Grad, aber nicht mehr. Ende April 2022 kursierte auf Twitter eine Satellitenkarte von Indien. Sie zeigte allerdings nicht Luft-, sondern Bodentemperaturen. Diese waren tatsächlich mal auf 62 Grad geklettert, was zwar extrem heiß ist, aber eben nicht die Lufttemperatur wiedergab und deshalb ein verzerrtes Bild vermittelte. Dass afrikanische Hitzewellen, bei denen drei Grad mehr als gewöhnlich bereits den entscheidenden Unterschied ausmachen, wenig Chance haben, über sensationelle Temperaturhöchstwerte Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen, liegt auf der Hand.

Überhaupt ist es mit Rekorden so eine Sache. Als während der indisch-pakistanischen Hitze von 2022 sogar Vögel tot vom Himmel fielen, hatte Russland kurz davor die Ukraine angegriffen. Da die Ukraine zu den wichtigsten Weizen-Exportländern der Welt gehört, kletterten daraufhin die globalen Preise für Getreide in die Höhe; ein Punkt, der auch die vermeintlichen Gewinner*innen kolonialfossilen Wirtschaftens empfindlich traf. Zugleich traf die Hitzewelle die Weizenernte in Indien genauso empfindlich, und die indische Regierung verhängte ein Exportverbot, um die Preise im Land zu stabilisieren, worauf der globale Weizenpreis erneut anzog. Die indisch-pakistanische Hitzewelle brachte es also zu traurigem Ruhm, da sie erhebliche Auswirkungen auf den globalen Weizenmarkt hatte – was ihr große mediale Aufmerksamkeit einbrachte, da der Weizenmarkt etwas ist, das den Globalen Norden zwingt, doch mal über den eigenen Tellerrand zu gucken. Hitzewellen auf dem afrikanischen Kontinent könnten aber selbst derlei traurigen Ruhm nicht erlangen, da die meisten Länder dort nicht in großem Stil auf den globalen Markt exportieren.

Es wird nicht leicht sein, alle Hürden zu überwinden, die mit diesen vier Faktoren verbunden sind. Wenn aber der Klimawandel wirklich bekämpft werden soll, und ich denke, dass es für unsere Gesellschaft unabdingbar ist, dies zu tun, dann müssen diese Faktoren und ihre Ursache – die ihnen zugrunde liegende strukturelle Ungerechtigkeit und Ungleichheit – im Zentrum aller Bemühungen stehen. Im Klimawandel manifestieren sich die negativsten und ungerechtesten Aspekte des Kapitalismus. Am Beispiel der Hitzewellen auf dem afrikanischen Kontinent zeigt sich, wie dies auch für die noch lange nicht behobenen kolonialistischen Strukturen gilt, die dafür sorgen, dass viele der ehemaligen Kolonien von internationalen Geldern abhängen und unter unsagbar schlecht funktionierenden Verwaltungsstrukturen leiden, vor allem im Bereich Gesundheit. Damit afrikanische Länder sich angemessen an den Klimawandel anpassen und einer sichereren Zukunft entgegengehen können, müssen sie zunächst diese Verwaltungswüste überwinden. Wenn wir endlich damit beginnen, die dramatischsten Veränderungen durch den Klimawandel im Wetter – also die Hitzewellen – nicht weiterhin zu ignorieren, wäre das schon mal ein Anfang. Und zwar nicht nur für Afrika und den gesamten Globalen Süden, sondern, wie wir gleich sehen werden, auch für den Globalen Norden.

Anpassungspioniere und Anpassungsmuffel

In der öffentlichen Diskussion und in klimapolitischen Debatten des Globalen Nordens wird das Thema Anpassung an die Folgen des Klimawandels in der Regel behandelt wie ein unliebsamer Verwandter, den man zu wichtigen Treffen nur sehr ungern einlädt, zumal man sich dort, zumindest wenn es nach dem Geschmack der Auto- und Energielobbyist*innen ginge, ohnehin schon viel zu häufig mit Netto-Null herumschlagen muss. Da lässt man Anpassung lieber diskret unter den Tisch fallen.

Länder, die wie Gambia eine koloniale Vergangenheit haben, sehen das anders. Sie setzen sich seit Jahrzehnten auf internationaler politischer Ebene dafür ein, dass die koloniale Dimension des Klimawandels weltweit anerkannt wird. Sie fordern, dass die Themen Klimawandelanpassung und bereits erlittene Schäden und Verluste politisches Gewicht bekommen, beispielsweise, indem der Globale Norden seine Rolle als Hauptverursacher des Klimawandels anerkennt, und zwar nicht nur auf dem Papier, sondern in Form von finanzieller Unterstützung (siehe Kapitel 9). Sie machen unmissverständlich klar, dass eine Welt, die Afrikas Lebenswirklichkeit weiterhin ignoriert, sich selbst in Gefahr bringt. In den Worten der Nigerianerin Adenike Titilope Oladosu – eine der wichtigsten Stimmen Afrikas, die global für Klimagerechtigkeit kämpfen – klingt das mit Anspielung auf die riesigen Lebensräume, die südlich der Sahara zunehmend unbewohnbar werden und die Menschen zur Auswanderung zwingen, so: »Wenn Afrika nicht sicher ist, ist es auch Europa nicht. Dann gibt es nirgendwo Sicherheit.«​[​57​]​ Damit hat sie recht. Ist der riesige Kontinent Afrika instabil, gerät der ganze Planet ins Wanken.

Da Hitze unter den Extremwettern wie geschildert ein besonders versierter Killer ist, nehmen Länder mit kolonialer Vergangenheit, die dafür die finanzielle und strukturelle Kapazität haben, Anpassungsmaßnahmen selbst in die Hand. Indien ist ein Beispiel dafür, aber auch Pakistan, Bangladesch und Myanmar haben erfolgreich eine Reihe von Frühwarnsystemen umgesetzt. Sie haben das A und O der kurzfristigen Anpassung – frühzeitige Hitzeaktionsprogramme – auf lokaler und sogar regionaler Ebene etabliert.​[​58​]​ Damit zeigen sie, dass Anpassungsmaßnahmen maßgeblich Leben schützen: Nachdem Ahmedabad wie geschildert nach der verheerenden Hitzewelle von 2010 konsequent Hitzeaktionspläne eingeführt hatte, sank die Sterblichkeit um etwa 1200 Menschen pro Jahr (die Hitzewelle hatte 1344 Menschenleben gekostet). Jedes Jahr können also über tausend Menschen weiterleben, Menschen, die sonst bei Hitze ab 40 Grad gestorben wären – und in klimatisch vergleichbaren Orten weiterhin jährlich sterben.​[​59​]​

Anpassungspioniere wie Teile Indiens oder Pakistans sind bei Weitem nicht die Einzigen, die uns zeigen, dass niemand zwangsläufig an Hitze sterben oder erkranken muss. Zwar sind die meisten Länder weltweit immer noch viel zu große Anpassungsmuffel, aber manchmal geschieht Anpassung auch »aus Versehen«, also ohne dass sie beispielsweise durch den Einbau von Klimaanlagen oder die gezielte Umsetzung von Hitzeaktionsplänen bewusst angestrebt wird. Diese sogenannten Kollateraleffekte, eine Art Anpassung im Nebenbei, machen sich bemerkbar, wenn sich ganze Lebensstile verändern, Menschen vom Land in die Stadt ziehen und deshalb weniger oft im Freien arbeiten oder inoffizielle Siedlungen sozialem Wohnungsbau weichen – all das rettet im Kontext von tödlicher Hitze Menschenleben.

Sogar der menschliche Körper selbst scheint dazuzulernen und seine Hitzeempfindlichkeit anzupassen: Wir werden, wenn auch in Maßen, ein klein wenig toleranter gegenüber Hitze. Ohne diesen Umstand wäre auch gar nicht zu erklären, wie sehr sich die Hitzegrenzwerte, also der Moment, ab dem Hitze für uns rein physiologisch gefährlich wird, in Delhi und Montreal voneinander unterscheiden: Allein an der Infrastruktur kann das nicht liegen. Verschiedene Studien, beispielsweise in den Niederlanden, zeigen, dass in den letzten Jahrzehnten eine solche physiologische Anpassung stattgefunden hat. Allerdings ist noch unklar, über welchen Zeitraum sie erfolgt, ob man gezielt beeinflussen kann, wie hitzeempfindlich Menschen sind und ob sich beispielsweise Männer und Frauen körperlich unterschiedlich anpassen.​[​60​]​

Wer also hofft, dass Selbstoptimierung die richtige Antwort auf Hitze sein könnte, liegt leider falsch. Wir werden nicht eines Tages mit einem körpereigenen Hitzeschild herumlaufen, der uns alle Hitzeprobleme vom Leib hält. Denn erstens erfolgt unsere physiologische Anpassung langsamer, als der Klimawandel voranschreitet – insbesondere in den letzten Jahren –, und zweitens gibt es natürlich physiologische Grenzen. Niemand überlebt ein Bad in kochendem Wasser. In der Wissenschaft zählt eine Temperatur von 35 Grad bei 100 Prozent Luftfeuchtigkeit – was in etwa einem Dampfbad gleichkäme – als die Grenze dessen, was wir aushalten können. Ist die Luft weniger feucht, können unsere Körper etwas höhere Temperaturen ertragen.

Alles in allem ist und bleibt die Zahl der hitzebedingten Todesfälle extrem hoch: Die 1344 Hitzetoten in Ahmedabad von 2010 sind kein statistischer Ausreißer, im pakistanischen Karatschi meldete die EM-DAT 2015 rund 1300 Hitzetote.

Hinzu kommt, dass weltweit nur wenige Regionen, Städte und Gemeinden optimal an das heutige Klima angepasst sind. Die meisten sind es nicht, weder in Europa noch in den USA noch im Hitzemusterland Indien. Das ist keine gute Nachricht, denn bei Profikillern wie Hitzewellen macht, wie wir im vorherigen Kapitel gesehen haben, 1 Grad globaler Erwärmung einen Riesenunterschied, nämlich den zwischen einem Jahrhundertereignis und einem ganz gewöhnlichen Sommer. Aber auch nur ein Zehntel Grad weiterer Erwärmung sind bei Hitze entscheidend. Wenn wir es also mit der Anpassung ernst meinen, muss unser Umgang mit Hitze ganz oben auf der To-do-Liste stehen.

Was für eine Herausforderung das ist, zeigt folgende Überlegung: Angenommen, die Menschheit entscheidet sich, hitzespezifische Anpassungsmaßnahmen offensiv anzugehen, und ein Ziel für das Jahr 2050 würde lauten, sicherzustellen, dass bis dahin nicht mehr Menschen an Hitze sterben als heute. Etwas technischer ausgedrückt, würde die Aufgabe darin bestehen, die relative Anzahl der hitzebedingten Todesfälle (also die Hitzesterberate) bis zur Jahrhundertmitte stabil auf dem heutigen Niveau zu halten. Sollte dieses Ziel bescheiden klingen, weil Sie sich wünschen, dass die Sterberate gesenkt würde, wird Sie Folgendes vielleicht wundern: Selbst wenn wir die Sterberate nur konstant halten wollen, müssten unsere Anpassungsmaßnahmen so effizient sein, dass es ihnen gelingt, den rasch voranschreitenden Klimawandel auszubremsen. Um das zu erreichen, müssten sie bis 2050 die hitzebedingte Sterblichkeit um 75 Prozent verringern. Mit anderen Worten: Um eine echte Verbesserung zu erreichen, die dafür sorgt, dass 2050 deutlich weniger Menschen an Hitze sterben als heute, helfen noch nicht einmal Hochleistungsmaßnahmen, mit denen es gelänge, die heutige Sterblichkeit auf ein Viertel zu reduzieren. Stattdessen müssen sie noch viel wirksamer sein. Es gibt also keinen Grund, das Thema Anpassung diskret unter den Tisch fallen zu lassen, sondern jede Menge sofortigen Handlungsbedarf.

Kolonialismus trifft Kapitalismus

Wie dringend der Handlungsbedarf ist, kann man sehr gut in der Entwicklungsarbeit sehen. Denn die große Mehrzahl aller Entwicklungsprojekte ist nicht dazu geeignet, diese Herausforderung zu stemmen. Kein noch so gut durchdachtes Staudammprojekt, das immerhin ganze Landstriche vor Überschwemmungen bewahrt, wird jemals auch nur annähernd so viele Menschenleben retten wie tatsächlich umgesetzte Hitzeaktionspläne – das liegt daran, dass Hitze eben viel mehr Menschenleben fordert und noch viel mehr Gefahren mit sich bringt als eine Überschwemmung. Und selbst wenn Hitze wie geschildert Dürren auslöst oder sie verstärkt, helfen Trinkwasser-Staudämme nicht, wenn sie einfach austrocknen, wie wir im nächsten Kapitel sehen werden. In diesem Fall müssen die Menschen durch entsprechend früh ausgelöste Hitzeaktionspläne ihr Verhalten ändern, lange bevor die Hitze zuschlägt.

Entwicklungsprojekte auf dem afrikanischen Kontinent müssten also vor allem eines leisten: extreme Hitze managen. Sie müssen dafür sorgen, dass diese erkannt wird und Frühwarnsysteme und Anpassungsstrategien auf den Weg bringen. Aus diesem Grund ist es so wichtig, dass die wissenschaftliche Erkenntnis, dass es Hitzewellen in Afrika gibt (und ihre Auswirkungen endlich systematisch untersucht werden müssen), bis in die Entwicklungsministerien vordringt.

Hinzu kommt, dass Entwicklungshilfe leider gelegentlich nicht jenen hilft, für die sie gedacht ist. Damit sind wir beim Thema Kolonialismus trifft Kapitalismus, sprich: beim Verkauf von Produkten, die durch deutsche Ingenieurskunst entstanden sind und mit denen man alte Abhängigkeiten verfestigen und neue erschaffen kann. Mit Staudämmen funktioniert das hervorragend, mit Hitzeaktionsplänen weniger gut. Kein süddeutscher Mittelständler kann damit drei Jahre lang seine Auftragsbücher füllen, dafür liegen die infrastrukturellen Aspekte dieser Pläne noch zu weit in der Zukunft und beinhalten zudem auch keine Großprojekte, sondern bestehen aus vielen kleineren Maßnahmen. Es mag vielleicht zynisch klingen, aber der Klimawandel wird in die bisherige Entwicklungspolitik leider nicht effizient einbezogen. Ganz zu schweigen von der Außenpolitik oder der Verkehrs- und Energiepolitik.

Deutschland hat durch sein langfristiges Engagement in vielen Ländern des Globalen Südens, zum Beispiel durch die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) und die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW), eine entscheidende und hoch angesehene Rolle in der internationalen Klima- und Entwicklungspolitik. Warum nutzt es diesen Bonus nicht, um Entwicklungsförderung auf das auszurichten, worauf es wirklich ankommt: nämlich die Resilienz, also die Widerstandskraft gegenüber den real vorhandenen Klimarisiken, mit denen natürlich auch viele andere Entwicklungsziele wie die Bekämpfung von Hunger in Zusammenhang stehen? In der derzeitigen Entwicklungsfinanzierung liegt stattdessen – neben großen Infrastrukturprojekten – ein Schwerpunkt auf Versicherungen, also auf Schadensbewältigung, womit wir wieder am Anfang dieses Kapitels wären. Aber Finanzierungshilfen für arme Länder nach einer Katastrophe lösen ihr Hauptproblem nicht: dass sie so extrem verwundbar sind.

Gegen den Klimawandel besser geschützt, also resilienter zu werden, ist im Globalen Süden mindestens genauso wichtig, wie humanitäre Katastrophen abzuwenden. Entsprechend sollte beides unbedingt gleichberechtigt gefördert werden. Und wie viel in beiden Fällen zu tun ist, wird deutlich, wenn man sich vor Augen führt, was wissenschaftliche Studien immer wieder gezeigt haben: Anpassungsmaßnahmen haben nur dann Erfolg, wenn Länder über funktionierende Governance-Strukturen verfügen, also die Menschen auf ein intaktes Netz an Regeln, Abläufen und Institutionen zurückgreifen können, in dem private und öffentliche Akteur*innen zusammenarbeiten, um gesellschaftliche Ziele zu erreichen (siehe Kapitel 5). Ein solches Grundgerüst aufzubauen, ist teuer und vor allem langwierig und braucht finanzielle Förderung über Jahrzehnte. Ohne derlei Mittel wird es wohl kaum stabil genug, um den Folgen der Kolonialisierung effizient entgegenzutreten: Extreme Urbanisierung, informelles Siedlungswachstum, Korruption und ineffiziente Verwaltungsstrukturen lassen sich nicht mal eben und schon gar nicht ohne zusätzliche Finanzierung abbauen, wenn es im eigenen Land grundlegend an Geldern fehlt. Ähnliches gilt für die Folgen patriarchaler Strukturen: Je größer die Ungleichheit zwischen Männern und Frauen ist, desto weniger gut funktioniert die Klimaanpassung. Dies ist keine neue Erkenntnis. Aber sie ist zentral und nicht umsonst eine der wichtigsten Schlussfolgerungen, die der Weltklimarat 2022 zur Anpassung vorgelegt hat.​[​61​]​

Auch wenn ich dieses Buch vor allem schreibe, um zu zeigen, dass der Klimawandel kein naturwissenschaftliches Problem ist, das mit einer technischen Lösung zu beheben wäre, heißt das nicht, dass wir die Physik nicht doch auch brauchen. Hitzewellen stellen unser bisheriges Verständnis von Extremwetter auf den Kopf und fordern unsere Klimamodelle, unser Wissen und unsere Kommunikationsweise heraus. Wenn besser kommuniziert würde, was die besonders drastische Veränderung von Hitzewellen bedeutet und wie gefährlich sie sind (indem sie Überschwemmungen, Dürren und Brände verstärken oder auslösen und insgesamt so viel rascher und effizienter tödlich werden als alle anderen, sich langsamer verändernden Extremwetter), könnten sie auch im öffentlichen Bewusstsein zu einem echten Gamechanger werden, wenn es darum geht, den Klimawandel ernst zu nehmen. Auch die Physik – insbesondere in Afrika – muss noch viel mehr über Hitzewellen wissen, damit wir regionalspezifische Verwundbarkeiten verstehen und funktionierende lokale Frühwarnsysteme entwickeln können. Denn eines sollten wir nie aus dem Blick verlieren, wenn wir über Wetter nachdenken: Die Erfahrungen der Vergangenheit und die bereits erfolgte Anpassung sind keine ausreichende Referenz für den Schutz der Zukunft. Wir konnten das Biest von Lytton nicht mit den Daten erklären, die das vergangene Wetter uns lehrt, es ist erst durch den Klimawandel überhaupt möglich geworden und hat einen neuen Referenzrahmen gesetzt, der sich weiter verschieben wird, solange wir fossile Brennstoffe verbrennen. Wetter, das uns heute normal erscheint, war gestern noch extrem. Und sehr bald werden die heißen Temperaturen von heute schon fast wieder als kühl gelten. Aber sie werden sich nicht so anfühlen.

Die Farmerinnen von Gambia

Wie sich Hitze in Afrika anfühlt, wissen viele Menschen sehr genau. In dem kleinen Dorf Keneba etwa, das circa zwei Stunden von der Küste Gambias entfernt liegt, ist die Hitze wie überall auf der Welt unsichtbar, aber alles riecht anders, wenn es richtig heiß ist. Die Luft schmeckt, als wäre sie nicht zum Atmen, sondern nur zum Kochen oder Backen gedacht, die Hitze ist allgegenwärtig. Die Frauen aus Keneba und den Nachbardörfern arbeiten sehr häufig im Freien, da sie davon leben, ihre Nahrung selbst anzubauen. Sie können der Hitze nicht ausweichen, geschweige denn entkommen. Wer, wie beispielsweise die Farmerinnen Aminata oder Zainabou, Mutter ist oder wird und überleben will, muss raus aufs Feld und der Hitze die Stirn bieten.

Aminata und Zainabou gehören zu den zwölf Frauen, die 2021 an einem Pilotprojekt teilnahmen, das ihre Situation ernst nahm und buchstäblich »Feldforschung« betrieb: Verschiedene lokale und internationale Forscherteams wollten genauer wissen, wie sich die Hitze für die Farmerinnen, die alle entweder schwanger waren oder kürzlich entbunden hatten, draußen bei der Ernte oder anderen Arbeiten unter freiem Himmel anfühlt.​[​62​]​

Die Frauen gestatteten es, dass ihre Körpertemperatur regelmäßig gemessen wurde und erzählten davon, wie sie mit Hitze umgehen und was sie sich wünschen, um deutlich besser mit ihr leben zu können – zwei der diesem Kapitel vorangestellten Zitate stammen von ihnen. Dieses bisher einmalige Projekt, das dazu dient, die Gefahr von Hitze insbesondere in einer Region, die Hitze gewohnt ist, besser zu verstehen, liefert also genau das, was Afrika braucht, damit die Hitzewellen dieses Kontinents zukünftig erkannt werden. Mithilfe epidemiologischer Untersuchungen gibt es nun erste Daten darüber, welche Temperaturen – vor allem, in welcher Luftfeuchtigkeit – direkte Folgen auf die Gesundheit haben.

Aber das Pilotprojekt zeigt noch viel mehr. Es macht sichtbar, wie soziale Ungleichheit und die härter werdenden physischen Bedingungen das Leben für Frauen noch schwerer machen und die Ungleichheit in der Bevölkerung verschärfen. Wer verstehen möchte, wie Sexismus funktioniert, kann hier also eine Menge lernen.

Alle Frauen, die an der Studie teilnahmen, erlitten durch die tägliche harte körperliche Arbeit im Freien während ihrer Schwangerschaft signifikante Symptome einer Hitzekrankheit. Mit Folgen nicht nur für ihre körperliche Gesundheit und teilweise die des Kindes, sondern auch mit erheblichen Auswirkungen auf ihr allgemeines Wohlbefinden. Außerdem verringerte sich ihre Gesamtproduktivität, was die gesamte Familie zu spüren bekam.

Die Auswirkungen von extremer Hitze auf Schwangere sind aktuell noch ziemlich unklar, obwohl diese Frauen eine besonders gefährdete Gruppe sind. Die wenigen Studien, die es hierzu gibt, kommen zu ähnlichen Ergebnissen. Beispielsweise verdeutlicht eine Studie mit schwangeren Landarbeiterinnen im US-amerikanischen Bundesstaat Florida, dass Schwindel und Ohnmacht die häufigsten Symptome einer Hitzekrankheit sind und viele der Landarbeiterinnen über starke Schmerzen klagten, die zum Glück aber keine direkten Auswirkungen auf den Geburtsausgang zeigten.​[​63​]​ Florida ist natürlich nicht Gambia, aber tatsächlich sind die Landarbeiterinnen in Florida durch viele der gleichen sozioökonomischen Zwänge eingeschränkt wie Farmerinnen in Gambia. Ihre Einkommen hängen unmittelbar von ihrer Produktivität auf der Farm ab, denn sie haben keine Sozial- oder Krankenversicherung. In der Konsequenz schonen sich die Arbeiterinnen hier wie dort nicht, auch wenn sie sich unwohl fühlen und sich damit weit über ihre Hitzetoleranz hinaus den extremen Temperaturen aussetzen.

In Gambia zeigen sich die geschlechtsspezifischen Auswirkungen des Klimawandels besonders markant. Aminata und Zainabou vertreten zwar den Standpunkt, dass alle Menschen vom Klimawandel betroffen sind, aber sie spüren am eigenen Leib, dass diejenigen, die wie sie auf die Landwirtschaft als Haupteinkommensquelle angewiesen sind und die soziale Verantwortung für die Versorgung der Familie tragen, am stärksten betroffen sind. Gambia bestreitet ein Viertel seines Bruttoinlandsprodukts durch Landwirtschaft, und drei Viertel der gambischen Bevölkerung verdienen ihr Geld in der Agrarindustrie.​[​64​]​ In den meisten Fällen arbeiten Männer auf Feldern, die großen Konzernen oder landwirtschaftlichen Kooperativen gehören und cash crops anbauen. Fallen die Ernten gut aus, liefern sie damit die finanzielle Grundlage für den Haushalt. Ist das Erntejahr mager, hat dies erhebliche wirtschaftliche und soziale Folgen für die Familie.

Und hier kommt die Rollenverteilung zwischen Mann und Frau ins Spiel.

In traditionellen gambischen Familien sind Frauen dafür zuständig, das Essen auf den Tisch zu bringen. Das heißt nicht nur, dass sie es zubereiten. Denn wenn die Haushaltskasse leer bleibt, weil die Ernten der cash crops schlecht ausgefallen sind, müssen die Frauen allein durch ihre körperliche Arbeit auf den für den Eigenbedarf bestimmten Feldern dafür sorgen, dass es für die gesamte Familie genug zu essen gibt. Der Klimawandel schlägt also dreifach zu: durch den direkten Einfluss auf Ernten, durch die verringerte Arbeitskraft auf den Feldern (es ist so heiß, dass man einfach weniger schafft) und durch die hohe Versorgungslast, die unter der extremen Hitze allein auf den Frauen liegt. Hitze, die durch den Klimawandel immer extremer wird und die Körper der Frauen heute noch mehr ans Limit bringt als gestern. Hitze, die sie nicht überleben, wenn sie sich nicht ausreichend anpassen.

Schwangeren Frauen in Gambia hilft es beispielsweise, wenn sie stützende soziale Beziehungen zu anderen Frauen in der Gemeinde haben. Sie ermöglichen es ihnen, sich besser zu schützen und besonders herausfordernde Aufgaben, beispielsweise die Pflanzen ganzer Felder zu wässern, mit helfenden Händen zu bewältigen. Für viele Schwangere ist es eine Erleichterung, wenn sie sich nicht dauernd bücken müssen, sondern andere zeitweilig für sie einspringen. Haben Frauen Kinder, die alt genug sind, um landwirtschaftliche Aufgaben zu übernehmen, bitten sie auch diese um Hilfe, allerdings oft vergeblich, da die Kinder entweder zur Schule gehen oder auf den zum Export bestimmten Reis- oder Erdnussfeldern beschäftigt sind. In den Haushalten, die eine streng geschlechtsspezifische Arbeitsteilung einfordern – und davon gibt es viele –, dürfen männliche Kinder nur ihrem Vater beim Anbau von cash crops helfen, nicht aber zu Hause ihren Müttern. Hat eine Frau keine Töchter, muss sie die Arbeit im Garten oder auf den Reisfeldern allein bewältigen.

Überhaupt durchziehen strikte geschlechtsspezifische Vorschriften das Leben in Gambia maßgeblich. Beispielsweise sind sich die Frauen der Gefahren bewusst, die von Hitze ausgehen. Sie wissen, dass es wichtig ist, die Körpertemperatur niedrig zu halten, indem sie viel Wasser trinken, in der Mittagshitze nicht arbeiten und helle, luftige Kleidung tragen. Aber in ihren Ohren klingen solche Maßnahmen wie ein Wunschkonzert: Wie sollen Frauen optimale Kleidung für Hitze tragen, wenn die Kleidervorschriften verlangen, dass sowohl die Handgelenke als auch die Knöchel bedeckt sind, und zwar so eng, dass ganz sicher kein Millimeter Stoff hochrutschen kann?

Auch der soziale Status und die Familienzugehörigkeit spielen eine große Rolle. Die Nähe einer Mutter, Schwester oder Mitfrau – in Gambia ist es weit verbreitet, dass Männer mit mehreren Frauen leben – wird oft als wichtige Quelle der Unterstützung während der Schwangerschaft erlebt. Fehlen weibliche Verwandte in der Nähe, sind die Frauen in der Regel auf sich allein gestellt, denn außerhalb der Verwandtschaft fühlen sie sich nicht wohl dabei, ihre Umgebung um Hilfe zu bitten.

Der soziale Status, der auch an Einkommen geknüpft ist, verdeutlicht, wie Armut, Sexismus und Klimawandel sich gegenseitig verstärken. Frauen, deren Männer keine Arbeit haben, sind deutlich mehr als andere auf die Feldarbeit angewiesen. Bei der täglich notwendigen Reisernte – Reis ist das wichtigste Grundnahrungsmittel – helfen ihnen ihre Männer selbst dann nicht, wenn sie arbeitslos sind, denn die Geschlechterrollen sind äußerst strikt. Geld, mit dem anderes Essen gekauft und eine Periode mit niedrigerer Produktivität überbrückt werden könnte, ist nicht vorhanden. Ein Haushalt mit arbeitslosem Haushaltsvorstand ist sozial weniger angesehen, was es den Frauen schwerer macht, um Hilfe zu bitten. In der Folge sinkt ihre Produktivität in Zeiten extremer Hitze rasch, und die Armut nimmt weiter zu. Die Möglichkeiten, die Frauen haben, um in dieser Lebenssituation selbst Entscheidungen zu treffen, schrumpfen damit immer mehr, und die Ungleichheit in der Gemeinschaft und zwischen den Geschlechtern wächst.

Frauen stehen somit zwar stets im Zentrum der Familien und Gemeinschaften, aber so gut wie nie im Zentrum von Studien, die die Auswirkung des Klimawandels auf Landwirtschaft, Gemeinschaft und Gesellschaft untersuchen – und das, obwohl sie unverhältnismäßig stark davon betroffen sind. In Forschung und Politik fehlen also überall dort, wo es um den Klimawandel (und vor allem um Anpassung) geht, genau diejenigen, die am meisten damit zu tun haben. In den Sozialwissenschaften ist dies keine neue Erkenntnis. Seit Jahrzehnten ignorieren politische Entscheidungsträger*innen, dass starre Geschlechterrollen die Menschen anfälliger für extreme Wetterbedingungen machen. Dabei weist nicht nur der Weltklimarat darauf hin, welche Folgen das hat, sondern auch andere multilaterale Institutionen wie die Hauptabteilung für Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten der Vereinten Nationen (Department of Economic and Social Affairs, UN DESA), die eines ihrer 17 Ziele für Nachhaltigkeit auf mehr Geschlechtergerechtigkeit ausrichtet.​[​65​]​

Frauen verfügen über weniger Ressourcen als Männer, sind aber fast nirgendwo – und auch das ist eine weltweit bekannte Tatsache – an den Entscheidungen über die Ressourcen beteiligt, von denen sie wissen, dass sie sie dringend benötigen. Wenn wir wollen, dass der Klimawandel weniger Macht über die Frauen hat, müssen wir dafür sorgen, dass Frauen mehr Macht bekommen.

Anpassungsstrategien

Die Einblicke, die die zwölf Frauen in diesem Projekt in ihren Lebensalltag gegeben haben, unterstreichen, wie wichtig und notwendig es ist, Anpassungsmaßnahmen weit über die physischen Faktoren von Hitze hinauszudenken. Und das nicht nur in Gambia, denn weltweit lebt eine große Anzahl weiblicher Arbeitskräfte unter ganz ähnlichen Bedingungen.

Unter Rückgriff auf Pilotprojekte wie das hier geschilderte können zukünftig lokale Forscherteams, Krankenhäuser und Epidemiolog*innen zusammenarbeiten, um die direkten gesundheitlichen Auswirkungen extremer Hitze genau zu erkennen und herauszufinden, welche Schäden Frauen erleiden, indem sie aufgrund des Klimawandels zunehmend ansteigender Hitze ausgesetzt sind. Offenbar gibt es verschiedene soziale und wirtschaftliche Faktoren, die den Spielraum prägen, in dem Frauen Entscheidungen treffen. Diese Faktoren müssen wir viel besser verstehen, als wir es aktuell tun. Nur so lernen wir die Werte, Prioritäten und Abläufe kennen, die lokal das Leben der Menschen prägen und somit den Ausgangspunkt ihrer Anpassungsstrategien bilden. Und die Tatsache, dass alle Frauen, die an dem Pilotprojekt teilgenommen haben, sich des Klimawandels sehr bewusst waren, spricht dafür, wie wichtig es ist, dass gerade in Gambia Frauen eine Führungsrolle in den Klimawandel-Debatten einnehmen und die politischen Entscheidungsräume, nicht zuletzt auch die der Entwicklungshilfe, maßgeblich mitbestimmen.

Was also braucht es, damit Afrika sich zukünftig besser an das veränderte Klima anpassen kann?

Meines Erachtens müssten dafür eine ganze Menge Dinge ineinandergreifen. Zunächst wäre es wichtig, zu erfahren, wie auf dem afrikanischen Kontinent lokal und regional Informationen weitergegeben werden – nur so können effiziente Hitzewarnsysteme konzipiert werden. Im nächsten Schritt ginge es darum, herauszufinden, wie sich extreme Hitze auf die am meisten gefährdeten Teile der Bevölkerung auswirkt und inwiefern sie mit Stromausfällen und Infrastrukturschäden in Zusammenhang steht, beziehungsweise was zu tun ist, wenn während eines Hitzepeaks plötzlich alle Maschinen und Apparate stillstehen oder alle Leitungen lahmliegen. Auf diese Weise könnten wichtige Schwellenwerte ermittelt werden, an denen in verschiedenen afrikanischen Ländern Hitzewellen ausgerufen und effiziente Frühwarnungen ausgelöst werden sollten.

Man kann es gar nicht oft genug sagen: Hitzeextreme zu messen und zu melden, würde bereits eine riesige Verbesserung darstellen. Diese Daten zu kennen, würde nicht nur dazu beitragen, allgemein die übermäßige Sterblichkeit bei Hitze zu verringern. Es würde konkret helfen, zusammengesetzte Klimaextreme – insbesondere Hitze und Dürre – in einer der am stärksten gefährdeten Regionen der Welt besser zu verstehen und zu kennzeichnen, um rechtzeitig die richtigen Warnungen auszugeben und den Menschen dabei zu helfen, entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. Die sofortige Einführung von Frühwarnsystemen – selbst wenn dafür zunächst Auslösungsmomente verwendet werden, die in klimatisch ähnlichen Ländern entwickelt wurden – könnte generell das Bewusstsein in der Bevölkerung schärfen und dazu führen, dass die Menschen rascher lernen, wie sie sich bei lokalen Hitzeextremen am besten verhalten.

Hohes Tempo

Weil bei Hitze gilt, dass gestern auf keinen Fall morgen ist, müssen wir nicht nur wissen, wie sehr sich Hitze verstärken wird, sondern auch, wie schnell diese Veränderungen stattfinden werden. Wir tun gut daran, bei Tempo zukünftig nicht nur an das zu denken, was auf unseren Autobahnen passiert. Denn Hitze kennt ganz sicher kein Tempolimit. Solange in Deutschland selbst so lächerlich geringe Änderungen am Lebensstil nicht erfolgen, wird sich auch das Tempo, in dem sich Hitzewellen verstärken, nicht verringern.

Da Gemeinschaften sich schrittweise und mithilfe immer neuer Wissensquellen und vor allem Erfahrungen an das veränderte Klima anpassen, ist auch ihre jeweilige Resilienz unterschiedlich. Hohe Resilienz ist am ehesten in Gesellschaften zu beobachten, in denen Bildung zugänglich und weit verbreitet ist, die Sozialsysteme gut funktionieren, möglichst wenig Ungleichheit zwischen Geschlechtern, Ethnien und Generationen herrscht und Regierungsstrukturen so gestaltet sind, dass die Zivilgesellschaft an den Entscheidungen teilhaben kann. Entsprechend sind Gesellschaften, die diese Faktoren weniger gut erfüllen, weniger resistent.

Dass wir uns schrittweise und nicht mit einem großen Sprung an die sich verschlechternden Wetterextreme anpassen, ist manchmal mehr, manchmal weniger problematisch. Bei der Bevölkerungsgesundheit beispielsweise funktioniert diese Gangart gegebenenfalls gut, da durch Bildung und Information schon viel erreicht werden kann. Bei der Infrastruktur ist das anders. Infrastruktur ist ein Sektor, in dem es langsam und behäbig zugeht. Ob Küstenschutzmaßnahmen, Stromnetze, Straßen- und Schienennetze oder Wasserversorgungs- und Abwassersysteme auch in einem wärmeren Klima wirksam bleiben beziehungsweise funktionieren, hängt davon ab, ob wir es rechtzeitig schaffen, sie an das anzupassen, was Hitzewellen tun: immer rascher schwerwiegender und häufiger aufzutreten.

Die entscheidende Frage lautet also: Was müssen wir tun, um uns bei der Anpassung an das Klima nicht vom Wandel des Klimas überholen zu lassen? Um Antworten zu finden, müssen wir die Grenzen – seien es physiologische, gesellschaftliche oder anderweitige –, die die Fähigkeit von Gemeinschaften beeinträchtigen, sich auf das unbekannte Klima der Zukunft vorzubereiten, ziemlich genau kennen. Für die Wissenschaft bedeutet das, dass es längst nicht mehr ausreicht, zu zeigen, dass der Klimawandel heute extreme Wetterbedingungen beeinflusst. Jetzt brauchen wir Studien, mit denen wir herausfinden, wie schnell der Klimawandel voranschreitet und was das konkret für uns bedeutet.

Daher ist es nicht mehr sinnvoll, zu klären, ob eine kürzlich aufgetretene Hitzewelle – sagen wir einmal pro Jahrzehnt im heutigen Klima – entweder einmal in hundert Generationen oder einmal in tausend Generationen in einem vorindustriellen Klima aufgetreten wäre. Wenn sich das aktuelle Klima so stark verändert hat, dass die vorindustrielle Welt zu einer schlechten Vergleichsgrundlage wird, werden andere Instrumente benötigt, um zu verstehen, wie wir in Zukunft dem Wetter ausgesetzt sein werden oder wie wirksam unsere Anpassungsstrategien der letzten Jahrzehnte gewesen sind. Die weltweite Verteilung der Temperaturen hat sich bereits nach nur etwas mehr als einem Grad globaler Erwärmung so dramatisch verschoben, dass es für viele Regionen keine direkten Parallelen für zukünftige Hitzeextreme in den Temperaturverteilungen eines vorindustriellen Klimas gibt. Anders als bei Stürmen oder Überflutungen ist das Wetter der Vergangenheit, also auch das der letzten Jahrzehnte, für Hitze-Prognosen nicht informativ, wie es uns das Biest von Lytton eindrucksvoll demonstriert hat. Hier ist die Wissenschaft besonders gefragt. Sie muss die Wettermodelle, mit denen sie die Entwicklung von Hitzewellen berechnet, daran anpassen, dass Hitze in der Welt von heute nicht mehr mit den Modellen berechenbar ist, die für die Welt von gestern noch gültig waren. Nur wenn unsere Wettermodelle auf die neue Form von Hitze, die der Klimawandel ermöglicht hat, eingestellt sind, können wir funktionierende Frühwarnsysteme, aber vor allem effiziente Anpassungsmaßnahmen konzipieren.

Dies gilt auch, aber nicht nur in Afrika. Wenn es um den Klimawandel geht, reden wir oft vom »neuen Normal« und meinen damit, dass das, was wir gerade erleben, eben das ist, woran wir uns gewöhnen müssen. Aber wenn es um Hitze geht, wissen wir nicht, wie sich diese neue Normalität anfühlen wird. Allein im letzten Jahrzehnt ist die Temperatur (und die Menge der Treibhausgasemissionen) mit derart drastischem Tempo in die Höhe geschnellt, dass wir noch keine Zeit hatten, auch nur annähernd zu verstehen, was das bedeutet. Eines wissen wir aber ganz sicher: Was neue Temperaturextreme sein werden, hängt so stark wie bei keinem anderen Wetterphänomen von unseren zukünftigen Treibhausgasemissionen ab.


Teil II   
DÜRRE



Kapitel 4   
Wenn Gerechtigkeit in den Brunnen fällt

⦿ Südafrika

»In Afrika definiert uns unser natürliches und kulturelles Erbe – es erzählt unsere Geschichte […]. Wenn es einmal verloren gegangen ist, kann es weder ersetzt noch wiederhergestellt werden. Wie passen wir uns an ein verlorenes Erbe an? Schließlich würde ein verlorenes kulturelles und natürliches Erbe eine abgebrochene Geschichte bedeuten …«

»Ich hoffe, dass der Tag null nie kommt, aber ich sehe, mit den Menschen, die hierherkommen wollen, und in deren Verzweiflung, deren Sehnsucht nach Wasser, dass wir bald erkennen werden, dass Wasser wertvoller ist als Öl.«

»Wir haben seit zwei Tagen kein Wasser. Ich mache mir Sorgen um die Zukunft, weil es immer schlimmer wird. Weil [die Regierung] sich nicht um uns kümmert«, sagte Elsie Hanse, 53, die in einer Hütte in einem Township am Rande von Graaff-Reinet, einer Stadt am Ostkap, lebt.

»Sie haben uns hier ein paar Toiletten gebaut, aber wir können sie nicht benutzen, weil es kein Wasser gibt.«​[​66​]​

Als der britische Publizist Jon Heggie im Januar 2022 das südafrikanische Ostkap bereiste, beobachtete er eine Szene, die ihm nicht mehr aus dem Kopf ging: Als plötzlich große, dicke Regentropfen auf die ausgedörrte Erde prasselten, warf sich ein Mann vor lauter Freude über das vom Himmel fallende Wasser in eine Pfütze, die sich um einen defekten Abfluss herum gebildet hatte. Eine spontane Feier, urteilte Heggie später in einem Bericht, der in der Zeitschrift National Geographic zu lesen ist. Eine Feier, die wie kaum etwas anderes die Beziehung Südafrikas zu Regenwasser symbolisiert.​[​67​]​

Regen ist das flüssige Gold des südlichsten Staates des Kontinents, denn sowohl die Trinkwasserversorgung als auch der landwirtschaftliche Betrieb Südafrikas hängen größtenteils direkt vom Regen ab. Eine gefährliche Abhängigkeit, denn das Land, das von den Wassermassen des Indischen und des Atlantischen Ozeans umgeben ist, wird immer trockener. Wie prekär die Wasserlage ist, rückte 2018 weltweit in den Fokus, als die Menschen in Kapstadt befürchteten, ihr Day Zero sei gekommen. Dieser Tag null markiert die rote – oder besser staubtrockene – Linie, an der die Stadt davon ausgehen muss, dass ihre Wasserhähne trocken bleiben. Schon im Vorjahr, 2017, war die Lage so angespannt gewesen, dass die kapstädtische Administration täglich mit ihrem Tag null rechnete. Immer wieder kalkulierten Expert*innen, wie viele Tage das Wasser bei gleichbleibendem Verbrauch und ausbleibendem Regen noch fließen würde, wie lange es noch dauern würde, bis der Tag null die Vier-Millionen-Metropole als erste der Welt in eine Stadt verwandelte, die buchstäblich austrocknete.

Bis zu dem Tag, an dem ich diese Zeilen schreibe, ist für Kapstadt dieser Tag nicht eingetreten, aber es stimmt, es war damals verdammt knapp.

Aufgeschoben ist nicht aufgehoben. Obwohl private Haushalte und landwirtschaftliche Betriebe den Verbrauch drastisch senkten, steht den Kapstädter*innen weiterhin viel weniger Wasser zur Verfügung als früher – etwas mehr als 27 Gallonen (das sind in etwa 105 Liter) pro Person und Tag. Wie wenig das ist, zeigt der Vergleich mit anderen Ländern: Nach Daten der Europäischen Kommission verbrauchte im Vereinigten Königreich 2016 eine Person durchschnittlich 150 Liter am Tag, in Deutschland 122 Liter.​[​68​]​ Als die Krise sich in Kapstadt 2018 zuspitzte, führten die Behörden strikte Begrenzungen ein und ließen die Bewässerung der Felder fast ganz einstellen. Für die circa 50 000 Einwohner*innen, die zum Überleben auf den Ertrag aus ihren bewässerten Gärten angewiesen sind, war dies keineswegs nur mit verdorrten Rasenflächen verbunden, sondern bedeutete den Verlust der Lebensgrundlage.

Während der Krise standen den Bürger*innen für den persönlichen Verbrauch pro Tag zeitweise nur noch 50 Liter Wasser zur Verfügung: So viel, dass sie entweder duschen oder Wäsche waschen konnten und sich ganz genau überlegen mussten, wie viele Toilettenspülungen – ältere Toilettenmodelle verbrauchen 9 bis 14 Liter pro Knopfdruck – sie sich am Tag erlauben sollten. Haushalte, die mehr als die erlaubte Wassermenge konsumierten, erhielten offiziellen Besuch, der einen Werkzeugkoffer bei sich trug. Nach der Visite prangte an den Wasserrohren des Hauses eine Vorrichtung, mit der die Behörden die Wasserzufuhr sperren konnten.​[​69​]​

Der Tag null, dem Kapstadt 2018 nur mit derlei drastischen Maßnahmen – und dem im Verlauf des Jahres endlich wieder reichlicher fallenden Regen – knapp entkam, war ein Warnsignal, das für das ganze Land galt. Denn die Wasserprobleme und die Niederschlagsveränderung betreffen nicht nur Kapstadt, sondern ganz Südafrika: Infolge der globalen Erwärmung sinkt der südafrikanische Regenwasserpegel ungebremst. Das passiert jedoch nicht gleichmäßig, was sich in den Wasserspeichern der südafrikanischen Provinzen deutlich bemerkbar macht.

In der Regel sind solche Speicher Wasserreservoire in Form von Stauseen, die durch Dämme gehalten werden. Das Westkap beispielsweise verfügt über 44 Hauptdämme mit einer Speicherkapazität von über 1870 Millionen Kubikmetern. Sind sie vollständig gefüllt, halten sie also über 1,8 Billiarden Liter Wasser vorrätig. Das entspricht einer Wassermenge, mit der man in etwa 935 000 olympische Schwimmbecken füllen könnte (eine Beckenfüllung umfasst etwa zwei Millionen Liter Wasser).

Allerdings sind die Speicher selten so randvoll wie beispielsweise im August 2023. Der Wasserstand von Stauseen im Westkap ist im Verlauf der Jahre und auch innerhalb eines Jahres sehr wechselhaft. Nur drei Monate zuvor, im Mai 2023, waren die Dämme mit 53 Prozent nur gut zur Hälfte gefüllt. Zwar hatte sich Anfang Juni die Situation etwas verbessert und die Speicher waren zu fast zwei Drittel (65,5 Prozent) voll, aber selbst wenn die Wasserreservoire zu fast drei Viertel voll sind – wie etwa im Juni im Jahr zuvor –, führt das in vielen Gebieten zu verheerenden Konsequenzen. Während Kapstadt zu diesem Zeitpunkt nicht mehr Einschränkungen als ohnehin üblich in Kauf nehmen musste, rief beispielsweise Oudtshoorn, eine Stadt, die in einer lang gestreckten Ebene im Südosten des Westkaps liegt, sogar den Katastrophenfall aus, da die Pegel in den lokalen Wasserspeichern extrem gesunken waren. Im Ostkap, auf der anderen Seite des Landes, dort wo Heggie die Freude über den Regen beobachtet hatte, hielten die Staudämme ebenfalls viel zu wenig Wasser (nur 71 Prozent der Gesamtkapazität) vorrätig, obwohl es dort zu Beginn des Jahres extrem stark geregnet hatte. Mit anderen Worten zeichnet sich langfristig folgende Tendenz ab: Auch wenn sich die allermeisten Wasserspeicher in Südafrika kurzfristig immer wieder füllen, verlieren sie insgesamt deutlich an Wasser. Wie ernst die Lage dauerhaft bleibt, kann man daran ablesen, dass die Regierung des Westkaps auf ihrer offiziellen Website die Bevölkerung ausdrücklich bittet, sich wassersparend zu verhalten: »Residents and visitors in Cape Town are encouraged to continue to be water smart.«​[​70​]​

So kostbar Wasser ist, so komplex ist es auch: Wasser verdunstet, regnet oder schneit herunter, versickert (zu Grundwasser) oder fließt direkt (in Flüsse) ab. Verstärken sich einzelne Komponenten dieses Kreislaufs – verdunstet beispielsweise mehr Wasser –, wirkt sich das auf alle anderen Komponenten aus. Eines der Extreme, die daraus entstehen, erlebten im April 2022 die Menschen in der oberhalb des Ostkaps liegenden Provinz KwaZulu-Natal: In der Küstenstadt Durban und ihrer Umgebung fielen derart extreme Niederschläge, dass die daraus resultierenden Fluten über vierhundert Menschen das Leben kosteten und zu weiteren dramatischen Schäden führten.​[​71​]​ Aber auch mit Dürre, dem anderen Extrem eines sich verstärkenden Wasserkreislaufs, hat KwaZulu-Natal häufig zu kämpfen. Wie Heggie berichtet, erlebten ländliche Gemeinden südlich von Durban bereits 2019 ihren Day Zero. Für sie folgte ein endloser Day After, ein wochenlang anhaltender »Tag danach«, an dem sie ohne fließendes Wasser überleben mussten und stattdessen auf Tankwagen angewiesen waren, die das Wasser liefern sollten und nicht immer zuverlässig ankamen.​[​72​]​ Da die regionalen Wasserspeicher leer und Quellen teilweise versiegt waren, litt die gesamte Südküste der Provinz aufgrund der anhaltenden Dürre unter dramatischer Wasserknappheit.

In vielen Städten, unter anderem in Durban, so Heggie, wird den Kommunen zudem so viel Wasser durch illegale Leitungen und andere Formen der Sabotage gestohlen, dass die Versorgung in der Praxis viel schlechter ist, als es auf dem Papier scheint – den Städten rinnen die Einnahmen, die sie brauchen, um die Verbesserungen des oft schlechten Leitungsnetzes zu finanzieren, sozusagen förmlich davon. Das ist ein weiterer Grund dafür, warum in Südafrika sowie in den Ländern Lesotho und Eswatini der Tag null oft nur eine Regensaison entfernt oder doch schon trockene Realität ist. Als im Mai 2022 schließlich die Stadt Gqeberha, die in der reichen Nelson Mandela Bay im Ostkap liegt, ganz kurz vor ihrem Tag null stand, weckte dies die Erinnerungen an Kapstadt 2018, und viele Südafrikaner*innen fragten sich zu Recht, ob die Provinzregierungen aus dem Desaster eigentlich irgendetwas gelernt hatten.

Zu lernen gibt es viel, über den Klimawandel, die Politik und vor allem über Gerechtigkeit, Korruption und Rassismus. Kapstadt beispielsweise konnte seinen Tag null 2018 zwar hinauszögern, aber das bedeutet nicht, dass alle Kapstädter*innen tatsächlich fließendes Wasser hatten: Die Viertel, in denen die Stadt ihre drastischen Maßnahmen hauptsächlich durchführte, waren die eher ärmeren. Sie sind überwiegend von Schwarzen bewohnt. Viele von ihnen leben schon lange im Tag null, zumal der Ausbau von Wasserleitungen in diesen Vierteln immer wieder verzögert wird.​[​73​]​

Dürren im Klimawandel

Der Klimawandel, dessen massive Auswirkungen auf Hitzewellen wir in den vorherigen beiden Kapiteln gesehen haben, macht auch vor Dürren nicht halt und beeinflusst sie auf vielfältige Weise. Verdunstung und Regen spielen dabei eine zentrale Rolle. Genauer gesagt beeinflusst die natürlich auch über Land stattfindende verstärkte Verdunstung, bei der die Böden trockener werden, die Art und Weise, in der sich der Niederschlag verteilt: Überall werden einzelne Regenereignisse heftiger, das heißt, es fällt in kürzerer Zeit mehr Niederschlag. Das ist wichtig, weil dieser sogenannte Starkregen die Landoberfläche schneller sättigt, also weniger Wasser in die tieferen Schichten der Böden sickert und mehr Wasser direkt in die Flüsse abläuft. Fällt dieselbe Niederschlagsmenge als milder Regen über einen längeren Zeitraum, bleiben Böden besser feucht und Grundwasserreserven können sich länger halten.

Wie sich Regen verteilt, beeinflusst Trockenperioden und Dürren grob gesagt auf drei unterschiedliche Weisen. Im ersten Fall verstärken sich die Niederschläge generell, und über die Jahre gesehen fällt dort im Verlauf eines Jahres oder einer Jahreszeit mehr Regen als früher. In diesen Gebieten rechnet man zukünftig eher seltener mit Dürren, beobachtet wurde dies bisher allerdings nur in Nordaustralien und im Norden Europas.​[​74​]​ Im zweiten Fall bleibt die Regenmenge zwar insgesamt gleich, geht jedoch vermehrt als Starkregen nieder. In solchen Regionen kann es – wegen der oben beschriebenen rascheren Bodensättigung, längeren Trockenperioden zwischen Niederschlägen und schnellerer Verdunstung – zu heftigeren Dürren kommen. Im dritten Fall gehen seltenere, aber stärkere Regenfälle mit einem sinkenden Gesamtniederschlag im Jahr einher. Wo dies passiert, zeigt sich am deutlichsten, dass Dürren sich durch den Klimawandel verändern, denn hier treten sie intensiver und häufiger auf. Im europäischen Mittelmeerraum und in der Levante, also den östlichen Küstenländern des Mittelmeers (Syrien, Libanon, Israel, Palästina und Jordanien) sind die Sommer inzwischen so trocken, dass ein Sommerregen meist nichts Romantisches mehr an sich hat. Oft führt er zu Sturzfluten, wie sie beispielsweise die Emilia-Romagna im Mai 2023 erlebt hat, als der harte, vertrocknete Boden das Wasser nicht aufnehmen konnte. Häufig sind genau die Gebiete am stärksten betroffen, die für Dürren ohnehin anfällig sind. Das gilt allerdings nicht weltweit, denn Dürren sind genauso komplex wie der Wasserkreislauf.

Es gibt viele Arten von Dürren – und keine einfache Antwort auf die Frage, wie sie mit dem Klimawandel zusammenhängen. Die Forschung unterscheidet und benennt Dürren anhand ihrer Ursachen oder der Auswirkungen, die sie auf den Wasserkreislauf und die Wasserversorgung haben. Von meteorologischen Dürren ist zunächst die Rede, wenn über einen längeren Zeitraum zu wenig Niederschlag fällt. Im Laufe der Zeit führt das zu sogenannten hydrologischen Dürren, bei denen die Flüsse zu wenig Wasser führen und der Grundwasserspiegel sinkt, was in der Fachwelt als Grundwasserdürre bezeichnet wird. Von landwirtschaftlichen und ökologischen Dürren ist dann die Rede, wenn drastische Auswirkungen auf Ernten und natürliche Ökosysteme zu erkennen sind und die Pflanzenwelt aufgrund zu stark ausgedörrter Böden nicht mehr ausreichend mit Wasser versorgt wird. Bei diesen Dürren, die im jüngsten Bericht des Weltklimarats ausführlich beschrieben sind, wird besonders deutlich, inwiefern sie sich durch den Klimawandel verändern und welche Auswirkungen diese Veränderungen haben. Zu den Regionen, in denen das Dürrerisiko bereits deutlich gestiegen ist, gehören neben dem Mittelmeerraum auch das westliche Nordamerika, der Nordosten Südamerikas, Zentral- und Ostasien, Südaustralien sowie Teile des zentralen, westlichen und südlichen Afrikas.​[​75​]​

Landwirtschaftliche beziehungsweise ökologische Dürren werden nicht nur die Natur im Allgemeinen stark beeinflussen, sondern sich auch massiv auf die Lebensmittelsicherheit von Gesellschaften auswirken, also auf die Frage, ob genug und zudem ausreichend unbelastetes Essen für die Bevölkerung vorhanden sein wird.​[​76​]​ Diese Dürren betreffen häufig Regionen, die vor allem Weizen oder Soja anbauen und damit zu den wichtigen bread baskets, den Brotkörben der Welt, gehören. Wir werden noch sehen, was Dürren nicht nur für den Durst, sondern auch für den Hunger der Welt bedeuten – hier nur so viel: Weizen mag es weder extrem trocken noch sehr heiß, sodass viele Ernten der letzten Jahre sehr mager waren, was wir alle bei den Brotpreisen spüren. Wächst irgendwo mal kein Weizen, schlägt die (ökologische) Dürre bei den Wäldern zu, die man zunehmend in Rauch aufgehen sieht.

Drei Jahre Dürre in Kapstadt

Nachdem im südwestlichen Südafrika die Dürre in den drei aufeinanderfolgenden Jahren von 2015 bis 2017 so dramatisch ausgefallen war, dass die Region um Kapstadt 2018 wie geschildert nur ein paar Wassertropfen von ihrem Tag null entfernt war, haben sich verschiedene Forscherteams diese Dürre genau angesehen, vor allem auch, um zu verstehen, welche Rolle der Klimawandel dabei spielte.​[​77​]​ Sie war die schlimmste Dürre, die das Westkap seit 1904 erlebt hat, und führte zu einer beispiellosen Wasserknappheit. Die historischen Wetterbeobachtungen, die für diese Region vorliegen, zeigen, was ich schon kurz skizziert habe: Diese Dürre steht mit dem Trend stetig abnehmender Niederschläge in engem Zusammenhang, was umso besorgniserregender ist, da Klimamodelle prognostizieren, dass langfristige Trockenheit im größten Teil des südlichen Afrikas weiterhin zunehmen wird.

Das südliche Südafrika gehört zudem auch zu den wenigen Regionen, in denen eine weitere meteorologische Besonderheit eine Rolle spielt. Die Forschung erwartet nämlich, dass in diesem Gebiet aufgrund der zunehmenden Erderwärmung auch die sogenannte Niederschlagsvariabilität – nicht zu verwechseln mit der Niederschlagsverteilung (von mildem Regen bis Starkregen) – abnehmen wird: Es wird also nicht einfach nur weniger regnen, sondern auch die Schwankungen im Niederschlag werden sich verändern. Konkret wird es, wie verschiedene Studien beobachtet haben, nicht mehr so viele nasse Jahre mit sehr viel Regen geben, und Jahre mit gar keinem Regen werden seltener vorkommen. Das scheint auf den ersten Blick wenig dramatisch, hat aber fatale Folgen, die unter anderem damit zu tun haben, wie Kommunen ihr Wassermanagement betreiben, also Wasser sammeln, schützen, verteilen, sicherstellen und möglichst nachhaltig nutzen.

Was das konkret bedeutet, lässt sich am Beispiel Kapstadts besonders gut zeigen: Die inmitten von sechs großen, das Frischwasser für die ganze Region speichernden Stauseen liegende Metropole war besonders schlecht auf die 2015 beginnende Drei-Jahres-Dürre vorbereitet, da die Stadtverwaltung sich für ein Wassermanagement entschieden hatte, das darauf baut, in nassen Jahren gefüllt zu werden. Meteorologisch gesprochen war Folgendes passiert: Rund um die Stauseen hatte es in einem ungewöhnlich großen Gebiet nur im Winter geregnet (der dort im Kern im Juni und Juli stattfindet), nicht aber wie sonst auch im Frühling und Herbst. In der Folge war eine hydrologische Dürre eingetreten, die dazu führte, dass die Flüsse und andere Quellen nicht mehr ausreichend Wasser in die Stauseen einspeisten. Höhere Temperaturen und vermehrte Verdunstung verschärften die Situation vermutlich noch, sodass Kapstadt sich mit einer Dürre konfrontiert sah, die dort im Klima von 2017 im Durchschnitt nur etwa einmal in dreihundert Jahren zu erwarten war. Ende 2017 führten die Speicher nur noch so wenig Wasser, dass der Bedarf von 3,7 Millionen Einwohner*innen von Kapstadt und einer bewässerten Landwirtschaft im Westkap nicht mehr ausreichend zu decken war. Die Verantwortlichen, die wie gewöhnlich auf nasse Jahre gesetzt hatten, hatten versagt.

Das bedeutet, dass die Region dringend in die Widerstandsfähigkeit für zukünftige Klimaextreme investieren und langfristig für Zeiten mit deutlich weniger Regen planen muss. Zum einen beinhaltet das, den Wasserverbrauch allgemein zu senken – vor der Krise lag er bei 233 Liter pro Tag und Person. Dies kann durch Aufklärung, aber auch durch Preisanreize geschehen. Das allein wird aber nicht reichen, wenn die Stauseen sich nicht füllen. Sollte es nicht möglich sein, Wasser aus verschiedenen Regionen ins Westkap zu leiten und die Region damit weniger anfällig für lokale Wetterschwankungen zu machen, könnte es auch helfen, in Entsalzungsanlagen zu investieren.

In Zukunft wird Kapstadt infolge des Klimawandels mit einer derartigen Trockenzeit öfter rechnen müssen, aufgrund der Erderwärmung ist sie etwa dreimal wahrscheinlicher geworden. In einer Welt, die um 2 Grad erwärmt ist, wird sie sogar noch mal um den Faktor drei wahrscheinlicher geworden sein. Dürrerisiken verändern sich hier also nicht exponentiell, wie wir es alle bei der Verbreitung des Coronavirus kennengelernt haben, sondern linear: leichte Erwärmung macht Dürren ein wenig wahrscheinlicher, starke Erwärmung erhöht das Dürrerisiko stärker. Das klingt erst mal entlastend, bedeutet aber dennoch, dass sich die Wahrscheinlichkeit von Dürren kontinuierlich mit jedem Grad Erderwärmung erhöht.​[​78​]​

So weit, so trocken.

Für Dürren, die ein notorisch schwieriges Studienobjekt sind, stellt ein solcher Befund ein ungewöhnlich klares Ergebnis dar. Nirgendwo auf der Welt habe ich allein schon in puncto Regenfälle die Fingerabdrücke des Klimawandels deutlicher gesehen. Dass die Temperaturen zunehmend in die Höhe klettern, trägt, wie wir im vorherigen Kapitel gesehen haben, zusätzlich dazu bei, dass Dürren aufgrund der Erderwärmung ein immer größeres Problem werden.

Das Wassermanagement des Westkaps steht damit vor einer großen Herausforderung. Denn nicht nur das Versorgungssystem von Kapstadt, sondern auch das des gesamten Kaps, das Western Cape Water Supply System, ist mit seinen 44 Hauptdämmen so konstruiert, dass es fast vollständig von Niederschlägen abhängt. Dadurch ist die gesamte Provinz für Klimaschwankungen und -veränderungen sehr anfällig – die eingangs geschilderten Füllstände der Westkap-Wasserreservoire zeigen mehr als deutlich, wie riskant das ist. Die Folgen zeichnen sich natürlich auch wirtschaftlich ab, und zwar auf regionaler wie auch auf Landesebene: Dürren setzen die Landwirtschaft unter hohen Druck, und Südafrika leidet bereits unter mehrjährigen Ernteausfällen im Obstanbau, sodass das Land wichtige Exportgüter einbüßt, unter anderem Wein und Äpfel. Das wichtigste landwirtschaftliche Produkt – besonders des Westkaps – ist jedoch Weizen,​[​79​]​ dessen Ernte ebenfalls einbricht. Das ist besonders dramatisch, da Nachbarn wie beispielsweise das extrem arme Lesotho, auf das ich noch zurückkommen werde, auf den Weizen Südafrikas angewiesen sind.

Wenn Ernten einbrechen, sind es immer die Ärmsten, die sofort ihre Jobs verlieren und damit auch die finanzielle Möglichkeit, mit den Auswirkungen der Dürre zurechtzukommen. Ohne Einkommen kann man kein Wasser kaufen, wenn die kommunalen Leitungen zeitweise oder auch ganz abgestellt werden. Der Agrarsektor ist ein wichtiger offizieller (oft aber auch nichtoffizieller) Arbeitgeber im Westkap, einer Region, die noch sehr stark die Züge des Apartheidregimes trägt. In der extrem ungleichen Gesellschaft Südafrikas zeigt sich, wie sehr der Klimawandel bestehende Ungleichheit noch verstärkt: Denn die Ersten, die in Krisenzeiten von heute auf morgen ohne ihren unter der Hand vergebenen Job dastehen, sind die, die im regulären Arbeitsmarkt ohnehin nie eine Chance hatten. Im Westkap sind das fast immer People of Color (PoC), also Nicht-Weiße mit Rassismuserfahrung.

Die Rolle, die der Klimawandel im Westkap spielt, hat Konsequenzen, die weit über die Wasserhähne Kapstadts hinausgehen. Vor allem trifft der Klimawandel auf eine lange Kette lokaler Probleme, was uns noch einmal zum Wassermanagement Kapstadts führt.

Klimawandel in der lokalen Politik

Die Wasserkrise von Kapstadt hatte nicht nur physikalische Ursachen wie etwa die fehlenden nassen Jahre, sondern eindeutig auch politische. In Kapstadt lässt sich hervorragend ablesen, wie politisch der Klimawandel ist.

Kapstadt managt mehr als die sechs Stauseen, von denen bisher die Rede war. Die insgesamt 14 Hauptdämme, 25 Großspeicher und Leitungen seines Wassermanagements verwaltet die Stadt Kapstadt nicht allein, sondern gemeinsam mit dem National Department of Water and Sanitation, dem nationalen Ministerium für Wasser und Abwasser. Die sechs wichtigsten Staudämme, die sowohl die Stadt Kapstadt – die etwa zwei Drittel des gespeicherten Wassers abruft – als auch das umliegende Ackerland und andere Gemeinden mit Wasser versorgen, befinden sich fast alle außerhalb der Stadtgrenzen.​[​80​]​ Die Verwaltung nutzt bisher kein Grundwasser, denn dessen nachhaltige Nutzung zur Trinkwasserversorgung ist umstritten.​[​81​]​ Vielmehr greift sie weitestgehend auf die lokalen Reservoire mit vergleichsweise kurzen Leitungen zurück. So, wie Kapstadt seine Wasserressourcen aktuell managt, ist das System darauf ausgelegt, in einer Welt zu funktionieren, in der extreme Dürren im Durchschnitt einmal in fünfzig Jahren vorkommen.​[​82​]​ Allerdings tritt beispielsweise ein Niederschlagsmangel, der früher alle fünfzig Jahre zu erwarten war, nun sehr viel häufiger auf, nämlich dreimal häufiger, also in etwa alle siebzehn Jahre. Die Bevölkerung und die Wirtschaft, die durch das Westkap-Wassermanagement versorgt werden, sind damit deutlich anfälliger für Dürren als bisher angenommen.

In der Vergangenheit war das System jedoch für seine Zuverlässigkeit bekannt und galt als Vorbild für andere Regionen Südafrikas. Es war so zuverlässig, dass nur sehr wenige Menschen oder Betriebe für größere Eigenständigkeit sorgten, indem sie etwa Reservewassertanks für den Fall einrichteten, dass die kommunale Versorgung nicht ausreichen sollte. Auch andere alternative Versorgungsstrategien wurden nicht geprüft oder eingerichtet. Das ist für Städte, die mit Wasserkrisen vertraut sind, ungewöhnlich. In São Paulo etwa bezieht die Industrie, die Frischwasser ohne Trinkwasserqualität braucht, das Wasser direkt aus Wasseraufbereitungsanlagen und zapft es nicht aus dem Trinkwasserspeicher ab.​[​83​]​

Kapstadt als Sitz des südafrikanischen Parlaments hat dem Land, das den südlichen Wirtschaftsraum Afrikas dominiert, mit der so erzeugten Abhängigkeit alles andere als einen Gefallen erwiesen. Denn Dürren in Südafrika, und insbesondere im Westkap, wirken sich nicht nur temporär negativ auf die regionale und landesweite Wirtschaft aus, sondern schwächen sie nachhaltig. In ihrem offiziellen Wirtschaftsbericht von 2017 etwa waren die Behörden des Westkaps gezwungen, die Wasserkrise als hohes finanzielles Risiko für Unternehmen auszuweisen: Steigende Wassertarife erhöhen die Kosten drastisch, verringern die Wettbewerbsfähigkeit und schaden dem Ruf von Unternehmen, deren Zuverlässigkeit und Qualität infolgedessen infrage gestellt werden.​[​84​]​

Was dann passiert, kennt man nur zu gut: Unternehmen wandern ab, noch mehr Menschen werden arbeitslos, die bestehenden Kluften in der extrem ungleichen Gesellschaft vergrößern sich, soziale Probleme verstärken sich und das Vertrauen in die lokale Regierung sinkt weiter. Im Umkehrschluss bedeutet dies für den eigentlich reichen Südwesten Südafrikas, dass er zum Schutz der Bevölkerung sein Wassermanagement nicht nur deutlich weniger abhängig von Niederschlägen machen muss. Damit Unternehmen und Investoren an die langfristige Sicherheit der Planung glauben, muss die Region auch dafür sorgen, dass die Wirtschaft wieder Vertrauen fasst, was im korruptionsgeplagten Südafrika keine leichte Aufgabe ist. Insbesondere, da die Stadtregierung seit Beginn der Krise viel Vertrauen verspielt hat, nachdem sie ursprünglich lange als Vorbild in Sachen Wasser- und Klimamanagement galt.

Wie erheblich das Missmanagement tatsächlich war, demonstriert ein Artikel, mit dem die Zeitschrift Nature noch während der schlimmsten Wasserknappheit intervenierte. Der Verfasser des Artikels, Mike Muller, bis 2005 Generaldirektor des damaligen Ministeriums für Wasser- und Forstwirtschaft, lehrt an der Universität Witwatersrand in Johannesburg, wo er sich mit Fragen der Regierungsführung und des öffentlichen Managements auseinandersetzt. In seinem Artikel »Die Lehren der Dürre von Kapstadt« tut er etwas sehr Erstaunliches: Er warnt dringend davor, die Ursache der Wasserkrise im Klimawandel zu sehen.​[​85​]​ Nun ist Muller aber sicher nicht im Lager der Klimaleugner*innen zu finden, die derlei Dinge gerne sagen, um eine mit Wasserknappheit kämpfende Welt zynischerweise in Desinformation zu ertränken. Muller wollte etwas anderes erreichen. Er wollte zeigen, dass das Hauptproblem hinter der Wasserkrise in Kapstadt vor allem eines war: politische Fehlentscheidungen. Stimmt das?

Muller argumentiert wie folgt: Statt wissenschaftlich untermauerte Entscheidungen zu treffen und in die Verbesserung und Zukunftssicherung der Wasserversorgung zu investieren, hätten die Stadt und das Management sich darauf ausgeruht, dass die in den Vorjahren getroffenen Maßnahmen, die den Wasserverbrauch insgesamt gesenkt hatten, auch diesmal ausreichten, um das Problem zu umschiffen.​[​86​]​

Jetzt fragt man sich natürlich, ob die Verantwortlichen denn überhaupt ausreichend unterrichtet waren, um wissenschaftlich fundierte Entscheidungen zu treffen. Die Antwort lautet: Ja. Wie Muller eindrucksvoll erklärt, haben gerade die Ballungsräume Südafrikas einen wissenschaftlichen Goldstandard an der Hand, um ihr Wassermanagement möglichst gut zu planen und zukunftsfest zu machen: Seit den 1980er-Jahren haben dort Hydrolog*innen, also Expert*innen, die sich mit dem Wasserkreislauf beschäftigen, in internationaler Zusammenarbeit Wasserwirtschaftsmodelle entwickelt. Diese Modelle sind so gut konzipiert, dass sie alle wichtigen Faktoren einbeziehen: Niederschlagsmengen, Flüsse, Becken und Dämme, historische hydrologische Daten, die verschiedenen Arten der Wassernutzung und vieles mehr. Mit anderen Worten, die städtischen Planer*innen, die die Modelle nutzen, gucken sich nicht einen Baum, sondern den ganzen Wald an – mit allem, was in ihm wächst, krabbelt, rennt und fliegt, sogar wer wen wann frisst. Diese Modelle sind Weltklasse, werden regelmäßig verbessert und machen es möglich, wirtschaftliche und demografische Entwicklungen zu prognostizieren, um die Nachfrage nach Wasser und damit den benötigten Speicherplatz in den Reservoiren zu berechnen. Sie können den Betrieb des Wassernetzes in Echtzeit abbilden und unterschiedliche Risiken durchspielen, Versorgungsausfälle für verschiedene Nutzer*innen abschätzen und die Wirksamkeit von Verbesserungsmaßnahmen testen.

Auch Kapstadt hat derlei ausgeklügelte Modelle in der Vergangenheit benutzt. Jahrelang arbeitete die Stadt eng mit Wissenschaftler*innen zusammen, bezog weitsichtig weitere Regionen des Westkaps ein, plante Standorte für zusätzliche Staudämme und dachte darüber nach, wie sie am besten weitere Quellen – also Flüsse, die bisher noch kein Wasser in die Becken speisten – erschließen sollte. Auf diese Weise entstand das Versorgungssystem des Westkaps, das zunächst gut funktionierte.

In den 2000er-Jahren, erzählt Muller weiter, stoppte man den Bau neuer Staudämme weitgehend, auch auf Druck von Umweltschützer*innen, die eine Kampagne starteten, um den Fokus auf den Wasserschutz und die Senkung des Verbrauchs zu lenken und anzuregen, dass die Nutzung von Wasser bewusster gesteuert werde. Dieser Widerstand verzögerte die Fertigstellung des Berg-River-Damms, des wichtigsten Damms im Einzugsgebiet Kapstadts, um sechs Jahre. Nachdem er 2009 endlich an das Wassernetz angeschlossen werden konnte, trug der neue Speicher 2018 erheblich dazu bei, dass die Wasserhähne in Kapstadt doch nicht leerliefen. Damit war und ist dieser Staudamm natürlich wichtig für Kapstadt, aber die Umweltschutzkampagne hatte auf einen Punkt hingewiesen, den auch die Wasserwirtschaftsmodelle aufzeigten: dass das Niveau der Niederschläge sinkt. 2009 wussten also alle, welche Probleme zu erwarten waren. Auch die Politiker*innen.

Aber anstatt auf die neue Sachlage adäquat zu reagieren und neue Zuflüsse für ihre Speicher zu erschließen, vergab die Regierung die Gelder anderweitig und verschloss die Augen vor der Realität: Entgegen allen Warnungen hielten die sechs Stauseen schließlich einen Wasservorrat von weniger als zwei Jahren Normalregen. In Zahlen bedeutete das: 890 Millionen Kubikmeter Wasser, wobei ein durchschnittlicher Jahresertrag 570 Millionen Kubikmeter umfasst. Eine Weile ging das scheinbar gut. Aber eben nur scheinbar.

Nach dem zweiten trockenen Winter in Folge wurde der Stadt 2016 die eklatante Fehlplanung bewusst, die sie dann mit den geschilderten drastischen Maßnahmen auffing. Die für die Wasserversorgung zuständige Stadträtin Xanthea Limberg verteidigte die betriebene Politik und schrieb, wie Muller berichtet, dass »es nicht praktikabel ist, Milliarden von Rand für die Möglichkeit einer Dürre, die vielleicht nicht eintritt«, zurückzulegen.​[​87​]​ Als sie mit dieser Aussage an die Öffentlichkeit trat, hatte die Dürre, die vielleicht nicht eintritt, allerdings schon zwei Jahre angedauert. Dass sie 2017, im dritten Jahr ohne Regen, zur Katastrophe wurde, war eben alles andere als überraschend: Die Wasserwirtschaftsmodelle hatten drei trockene Jahre in Folge als durchaus mögliches Szenario aufgezeigt. Die Politiker*innen und Beamt*innen waren also ausreichend unterrichtet, um wissenschaftlich fundierte Entscheidungen zu treffen.

Wie Muller richtig aufzeigt, sind mehrere aufeinanderfolgende Dürrejahre in der Region Kapstadts durchaus keine Seltenheit: Es gab sie in den späten 1930er-Jahren und ab 1970, die drei trockenen Jahre 2002, 2003 und 2005 wurden glücklicherweise von einem nassen Jahr 2004 unterbrochen. Die hydrologischen Modelle zeigen diese Risiken sehr verlässlich auf, aber trotzdem berücksichtigte die Politik sie in den Jahren vor der Wasserkrise von 2018 bei sozialen und finanziellen Entscheidungen nicht mehr. Die Kosten der Wasserkrise wurden, so Muller, auf 181 Milliarden US-Dollar geschätzt, worin auch Verluste durch beispielsweise zurückgehenden Tourismus und verlorene Arbeitsplätze eingepreist waren.

Hätte Kapstadt in den beiden Jahren 2013 und 2014, also bevor die dreijährige Dürre die Region im Griff hatte, nur eine Milliarde Rand (etwa 70 Millionen US-Dollar) in die Infrastruktur investiert, um sie für drei möglicherweise regenarme Jahre fit zu machen, wäre das viel günstiger gewesen. Selbst wenn es am Ende doch geregnet hätte, wäre das eine Versicherung gewesen, deren Prämie jedes realistische Finanzplanungsteam sehr gerne gezahlt hätte.

Damit sind wir wieder am Anfang von Mike Mullers Intervention – beim Klimawandel. Denn genau das, was Muller durch seinen Artikel verhindern wollte, geschah: Die Entscheidungsträger*innen in Kapstadt nutzten am Ende den Klimawandel explizit als Ausrede, um von ihren Fehlentscheidungen abzulenken. Natürlich spielte der Klimawandel eine Rolle, aber eben keine überraschende, sondern eine, die in allen Vorhersagen, einschließlich denen der stadteigenen hydrologischen Modelle, vorgerechnet worden war. Denn anders als bei extremer Hitze (siehe Kapitel 2 und 3) sind historische Daten, wenn es um Dürre geht, nicht weitestgehend nutzlos, sondern sehr wichtig und hilfreich, um die oft sehr hohen Niederschlagsschwankungen von Jahr zu Jahr in dürreanfälligen Regionen abzuschätzen. Die Aufzeichnungen einer Wetterstation im Umkreis von Kapstadt beispielsweise zeigen diese Schwankungen sehr deutlich: Zwischen 2013 bis 2017 fielen dort Niederschlagsmengen, die sich auf einer Bandbreite von weniger als 500 Millimetern bis zu 1250 Millimeter pro Jahr bewegten. Das sind Unterschiede wie zwischen den jährlichen Regenmengen von Oslo und Madrid, aber eben an einem Ort und von Jahr zu Jahr, und nicht Hunderte Kilometer voneinander entfernt.

Im Gegensatz zu der extremen Hitze in Britisch-Kolumbien und dem Nordwesten der USA, die ohne den Klimawandel nicht möglich gewesen wäre, hätte es im Westkap auch ohne den Klimawandel eine schwere Dürre gegeben, sie wäre nur nicht ganz so heftig ausgefallen. Der Klimawandel ist bei Dürren relevant, aber zumindest den Regen betreffend kein Gamechanger wie bei Hitzewellen. Dass den Verantwortlichen populistisch orientierte Entscheidungen und kurzfristige Wahlgeschenke wichtiger erscheinen als die nachhaltige Wasserversorgung der Bevölkerung, hat nichts mit dem Klimawandel zu tun. Es zeigt vielmehr, mit welchem Verständnis sie für wen Politik machen. In Kapstadt offenbar nicht für diejenigen, die als Erste ihre Jobs verlieren, arm, wenig gebildet und meistens nicht weiß sind. Die Menschen, für die Kapstadt Politik macht, sind reich und weiß und bohren im Zweifelsfall, wie wir noch sehen werden, einen Brunnen in ihrem Garten. Das ist kolonialfossiles Denken, wie es leibt und lebt, da kann der offizielle Wahlspruch Südafrikas noch so vielversprechend heißen: Verschiedene Völker vereint.

Mal wieder: Weckruf

Hitzewellen und Dürren unterscheiden sich zwar in vielen Punkten, aber in einem sind sich anhaltende schwere Hitze und das Kapstädter Dürregeschehen sehr ähnlich: Es braucht offenbar einen dramatischen Weckruf, damit sich politische Prioritäten verschieben. Der brasilianische Bundesstaat São Paulo ist ein prägnantes Beispiel dafür, wie politische Ablenkungsmanöver Wasserprobleme verschärfen.​[​88​]​

Ähnlich wie in Kapstadt und im Westkap ist auch im Bundesstaat São Paulo das Dürrerisiko kein Geheimnis, hydrologische Modelle und historische Wetterdaten sorgen für ausreichend Aufklärung. Aber anstatt Verantwortung zu übernehmen, konzentrierten sich Stadt und Bundesstaat in der Vergangenheit auf politische Gräben und zogen es jahrelang hinaus, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. 2013/14 trat schließlich eine Dürre ein, die aus meteorologischer Sicht durchaus zu erwarten war: In São Paulo ist mit einer solchen Trockenzeit circa alle zehn und nicht etwa alle hundert Jahre zu rechnen. Aber da sich das Land zu dieser Zeit gerade im Wahlkampf befand, zog die Politik es vor, das Kind lieber nicht beim Namen zu nennen. Geraldo Alckmin, der frisch im Amt bestätigte Gouverneur von São Paulo, weigerte sich, den Krisennotstand auszurufen und die Dürre offiziell zur Dürre zu erklären. Das führte dazu, dass die für Krisenzeiten vorgesehenen (und sogar vorbildlichen) Gesetze São Paulos zur Wasserregulierung nicht in Kraft treten konnten: Da die Gesetzgebung zu diesem Zeitpunkt relativ neu war und die Zuständigkeiten noch infrage standen, konnte sie ohne offizielle Krisenerklärung nicht greifen. Stattdessen geschah nichts. Der Wasserverbrauch wurde nicht reguliert, und mit Fortschreiten der Dürre waren es wie immer vor allem die Bewohner*innen der Slums, die kein sauberes Trinkwasser mehr zur Verfügung hatten und mit Choleraausbrüchen kämpften.​[​89​]​ Erst im Anschluss an die Krise, in der, wie die FAZ im Oktober 2014 berichtete, »29 Städte und Gemeinden des Staates mitunter tagelang über keine Wasserversorgung« verfügten,​[​90​]​ investierte São Paulo in die Wasserinfrastruktur und sorgte dafür, dass heute lokale Behörden direkt auf die Dürrebedingungen reagieren können, mit denen sie konfrontiert werden.

Ein positives Beispiel hingegen liefert China. Dort hält in extrem schnell wachsenden Ballungsgebieten die Wasserinfrastruktur mit dem Bevölkerungswachstum und den sich verändernden Niederschlägen mit. Dass China zu besseren Ergebnissen kommt als so manche Demokratie, liegt aber nicht daran, dass Diktaturen besser mit dem Klimawandel umgehen könnten als Demokratien. Die Bevölkerung der chinesischen Städte hat Glück, dass es im derzeitigen Staatsinteresse liegt, in Anpassungsmaßnahmen zu investieren, und dass die Maßnahmen funktionieren. Denn wie die Covid-19-Pandemie deutlich gezeigt hat, sind Diktaturen nicht gewillt, Fehler zuzugeben und zu lernen, wenn sich die Situation ändert – in China mussten Wirtschaft und Bevölkerung teuer dafür bezahlen. Langfristig funktionierende Anpassung entsteht schritt- und stückweise, oft braucht es viel Flexibilität, um auf sich immer wieder verändernde Situationen zu reagieren. Vorausschauende Planung ist generell schwierig. Gerade bei Infrastruktur, die nicht von heute auf morgen entsteht, müssen Manager*innen Investitionsentscheidungen treffen, lange bevor eine dramatische Dürre eintritt. In Demokratien braucht man dafür aus gutem Grund Unterstützung in der Bevölkerung. Wenn diese aber, wie etwa in Australien (siehe Kapitel 7), aufgrund jahrzehntelanger Desinformation Entscheidungen, die wissenschaftlich untermauert sind, extrem ablehnend gegenübersteht, müssen Entscheidungsträger*innen nicht nur gut planen, sondern noch besser kommunizieren. Wie wir am Beispiel der Flutkatastrophe von 2021 im Ahrtal sehen werden, muss auch Deutschland in diesem Punkt noch viel lernen (Kapitel 8). Nicht zuletzt zeigt sich in all diesen Beispielen, wie wichtig wirklich unabhängige Medien sind, aber auch gut informierte Journalist*innen und Mitarbeiter*innen in allen Abteilungen. Hier ist weltweit noch viel zu tun.

Denn natürlich reicht es nicht, wenn Hydrolog*innen einen Schreibtisch im Haus haben. Damit sich etwas ändert, müssen sich auch politische Prozesse grundlegend ändern. Politiker*innen müssen verstehen und wissen, was Klimaspezialist*innen empfehlen, und zwar ressortübergreifend. Ohne Fachberatung können sie keine sinnvolle Entscheidung treffen, geschweige denn mit anderen Interessensvertreter*innen – gerade auch den Medien – darüber reden, warum eine Entscheidung sinnvoll ist und welche Dinge konkret angegangen werden müssen. Unsere Gesellschaften haben viel davon, wenn Hydrolog*innen konsequent mit Expert*innen aus den Sozial- und Geisteswissenschaften zusammenarbeiten, insbesondere aus Wirtschaft, Politik und Recht. So können sie Instrumente zur Wasserbewirtschaftung entwickeln, die die Entscheidungsträger*innen und die Öffentlichkeit nachvollziehen und verstehen können. Ein wichtiger Anfang in diesem Prozess wäre das Klären von Zuständigkeiten, denn sowohl bei der Hitzewelle im Nordwesten Nordamerikas als auch beim Wassermanagement in Südafrika ist Unklarheit darüber, wer wann welche Maßnahme einleitet, geradezu eine Garantie dafür, dass diese zu spät kommt.

Damit das nicht passiert, ist es wichtig, dass wir den Faktor Zeit besser verstehen. Oft ist es entscheidend, wann die Verantwortlichen eine Planungsentscheidung treffen oder sofort intervenieren. Ad-hoc-Reaktionen, wie Kapstadt sie 2018 während der Wasserkrise gezeigt hat, sind so kostspielig wie ungerecht – in Kapstadt stieg der Preis für Wasser während der Krise um ein Viertel an, und überproportional betroffen waren vor allem die ärmeren Haushalte: Man denke an die Bewässerungsverbote, die den Tag null zwar herauszögerten, aber vor allem für diejenigen, deren Lebensunterhalt von der Landwirtschaft abhängt, eine Katastrophe sind.

Hunger

Auch wenn Kapstadt den Tag null 2018 vermeiden konnte, auf den Feldern im weiteren Umland erlebten die Menschen ihn trotzdem. 30 000 Arbeitsplätze gingen verloren, und für viele Kleinbauern bedeutete die Katastrophe das Aus: Mindestens 6 Prozent der etwa 9500 kleineren landwirtschaftlichen Betriebe werden voraussichtlich nie wieder Fuß fassen.​[​91​]​

Neben den finanziellen Einbußen hatte die Wasserknappheit auch erhebliche soziale Konsequenzen. Gerade bei Kleinbäuer*innen kam es wegen illegaler Bewässerung und Diebstahl von Nutztieren zu Konflikten, die die Grundlage zu langfristigen sozialen Unruhen legen könnten, wenn keine Hilfsmaßnahmen angeboten werden, die allen Bürger*innen zugänglich sind.​[​92​]​ Während das Westkap vergleichsweise reich ist und die Dürre somit nicht direkt zu dauerhaft leeren Mägen geführt hat, haben die verringerten Exporte in anderen Teilen der Welt teilweise dramatische Folgen für die Ernährungssicherheit, also für die Frage, ob den Menschen ausreichend Kalorien und genügend Nährstoffe für ein gesundes Leben zur Verfügung stehen und ob es nicht zu akutem, lebensbedrohlichem Hunger kommt.

Etwa zwei Milliarden Menschen leiden weltweit regelmäßig darunter, dass für sie gute Ernährung knapp wird. Schwankungen im Wetter spielen dabei eine wichtige Rolle, sie beeinflussen etwa ein Drittel der instabilen landwirtschaftlichen Erträge, was sich global darauf auswirkt, wie teuer Nahrungsmittel sind. Wetterschwankungen und gute, ausreichende Ernährung stehen also im direkten Zusammenhang.​[​93​]​

Trockenzeiten, wie sie ganz Südafrika 2007 oder Kapstadt in den Jahren 2015–2017 erlebt haben, setzen die Nahrungsmittelindustrie besonders unter Druck. Werden Nahrungsmittel rar und schießen ihre Preise in die Höhe, bekommen das arme Verbraucher*innen oft unverhältnismäßig stark zu spüren, da sie einen größeren Teil ihres Haushaltsbudgets für Grundnahrungsmittel ausgeben. In Kapstadt bedeutet das für Menschen, die in den Townships – also in den Slums der städtischen Randgebiete – leben, dass sie sich zwischen Wasser oder Essen entscheiden müssen, ein unhaltbarer Zustand. Oft fällt die Entscheidung so aus, dass Eltern versuchen, so viele Lebensmittel zu kaufen, dass zumindest ihre Kinder essen können, was häufig dazu führt, dass kein Geld mehr für die Wasserrechnung übrig bleibt. Dann wird Wasser aus Flüssen geholt. Wasser, das häufig auch nach dem Abkochen nicht sauber genug ist, sodass Krankheiten unvermeidbar sind.

In einer globalisierten Welt bleiben derlei Auswirkungen nicht regional oder national begrenzt. Das ist mal leichter, mal schwieriger zu erkennen. Beispielsweise beeinflussten die Covid-19-Pandemie oder der Krieg in der Ukraine (und der damit verbundene Wegfall ukrainischen Weizens auf dem Weltmarkt) die globalen Lebensmittelpreise und damit die weltweite Ernährungssituation sehr direkt: Im Februar 2023 waren über 200 Millionen Menschen zusätzlich von akuter Mangelernährung betroffen oder wussten nicht, woher sie ihr Essen bekommen sollten.​[​94​]​ Vorherzusagen, wie der Klimawandel die Preise und die Ernährungssituation global beeinflusst, ist – außer in Fällen extremer direkter Wetterabhängigkeit wie beispielsweise in Lesotho – sehr viel schwieriger. Das liegt daran, dass Klimaschocks auf unglaublich viele Faktoren treffen, die lokal und regional die Ernährung bestimmen: Seien es funktionierende oder fehlende Bewässerung, verschiedene Handelsabhängigkeiten, die Kulturpflanzenvielfalt oder soziale und demografische Faktoren. Aber gerade weil der Klimawandel beim Thema Ernährung auf alle diese Aspekte gleichzeitig trifft, verschärft er auch zugleich die verschiedenen, in ihnen angelegten Ungleichheiten.

Hunger und Durst verschärfen sich oft global, wenn lokal der Klimawandel dazukommt. Wie sehr das stimmt, kann man an der extremen Hitze von Südasien im Jahr 2022 sehen. Die Hitzewelle traf zu einem kritischen Zeitpunkt ein, genau in der Endphase der Saison für Winterkulturen wie Weizen und Gerste, die kurz vor der Ernte standen und damit sehr empfindlich waren. Desgleichen waren die Sommerkulturen wie Hülsenfrüchte, Grobgetreide, Ölsaaten, Gemüse und Früchte gerade ausgebracht und benötigten Wasser und milde Temperaturen, nicht Trockenheit und brutale Hitze.​[​95​]​

In Indien ist der Agrarsektor eine der wichtigsten Industrien: Knapp zwei Drittel der Bevölkerung (60 Prozent) arbeiten in der Landwirtschaft. Die nördlichen Bundesstaaten Pandschab und Haryana bewältigen ein Viertel der gesamten indischen Weizenproduktion, von der aufgrund der Hitzewelle schätzungsweise bis zu einem Drittel (10–35 Prozent) vernichtet wurde. Essen in Indien verteuerte sich dadurch deutlich, in manchen Regionen stiegen die Preise um bis zu 15 Prozent. Auch in Pakistan waren die Auswirkungen massiv, hier entfallen rund 40 Prozent der Arbeitskräfte auf den Agrarsektor.

Indien gehört zu den weltweit größten Weizenproduzenten – 2023 rangierte es gleich hinter China auf Platz 2 –, doch die Produktion wird hauptsächlich auf heimischen Märkten verkauft. Als sich die Weizenkrise aufgrund des Ukraine-Kriegs und immer höherer Düngemittelpreise verschärfte, wollte Indien, wie im vorherigen Kapitel geschildert, die bisherige Strategie ändern und Weizen exportieren. Als die einheimischen Lebensmittelpreise im März 2022 jedoch um 40 Prozent gestiegen waren – und damit den höchsten jemals verzeichneten Stand erreichten –, beschloss die indische Regierung, den Export von Weizen zu verbieten. Damit verschärften sich über den globalen Lebensmittelmarkt mehrere Krisen gegenseitig: Hitze-, Weizen- und Preiskrise, eine klassische Situation für ein aus mehreren Faktoren zusammengesetztes Extremereignis. Das volle Ausmaß der Auswirkungen auf den Agrarsektor in Indien und Pakistan wird allerdings erst in den nächsten Jahren sichtbar werden, da die ökonomischen Auswirkungen extremer Hitze noch nicht systematisch untersucht wurden. Anders gesagt: Wie viel Klimawandel wirklich kostet, weiß niemand.

Klar ist jedoch, dass diejenigen bezahlen, die es sich am wenigsten leisten können. Das gilt natürlich nicht nur für Hitze und Indien, sondern auch für Dürre in Südafrika.

Die Kosten des Klimawandels

Wie viel der Klimawandel wirklich kostet, wissen wir vor allem deshalb nicht, weil es nach wie vor keine Bestrebungen gibt, die Schäden zu zählen oder systematisch abzuschätzen. Es gibt aber deutliche Hinweise darauf, dass sein Preis viel höher ist als gedacht. Das eindrücklichste mir bekannte Beispiel ist der Hurrikan Harvey, der das texanische Houston 2017 verwüstete und geschätzte Schäden in Höhe von 90 Milliarden US-Dollar verursachte.​[​96​]​ Klimawissenschaftler*innen und Ökonom*innen wollten wissen, wie viel davon dem Klimawandel zuzurechnen sei. Zu diesem Zweck zogen sie unter anderem damals angefertigte Studien heran, die aufgezeigt hatten, dass die durch Harvey verursachten Regenfälle, die zu einem Großteil der Schäden geführt hatten, aufgrund des Klimawandels ungefähr dreimal wahrscheinlicher geworden waren. Auf dieser Grundlage rechneten sie aus, dass von den 90 Milliarden US-Dollar ganze 67 Milliarden dem Klimawandel zuzuordnen sind. Drei Viertel der Schäden wären also ohne den Klimawandel nicht entstanden. Zum Vergleich: Ein Modell des US-amerikanischen Nobelpreisträgers William Nordhaus, das verwendet wird, um zu überschlagen, wie viel der Klimawandel die Gesamtwirtschaft kosten wird, berechnete für die USA – für das gesamte Jahr 2017 –, dass Schäden in Höhe von 20 Milliarden US-Dollar entstehen würden, was nicht einmal ein Viertel der später allein durch Harvey hervorgerufenen Schäden erfasst. Warum die Zahlen von Nordhaus so eklatant abweichen? Weil in seinem und ähnlichen Berechnungsmodellen Extremereignisse keine Rolle spielen. Diese Modelle, die immer noch die Grundlage globaler und langfristiger ökonomischer Überlegungen zum Klimawandel sind, tun so, als gäbe es nur Durchschnittswetter. Dass das suboptimal ist, hat sich zwar inzwischen herumgesprochen, aber bislang nichts grundlegend an den Modellen geändert.​[​97​]​

Um auf Südafrika zurückzukommen, können wir eine Studie nutzen, in der mein Team und ich untersucht haben, wie der Klimawandel die Ernährungsunsicherheiten in Lesotho beeinflusst hat.​[​98​]​ Zu diesem Zweck konzentrierten wir uns auf eine für Lesotho dramatische Dürre aus dem Jahr 2007. Lesotho, eine konstitutionelle Monarchie, war bis 1966 eine britische Kolonie. Von allen Seiten von Südafrika umschlossen, ist Lesotho der einzige größere Staat der Welt, der vollständig in einen anderen Staat eingebettet ist (auch der Vatikan oder San Marino sind das, sie sind aber vergleichsweise winzig). Lesotho, das über 1000 Meter über dem Meeresspiegel liegt, gehört zu den Ländern mit einem sehr geringen Human Development Index (HDI), ein Index, der den Fortschritt eines Landes im Hinblick auf Lebenserwartung, Gesundheit, Zugang zu Bildung und zu einem angemessenen Lebensstandard bemisst: 2021 belegte Lesotho unter 191 Ländern und Territorien nur Platz 168.​[​99​]​

Die Lebenserwartung der Einwohner*innen lag im Jahr 2022 bei nur 53 Jahren, Lesotho kämpft noch heute mit Tuberkulose und ist – nach Eswatini – das Land mit der zweithöchsten HIV-Infizierten-Rate weltweit (ein Viertel der Bevölkerung ist betroffen).​[​100​]​ Die Landwirtschaft Lesothos basiert weitgehend auf Selbstversorgung, das bergige und damit für Dürren und Sturzfluten anfällige Land ist wie bereits erwähnt größtenteils von Südafrika abhängig, von wo es mehr als drei Viertel seines Nahrungsmittelbedarfs (80 Prozent) importiert.​[​101​]​

Durch die Dürre von 2007 brach in Lesotho und in Südafrika die Maisernte so sehr ein, dass 400 000 Menschen in Lesotho, also etwa ein Fünftel der Bevölkerung, auf Lebensmittelspenden angewiesen waren. Unsere Analyse zeigte, dass in Lesotho – wie übrigens auch in Houston im Fall von Harvey – eine nichtlineare Reaktion auf den Klimawandel zu beobachten war: Schon die vergleichsweise kleinen Änderungen im Dürrerisiko führen dazu, dass sich die Nahrungsmittelversorgung überproportional stark verschlechterte.

Dass der Klimawandel die Wahrscheinlichkeit einer in Südafrika und Lesotho gleichzeitig auftretenden Dürre erhöhte und, wie wir feststellten, in Kombination mit den zu erwartenden Veränderungen der Produktion und der Preise von Lebensmitteln die Ernährungsunsicherheit in Lesotho verschlimmerte, ist im Nachhinein nicht verwunderlich: Die klimatische Situation war in diesen beiden Ländern 2007 mit derjenigen vergleichbar, die 2015 im Westkap herrschte. Der Klimawandel hat aber, das muss deutlich gesagt werden, die Probleme der Lebensmittelversorgung Lesothos nicht verursacht. Er hat sie, wie so oft, zusätzlich verstärkt. Zur Anfälligkeit seines Ernährungssystems gegenüber zusätzlichen Klimaschocks trägt zunächst vor allem bei, dass Lesotho sehr auf regelmäßige, zuverlässige Niederschläge angewiesen und zudem von einem Nachbarland abhängig ist, das ein ähnliches Dürrerisiko hat. Und das gilt nicht nur für Lesotho: Faktoren wie hohe Importabhängigkeit, regengespeiste Bewässerung und große Klimavariabilität bestimmen auch in anderen südafrikanischen Ländern überproportional den Lebensstandard, verglichen mit dem Rest der Welt.

Lesotho, das mit einem Bevölkerungswachstum von 3,5 Prozent rechnet und sich gleichzeitig darauf einstellt, dass die Maisproduktion angesichts des Klimawandels dürrebedingt zurückgehen wird, hat gar keine andere Wahl, als sich an den Klimawandel anzupassen. Dies kann zum Teil dadurch geschehen, dass neben Mais vermehrt andere Getreide angebaut und zusätzlich zu Südafrika andere Handelspartner ins Boot geholt werden. Aber das ist für ein armes Binnenland wie Lesotho sehr schwer, da hohe Transportkosten den Zugang zu internationalen Getreidemärkten stark begrenzen. Aber auch darüber hinaus hat Lesotho keinen leichten Stand: Die hohe HIV-Rate, die ohnehin fragile, alpine Landschaft, die mit großen Temperaturschwankungen und sehr unregelmäßigen Niederschlägen kämpft, sowie die sehr unterschiedlichen Einflüsse sowohl des Indischen als auch des Atlantischen Ozeans sind große Herausforderungen. Ganz zu schweigen von dem begrenzten Budget für landwirtschaftliche Investitionen. Ein erster Schritt Lesothos zur Bekämpfung des Klimawandels liegt also definitiv in der Bekämpfung der Armut. Die Folgen der Dürre von 2007 sind in Lesotho deshalb so dramatisch, weil sie so nachhaltig sind: Sie haben die Hälfte der Bäuer*innen mit kleineren landwirtschaftlichen Flächen und großen Haushalten von einer Selbstversorgungs- in eine Mangelsituation gedrängt, die sie mit gravierendem Hunger und Unterernährung konfrontiert. Infolge der Dürre verarmten die Menschen in Lesotho noch mehr, durchschnittlich steigerte sich die Armut um mehr als ein Drittel (37 Prozent). Wer sich vorher drei Eier kaufen konnte, kann jetzt nicht mal mehr zwei bezahlen.​[​102​]​ Südafrika hingegen hat den verringerten Export von 2007 mit relativ wenig Schäden überstanden. Wie Lesotho im Vergleich zu Südafrika durch die Dürre 2007 gekommen ist, spiegelt wider, wie unterschiedlich die Einwohner*innen des südlichen Afrikas mit dem Tag null ringen.

Das Recht auf Wasser

Aus den Wasserhähnen in den Häusern Kapstadts, die welche haben, fließt weiterhin Wasser. Aber viele der Ärmsten der Stadt haben seit Jahrzehnten keinen ausreichenden und zuverlässigen Zugang zu sauberem Wasser. Und die Ärmsten in Kapstadt sind mehr als die Hälfte der Einwohner*innen der Stadt. Diese leben größtenteils im Township Khayelitsha, einer weitläufigen informellen Siedlung. Die Behausungen der Menschen sind aus Blech, Holzresten und Pappe weitestgehend selbst zusammengezimmert, und die Einwohnerzahl wächst, allein in den letzten zehn Jahren ist sie von 400 000 auf 2,4 Millionen gestiegen. Fast drei Viertel der Erwachsenen sind arbeitslos. Ein riesiger Anteil der Familien im Township – fast 90 Prozent – ist »mäßig bis stark von Ernährungsunsicherheit« betroffen. Mehr als die Hälfte der Behausungen in Khayelitsha – der Name bedeutet übrigens so viel wie »Neue Heimat« – hat keinen Wasseranschluss, und die Bewohner*innen müssen ihr Wasser zum Trinken, Baden, Kochen und Waschen aus den kommunalen Wasserhähnen holen. Als die städtische Verwaltung 2018 das Wasser immer mehr rationierte, verschlechterte sich die hygienische Situation in der Siedlung drastisch. Krankheitsausbrüche häuften sich, da Wasser zum Händewaschen oder zum Säubern von Lebensmitteln fehlte. Und da immer mehr Wasser in kontaminierten Behältern oder in unhygienischen Bereichen gelagert wurde, wurden durch Wasser übertragene Krankheiten wie Durchfall, Hepatitis A und Typhus zu großen Problemen.

Ganz anders sehen die »Probleme« im anderen Teil Kapstadts aus. Viele Menschen, die beispielsweise im wohlhabenden Stadtteil Rondebosch leben, haben Swimmingpools in ihrem Garten, die sie natürlich in Dürrezeiten auch als Speicher nutzen, um ihren Garten zu wässern. Während es innerhalb Kapstadts und des unmittelbaren Dürregebiets verboten ist, Wasser zum Auffüllen dieser Pools zu verwenden, ist es möglich, sich aus Gegenden, die nicht von den Restriktionen betroffen sind, Tankwagen voller Wasser zu bestellen – sofern man das Geld dazu hat.​[​103​]​ Und viele, die es haben, greifen auf diese Alternative zurück. Außerdem kann man für 6000 US-Dollar einen Brunnen im Garten bohren lassen und sich so von der öffentlichen Versorgung unabhängig machen.​[​104​]​ Nicht alle Kapstädter*innen haben daher das Ihre dazu beigetragen, den Tag null für ganz Kapstadt zu verhindern.

Dabei wäre das nicht nur moralisch geboten, denn alle Kapstädter*innen haben ein Recht auf Wasser, genauso wie alle anderen Südafrikaner*innen auch. Paragraf 27 des Grundgesetzes Südafrikas bestätigt, was auch ein Menschenrecht ist: Alle Bürger*innen haben ein Recht auf Wasser.​[​105​]​

Die Menschenrechte standen nicht im Mittelpunkt von Kapstadts Reaktion auf die Wasserkrise, und auch die unmittelbar im Anschluss an sie durchgeführte Forschung konzentriert sich weitestgehend auf Management und Ungleichheit – leider beides nach wie vor Themen, bei denen die Menschenrechte weltweit keine große Rolle spielen. Allerdings ist es vielleicht nur noch eine Frage der Zeit, dass sich das ändert. Mit der zunehmenden Anerkennung, dass Gerichte womöglich eine wichtige Rolle im internationalen und nationalen Klimaschutz spielen (siehe Kapitel 6), könnte sich das Blatt wenden. Da das Recht auf Wasser so explizit im südafrikanischen Recht verankert ist, könnten Einwohner*innen der Townships die Stadtregierung beispielsweise dahingehend verklagen, dass sie das Recht auf Wasser während der Dürre nicht wahrnehmen konnten. Solche Klagen können zukünftig sehr wichtig werden, um zu klären, was das Recht auf Wasser in der Praxis bedeutet, wie es besser geschützt werden kann und welche Rolle die verschiedenen Regierungsebenen spielen müssen, um einen gleichberechtigten Zugang zu Wasser in Regen- und Dürreperioden zu gewährleisten.

Das gilt im Übrigen nicht nur für ein Recht auf Wasser, auch andere Rechte sind in Südafrika gefährdet, teilweise verstärkt durch den Klimawandel. Das verfassungsmäßige Recht auf Wohnen beispielsweise ist vielen Südafrikaner*innen bewusst, und sie erwarten, dass die Regierung dafür sorgt, dass es verwirklicht wird. Aktuell hat Südafrika zwar Programme zu sozialem Wohnungsbau, allerdings liegen die Wohnungen – beziehungsweise die Grundstücke, die die Städte sich dafür leisten können – oft so weit außerhalb, dass es von dort aus unmöglich ist, zur Arbeit oder zu Schulen zu gehen.​[​106​]​ Also leben weiterhin sehr viele Menschen in wildwüchsigen, geduldeten Townships, die keinerlei Bauvorschriften entsprechen, nicht an die Abwasserversorgung angeschlossen sind und keine Müllentsorgungsmöglichkeiten haben. Die Wohnsituation in diesen Townships bietet den Bewohner*innen also kaum den Rahmen, der im Recht auf Wohnen festgeschrieben ist, was natürlich gerade beim Schutz vor extremem Wetter eklatante Auswirkungen hat. Die Dürre von Kapstadt offenbart viele Facetten der Ungleichheit, die das kolonialfossile Narrativ mit sich bringt. Nicht nur die Menschen in Kapstadts Townships, auch diejenigen, die bei den eingangs zitierten Überschwemmungen in Durban ums Leben kamen, waren vor allem Nicht-Weiße und lebten in Wohnungen, die diesen Namen nicht verdienen.


Kapitel 5   
Armut ist die Wurzel der Krise

⦿ Madagaskar

»Hier ist nichts. Ich habe kein Land, also kann ich nichts anbauen. Wir leben von wilden Knollen wie Fangitse und dem roten Kaktus im Wald. Wir haben alles verkauft einschließlich der Löffel. Ich habe nichts mehr, und es tut weh.«

»Es gibt nichts, was wir tun können, keine Arbeitsgelegenheit, keine Ernte und nichts, was man auf den Tisch bringen könnte.« 
Tamaria

»Ohne die Hilfe des WFP [World Food Programme] wären wir wohl gestorben, da wir nichts zu essen haben. Ich weiß nicht, an wen ich mich wenden soll.«

»Wir beschränken unseren Verzehr auf 14 Handvoll Reis für eine Woche.«

»Wir bewahren dieses Essen auf, um sicherzustellen, dass wir etwas im Magen haben. Wir müssen nicht satt sein, sondern nur etwas essen und vermeiden, nichts zu essen zu haben.«1

Tema​[​107​]​ 

Im Sommer 2021 spitzte sich die Situation nicht nur in Lytton, sondern auch im südlichen Madagaskar dramatisch zu, allerdings aus ganz anderen Gründen, wie wir sehen werden. Wenn das World Food Programme (WFP) der Vereinten Nationen nicht weitere Finanzmittel eingesetzt hätte, wären Tamaria und Tema, die hier eingangs zitiert sind, und Tausende andere vom akuten Hungertod bedroht gewesen. Aber auch jetzt ist ihr Lebensunterhalt alles andere als gesichert.

Denn Madagaskar, insbesondere der südliche Teil des Inselstaates, befindet sich seit Jahren in einer schweren Krise. In krassem Kontrast zu dem Regenwaldparadies, das viele vielleicht vor Augen haben, wenn sie Madagaskar hören, ist der Alltag der meisten Menschen vor Ort alles andere als paradiesisch. In dieser Region leben 90 Prozent der Bevölkerung (insgesamt mehr als sechs Millionen Menschen) unterhalb der Armutsgrenze. Eine anhaltende Dürre führte in den Jahren 2019–2021 dazu, dass Zehntausende Menschen bis heute unter akuter Mangelernährung und Hunger leiden.​[​108​]​ Wie konnte es dazu kommen?

Drei Jahre Dürre in Madagaskar

In Androy, einer der am stärksten betroffenen Regionen im sogenannten Grand Sud in Madagaskar, fällt die Hälfte des jährlichen Niederschlags normalerweise in der Regenzeit von Dezember bis Februar und nur 20 Prozent in den Monaten von April bis September. In der Saison 2019/20 und 2020/21 gingen jedoch nur 60 Prozent der durchschnittlichen Mengen nieder, was zu erheblichen Ernteausfällen mit dramatischen Folgen führte. Und das in einer Region, die wie Südafrika vollständig vom Regen abhängt und in der der Großteil der Bevölkerung von Subsistenzlandwirtschaft, also dem Ackerbau für die Selbstversorgung und weitgehendem Pastoralismus, also der Naturweidewirtschaft, lebt.

Ähnliche Ausfälle der Regenzeit gab es bereits in den Jahren 1990 bis 1992 und 2008 bis 2010. Aber auch in den Jahren zwischen den extremen Dürren kämpft die Region immer wieder mit Hunger. Seit 2017 wird die Situation in Madagaskar von einem Zusammenschluss verschiedener Hilfsorganisationen und der madagassischen Regierung beobachtet. 2019 benötigten 14 Prozent der Bevölkerung, mehr als zwei Millionen Menschen, dringende Unterstützung mit Grundnahrungsmitteln. Mitte 2021, also bloß zwei Jahre später, waren es dreimal so viele. Für Zehntausende wurde die Ernährungssituation in jenem Jahr zum ersten Mal als katastrophal eingestuft, was bedeutet, dass diese Menschen nicht nur zu wenig Nährstoffe durch einseitige Ernährung, sondern auch insgesamt nicht genügend Kalorien bekommen. Madagaskar gehört zu den ärmsten Ländern der Welt und liegt derzeit im Human Development Index (HDI) auf Platz 173 von 191 Ländern, schneidet dort also noch etwas schlechter ab als Lesotho.​[​109​]​ Grundlage für das Ranking des HDI bilden Lebenserwartung, Bildung und Haushaltseinkommen. Aufgrund von positiven Entwicklungen hinsichtlich der Lebenserwartung und Bildung stieg die Einstufung von Madagaskar seit den 1990er-Jahren leicht, aber kontinuierlich an. Doch Armut ist und bleibt ein permanentes Problem im Inselstaat. 2020 litt fast die Hälfte der Kinder im Alter bis zu fünf Jahren an Wachstumsverzögerungen. Der von der Dürre am stärksten betroffene Teil im Süden des Landes ist noch dazu der ärmste. Die Wasser- und Verkehrsinfrastruktur im Grand Sud ist extrem schlecht, viele Straßen sind während der Regenzeit überhaupt nicht befahrbar, sodass das Gebiet vom Rest des Landes weitgehend abgeschnitten ist, was wiederum zu hohen Preisen in den lokalen Geschäften führt und humanitäre Hilfslieferungen erschwert. Diese regelmäßig auftretende Isolierung führt auch in Jahren mit gutem oder durchschnittlichem Regen zu hohen Preisen und Mangelernährung, da wichtige Grundnahrungsmittel zu teuer werden oder vollkommen fehlen.

Wenn die Straßen im Anschluss an Dürrejahre oder während kurzer, heftiger Regenfälle in Dürrejahren nicht befahrbar werden, schlägt die fast konstante Mangelernährung schnell in akuten Hunger um. Die Ärmsten der Gesellschaft können sich dann kaum noch etwas zu essen kaufen und sind mitunter darauf angewiesen, wild wachsende Knollen und Früchte zu sammeln und davon zu leben – so wie Tamaria und ihre Familie. Im Juni 2021 berechnete FEWS-NET, eine NGO, die sich auf Dürrefrühwarnung spezialisiert hat, dass die Nutzpflanzenproduktion im Süden Madagaskars um 10 bis 30 Prozent unter dem Vorjahr und um 50 bis 70 Prozent unter dem Fünfjahresdurchschnitt lag. In anderen Worten: Es gab nichts zu essen.

Die Hauptregenzeit in Madagaskar, also die Monate, in denen die Straßen oft unpassierbar sind, ist zugleich die Zeit, in der das Wegenetz am dringendsten gebraucht wird. Es ist ohnehin eine kritische Phase für die Mehrheit der Landwirt*innen, die auf Feldbau als Einkommensquelle angewiesen sind. Zu diesem Zeitpunkt liegt die letzte Ernte weit zurück, die Lebensmittel werden rar. Wenn Dürre, Stürme, Heuschreckenplagen oder Schädlinge wie die Armyworm-Motte im Vorjahr zu geringeren Erträgen geführt haben, gibt es während der Regenzeit wenig auf den Tisch. Einige Menschen in dieser Region müssen in schlechten Jahren sogar ihre Habseligkeiten veräußern, um Lebensmittel kaufen zu können. Aber auch das ist nur dann eine erfolgreiche Strategie, wenn man in der Lage ist, die Gegend zu verlassen und zu Märkten zu fahren, auf denen der Handel noch floriert. Im Südwesten Madagaskars werden als eine Art Dürreversicherung Zebu-Rinderherden gehalten. Während der Regenzeit 2013–2014 beispielsweise, in der es viele Ernteausfälle gab, machte der Verkauf dieser Rinder 56 Prozent des erwirtschafteten Einkommens aus.

Die Straßen sind also ein ganz entscheidender Faktor für die Resilienz der Region, und Investitionen in diese hätten, zumindest teilweise, die dramatischsten Auswirkungen extremer Wetterereignisse (und anderer Schocks, wie Schädlingsbefall) verhindern können. Trotz dieser maßgeblichen Rolle der Straßen wurde in den letzten zehn Jahren so gut wie nichts in die Infrastruktur investiert. Weder von der madagassischen Regierung noch von NGOs oder anderweitig lancierten Entwicklungsprojekten.

Die Auswirkungen der Extremwetterereignisse, die seit März 2020 in Madagaskar aufgetreten sind, wurden durch langfristig bestehende Probleme wie die schlechte Verkehrsinfrastruktur oder fehlende Gesundheits- und Sozialsysteme verschärft. Auch die hohe Analphabetenrate wirkt sich negativ aus, weil Menschen, die des Lesens und Schreibens nicht mächtig sind, kaum andere Verdienstmöglichkeiten als die Landwirtschaft offenstehen. Während der Covid-19-Pandemie hat sich die Lage noch einmal zugespitzt. Anders als in Europa, wo Arbeitslosigkeit durch großzügige staatliche Hilfe verhindert oder größtenteils zumindest gut abgefedert wurde, schnürte Madagaskar keine Hilfspakete. Wer im Grand Sud seinen Job verloren hatte, konnte nur auf Lebensmittel vom Roten Kreuz hoffen oder sich auf die Suche nach wilden Früchten machen. Doch um die Ausbreitung des Coronavirus zu verhindern, schränkte die Regierung die Bewegungsfreiheit auch in den von Dürre und Hunger am stärksten betroffenen Regionen deutlich ein. Diese Maßnahmen reduzierten insbesondere die Erwerbsmöglichkeiten der Tagelöhner dramatisch und führten zu einer regelrechten Stadtflucht. Viele jener Menschen, die auf der Suche nach Arbeit in die Städte gezogen waren, kehrten nun in die ländlichen Gebiete zurück und nahmen landwirtschaftliche Tätigkeiten auf. Dabei verdienten sie jedoch weniger als in der Stadt. Aufgrund des steigenden Arbeitskräfteangebots sanken zudem die ohnehin niedrigen Löhne für Landarbeiter*innen.

Auch in der Tourismus-, Bergbau- und Textilindustrie schwanden während der Pandemie die verfügbaren Arbeitsplätze. Durch die strengen Gesundheitskontrollen in den Häfen verzögerte sich die Einfuhr von Lebensmitteln. Die Preise für importierte Waren stiegen an, was wiederum die ärmsten Bevölkerungsgruppen am stärksten traf, denn nach schlechten Erntejahren sind sie unter anderem dringend auf Importreis angewiesen.

Diese Vielzahl von Faktoren, die erst einmal nichts mit dem Klimawandel und nur bedingt mit dem Wetter zu tun haben, geben einen Einblick, wie komplex die Aufgabe ist, regionale Ernährungssicherheit herzustellen. Madagaskar hat vor allem in seinen südlichen Regionen nicht nur einen enormen Investitionsstau bei der Verkehrsinfrastruktur zu verzeichnen, sondern auch bei Bildungs- und Sozialsystemen. Zugleich stagniert die Bekämpfung von Korruption und niemand forciert alternative Erwerbsmöglichkeiten außerhalb der Landwirtschaft, etwa durch die Ansiedelung von Gewerbe oder Erwachsenenbildungsprogramme.

Das halbtrockene Klima vom Grand Sud stellt selbst in meteorologisch unauffälligen Jahren eine Herausforderung für jede Art von Agrar- und Viehwirtschaft dar. Befriedigende Erträge gibt es nur in guten Jahren. Diese aber werden durch die spezifische Landnutzung immer seltener. Umfangreiche Abholzungen der Wälder​[​110​]​ haben die Wasserspeicherkapazität des Bodens deutlich verringert. Dadurch verdunstet das Wasser schneller, und die Böden bräuchten mehr oder besser noch regelmäßigeren Regen, um die gleiche Menge Feuchtigkeit aufzunehmen. Ihr Zustand wirkt sich wiederum negativ auf die Weidemöglichkeiten aus, weil die Pflanzen nun schwächere Wurzeln ausbilden und Trockenperioden buchstäblich schlechter gewachsen sind. Das gesamte System wird immer anfälliger für Störungen wie Dürrejahre, Extremregen oder Schädlingsbefall.

Eine vergleichbar heikle Situation wie die in Madagaskar finden wir auch andernorts in Afrika. In Kenia beispielsweise, wo ebenfalls ein hohes Dürrerisiko herrscht, tritt eine mittlere Dürre wie die der Jahre 2016/17 etwa alle fünf Jahre auf und dennoch zeitigte diese erwartbare Trockenzeit verheerende Auswirkungen. Die meteorologischen Bedingungen sind hart: Nur in einem Fünftel des Landes gibt es regelmäßige Niederschläge. Ein Viertel der Bevölkerung, etwa 15 Millionen Menschen, und mehr als die Hälfte aller Nutztiere Kenias lebt in trockenen und halbtrockenen Regionen. Auf dem Land kämpfen die Menschen mit ähnlichen Problemen wie die Einwohner*innen im südlichen Madagaskar. Die einkommensschwachen Stadtbewohner*innen Kenias sind ebenfalls anfällig für Klimaextreme, denn sie leben oft in informellen Siedlungen mit begrenztem Zugang zu Strom, Wasser und sanitären Einrichtungen. Eine noch größere Vulnerabilität finden Sie im ostafrikanischen Somalia, denn dort kommt es nicht nur regelmäßig zu Dürreperioden. Das Land leidet zudem unter bürgerkriegsähnlichen Zuständen, und seit Jahrzehnten ist es keiner Regierung gelungen, diese zu befrieden.

Bei all diesen Herausforderungen müssen wir uns klarmachen, dass diese Faktoren weder natur- noch gottgegeben, sondern historisch gewachsen sind.

Kolonialismus

Das 1961 ins Leben gerufene Welternährungsprogramm der UN (WFP) hat 2022 für Madagaskar die erste »Klimahungersnot«​[​111​]​ ausgerufen und damit kenntlich gemacht, dass der menschengemachte Klimawandel als maßgebliche Ursache der Nahrungsmittelknappheit in der Region anzusehen sei. Seither unterstützt das WFP die Menschen im Süden Madagaskars. Unter humanitären Gesichtspunkten ein nachvollziehbarer Schritt, wissenschaftlich betrachtet ist die dahinter stehende Diagnose jedoch nicht leicht zu begründen. Die von meinem Team in Zusammenarbeit mit dem madagassischen Wetterdienst und Wissenschaftler*innen aus Madagaskar durchgeführte Attributionsstudie bestätigt die Erkenntnisse des Weltklimarats, dass die Dürreereignisse, die 2021 zur Hungersnot in Madagaskar führten, eben nicht auf den Klimawandel zurückzuführen sind.​[​112​]​ Er spielt weder in Bezug auf die Häufigkeit noch auf die Intensität der Dürreperioden in den letzten Jahrzehnten eine statistisch signifikante Rolle. Allerdings gilt auch in Madagaskar, dass die Datenlage bei den Wetteraufzeichnungen ebenso wie in vielen anderen afrikanischen Ländern mangelhaft ist. Insofern kann ein geringer Einfluss des Klimawandels nicht ausgeschlossen werden, nachweisbar aber ist er nicht. Hunger und Unterernährung im Süden der afrikanischen Insel sind somit weniger auf das trockene Klima zurückzuführen als auf britische Missionare und französische Kolonialisten.

Nach brutalen Kriegen gegen die madagassische Bevölkerung besetzte Frankreich die Insel im Jahr 1895. Zuvor gab es in Madagaskar gleichzeitig verschiedene Organisationsformen des Zusammenlebens – vom Königreich bis hin zu lokal organisierten Gemeinschaften ohne übergeordnete politische Struktur. Unter französischer Kolonialherrschaft bildete die Insel zum ersten Mal einen zusammenhängenden Staat, was zwar einige Vorteile, aber auch viele Nachteile mit sich brachte, die bis heute zu erkennen sind. Die staatlichen Strukturen und Institutionen sind weitestgehend ein Erbe dieser Zeit und haben sich regional sehr unterschiedlich entwickelt. Das Gerichtssystem in Madagaskar ist dem französischen nachempfunden und dementsprechend organisiert, zugleich gibt es aber auch traditionelle Gerichte, die sogenannten Dina, die bestimmte zivilrechtliche Streitigkeiten regeln. Die Siedlungen und Städte, die unter der französischen Kolonialpolitik gegründet oder übernommen wurden, verzeichnen heute zwar ein leicht geringeres Armutslevel im Vergleich zu anderen Orten, dafür sind die Kriminalitätsrate, Selbstjustiz und daraus resultierende soziale Konflikte in diesen Gebieten besonders hoch.​[​113​]​ In den Regionen, die von britischen Missionaren besiedelt wurden, liegt die Armutsrate hingegen über dem Durchschnitt. Beiden Gebieten gemeinsam ist die schlechte Zusammenarbeit zwischen gesamtstaatlichen und regionalen Organisationsformen, was gerade in Krisenzeiten dazu führt, dass sich keine der politischen Instanzen zuständig fühlt, den Menschen effektiv zu helfen – ein Vermächtnis des kolonialen Projekts der Staatenbildung, die auf Zwang beruhte und keine Möglichkeit zur politischen Partizipation der Bevölkerung vorsah. Dies bedeutet für Madagaskar, aber auch für viele andere ehemalige afrikanische Kolonien wie zum Beispiel Uganda und Ghana, dass auch eigentlich erfolgversprechende Reformen wie die von Missionaren vorangetriebene Einführung eines öffentlichen Gesundheitswesens oder sozialer Sicherungsnetzwerke bei der Bevölkerung auf Widerstand stießen, weil es den staatlichen Institutionen auf lokaler Ebene an Legitimität fehlte.​[​114​]​ Die Maßnahmen gingen an den Bedürfnissen der Insulaner*innen vorbei. Das Gesundheitswesen setzte beispielsweise auf westliche Ideen von Pflege wie Isolierung und Hospitalisierung, die jedoch im krassen Gegensatz zu den in vielen Ländern gemeinschaftlich orientierten Gewohnheiten zur Genesung Kranker standen. Die vielen strukturellen Probleme, mit denen Madagaskar zu kämpfen hat, gründen in derselben kolonialfossilen Politik der ehemaligen Besatzungsmacht, die auch zum Klimawandel führte. Insofern bedingt nicht der Klimawandel die dramatischen Auswirkungen der Dürre in Madagaskar, sondern die Kolonialpolitik ist die Ursache beider Phänomene.

So gesehen ist es doch nicht ganz falsch, die Ernährungskrise in Madagaskar als Klimahungersnot zu deklarieren. Zumindest lenkt es die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf die Situation vor Ort und erhöht die Spendenbereitschaft westlicher Institutionen und Bürger*innen, auch dadurch, dass auf die Verantwortung verwiesen wird. Die westliche Welt steht in der Tat durch ihre koloniale Geschichte in einer historischen Verantwortung. Das bedeutet aber nicht, dass die madagassischen Behörden keine Verantwortung tragen. Im Gegenteil, eine breitere Anerkennung der kolonialen und vor allem postkolonialen Schuld auf der einen Seite muss mit der Bereitschaft auf der anderen Seite einhergehen, die Korruption in den Ländern zu bekämpfen, die Reparationszahlungen bekommen (siehe Kapitel 9 zu Pakistan). Das Geld darf nicht in die Taschen Einzelner fließen, sondern sollte unbedingt für den Ausbau von Bildungsmöglichkeiten und Katastrophenschutz verwendet werden.

Man könnte nun argumentieren, dass es eigentlich keinen Unterschied macht, aus welchem Grund wir im Globalen Norden Verantwortung für die Situation in Madagaskar tragen: Sei es unsere historische Vergangenheit als Kolonialmacht, sei es unsere gegenwärtige Macht als eine Weltregion, die den Klimawandel ungebremst vorantreibt. Wenn es nur darum ginge, die Spendenbereitschaft der Menschen zu erhöhen, ist die Begründung für unsere Verantwortung tatsächlich wirksamer, wenn sie den Klimawandel in den Vordergrund stellt – ich komme darauf gleich noch zurück. Aber es geht in dieser Frage um viel mehr. Es geht darum, wie wir eine Welt gestalten, die mit der Klimakrise so umgeht, dass möglichst wenige Menschen darunter leiden. Dafür ist es wichtig, die Auswirkungen des Klimawandels genau zu identifizieren und von anderen Ursachen für Katastrophen zu unterscheiden.

Vulnerabilität

Zusammen mit zwei Kolleg*innen habe ich diese Argumentation Anfang des Jahres 2022 für ein wissenschaftliches Journal der nature group ausformuliert. Die Zeitschrift gab unserem kurzen Text den Titel Stop blaming climate for disasters,​[​115​]​ was zu Missverständnissen führte, weil man uns unterstellte, wir würden den Klimawandel verharmlosen. Das ist absurd, denn meine wissenschaftliche Arbeit besteht ja genau darin, die Auswirkungen des Klimawandels zu erforschen. Deshalb kann ich auch unterscheiden, ob er für bestimmte Katastrophen hauptursächlich ist oder eben nicht. Aber den Klimawandel zum Alleinschuldigen zu machen führt dazu, die Verantwortung an eine diffuse höhere Macht abzuschieben und ihn zu einem abstrakten Phänomen zu erklären, gegenüber dem Behörden, Organisationen und Staaten scheinbar machtlos sind – eine Rhetorik, die wir im Zusammenhang mit dem Klimawandel sowieso schon zu häufig beobachten können. Der Klimawandel übernimmt die Rolle, die Zeus, Thanos, Zanahary oder eine andere Gottheit spielte.

Menschliche Verwundbarkeit wird jedoch durch menschliches Handeln hervorgerufen. Das zeigen nicht nur die im vorherigen Kapitel beschriebenen, schlecht durchdachte Urbanisierungsprozesse, sondern jegliche Art von Ausgrenzung aufgrund von Religion, Kaste, Klasse, ethnischer Zugehörigkeit, Geschlecht oder Alter.​[​116​]​ Diese Ausgrenzungen beruhen auf systemischer Ungerechtigkeit, wenn bestimmten Gruppen (zum Beispiel Frauen oder Menschen anderer Religionen) der Zugang zu Ressourcen verweigert wird, wie es die Frauen in Gambia zeigen. Natürlich ist die Ungleichbehandlung von Frauen nicht auf den afrikanischen Kontinent beschränkt. In vielen Ländern Asiens gehören den Frauen in der Regel die Häuser nicht, in denen sie leben. Daher erhalten sie auch keine Kredite oder finanziellen Zuwendungen aus Förderprogrammen. So können sie ihr Leben nach Katastrophen nicht oder nur schwer wieder aufbauen und sind noch verwundbarer.​[​117​]​ Auch in Europa sind Frauen finanziell oft schlechter gestellt und damit zum Beispiel anfälliger für die Auswirkungen extremer Hitze.​[​118​]​ Vulnerabilität ist das Produkt sozialer und politischer Prozesse, und auch strukturelle Ungleichheiten werden oft bewusst geschaffen und sind in sozialen und politischen Strukturen verankert. Der Natur oder dem Klimawandel die Schuld für Katastrophen zu geben, lenkt von diesen Prozessen, die Ungerechtigkeit schaffen, ab. Mit dem Finger auf natürliche Ursachen zu zeigen, schafft ein politisch bequemes Krisennarrativ, sich der Verantwortung zu entledigen.

Das ist gefährlich, denn eine Ablenkung von der Verantwortung führt unausweichlich dazu, dass der Status quo fortgesetzt wird, der die Schwächsten der Gesellschaft noch weiter schwächt. Wer Katastrophen der Natur zuschreibt, ebnet einen subtilen Ausweg für all jene, die dafür verantwortlich sind, dass Verwundbarkeit überhaupt entsteht. Keine Regierung und keine Stadtverwaltung möchte hören, dass sie eine Mitschuld an den Katastrophen trägt. Das gilt für Kapstadt genauso wie für Deutschland und Madagaskar. In Madagaskar kommt es außerdem zu einer merkwürdigen Allianz: Die internationalen NGOs und UN-Organisationen, die vor Ort aktiv sind, schweigen über die Versäumnisse der unter extrem schwierigen Bedingungen arbeitenden Regierung im südlichen Madagaskar, weil Kritik die Lage vor Ort noch chaotischer machen würde. Außerdem lassen sich die schon erwähnten westlichen Spendengelder besser organisieren, wenn es ein klares Narrativ gibt, das den Westen, das Klima und die Natur in der Verantwortung sieht.

Für Spender*innen ist der Klimawandel und die damit verknüpfte Verantwortung des Westens ein einleuchtendes Argument. Die Geschichte ist plausibel, einfach zu erzählen und zu verstehen. Würden Hilfsorganisationen in ihren Kampagnen stattdessen auf den Kampfbegriff Kolonialismus setzen, wäre es wesentlich schwieriger, Menschen und ihre Portemonnaies zu erreichen, denn die aus dem Kolonialismus herrührende Verantwortung ist – noch – keineswegs ausreichend akzeptiert.

Ich möchte westlichen NGOs nicht unterstellen, dass sie bewusst auf diese Weise kalkulieren und die Rolle des Klimawandels absichtlich übertreiben. Es ist nach wie vor dringend nötig, den Klimawandel und seine Folgen besser zu verstehen, die Erkenntnisse zu kommunizieren und vor allem die Ursachen zu bekämpfen. Dennoch finde ich den Umstand, dass NGOs nicht mit kolonialer Verantwortung argumentieren, problematisch. Würden sie das tun, müssten sie auch ihre eigenen Praktiken hinterfragen und würden dann feststellen, dass die Art und Weise, wie vielerorts Soforthilfe geleistet wird, selbst kolonialistische Strukturen trägt und damit teilweise bestehende Probleme fortschreibt.

Kolonialismus und Rassismus in NGOs

Nachdem die meisten kolonisierten Nationen in den 1960er-Jahren in die Unabhängigkeit entlassen wurden, war dem Globalen Norden daran gelegen, die neu entstandenen Staaten von Exporten abhängig zu machen. Hilfslieferungen wurden dabei explizit genutzt, um westliche Nahrungsmittelüberschüsse abzubauen. Der damalige Vizepräsident der Weltbank Robert McNamara drückte das 1972 so aus: »Das Hauptziel der Entwicklungshilfe besteht darin, ein politisches und wirtschaftliches Umfeld zu schaffen, in dem die USA ihre eigenen sozialen Ziele am besten verfolgen können.«​[​119​]​ Dies galt auch im Hinblick auf die Projekte, die jenseits von Nahrungsmittellieferungen finanziert wurden. Oft richtete sich die Entwicklungshilfe auf Großprojekte, die in der Regel mehr Schaden als Nutzen anrichteten. So wurden beispielsweise jene Landwirtschaftsbetriebe unterstützt, die mit Einsatz von Maschinen und Chemie die Böden übermäßig belasteten, denn so konnten Testfelder und Absatzmärkte für westliche Produkte geschaffen werden. Ihr vergleichsweise hohes Ertragsniveau verschlechterte die Situation der Kleinbäuer*innen dermaßen, dass diese schließlich auf Nahrungsmittelunterstützung angewiesen waren.

Auch von den meisten Infrastrukturmaßnahmen konnten viele Betroffene vor Ort nicht profitieren. So wurden in der Sahelzone zwar Bewässerungssysteme installiert, allerdings oft nicht dort, wo sie die Bäuer*innen tatsächlich gebraucht hätten. Ein inzwischen berüchtigtes Beispiel ist der Afar-Staudamm in Äthiopien, der sehr viel Weideland permanent unbrauchbar machte – zugunsten der Bewässerung von Zuckerrohrplantagen, von denen nur wenige Großgrundbesitzer*innen profitierten. Ohne jedwede Kompensation für die Kleinbäuer*innen.​[​120​]​ Die UN-Organisation für Lebensmittel und Landwirtschaft (FAO) schätzte 2016, dass nur 54 Prozent der mit den Sahel-Programmen geförderten Bewässerungssysteme auch tatsächlich genutzt wurden. Wenn es denn gelang, die Produktion über den Eigenbedarf hinaus zu steigern, verbesserte sich die Situation der Landwirt*innen zumeist trotzdem nicht, weil die Wege zu den Märkten so weit waren, dass es oft nicht gelang, das Getreide und Gemüse zu verkaufen, bevor es verdarb. Ähnliche Probleme gab es beim Dammbau, den verschiedene Hilfsorganisationen finanzierten. In vielen Fällen wurde einfach das flussabwärts gelegene Land als Überschwemmungsfläche genutzt und so Acker- und Weideland der dort ansässigen Bäuer*innen zerstört, ohne Ersatz zu schaffen.

Die Institutionen des Westens, insbesondere die Weltbank, trafen ganz bewusst die Entscheidung, dass die neu entstandenen Nationen die Kosten für die Bewältigung der kolonialen Unterentwicklung tragen und die Kredite für die gescheiterten Entwicklungen der 1950er-Jahre zurückzahlen mussten. Erst 1996 brachten der Internationale Währungsfonds (IWF) und die Weltbank einen möglichen Schuldenerlass für sogenannte Entwicklungsländer ins Spiel. Die lange finanzielle Abhängigkeit schränkte die Fähigkeit der neuen Nationen ein, in eigene, auf ihre Länder zugeschnittene Strukturprojekte zu investieren. Entwicklungshilfe hat damit ebenfalls dazu beigetragen, Armut und Abhängigkeit in jenen Regionen fortzuschreiben, in denen sie eigentlich helfen sollte. Der Kolonialismus ist damit keineswegs nur ein Erbe der europäischen Kolonialmächte, sondern hat in Form des Postkolonialismus weiteren Schaden angerichtet, den die heutigen westlichen Mächte zu verantworten haben.

Nachdem viele der großen Infrastrukturprojekte der 1960er-Jahre in ähnlicher Weise wie der Afar-Staudamm fehlgeschlagen waren, ging die Weltbank in den 1980er-Jahren dazu über, kleinere Projekte zu finanzieren. Staudämme von geringerem Ausmaß, lokaler Straßenbau und andere Infrastrukturprojekte wurden gefördert, doch oft blieb der Erfolg aus, da die groß angelegten Bewässerungsprojekte dazu geführt hatten, dass viele Menschen aus ihren Dörfern verdrängt wurden, weil diese nun entweder unter Wasser standen oder an ausgetrockneten Flüssen und damit unbrauchbaren Feldern lagen. Wie sollten die Menschen an solchen Orten überleben? Insgesamt führten die Maßnahmen letztlich nur zu einer größeren Abhängigkeit von internationaler Hilfe, die in den letzten Jahrzehnten bei uns das Bild des armen, »unterentwickelten« afrikanischen Kontinents prägte. Mit der Covid-19-Pandemie und dem russischen Angriffskrieg verschärfte sich dieses Problem noch einmal. Um die Lage nachhaltig zu verbessern, bedarf es daher weder großer noch kleiner Infrastrukturprojekte, sondern des Aufbaus funktionierender lokaler Märkte, auf denen Subsistenzbäuer*innen ihr Getreide, Gemüse und Fleisch, das sie nicht für den Eigenbedarf benötigen, gewinnbringend verkaufen können. Zudem müssen alternative Einkommensmöglichkeiten im Kleingewerbe- und Dienstleistungssektor für diejenigen entwickelt werden, die nicht von der Landwirtschaft leben können. Dies kann zum Beispiel durch die Vergabe von Mikrokrediten geschehen, mit deren Hilfe Menschen Kleingewerbeunternehmen gründen, sich als Dienstleister oder mittlere Gewerbe ansiedeln und Weiterbildungsmöglichkeiten nutzen können. Zugleich braucht es Mechanismen, die verhindern, dass große Ackerflächen von ausländischen Investoren für den Anbau von Exportfrüchten ausgebeutet werden.

Um all diese Maßnahmen umsetzen zu können, bedarf es bestimmter Voraussetzungen. So müssen regionale Möglichkeiten der Getreidelagerung geschaffen werden, damit die Bäuer*innen nicht mehr gezwungen sind, unmittelbar nach der Ernte zu verkaufen. Auf diese Weise könnte eine Preisstabilität geschaffen werden. Ebenso bräuchte es ein besseres Verständnis für optimale Fruchtfolgen auf verschiedenen Böden. Auch die Kommunikation zwischen Landwirt*innen, Tierärzt*innen, Transportunternehmen und Märkten sollte optimiert werden. Das alles ist nur zu schaffen mit der Partizipation derjenigen, um deren Leben es geht. Doch das gelang den meisten internationalen Hilfsprojekten bisher nicht. Gerade im südlichen Madagaskar organisierten NGOs zwar Nahrungsmittellieferungen, wenn die Situation besonders schlimm war, es fehlt aber strukturelle Hilfe.

Warum erzähle ich das alles, wo es doch in meinem Buch um Klimagerechtigkeit geht und die Dürre von 2021 nichts mit dem Klimawandel zu tun hat? Weil am Beispiel Madagaskars besonders deutlich wird, wie viel Anpassung mit Gerechtigkeit zu tun hat. Weite Teile Madagaskars sind nicht an das madagassische Klima angepasst. Das ist ein Gerechtigkeitsproblem, dessen Wurzeln nicht zuletzt im Kolonialismus liegen. Obwohl die Epoche des Kolonialismus historisch oft als beendet betrachtet wird, lebt er in Machtstrukturen weiter. Deutlich wird das auch in den internationalen Klimaverhandlungen (mehr dazu in Kapitel 9).

Weniger offensichtlich, dafür aber mindestens genauso problematisch sind kolonialistische und rassistische Strukturen in NGOs und Gesundheitsorganisationen. Lazenya Weekes-Richemond, Expertin für globale Gesundheit, formulierte in einem Artikel mit dem Fokus internationale Entwicklungshilfe sehr klar, was sich ändern muss, damit die Vulnerabilität in Ländern des Globalen Südens wirklich sinkt. In vielen Fällen besetzen weiße Frauen die Führungspositionen in den dortigen Regionalbüros. Weekes-Richemond macht unmissverständlich klar, dass Entwicklung und Zusammenarbeit nur erfolgreich funktionieren können, wenn die Ursachen der Ungleichheit angegangen werden. Weiße Frauen richten dabei teilweise mehr Schaden als Nutzen an, wenn sie sich hinter die Bekämpfung von Sexismus stellen, dabei aber gleichzeitig rassistische Strukturen festigen: »Was der Sektor so dringend braucht, ist aktives Nachdenken und Handeln von weißen Frauen, um die Gewohnheiten zu durchbrechen und die Strukturen abzubauen, mit denen die weiße Vorherrschaft in unserer täglichen Arbeit aufrechterhalten wird.«​[​121​]​

Nach wie vor werden Entwicklungsprojekte im Globalen Süden mehrheitlich von weißen Menschen geleitet. Meist von Frauen, die natürlich nicht aktiv schaden wollen, es aber faktisch tun, indem sie ihre eigenen Erfahrungs- und Bildungshorizonte nicht hinreichend reflektieren, sodass die von ihnen eingeleiteten Interventionen nicht auf die Bedürfnisse vor Ort zugeschnitten sind und damit auch nicht nachhaltig bessere Lebensbedingungen hervorbringen können.

Weekes-Richemond fordert uns weiße Frauen auf, echte allys zu werden, also Verbündete, die um ihre Privilegien wissen und diese bewusst nutzen, um den Menschen in Krisenregionen zu helfen. Dann müssten Women of Color nicht zugleich uns und das Patriarchat bekämpfen. Insbesondere Führungspersonen sollten ihre Vorurteile und Motivationen hinterfragen und auf Augenhöhe mit Women of Color zusammenarbeiten. Im Klartext bedeutet das, sie fair zu bezahlen, bereit zu sein, von ihnen zu lernen, ihnen Führungspositionen zu überlassen und vor allem: zur Seite zu treten und Platz zu machen! Für Frauen und Männer aus der Region. Der Globale Süden braucht keine weißen Retter*innen, sondern eine nachhaltige Entwicklungshilfe. Um es mit den Worten von Weekes-Richemond zu sagen: »Es geht um Millionen von Menschenleben, und es ist höchste Zeit, dass wir uns zusammentun und die unangenehme Aufgabe angehen, uns selbst überflüssig zu machen.«

Zurück zum Klima

Die Dürre von 2019–2021 in Madagaskar hatte weitestgehend nichts mit dem Klimawandel zu tun. Das heißt aber nicht, dass der Klimawandel für die Region nicht relevant ist, ganz im Gegenteil. Während Dürren oder Heuschreckenplagen seit Jahrzehnten das marode Sozial- und Infrastruktursystem belasten, bringt der Klimawandel neue Schocks mit sich. Wie in ganz Afrika (Kapitel 3) steigen auch in Madagaskar die Temperaturen erheblich, und extreme Hitzeperioden mit bis zu 2 Grad Abweichung vom Mittel, was für diese Breitengrade sehr viel ist, haben deutlich zugenommen.​[​122​]​ Wirbelstürme, die schon immer über Madagaskar hinweggezogen sind, gehen aufgrund des Klimawandels mit stärkeren Regenfällen einher und führen zu größeren Schäden.​[​123​]​ Wir sollten den Klimawandel im Zusammenhang mit den Dürren in Madagaskar also keinesfalls ignorieren. Er ist zwar keine vorgelagerte Ursache, aber definitiv eine zusätzliche Bedrohung.

Es ist nicht einfach festzustellen, inwiefern die allgemein geringe Resilienz gegenüber Schocks mit politischen Konflikten, Kriegen und Bürgerkriegen einerseits und natürlichen und klimawandelbedingten Veränderungen und Schwankungen im Wetter anderseits, zusammenhängt. Wir müssen uns zudem fragen, ob Wetterveränderungen und Konflikte sowie Wetterveränderungen und Migration, entweder innerhalb eines Landes oder auch über Grenzen hinweg, nicht auch kausal zusammenhängen.

Wenn Extremwetterereignisse häufiger und intensiver werden, bekommen die Betroffenen immer weniger Atempausen, um sich zu erholen. Dies führt auf längere Sicht zu einer Verschlechterung der Lage für die lokale Bevölkerung und mitunter zu politischen Unruhen, die die Instabilität und Ungleichheit weiter erhöhen. Vor dem Hintergrund der Klimaveränderungen verstärken sich soziale Spannungen häufig und ethnische Polarisierungen flammen wieder auf. Diesen Umstand nutzen extremistische Gruppen, die Konflikte gezielt verschärfen, um Zulauf zu bekommen. Die Sahelzone bietet ein trauriges Beispiel dafür, wie bereits vorhandene ethnische und religiöse Spannungen im Kontext von Extremwetter zu bewaffneten Konflikten führen. Extremwetterereignisse, wie etwa Überschwemmungen, haben durch die Beschädigung öffentlicher und privater Infrastruktur und die Vernichtung ganzer Ernten und Viehbestände die ohnehin schwierige Sicherheitslage noch verschlechtert. So ist die Zahl der Binnenflüchtlinge in der Sahelzone mittlerweile auf über 2,2 Millionen gestiegen. Zusätzlich suchen dort fast 900 000 Flüchtlinge aus anderen Krisengebieten der Region Zuflucht. Das Zusammenspiel von sozioökonomischer Vulnerabilität, Folgen von Extremwetter und schwelenden ethnischen Konflikten führt zu gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen Bäuer*innen und nomadischen Hirt*innen in vielen Teilen der Sahel-Region. Nach jahrelanger ethnischer Diskriminierung und mangelnder politischer Teilhabe lassen sich viele nomadische Hirt*innen von extremistischen Gruppen wie Ansarul Islam in Burkina Faso oder Ansar in Mali rekrutieren.​[​124​]​ Auf diese Weise verstärkt der Klimawandel Ungleichheit, ohne dass er die Dürren in der Sahelzone unmittelbar beeinflusst.

Zusätzlich verschärfend wirkt sich die sogenannte ethnische Fragmentierung in dieser Region aus. Zum Beispiel helfen sich Nachbarn dort nur innerhalb derselben Ethnie. In Krankenhäusern werden Patient*innen abgewiesen, wenn sie nicht der in der Region dominierenden Gruppe angehören.

Obwohl sich Hinweise darauf häufen, dass klimatische Bedingungen mit Konflikten in Zusammenhang stehen, sind die Erklärungen oft unzureichend. In vielen Studien kommt es zudem zu einer Verwechslung von Korrelation, also einer einfachen wechselseitigen Beziehung, und Kausalität in Bezug auf die Zusammenhänge zwischen Klimawandel und Konflikten.​[​125​]​ Die hierfür fruchtbaren Theorien sind oft so komplex, dass es schwierig wird, sie auf die vorhandenen quantitativen Daten anzuwenden. Alles in allem erweisen sich die kausalen Mechanismen, die den Klimawandel mit Konflikten verknüpfen, bislang als nicht gut genug erforscht.

Ähnliches gilt für das zweite große Thema, das gerade im Zusammenhang mit Afrika immer wieder aufkommt: die Migration. Zuwanderung nach Europa oder in die USA aus dem afrikanischen Kontinent oder Zentral- und Südamerika als Folge des Klimawandels wird oft als Schreckensszenario von nationalistischen und konservativen Politiker*innen beschrieben und von progressiveren Politiker*innen als Mahnung genutzt, um Zustimmung zu ambitionierten Klimaschutzzielen zu finden. Ob dieses Szenario aber tatsächlich eintreten wird, ist fraglich, denn bislang gibt es keine eindeutig dem Klimawandel zuzuordnenden transkontinentalen Migrationsbewegungen. Dass der Klimawandel Migrationsbewegungen verändern wird, ist in der Wissenschaft unstrittig, jedoch ebenfalls wenig erforscht.

Zwar beschäftigen sich Politik- und Sozialwissenschaftler*innen schon seit Längerem mit dem Thema, für Naturwissenschaftler*innen oder gar Meteorolog*innen ist es jedoch vergleichsweise neu. Somit fehlt es an empirischen Grundlagen, um kausale Zusammenhänge zu erkennen. Hinzu kommt die enorme Komplexität der Bedingungen für Migration und ihre vielen verschiedenen Arten. Die meisten Menschen, die ihre Heimat verlassen, tun dies innerhalb ihres Landes und oft nur für ein paar Monate oder Jahre. Ähnlich ist es bei internationaler Migration. Auch dort bleiben die meisten Menschen in der Region und kehren in absehbarer Zeit zurück. Flucht und Auswanderung ist im Vergleich dazu eher selten, auch wenn populistische Stimmen in Europa das gern anders darstellen.

Eines der großen Probleme, das im südlichen Madagaskar zu der dramatischen Ernährungssituation in den Dürrejahren geführt hat, ist die mangelnde Mobilität der Menschen vor Ort. Das erklärt, warum die durch Klimaveränderungen verschärfte Ungleichheit nicht zwangsläufig zu mehr Migration führt, wie oft angenommen wird: Die wachsende Armut hält die Betroffenen an ihrem Ort fest. Während der Dürrezeit migrierten sogar weniger Menschen, was die Bedingungen im südlichen Madagaskar noch verschlechtert hat. Der Mangel an Migrationsmöglichkeiten muss damit als Folge von Krisen angesehen werden, die diese wiederum weiter verstärken.

Wer es schafft, auszuwandern, entgeht extremen Wetterereignissen und anderen Krisen vor Ort. Wenn Auswanderung nicht Teil der konkreten Anpassungspläne an den Klimawandel ist, erhöht sich weltweit überall dort, wo die Vulnerabilität besonders hoch ist, die Wahrscheinlichkeit, in der Situation gefangen zu bleiben: Mehr als 38 Prozent der Weltbevölkerung leben in vergleichsweise trockenen Klimazonen und sind überdurchschnittlich stark von den Auswirkungen des Klimawandels betroffen, weil ihre Resilienz schon kleinen Veränderungen gegenüber extrem gering ist.​[​126​]​

Migrationsentscheidungen werden von einer Vielzahl an Faktoren motiviert, diese können wirtschaftlicher, sozialer, politischer, ökologischer und nicht zuletzt kultureller Natur sein. Der Klimawandel gerät in Wechselwirkung mit ihnen und beeinflusst ebenfalls die Entscheidung, ob Menschen ihre Heimat verlassen. Ob diese Verflechtung insgesamt zu mehr Migration führen, ist wie gesagt nicht erwiesen.

In den letzten Jahren wurden mehrere Studien über die vielfältigen Zusammenhänge zwischen Umweltveränderungen, sozialen Faktoren und Migration veröffentlicht, in denen hauptsächlich afrikanische Trockengebiete südlich der Sahara untersucht wurden. Klimawandel und extreme Wetterereignisse spielen in diesen Studien eine zentrale Rolle als Treiber verschiedener Formen der Migration. Demnach migrierten 23 Prozent der insgesamt 9700 befragten ländlichen afrikanischen Haushalte wegen belastender Umweltbedingungen, die allermeisten aber innerhalb der Region. Allerdings geht aus den Studien auch hervor, dass die Entscheidung für eine Migration oft von schlecht objektivierbaren Faktoren wie persönlichen Netzwerken abhängt. Dabei geht es also darum, ob jemand engere Kontakte in andere Regionen, Städte oder selten auch Länder hat, die den Start an einem neuen Ort erleichtern. Präzise Schlussfolgerungen lassen die Studien somit nicht zu. Doch immerhin gibt es zwei klare Befunde: 1. Der Klimawandel wird keine Massenmigration von Afrika nach Europa und auf andere Kontinente hervorrufen, da andere Faktoren derart schwerwiegende Lebensentscheidungen viel stärker beeinflussen. Soziale und politische Strukturen bestimmen, ob ein Gebiet bewohnbar ist und bleibt. 2. Die Migration und Vertreibung wird voraussichtlich innerhalb einzelner Länder stark zunehmen. Ein gewichtiger Grund dafür ist, dass die vom Klimawandel am stärksten betroffenen Menschen in Afrika nicht über die finanziellen Mittel und sozialen Netzwerke für die Flucht auf einen anderen Kontinent verfügen.

Die jüngste Forschung macht ebenfalls deutlich, dass klimawandelbedingte Wetteränderungen eher selten einen direkten Anlass zu Migration geben, während sie durch indirekte Faktoren befördert wird. Dazu zählen auch Gesundheitsrisiken, die aufgrund des Klimawandels deutlich steigen. Durch höhere Temperaturen verbreiten sich Krankheiten wie Malaria stärker. Die dramatische Zunahme von Hitzewellen verringert die Produktivität (siehe Kapitel 3) und stresst das Herz-Kreislauf-System immens, wodurch es zu Folgeerkrankungen kommt. Dies könnte eine Flucht vom Land in die Stadt auslösen. Dort gestalten sich allerdings die Hitzebedingungen und die Luftqualität noch schlechter. Die Ärmsten der Migrationswilligen würden dies womöglich in Kauf nehmen, damit jedoch die ohnehin vorhandenen Schwierigkeiten wie fehlende Erwerbsmöglichkeiten und adäquater Wohnraum in Städten durch die rapide wachsende Bevölkerung verstärken.

Ursachen verstehen

Die über Jahrhunderte von Kolonialherrschaft, Politik, Wirtschaft und Entwicklungshilfe geschaffene Ungleichheit hat zur Folge, dass sich der Lebensbericht von Tamaria und Tema, die beiden eingangs zitierten Frauen, heute, im ersten Viertel des 21. Jahrhunderts, so liest wie ein Märchen von Hans Christian Andersen. Aber ihre Erzählung ist kein Märchen und auch kein düsteres Zukunftsszenario des Klimawandels, sondern die bittere Realität jener extrem ungleichen Welt, die wir geschaffen haben. Wir können sie ändern, aber dafür müssen wir die Vergangenheit verstehen und die fundamentalen Ursachen für die bestehende Ungleichheit benennen. Denn nur wenn wir den Klimawandel von anderen Ursachen unterscheiden lernen, können wir uns wirksam anpassen. Das ist oft, gerade für weiße Europäer*innen, gewöhnungsbedürftig. Denn wir müssen umdenken, Wissenschaft, Entwicklungszusammenarbeit und Aktivismus anders gestalten und echte Diversität zulassen. Aber unmöglich ist es nicht.
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Kapitel 6   
Das Ende des Regenwaldes

⦿ Brasilien

»Der Wald ist unser Zuhause; er heilt unsere Seele. Ohne ihn sind wir nichts.« 
Iracadju Ka’apor, ein Dorfvorsteher der Ka’apor

»Wenn der Amazonas leidet, leidet die Welt.«​[​127​]​

»Holzfäller sind extrem gefährlich.«​[​128​]​

»Wir sollten es nicht tun müssen. Es ist die Pflicht der Bundes- und Landesregierungen, aber da sie es jetzt nicht schützen, sind wir es, die es tun«,

»Es ist beunruhigend zu sehen, wie der Staat zu Drohungen gegen sich selbst aufruft.«

»Ich möchte mit Ihnen einen Handel abschließen, um Holz zu verkaufen«, sagte der Anrufer. »Wenn du nicht akzeptierst, wirst du sterben.«

Während Madagaskar gerade mit dem Beginn der Dreijahres-Dürre kämpfte, fesselte im Juli und August 2019 im über zehntausend Kilomenter entfernten brasiliansichen Regenwald die Rekordzahl von fast 20 000 Feuern die weltweite Aufmerksamkeit. Der brennt im Sommer oft, gerade in heißen, trockenen Jahren und besonders dramatisch 2015, dem damals mit 0,91 Grad über dem 100-Jahre-Mittel (1901–2000) wärmsten je gemessenen Jahr. 2019 ist mittlerweile (während ich das schreibe, im Sommer 2023, das Jahr, das 2019 ablösen wird) mit einer Anomalie von 0,97 Grad zwar das zweitwärmste Jahr, aber in einer 1,2-Grad-Welt dennoch nicht außerordentlich warm und auch nicht ungewöhnlich trocken. Es gab also keinen offensichtlichen Grund für extreme Feuer, weswegen sie umso besorgniserregender waren. In vielen Ländern ging ein Aufschrei durch die Öffentlichkeit, die G7 und sogar Papst Franziskus riefen den damaligen brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro dazu auf, alles zu tun, um die Feuer möglichst schnell einzudämmen.

Anstatt jedoch die sich anbahnende Katastrophe abzuwenden und den Regenwald mit seinen Bewohner*innen vor den Flammen zu retten, nutzte Bolsonaro die internationale Bühne, um nationalistische Ressentiments zu schüren. Ohne die geringsten Beweise machte er internationale NGOs für die Feuer verantwortlich: »Also könnte es […] kriminelle Handlungen dieser ›NGOs‹ geben, um auf meine Person und die brasilianische Regierung aufmerksam zu machen. Dies ist der Krieg, dem wir gegenüberstehen«, erklärte er in seiner Antwort auf das Ersuchen der G7.​[​129​]​

Insbesondere diese Reaktion lenkte die internationale Aufmerksamkeit auf Bolsonaros Rolle bei den Bränden im Amazonas. Tatsächlich gibt es keinen Zweifel daran, dass seine Politik weit über Brasilien hinaus großen Schaden angerichtet hat. Die Versuche der G7 oder des Papstes, politischen und moralischen Druck auf Bolsonaro auszuüben, waren nicht von Erfolg gekrönt. Angesichts der Ohnmacht, Bolsonaros Politik und damit die Flammen zu stoppen, versuchten einige Gruppen, andere Wege zu gehen, und stellten die Frage, ob man den Präsidenten nicht verklagen könnte.

Aber eins nach dem anderen: Was genau passierte 2019?

Feuer 2019

Zwischen Januar und April 2019 zeigten Satellitenbilder ungewöhnlich viele Brandherde im Amazonas – insbesondere in Gebieten, in denen viele illegale Rodungen gemeldet wurden. Ab August war die Rauchbelastung in mehreren Bundesstaaten so hoch, dass der Himmel auch tagsüber dunkel blieb, und ab dem 19. August breitete sich der Rauch nach Südosten aus, bewegte sich also immer weiter weg vom Amazonas. Als schließlich auch in der Metropole São Paulo die Sonne nicht mehr aufging, begannen die Medien im In- und Ausland zu fragen, inwiefern die Feuer mit den illegalen Rodungen, Bolsonaros Umweltpolitik und dem Klimawandel zusammenhängen könnten.

Als Erste bemühten sich die Wissenschaftler*innen der National Aeronautics and Space Administration (NASA)​[​130​]​ um Antworten, indem sie die Satellitenbilder interpretierten, dank derer die internationale Welt überhaupt von den Feuern erfahren hat. Die Daten, die nötig sind, um Brandherde zu lokalisieren, sind zwar in der Regel sofort verfügbar, aber die Ursachenforschung braucht Zeit, und sechs Monate nach den Feuern lag die Einschätzung der NASA für die Brandsaison 2019 im Amazonas vor.

»Es steht außer Frage, dass die Amazonasbrände 2019 ungewöhnlich waren, aber sie waren auf bestimmte Weise ungewöhnlich«, sagte Douglas Morton, Leiter des Labors für Biosphärenwissenschaften am Goddard Space Flight Center der NASA. »Glücklicherweise haben wir keine unkontrollierten Waldbrände gesehen wie in den vergangenen Dürrejahren (vor allem 2015). Was wir jedoch gesehen haben, war eine besorgniserregende Zunahme von Brandrodungen in bestimmten Teilen Brasiliens.«​[​131​]​

Auch wenn die Zahl der Brände Rekorde brach, hielt sich die Zerstörung des Regenwaldes noch in Grenzen, weil 2019 kein Dürrejahr war. »Das wahre Albtraumszenario wären Brandrodungsfeuer in der Größenordnung von 2019 in einem Dürrejahr gewesen«, sagt Alberto Setzer, leitender Wissenschaftler am brasilianischen National Institute for Space Research (INPE). »Dann hätten sich die Feuer im Regenwald ausgebreitet und vermutlich monatelang unkontrolliert gebrannt.«​[​132​]​

Die mithilfe des mit bildgebenden Funktionen ausgestatteten Meß- und Flugkörpers MODIS generierten Satellitendaten der NASA sind im Internet frei zugänglich.​[​133​]​ Die Interpretation der mit roten Punkten markierten Brandherde gestaltet sich allerdings nicht einfach, denn auf den Bildern sehen kleine saisonale Brände in der Landwirtschaft genauso aus wie größere Lagerfeuer oder Gras- und Buschfeuer, die in ausgetrockneten Feuchtgebieten oder Buschsavannen rasch um sich greifen können. So ist aus den Satellitendaten allein nicht wirklich ableitbar, ob 2019 in dieser Hinsicht ein besonderes Jahr war. Vergleicht man die Daten über die Jahre, stellt man besonders in den Anfangsjahren (2001–2004) der MODIS-Beobachtungen eine extrem hohe Feueraktivität fest, da Brasilien erst 2004 eine Reihe von Umweltvorschriften erließ, die vor allem Brandrodung und andere Arten der Abholzung des Regenwaldes reduzieren sollten.

Insbesondere unter der Regierung von Bolsonaro ab Januar 2019 wurde die Durchsetzung dieser Umweltverordnungen jedoch kaum mehr verfolgt, und die Abholzung nahm wieder deutlich zu. Allerdings ist das tatsächliche Ausmaß nur schwer festzustellen, da bei illegalen Rodungen oft versucht wird, das Satellitensystem auszutricksen, denn wenn zum Beispiel nur schmale Streifen am Rand des Regenwaldes abgeholzt werden, ist das aus den Satellitendaten kaum zu erkennen.

2019 begannen die Brandrodungen bereits in der trockenen Jahreszeit, was nicht zuletzt der Grund für die internationale Aufmerksamkeit war. Als die öffentliche Empörung im August und September dann ihren Höhepunkt erreichte, entsandte die brasilianische Regierung trotz der anfänglichen Ignoranz Bolsonaros Zehntausende Soldaten in den Regenwald, um die Brände zu bekämpfen. Außerdem dämpften zusätzlich starke Regenfälle die Feueraktivität in weiten Teilen des Amazonas, sodass die Anzahl der Brände und verbrannten Flächen in vielen Gebieten letztlich sogar unter dem Durchschnitt lag. Nach einem dramatischen Start, mit einer extrem hohen Anzahl von Feuern, wurde eine ganz große Katastrophe somit verhindert.

»Wenn das Militär nicht eingegriffen und die Regenfälle nicht zugenommen hätten, wären die Gesamtzahlen für das Jahr zweifellos viel höher gewesen«, sagt Setzer.​[​134​]​

Bolsonaro und der Umweltschutz

Der Amazonas-Regenwald ist die grüne Lunge der Erde, 60 Prozent davon liegen in Brasilien. Das Land besitzt damit den größten Urwald der Welt, zugleich aber geht hier auch jährlich am meisten Urwald verloren – allein 2021 verschwanden 1,5 Millionen Hektar,​[​135​]​ ein Gebiet etwa der Größe Schleswig-Holsteins. Das ist nicht nur ein dramatischer Verlust an Biodiversität, auch die Lebensgrundlage vieler indigener Bevölkerungsgruppen wird bedroht und der Klimawandel verstärkt, weil durch fehlenden Wald auch weniger CO2 gespeichert werden kann. Die Abholzung des Regenwaldes ist Brasiliens größter Beitrag zur Beschleunigung des Klimawandels. Weshalb es umso wichtiger wäre, den Wald, den es noch gibt, zu erhalten, um so zur Eindämmung der globalen Erwärmung beizutragen. Im Pariser Klimaschutzabkommen von 2015 verpflichtete sich das Land, bis 2030 jegliche illegale Abholzung – die über 90 Prozent aller Abholzungen ausmacht​[​136​]​ – im Amazonasgebiet zu unterbinden.

Um diesen Verpflichtungen nachzukommen, muss die brasilianische Regierung vor allem die kriminellen Gruppen bekämpfen, die für einen Großteil der Rodungen verantwortlich sind. Der aktuelle brasilianische Präsident Lula hat nunmehr versprochen, die Gesetze, die vor Bolsonaros Amtszeit erlassen wurden, wiederzubeleben und die illegale Abholzung zu beenden. Doch wie schwer es ist, die Politik Bolsonaros in dieser Frage zurückzudrehen, zeigt ein Blick in die Statistik: Im Februar 2023, also zwei Monate nach Lulas Amtsantritt, lag die Abholzungsrate um 62 Prozent höher als im Jahr zuvor, und das, obwohl Lula mit Marina Silva zusammenarbeitet, derselben Umweltministerin, die während seiner ersten Amtszeit (vom 1. Janaur 2003 bis zum 1. Januar 2011) einen beträchtlichen Rückgang der Abholzungsrate hatte erreichen können. 2023 legte sie einen Plan zur Verhinderung der illegalen Abholzung vor, der im Kern vorsieht, den für dem Schutz und Erhalt des Regenwaldes 2008 von Lula ins Leben gerufenen Amazonas-Fonds und den zivilgesellschaftlichen Umweltrat zu reaktivieren.

Bolsorano hingegen hatte während seiner Amtszeit offenbar andere Prioritäten: Er verhinderte aktiv die Durchsetzung von Gesetzen zum Schutz des Amazonas und schwächte die Bundesumweltbehörden. Organisationen und Einzelpersonen, die sich für den Erhalt des Regenwaldes einsetzten, kritisierte er scharf und gab laut Umweltbeamt*innen und Anwohner*innen den kriminellen Netzwerken, die den illegalen Holzeinschlag betreiben, grünes Licht. Dadurch brachte er nicht nur die Menschen, die in der Amazonasregion leben, in Gefahr, sondern untergrub auch die Einlösung der Selbstverpflichtung Brasiliens, seine Treibhausgasemissionen zu reduzieren. Es wird einige Zeit dauern, bis all die Posten in Umweltämtern und Waldschutzorganisationen wieder besetzt sind, zumal die Angestellten dieser Behörden immer wieder Übergriffen krimineller Banden ausgesetzt sind, die die Abholzungen durchführen.

Bolsonaros Amtsführung ist ein aufschlussreiches Beispiel dafür, wie fehlgeleitete Klimapolitik die Ungleichheit verstärkt, Menschenrechte untergräbt und gewissenlos tötet. Der ehemalige Präsident duldete es, dass Menschen, die den Wald schützen wollten, einfach getötet wurden.​[​137​]​ Aber er nahm das Sterben von Menschen auch indirekt in Kauf, da seine Abholzungspolitik unmittelbar den Klimawandel verstärkte und der brasilianischen Bevölkerung noch heute massiv schadet.

Abholzung

Die Abholzung insbesondere tropischer Regenwälder ist seit Beginn der Datenerfassung im Jahr 1959 für fast ein Fünftel (19 Prozent) der weltweiten CO2-Emissionen verantwortlich. Die Entwaldung des Amazonas, genau genommen das mit der Verbrennung oder Zersetzung der Bäume freiwerdende CO2 sowie die Menge an CO2, die die gefällten Bäume nun nicht mehr aus der Luft holen, tragen damit nach der Verbrennung fossiler Brennstoffe am stärksten zum globalen Klimawandel bei.​[​138​]​ Um die Ziele des Pariser Klimaschutzabkommens zu erreichen und die Erderwärmung auf 1,5 Grad über dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen, müssen daher auch die durch Abholzung verursachten Emissionen rasch sinken, wobei laut dem Sonderbericht des Weltklimarates (IPCC) die meisten Szenarien für Emissionsminderungen die Verhinderung aller waldrodungsbedingten Emissionen bis 2030 erfordert,​[​139​]​ damit das Temperaturziel des Pariser Abkommens erreicht werden kann. In anderen Worten: Ab 2030 darf kein Baum mehr gefällt werden, der nicht direkt und nachhaltig wieder aufgeforstet wird.

Seit dem Amtsantritt von Bolsonaro am 1. Januar 2019 sind die Abholzungsraten jedoch stark gestiegen. Im ersten Jahr seiner Amtszeit erreichte die Entwaldung ein höheres Level denn je und lag um 34 Prozent über der Rate von 2018. 2020 beschleunigte sich die Abholzung im brasilianischen Amazonas weiter und überstieg das Vorjahresnivau noch um weitere zehn Prozent: Auf hundert gefällte Bäume von 2018 fielen jetzt weitere 144 Stämme. In einem Bericht,​[​140​]​ der eine Klage gegen Bolsonaro untermauert wird die Rate, die über durschnittliche Abholzung der Jahre 2009–2018 hinausgeht, der Regierung Bolsonaro angelastet. Um die Bandbreite der Entwaldungsraten im Amazonas abzuschätzen, die der Bolsonaro-Regierung in den Jahren 2021 und 2022 zuzurechnen ist, stellt der Bericht drei Szenarien vor: ein im Vergleich zu den anderen Szenarien noch als »niedrig« eingestuftes Abholzungsszenario auf dem Niveau von 2020; ein »mittleres« Entwaldungsszenario, das den von 2019 bis 2020 beobachteten Anstieg der Rodungsrate fortsetzt; und ein »hohes« Entwaldungsszenario, in dem die Abholzung linear zunimmt und somit 2022 die bereits zwanzig Jahre zuvor beobachteten Spitzenwerte erreicht. Die verfügbaren Daten sprechen am ehesten für ein Eintreten des mittleren Szenarios, sodass allein der Anstieg der durch Abholzung verursachten Emissionen während der Bolsonaro-Regierung pro Jahr schätzungsweise ein Prozent der weltweiten CO2-Emissionen ausmacht, was ungefähr den Gesamtemissionen des Vereinigten Königreichs entspricht. Der Klimawandel beschleunigt sich zusätzlich, da die Rinderherden auf den gerodeten Flächen nun klimaschädliches Methan ausstoßen. Der Zustand des Regenwaldes am Ende von Bolsonaros Amtszeit zeigt, welche verheerende Wirkung, auch längerfristig, die Politik eines Einzelnen haben kann und wie schwer es ist, diese Entwicklung aufzuhalten oder gar umzukehren.

Denn auch 2023 geht die Abholzung des Regenwaldes weiter, und die Schatten von Bolsonaros Umweltpolitik reichen weit in die Gegenwart. Es bedarf weiterhin einschneidender und konsequent durchgesetzter Veränderungen auf politischer Ebene, um die Zerstörung aufzuhalten. Zum Sommerende 2023 gibt es vorsichtige Hoffnung auf erste Erfolge,​[​141​]​ da die Rodung in diesem Jahr um 66 Prozent niedriger ausfällt. Ob dies aber in den kommenden Jahren gehalten werden kann, bleibt abzuwarten. In jedem Fall steht Lula vor großen Herausforderungen.

Klimaschäden

Ein Prozent der globalen Emissionen, die auf das Konto der Regierung Bolsonaro gehen, sind auch für ein Prozent der Klimaschäden verantwortlich. Im zweiten Kapitel ging es um eine Hitzewelle, die es ohne den Klimawandel nicht gegeben hätte. Dabei starben mehr als 600 Menschen. Ein Prozent davon sind also mindestens sechs Menschen, deren Leben auf Bolsonaros Konto gehen. Die Gesamtzahl ist aber allein für ein Jahr wie 2021 höher, denn zugleich gab es im selben Jahr noch weitere Extremwetterereignisse im Zusammenhang mit dem menschengemachten Klimawandel, bei denen viele Tote durch Hurrikans in den USA und Bangladesch, durch Überschwemmungen in Deutschland, Indien und Nepal sowie Hitze und Waldbrände in vielen Teilen Europas und den USA​[​142​]​ zu beklagen waren. Wirklich gezählt hat diese Toten niemand, viele werden – wie in Kapitel 3 beschrieben – so oder so nicht von der Statistik erfasst. Dennoch können wir mit Sicherheit von über 100 000 Todesfällen ausgehen. Ein Prozent davon sind über tausend Tote. Vermutlich sind es noch viel mehr. Hinzu kommen die Schäden in der Natur und der Infrastruktur.

Wie wir bereits in Kapitel 2 gesehen haben, gehören hitzebedingte Todesfälle zu den dramatischsten Folgen des Klimawandels. Basierend auf einer aktuellen Schätzung wird es innerhalb der nächsten achtzig Jahre, allein durch die ein Prozent zusätzlichen Emissionen aufgrund der Politik von Bolsonaro, weltweit über 180 000 Hitzetote geben.​[​143​]​ Das sind 180 000 Menschen, die ihr Leben verlieren, selbst wenn die globalen Emissionen erheblich gesenkt werden. Diese Schätzung ist sehr konservativ, da sie bei Weitem nicht alle klimabedingten Schäden berücksichtigt, die durch diese Emissionen verursacht werden.

Waldbrände

Obwohl Waldbrände zumeist durch menschliches Verschulden entstehen, können Klima und Wetter Schlüsselfaktoren dabei sein, wie sehr Brände sich ausbreiten und wie intensiv sie sind. Vor allem Dürreperioden wirken als Brandbeschleuniger. Während Dürren in mittleren Breiten recht zufällig auftreten, hängen sie in den Tropen zumindest zum Teil mit Schwankungen der Meeresoberflächentemperatur zusammen.

Derlei Schwankungen der Meeresoberflächentemperatur sind an ein Phänomen gekoppelt, das in der Fachwelt als die sogenannte El Niño Southern Oscillation (ENSO) bezeichnet wird. Die Begriffe El Niño und La Niña beziehen sich auf Schwankungen im Klimasystem der Erde, die oft weltweite Folgen haben. Präziser gesagt bezeichnet »Southern Oscillation«, die südliche Schwankung, die Luftdruckveränderungen zwischen dem östlichen und westlichen tropischen Pazifik, die sowohl El-Niño- als auch La-Niña-Episoden begleiten und beispielsweise die Passatwinde beeinflussen, die wiederum eine große Rolle im globalen Klimasystem spielen.

Konkret meint El Niño eine Erwärmung der Meeresoberflächentemperatur, die alle paar Jahre auftritt und sich typischerweise auf den zentralöstlichen Äquatorialpazifik konzentriert, also vor allem an der Küste von Ländern wie Peru zu beobachten ist. Große El-Niño-Ereignisse traten zuletzt 2015/2016 und ab Sommer 2023 auf. Von einem El-Niño-Ereignis spricht man, wenn die Meerestemperaturen im tropischen Ostpazifik um 0,5 Grad über dem langjährigen Mittel liegen, La Niña indes bezeichnet das entgegengesetzte Phänomen. Also Episoden, in denen die durchschnittliche Meeresoberflächentemperatur im äquatorialen Pazifik kühler wird und schließlich mindestens 3 Grad unter dem Durchschnitt der Meerestemperaturen liegt. Die Jahre 2020 bis 2022 waren ungewöhnlich, da sie ein drei Jahre anhaltendes La-Niña-Ereignis mit sich brachten, das unter anderem zu Dürren in Argentinien und anderen für die globale Weizen- und Sojaproduktion wichtigen Regionen Südamerikas führte.​[​144​]​

Das ENSO-Phänomen ist die bekannteste und weltweit einflussreichste natürliche Schwankung des Klimasystems. Diese Schwankungen bestimmen, welche Teile des Weltmeeres wärmer und welche kälter sind. Mit der Wassertemperatur ändern sich nicht nur die Passatwinde, sondern auch andere dominierenden Winde über den Ozeanen, was wiederum Einfluss auf die Entstehung von Tiefdruckgebieten hat. Regenfälle beziehungsweise Dürren im Amazonas hängen somit also teilweise vom ENSO-Phänomen ab. Es gibt bisher keine Forschungsergebnisse, die darauf hindeuten, dass der menschengemachte Klimawandel diese natürlichen Schwankungen in ihrer Häufigkeit verändert. Unabhängig vom ENSO-Phänomen stiegen die Ozeantemperaturen durch den Klimawandel insgesamt um 0,88 Grad.​[​145​]​

Um der Frage nachzugehen, ob oder in welcher Weise der Klimawandel Waldbrände in Brasilien beeinflusst, muss ich zunächst klarstellen, dass Wetter zwar eine wichtige, aber nicht die einzige Rolle dabei spielt. Sogenanntes Feuerwetter ist auch nicht einfach mit Dürre gleichzusetzen, da die Waldbrandgefahr allgemein steigt, wenn die Temperaturen hoch sind, Trockenheit herrscht und Wind aufkommt. Diese Faktoren können in einem Index zusammengefasst werden, beispielsweise dem kanadischen Feuerwetterindex FWI oder dem australischen Forest Fire Danger Index. Diese Indizes kombinieren die Einflüsse von Temperatur, Luftfeuchtigkeit und Windgeschwindigkeit und zumeist auch die Regenmengen in den vergangenen Monaten, um ein Maß für das Brandrisiko zu erstellen. Nicht jeder Index passt für jede Region, denn Buschbrände in Australien verhalten sich anders als solche im Amazonas, ebenso wie Feuer in der britischen Heide anders verlaufen als in deutschen Kiefernwäldern.

Für die Cerrados, eine gewaltige tropische Feuchtsavanne im Südosten Brasiliens, hat sich der kanadische FWI als geeignet erwiesen, weil mit ihm das Ausmaß der tatsächlichen Waldbrände im Jahr 2015 am genauesten dargestellt werden konnte. Dieser Index beschränkt sich nicht nur auf das jeweils aktuelle Wetter, sondern bezieht auch vorausgehende Trockenheiten mit ein. Für Attributionsstudien stellt sich nun die Frage, ob die Auswirkungen des menschengemachten Klimawandels die Häufigkeit hoher FWI-Werte (also extreme Waldbrandgefahr) ansteigen lässt. Mithilfe von Beobachtungsdaten und Simulationen können dann die aktuellen Klimabedingungen mit denjenigen verglichen werden, die vorherrschen würden, hätte der Mensch nicht zusätzliche Treibhausgase in die Atmosphäre emittiert. Aus den Ergebnissen lässt sich abschätzen, inwiefern der Klimawandel die Waldbrandgefahr beeinflusst. Es handelt sich hier allerdings tatsächlich bloß um eine Schätzung, denn anders als etwa bei Hitzewellen, die direkt über die Temperaturwerte gemessen werden können, gibt der Feuerwetterindex nur die Wahrscheinlichkeit für einen Waldbrand an und kommentiert nicht das tatsächliche Ereignis.

Wie eine Studie​[​146​]​ zeigt, begünstigt der menschengemachte Klimawandel in den Cerrados sowie dem sogenannten »Bogen der Abholzung« am Rand des Amazonas tatsächlich die Wetterbedingungen für starke Waldbrände die in beiden Regionen deutlich häufiger auftraten. Ein extrem hoher Feuerwetterindex, der im heutigen Klima etwa alle 10 Jahre vorkommt, würde sich ohne Klimawandel nur einmal in 20 Jahren einstellen, und eine Jahrhundert-Waldbrandwettersituation wäre ohne Klimawandel nur alle 500 Jahre zu erwarten. Wieder, wie auch bei Hitze, ist der Einfluss des Klimawandels umso größer, je extremer das Ereignis.

Die Änderung des FWI in Reaktion auf den Klimawandel lässt sich hauptsächlich durch zwei Faktoren erklären. Das Ansteigen der Temperaturen und die gleichzeitige Verringerung der Luftfeuchtigkeit über den Cerrados und dem »Bogen der Abholzung« sorgen dafür, dass die Waldbrandgefahr deutlich stärker zugenommen hat als in anderen Gegenden der Welt, zum Beispiel im ebenfalls von vielen dramatischen Buschbränden heimgesuchten Australien (siehe dazu Kapitel 7). Außerdem steigt unter El-Niño-Bedingungen wie sie 2015 und 2023 vorlagen, das Risiko von Waldbränden zusätzlich, während es in La-Niña-Jahren, wie beispielsweise 2022, etwas abnimmt. Der vom Menschen verursachte Klimawandel hat also zusammen mit der El-Niño-Episode die Wahrscheinlichkeit einer starken Feuerwetterlage im Jahr 2015 erhöht. Allerdings gab es auch in Jahren, in denen El Niño keine Rolle spielte, extreme Waldbrände, wie beispielsweise 2005 und 2010. Ein Zusammenhang ist also da, aber nicht im Sinne einer einfachen Kausalität, dafür sind die Phänomene in sich zu komplex.

Das Feuerwetter stellt nur einen Aspekt der Waldbrandgefahr dar. Die tatsächlichen Brandaktivitäten hängen letztlich auch davon ab, wie anfällig die lokale Landschaft ist, was wiederum durch die Art der Landnutzung beeinflusst wird: Unangetastete Urwälder brennen schlechter als solche, in denen bereits Bäume gefällt wurden, und junge Wälder entflammen leichter als alte. Der Klimawandel hat ebenfalls einen entscheidenden Einfluss, den man in den Cerrados sowohl am Anstieg der Temperaturen als auch an häufiger gewordenen Dürren sieht.

Aufgrund des Zusammenhangs von Feuerwetter und Klimawandel gibt es bereits verschiedene Anpassungsmaßnahmen, etwa verbesserte Dürreüberwachungs- und Warnsysteme, effektivere Brandschutzmaßnahmen und Brandbekämpfungsplanungen, um die Landverödung, die Kohlenstoffemissionen sowie wirtschaftliche und gesundheitliche Schäden durch Brände zu verhindern. All diese Maßnahmen sind im Prinzip in den betroffenen Regionen realisierbar. Sie zu ignorieren bedeutet einen fahrlässigen Umgang mit Menschenleben, da Waldbrände nicht nur eine Gefahr für Umwelt, Infrastruktur und Immobilien, sondern eben auch unmittelbar für Menschen sind. Obwohl die Zahl der direkten Todesfälle in der Regel geringer ist als bei anderen Extremereignissen, sind Waldbrände gesundheitsschädlich, denn der Rauch besteht aus Feinstaub, der beim Einatmen tief in die Lunge und anschließend in den Blutkreislauf gelangen kann. Diese Partikel sind womöglich sogar toxischer als jene, die im Straßenverkehr entstehen und viele Opfer fordern (Kapitel 2). Definitiv verschlimmern diese Luftschadstoffe bereits bestehende Erkrankungen der Atemwege und können auch nachteilige Auswirkungen auf das Herz-Kreislauf-System und sogar auf einen Schwangerschaftsverlauf haben. Hinzu kommt, dass Waldbrände oft mit Hitze einhergehen, und so verstärken sich die jeweiligen Folgen gegenseitig. Sehr deutlich erlebten dies die Einwohner*innen New Yorks und anderer Städte an der US-Ostküste im Mai und Juni 2023, als die schlimmsten Waldbrände der kanadischen Geschichte in Québec wüteten und die Rauchschwaden tagelang das Atmen im Hunderte Kilometer entfernten Big Apple erschwerten. Klimawandel und seine weitreichenden Folgen wurden damit für viele Amerikaner*innen direkt in ihren Lungen spürbar.

Bolsonaros Klimapolitik hat nicht nur aufgrund der durch sie vermehrt ausgestoßenen Emissionen tödliche Folgen. Denn auch nach dem Regierungswechsel gehen die Verteidiger des Regenwaldes noch immer ein hohes Risiko für Leib und Leben ein, wenn sie Holzfällern entgegentreten, die gegen die Umweltgesetze des Landes verstoßen. Die illegale Abholzung im brasilianischen Amazonas wird größtenteils von kriminellen Netzwerken betrieben, die über die logistischen Möglichkeiten verfügen, um den groß angelegten Abbau, die Verarbeitung und den Verkauf des Holzes vor allem in die USA und nach Europa zu koordinieren. Einige Beamte der Umweltbehörden nennen die bewaffneten Banden im Amazonas »Ipê-Mafias«, womit sie auf den Ipê-Baum Bezug nehmen, dessen Holz zu den wertvollsten und begehrtesten Sorten der Welt gehört. Doch die Holzfäller schlagen auch alle anderen Baumarten, denn das Ziel ihrer Auftraggeber ist es letztlich, den Wald vollständig zu roden, um Platz für Vieh oder Feldfrüchte zu schaffen. Vor allem Rinderherden sind auf diesen neu gewonnenen Flächen beliebt, weil das Fleisch der Tiere gewinnbringend an die global aufgestellten Fast-Food-Ketten verkauft werden kann. Jeder Burger, jedes Steak trägt damit nicht nur zur Zerstörung des Regenwaldes, sondern auch zum Klimawandel bei. Solange der Fleischkonsum global hoch bleibt, wird Lulas Aufgabe – die Rodung zu stoppen – extrem schwierig bleiben.

Damit Brasilien seine Verpflichtungen aus dem Pariser Abkommen erfüllen kann, muss es also unbedingt die kriminellen Gruppen zerschlagen, die einen Großteil der Entwaldung vorantreiben, was auch den Schutz jener Menschen impliziert, die den Wald verteidigen. Oft sind dies insbesondere indigene Gruppen, die auch eingangs zitiert sind. Wie es nach der schlechten Vorlage Bolsoroanos Lula gelingen wird, gegen die kriminellen Banden vorzugehen, ist noch nicht abzusehen.

Vor Gericht

In einer klimafreundlichen Umwelt zu leben, ist ein Menschenrecht. Das können wir aus dem Bericht des Kommissars für Menschenrechte und Umwelt der Vereinten Nationen aus dem Jahr 2019 ableiten, in dem es unter anderem heißt: »Die Nichteinhaltung der internationalen Übereinkünfte zur Bekämpfung des Klimawandels stellt einen offensichtlichen Verstoß gegen die Verpflichtungen eines Staates dar, die Menschenrechte seiner Bürger zu schützen.«​[​147​]​ Und Rechte kann man einklagen.

Mittlerweile gibt es verschiedene Arten von Klimaklagen, die zumeist als Reaktion auf Mängel bei der juristischen Regulierung von Emissionen und dem Umgang mit Klimafolgen eingereicht wurden. Die beanstandeten Lücken in der Gesetzgebung verstoßen gegen die Rechte künftiger Generationen oder ignorieren die Bedürfnisse einzelner Gruppen und verhindern so, dass menschenrechtliche Verpflichtungen erfüllt werden. Ein prominentes Beispiel ist die erfolgreiche Klage von Luisa Neubauer gegen die Bundesregierung, die daraufhin im Urteil des Bundesverfassungsgerichtes am 29. April 2021 dazu aufgefordert wurde, das Klimagesetz zu überarbeiten und hinsichtlich der Berücksichtigung der Rechte zukünftiger Generationen zu erweitern.

Eine weitere Klage ist derzeit (im Sommer 2023) am Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) anhängig. Sie wurde von Seniorinnen aus der Schweiz eingereicht, die argumentieren, dass ältere Frauen in besonderem Maße unter den Folgen extremer Hitze litten und die von der Schweizer Regierung beschlossenen Emissionsreduktionsmaßnahmen nicht ausreichen würden, um zukünftige Hitzewellen abzumildern. Die Schweizer Gerichte hatten die Klage abgelehnt, der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hingegen nahm sie an. Allein das ist schon unabhängig vom Urteil ein Erfolg, denn es zeigt sich hier ein Umdenken bei Jurist*innen im Speziellen und der Zivilgesellschaft im Allgemeinen, das dem Klimaschutz eine wichtige Rolle bei der Verwirklichung von Menschenrechten zubilligt.

Andere Formen von Klimaklagen zielen vor allem auf Kompensationen oder direkte finanzielle Unterstützung lokaler Anpassungsmaßnahmen für die Folgen des Klimawandels. Ein Beispiel dafür wird prominent in Deutschland verhandelt, wo der peruanische Kleinbauer Saúl Luciano Lliuya vom Energiekonzern RWE, entsprechend dessen Anteil an den globalen Treibhausgasemissionen, 17 000 € als Beitrag zur Finanzierung eines Staudammes fordert, der seine Stadt vor Überschwemmungen durch einen Gletschersee schützen würde.​[​148​]​ Sollte das Oberlandesgericht Hamm RWE für schuldig befinden, wäre das Geschäftsmodell, fossile Brennstoffe zu fördern, um sie zu verbrennen, zum ersten Mal für rechtlich problematisch erklärt. Unternehmen wie RWE könnten sich dann nicht mehr aus ihrer Haftungsverantwortung für die Gefährdung von Menschenleben stehlen. Lliuyas Klage würde einen Präzedenzfall schaffen und dazu führen, dass Gesetze verbessert und konsequenter angewendet werden müssten. Auch könnte so die rechtliche Lücke zwischen internationalen Vereinbarungen und den Pflichten einzelner Staaten oder Unternehmen reduziert werden, denn in der Klage gegen RWE geht es letztlich darum, ein in Deutschland ansässiges Unternehmen dazu zu bringen, sein Geschäftsmodell weltweit so auszurichten, dass es im Einklang mit den Zielen des Pariser Abkommens steht und nicht mehr nur auf die Verbrennung fossiler Rohstoffe setzt. Die Klage Lliuyas ist eine der ersten, die sich über Ländergrenzen hinweg gegen einen der Konzerne richtet, die ganz maßgeblich den Klimawandel zu verantworten haben. Durch ihr Geschäftsmodell und vor allem die Lobbyarbeit, die sie weiterhin in großem Stil betreiben. Fast alle anderen Klagen dieser Art wurden und werden in den USA angestrebt. Dort sind derzeit 35 von weit über tausend Klimaklagen zu konkreten Schäden anhängig, zum Beispiel auch vom Oregon County gegen unter anderen Chevron und ExxonMobil für deren Mitschuld an der katastrophalen Hitzewelle, die Lytton zerströrte. Die meisten Klagen außerhalb der USA (weltweit derzeit knapp tausend und damit weniger als in den USA allein) richten sich ähnlich wie im Fall Neubauer gegen nationale Regierungen. Es gibt jedoch auch ein paar Klagen vor internationalen Gerichten, wie die gegen Bolsonaro.​[​149​]​

Klagen gegen Bolsonaro

Klagen sind in starken Demokratien ein probates Mittel, um Fortschritte im Kampf gegen den Klimawandel zu erreichen. Doch wie sieht es damit in eher autokratisch geführten Ländern aus, in denen die Politik nicht nur fahrlässig gesetzliche Verpflichtungen vernachlässigt, sondern sogar kriminelle Handlungen gegen die eigene Bevölkerung toleriert, wie es unter Bolsonaro der Fall war? Wird sich eine Regierung, die sich nicht an ihre eigenen Gesetze gebunden fühlt, vom Obersten Gericht etwas sagen lassen?

Nachdem Bolsonaro anderthalb Jahre im Amt war, reichte am 5. Juni 2020 die Arbeiterpartei gemeinsam mit der Sozialismus- und Freiheitspartei, der Brasilianischen Sozialistischen Partei, organisiert unter dem Dach des Nachhaltigkeitsnetzwerks, eine Unterlassungsklage beim brasilianischen Bundesgerichtshof ein.​[​150​]​ Konkret argumentierten die Kläger*innen, dass der 2009 im Rahmen des nationalen brasilianischen Klimaplans eingerichtete Fonds (Fundo Clima) im Jahr 2019 außer Kraft gesetzt wurde und in der Folge keine Jahrespläne mehr erstellt sowie die entsprechenden Gelder für Projekte zur Abschwächung des Klimawandels ebenso wie für entsprechende Anpassungsmaßnahmen zurückgehalten wurden.

Die Klage berief sich zum einen auf die Verpflichtung der Regierung und der lokalen Behörden, »die Umwelt zu schützen und Umweltverschmutzung in jeder Form zu bekämpfen« sowie »Wald, Fauna und Flora zu erhalten«, und verwies andererseits auf das in der brasilianischen Verfassung verankerte Vorsorgeprinzip. Artikel 225 regelt die Pflichten des Staates, die unter anderem darin bestehen, für die Erhaltung beziehungsweise Wiederherstellung ökologischer Prozesse sowie die Förderung der nachhaltigen Bewirtschaftung von Ökosystemen und besonders zu schützender Gebiete zu sorgen. Ziel der Klage war es, eine einstweilige Verfügung zu erreichen, die den Staat dazu zwingt, den Klimafonds zu reaktivieren und mit angemessenen Ressourcen auszustatten, um Projekte zur Aufforstung finanzieren zu können.

Die Klage hatte Erfolg. Brasiliens Oberster Gerichtshof erkannte am 1. Juli 2022, also noch in der Amtszeit Bolsonaros, als weltweit erster das Pariser Abkommen explizit als Menschenrechtsvertrag an und schuf so die Rechtsgrundlage dafür, Versäumnisse beim Kampf gegen den Klimawandel, die eine Gefährdung von Menschenleben zur Folge haben, einklagbar zu machen. Erstaunlicherweise sorgte dieses in seiner Tragweite nicht zu überschätzende Urteil im Globalen Norden kaum für Schlagzeilen, was ein weiteres Indiz dafür liefert, dass hier der Klimawandel anders wahrgenommen wird als im Globalen Süden, der zwar viel weniger zu den Ursachen beigetragen hat, aber unverhältnismäßig stark an den Folgen leidet. Das 2-Grad-Ziel als Grenze der Erderwärmung bis 2100 scheint für den Globalen Norden eher eine Kosten-Nutzen-Abschätzung zu sein und fußt damit auf ökonomischen Überlegungen. Die Schäden, die in diesen Abschätzungen erwartet werden, werden erst bei über 2 Grad Erwärmung höher sein als die Profite durch das Verbrennen fossiler Brennstoffe. Die Abschätzungen funktionieren allerdings wie bei großen Versicherungen, basierend auf physischen Schäden an versicherter Infrastruktur, also Häusern, öffentlichen Straßen, Strom- und Wasserleitungen. Menschenleben, Ökosysteme und alle Schäden an Gesundheit, Lebensweise oder Kultur zählen nicht. Im selben Denkmuster geht es bei den politischen Diskussionen zur Umsetzung des Pariser Abkommens dann auch vorwiegend um physikalische Parameter wie Höhe des Meeresspiegels, Intensität einer Dürre oder die Niederschlagsmenge eines Jahrhundertregens, was vor allem jenen zum Nachteil gereicht, die heute schon unter den Folgen des Klimawandels leiden.

Das Urteil der brasilianischen Richter*innen ist noch in einer weiteren Hinsicht wegweisend, denn sie taten etwas, das eigentlich alle Gerichte der Welt immer dann praktizieren könnten, wenn sie selbst über zu wenig Wissen in der verhandelten Angelegenheit verfügen. Weit über die übliche Befragung von Zeug*innen oder die Einholung von Gutachten hinaus, verschaffte sich der Oberste Gerichtshof ab September 2020 einen tiefen Einblick in den Sachverhalt, indem er Wissenschaftler*innen sowie Vertreter*innen der Zivilgesellschaft und indigene Gruppen zu öffentlichen Anhörungen einlud. Nachdem sich das Gericht umfassend über die der Klage zugrunde liegende Problematik informiert hatte, forderte es die Bundesregierung sowie die Bank für wirtschaftliche und soziale Entwicklung (BNDES) auf, umfangreiche Informationen über die dem Klimafonds zugewiesenen Mittel und die Gesamtausgaben für klimabezogene Projekte vorzulegen.

Erst nach der Abwägung all dieser Informationen fiel das Urteil zugunsten der Anklage, wobei zehn von elf Richter*innen dafür votierten. Ein Beispiel dafür, wie unglaublich wichtig und mächtig die Unabhängigkeit der Justiz ist. In seiner Begründung stellte der vorsitzende Richter Luís Roberto Barroso die enorme Zunahme der Entwaldung im brasilianischen Amazonasgebiet im Jahr 2021 fest – ein Problem, das wie geschildert trotz des Regierungswechsels leider immer noch besteht. Brasilien ist der fünftgrößte CO2-Emittent der Welt und die Abholzung seine größte Emissionsquelle. Die brasilianische Regierung wurde aufgefordert, ihren nationalen Klimafonds vollständig zu reaktivieren, was sich im Urteil folgendermaßen anhört: »Umweltrechtsverträge sind eine Art Menschenrechtsvertrag und genießen supranationalen Status. Es gibt daher keine rechtsgültige Möglichkeit, den Klimaschutz einfach zu unterlassen.«​[​151​]​

Dieser Schritt der brasilianischen Richter*innen hat erhebliche Auswirkungen auf nationales und internationales Recht, denn obwohl der Grundgedanke des Pariser Abkommens der Schutz von Menschen und ihren Rechten ist, wird dies dort nur ein einziges Mal explizit erwähnt. In der Präambel heißt es, dass der Kampf gegen den Klimawandel ein gemeinsames Anliegen der Menschheit sei und die Vertragsparteien, wenn sie entsprechende Maßnahmen ergreifen, ihre jeweiligen Verpflichtungen hinsichtlich der Menschenrechte berücksichtigen sollten.​[​152​]​ In anderen Worten: Wer sich nicht an das Pariser Abkommen hält, macht sich eklatanter Menschenrechtsverletzungen schuldig. In Anbetracht der eher zurückhaltenden Formulierung in der Präambel ist ein Urteil wie jenes aus Brasilien eminent wichtig und könnte ein entscheidender Schritt auf dem Weg sein, Gerechtigkeit weltweit ins Zentrum von Klimapolitik zu stellen. Dieser Weg aber scheint weiter steinig, denn noch während der Rechtsstreit lief, wurde der Wald mit immer höherer Geschwindigkeit abgeholzt. Durch die Aufhebung der vor Bolsonaros Amtsantritt beschlossenen Gesetze zum Schutz des Regenwaldes wurde illegale Rodung plötzlich legal, und die neue Regierung unter Lula da Silva hat Mühe, diese Willkürmaßnahmen ungeschehen zu machen.​[​153​]​ Dennoch gibt es Anlass zur Hoffnung. Immerhin hat Lula die Rettung des Regenwaldes zu einem wichtigen Ziel seiner Regierungszeit erklärt. Außerdem sind beim brasilianischen Obersten Gerichtshof weitere Klimaklagen anhängig, sodass es vielleicht bald noch mehr Mittel geben wird, um Klimagerechtigkeit herzustellen.

Internationale Gerichte

Vor dem Obersten Gerichtshof Brasiliens, das ein verfassungsrechtliches Gericht ist, reichen in der Regel Akteure wie die Bundesregierungen und Bundesbehörden Klagen ein. Einzelpersonen können das auch, aber sie müssen dafür nachweisen, dass ihre in Brasilien geltenden, verfassungsmäßigen Rechte verletzt werden, was nicht immer einfach ist. Im Gegensatz zu nationalen Gerichten wie den Obersten Gerichtshöfen hat der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) in Den Haag einen ganz anderen Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich. Die Arbeitsweise dieses Gerichts, das ein völkerrechtliches ist, wird von einem internationalen, von einer Vielzahl von Staaten unterzeichneten Vertrag, dem sogenannten Römischen Statut festgelegt. Dessen erster Artikel besagt, dass es sich um eine ständige Einrichtung handelt, die Befugnis hat, Urteile über schwerste Verbrechen von internationaler Bedeutung zu sprechen.​[​154​]​ Der IStGH befasst sich mit Genoziden, Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Einzelpersonen können hier gar nicht klagen, aber damit ihr Anliegen dennoch Gehör finden kann, verfügt das Gericht über eine wichtige Instanz: das Büro des Anklägers (Office of the Prosecutor, OTP) Das OTP führt Ermittlungen gegen Personen durch, die mutmaßlich für völkerstrafrechtlich verfolgbare Verbrechen verantwortlich sind, und bringt die Sache bei begründetem Verdacht zur Anklage.

Am 12. Oktober 2021 ging beim OTP eine Mitteilung einer eigens dafür gegründeten NGO ein, in der eine Untersuchung der Rolle des brasilianischen Präsidenten bei der anhaltenden Entwaldung des Amazonas-Regenwaldes und damit zusammenhängender Verbrechen gegen die Menschlichkeit gefordert wurde. Konkret hieß es, Präsident Bolsonaro habe einen »auf breiter Front geführten Angriff« auf den Amazonas und »diejenigen, die ihn verteidigen«, gefördert, was »eine klare und fortdauernde Bedrohung für die Menschheit« darstelle.​[​155​]​ Es ginge hier also nicht nur um die Menschenrechte der Brasilianer*innen, sondern um die der gesamten Menschheit, womit der Tatbestand eines schwerwiegenden völkerrechtlichen Verbrechens vorläge. Die Beschwerde argumentiert, dass die globale Klimasicherheit vom Amazonas abhängt, weil ihm eine Schlüsselrolle bei der Regulierung globaler Temperaturen und Wettersysteme zukommt und »schwere Schäden im Amazonas durch Entwaldung, Umwandlung von abgeholzten Flächen in Viehzuchtgebiete und absichtlich herbeigeführte große Waldbrände« die Funktionen des kritischen Ökosystems erheblich störten und den Amazonas sukzessive von einer Kohlenstoffsenke in eine Kohlenstoffquelle verwandelten. Die bereits erwähnten mindestens 180 000 zusätzlichen Hitzetoten bis 2100 sowie die nachweislich dem Klimawandel zuzurechnenden Auswirkungen der Waldbrände bilden die Grundlage dieser Argumentation. Zudem wurde dargestellt, dass die brasilianischen Behörden nicht in der Lage seien, gegen Bolsonaro und seine Verbündeten international wirksame Gesetze durchzusetzen und daher der Strafgerichtshof in Den Haag einschreiten müsse, weil im vorliegenden Fall Menschenrechte weltweit verletzt würden. Ob der IStGH dieser Argumentation folgen wird, bleibt abzuwarten. Zweifellos ist die Anrufung des Internationalen Strafgerichtshofes wichtig, da sie zumindest ein Bewusstsein für die Missstände schafft und womöglich juristisches Neuland eröffnet, denn bislang waren in Gerichtsprozessen nur Fälle erfolgreich, in denen ehrgeizigere Emissionsminderungen eingeklagt wurden. Wenn Entschädigungen für Verluste durch Klimawandelfolgen angestrebt wurden, entschieden die Gerichte hingegen bisher abschlägig. Ein positives Zeichen vom IStGH würde also eine Ermutigung von Richter*innen allgemein bedeuten, und es wäre ein weiterer Schritt für mehr – vielleicht sogar deutlich mehr – Gerechtigkeit.

Warum haben Richter*innen oft nicht den Mut, solche Fälle anzunehmen oder gar positiv zu entscheiden? Liegt es überhaupt am fehlenden Mut, oder gibt es prinzipielle Hürden in der Gesetzgebung? Mit Kolleg*innen aus juristischen Fakultäten von Universitäten in verschiedenen Ländern habe ich versucht, diese Frage zu beantworten.​[​156​]​

Wir konnten in der Studie zwei zentrale Themen oder Ursachen identifizieren, die derzeit die gerichtliche Behandlung von Schäden durch den Klimawandel und damit auch echten Fortschritt in Sachen Klimagerechtigkeit verhindern. Das eine Motiv haben wir in Anlehnung an die amerikanisch-lettische Philosophin Judith Shklar als »Überbaunarrativ« bezeichnet, womit wir die gesellschaftliche Wahrnehmung des Klimawandels meinen – also das, was die meisten Menschen darunter verstehen, die nicht Expert*innen sind (auch Richter*innen und andere Jurist*innen). Für sie ist der Klimawandel offensichtlich weniger ein Prozess irreversibler Umweltzerstörung und aktueller Ungerechtigkeit, sondern eher ein Problem in der Zukunft, das wir im Prinzip durch Minderung der Emissionen oder Anpassung weitgehend vermeiden können. Der zweite Aspekt in unserer Studie bezieht sich auf die Kausalität, also auf die Ursachen und Wirkungen im Kontext des Klimawandels. In der breiten Öffentlichkeit ist zwar bekannt, dass zu den Ursachen der Klimakrise intensiv geforscht wird, aber die Ergebnisse dieser Forschungen werden oft nicht allgemein verständlich präsentiert. Dies gilt nicht zuletzt für die recht junge Forschung zu den vom Klimawandel bewirkten konkreten Schäden und Verlusten.

Für jede Klimaklage ist die gesellschaftliche Wahrnehmung wichtig, denn am Anfang steht immer die Erwägung einer Richterin oder eines Richters, ob der jeweilige Streitgegenstand überhaupt in den Gerichtssaal gehört. Diese Beurteilung hängt nicht zuletzt von allgemein anerkannten Normen und Moralvorstellungen ab, sodass der politische, soziale und kulturelle Kontext eine zentrale Rolle dabei spielt, welche Urteile hier gefällt werden und ob die Klagen überhaupt erst angenommen werden. Recht ist also sowohl eine idealisierte Ordnungsvorstellung als auch eine kulturelle und soziale Praxis. Das sollte an folgendem Beispiel deutlich werden: In einem legendären Belästigungsfall aus dem Jahr 1956 gewann ein Kläger mit der Begründung, dass der Anblick von Sexarbeiterinnen und ihren Kunden die Nutzung seines Hauses beeinträchtige (Thompson-Schwab gegen Costaki). Der Richter folgte seiner Argumentation, und die Angeklagten wurden wegen Belästigung zur Rechenschaft gezogen, da allein die Existenz von Sexarbeiterinnen als anstößig angesehen wurde. Dieses Urteil würde heute sicher anders ausfallen.

Beispiele dieser Art unterstreichen, dass Recht viel mehr ist als die Worte der Gesetzestexte. Der normative Kontext ist entscheidend, in anderen Worten: Gesetzgebung und Rechtsprechung finden nie im luftleeren Raum statt, Richter*innen urteilen in einem bestimmten politisch-gesellschaftlichen Umfeld, und der Erfolg eines Rechtsstreits ohne belastbare Präzedenzfälle hängt nicht zuletzt von den Wertvorstellungen der Richter*innen ab. Und die haben, von wenigen Ausnahmen abgesehen, das kolonialfossile Narrativ vollkommen verinnerlicht und sehen damit das Verstärken des Klimawandels durch die Erschließung neuer Ölfelder oder das Verpesten innerstädtischer Luft durch zunehmenden Straßenverkehr als rechtlich vollkommen unproblematisch an. Dieser Kontext aber ist durch Wissenschaft, Medien, Aktivist*innen und nicht zuletzt auch durch Katastrophen nicht in Stein gemeißelt, sondern veränderbar, sodass sich das »Überbaunarrativ« und mit ihm die Auslegung der Gesetzestexte wandeln kann. Die Entwicklung Australiens in den letzten Jahren liefert ein Beispiel dafür, dass ein Land, das allgemein für seine Klimaleugner*innen in hohen politischen Ämtern bekannt ist, dank einer Mischung aus wütendem Wetter und starken Gerichten mit unabhängigen Richter*innen Klimagerechtigkeit ins Zentrum der Gesellschaft rücken kann.


Kapitel 7   
Vom Spielball zum Gamechanger

⦿ Australien

»Wir haben Leute, die seit 25 Jahren in der Brigade sind und sagen, dass sie so etwas noch nie gesehen haben. Das Feuer legte vier Kilometer in etwa 20 Minuten zurück.«

»Wenn ich sehe, wie die Kollegen aus meiner Brigade in ein Flugzeug oder einen Bus springen […] um gegen einen beispiellosen Feind katastrophalen Ausmaßes in die Schlacht zu ziehen, frage ich mich, ob wir sie jemals wiedersehen werden. Sie sind meine Freunde und wundervolle Menschen.«

»Wenn mein Pager mitten an einem heißen, stürmischen Tag mit hoher Brandgefahr losgeht und ich zu einem Buschfeuer eilen muss, frage ich mich, während ich im Lastwagen sitze und unter Sirenen und Lichtern zum Feuer fahre, ob dies auch mein letzter Tag sein könnte.«​[​157​]​

Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr in Australien

»Das ist Klimawandel in seiner fundamentalsten Form, ein Schlag ins Gesicht. Wir leben ihn.«​[​158​]​

John Merson, Leiter des Blue Mountains World Heritage Institute, Australien

Australien besteht größtenteils aus Wüste und Halbwüste, und ist daher eher ungeeignet für menschliche Besiedlung. Der südwestliche und südöstliche Zipfel des Landes bildet eine Ausnahme, dort lebt also ein Großteil der Menschen, Tiere und Pflanzen. Ausgerechnet in dieser Region wüteten im Sommer 2019/2020 Buschfeuer in bisher unbekanntem Ausmaß. Buschfeuer sind ohnehin Teil des unwirtlichen Klimas in Down Under, weswegen sich Australien überdurchschnittlich anfällig für die Auswirkungen des Klimawandels zeigt. Da sich das Land wettertechnisch permanent am Limit dessen befindet, was für Menschen erträglich ist, können bereits kleinste Änderungen verheerende Effekte haben. Das von Klimawandelskeptiker*innen häufig benutzte Argument, Extremwetter hätte es auch früher schon gegeben und sei somit kein Beleg für den Klimawandel, klingt in Australien wie blanker Hohn.

Trotzdem aber leugneten in Australien auch im Jahr 2020, als die verheerenden Brände alle Schlagzeilen beherrschten, mehr Menschen die Existenz des menschengemachten Klimawandels als in fast allen anderen Ländern der Welt.​[​159​]​ Jedoch immerhin 58 Prozent der Australier*innen hielten den Klimawandel für ein ernstes Problem, wobei sich die Wahrnehmung je nach politischer Orientierung stark unterschied. Diejenigen auf der linken Seite des politischen Spektrums waren besorgter über den Klimawandel und hielten die Berichterstattung für zutreffender und informativer, während sich die Australier*innen rechts der Mitte nicht nur weniger besorgt zeigten, sondern auch die mediale Darstellung des Klimawandels für falsch oder zumindest übertrieben hielten und fanden, dass dem Thema zu viel Aufmerksamkeit gewidmet werde. Eine ähnliche Spaltung ließ sich zwischen den Generationen bemerken, wobei Ältere weniger besorgt waren und die Berichterstattung negativer sahen als Jüngere.

So weit, so wenig überraschend.

Wie in anderen Ländern mit einer ausgeprägten Klimawandelskepsis, konsumieren die Leugner*innen in Australien die einschlägigen Nachrichtenquellen. Etwa ein Drittel der Befragten nutzte kommerzielle Medien wie Sky oder Fox News und war der Meinung, dass der Klimawandel nicht relevant sei. Insbesondere diese beiden Sender, die zum Konzern News Corp. mit dem Hauptanteilseigner Rupert Murdoch gehören, sind bekannt für ihre provokanten Moderator*innen, die den wissenschaftlichen Konsens zum Klimawandel infrage stellen und auch sonst wenig Wert auf Fakten legen. Ein Beispiel, das für all die falschen Gründe international Schlagzeilen machte, war eine 2016 inszenierte Debatte der Australian Broadcasting Corporation mit dem beliebten britischen Physiker Brian Cox darüber, ob es denn an der Zeit sei, den Klimawandel vielleicht doch ernst zu nehmen. In dieser Sendung wurden nur bekannte Falschaussagen der Klimaleugner*innen diskutiert, nicht aber echte Fragen zum Umgang mit dem Klimawandel. Der Öffentlichkeit wurde damit wieder mal suggeriert, es gäbe keine Fakten, sondern Meinungen.​[​160​]​

Ein überraschendes Ergebnis förderte die Umfrage in Bezug auf den Unterschied zwischen ländlichen und städtischen Nachrichtenkonsument*innen zutage. Demnach sorgten sich die Menschen auf dem Lande weniger um den Klimawandel als jene in der Stadt. Angesichts der Tatsache, dass die Umfrage durchgeführt wurde, als praktisch der gesamte dicht besiedelte Teil des ländlichen Australiens in Flammen stand, ist das sehr erstaunlich, da man doch annehmen sollte, dass diejenigen, die am stärksten von den Bränden betroffen waren, den Klimawandel als bedrohlicher erlebten.

Eine Erklärungsmöglichkeit dieses Phänomens besteht darin, dass die ländliche Bevölkerung in Australien, wie in anderen Industrieländern auch, älter und konservativer ist als der Rest des Landes. Doch das allein genügt nicht, um zu verstehen, warum in Australien so lange und so hartnäckig der Klimawandel geleugnet wurde und teilweise noch immer wird. Dafür gibt es vor allem zwei Gründe, die zwar nicht exklusiv für Australien gelten, dort aber besonders stark greifen. Das wäre zum einen die einflussreiche Lobby für fossile Energien und andererseits eine Medienlandschaft, deren Meinungsbild weniger vielfältig ist, als es ihre Vielzahl an Publikationen vermuten lässt.

Kohle- und Gasindustrie

Im Jahr 2021 war Australien der weltweit größte Exporteur von Kohle und der zweitgrößte von Gas​[​161​]​. Das Wirtschaftssystem des Kontinents wurde kolonialistisch geprägt und, wie viele andere kapitalistische Demokratien auch, auf fossile Energie gebaut. Dieser Weg stand in der Wahrnehmung der australischen Öffentlichkeit lange Zeit – auch darin ähnelt Australien vielen anderen Ländern – synonym für das Erreichen eines hohen Lebensstandards. Die stete Erweiterung der fossilen Wirtschaft wird daher auch von einer breiten Masse nicht infrage gestellt, sondern als legitimes Regime gesehen, das in konkreten Gewohnheiten wie Autofahren, Fliegen oder Heizen verankert ist. Diese Trägheit hat sich die fossile Industrie in Australien besonders erfolgreich zunutze gemacht. Ihre Strategie zeugt von einer gewissen Perfidie: Zwar erkannten die australischen Wirtschaftsmagnaten den Klimawandel früher als Branchenvertreter*innen in anderen Industrieländern öffentlich an, taten aber trotzdem nichts dagegen. So räumte die Australian Coal Association (ACA) 2008 beim Start ihrer PR-Kampagne gegen die Vorschläge der damaligen Labour-Regierung zur CO2-Bepreisung eilfertig ein, dass »der Klimawandel ein echtes Problem sei und das Verbrennen von Kohle CO2 erzeuge, das zur globalen Erwärmung beitrüge«.​[​162​]​ Die Branche versprach, sich für Maßnahmen zum Klimaschutz einzusetzen, verfolgte aber in ihrer Lobbyarbeit hinter verschlossenen Türen ein ganz anderes Ziel, indem sie versuchte, die Verpflichtungen zur Emissionsminderung so gering und vage wie möglich zu halten sowie den Ausbau erneuerbarer Energien zu verhindern. In der Öffentlichkeit wurde das Lippenbekenntnis zum Klimawandel immer wieder mit Statements konterkariert, die Energiesicherheit, niedrige Stromkosten und die Aufrechterhaltung der Exporterlöse von Kohle und Gas zum zentralen nationalen Anliegen erklärten, das nur mit fossilen Energieträgern zu erreichen sei. Der Chef der australischen Kohleindustrie, Ralph Hillman, ließ keine Gelegenheit aus, zu betonen, dass »fossile Brennstoffe Australiens Wirtschaftswachstum ermöglichen und dies auf absehbare Zeit tun werden«.​[​163​]​

Eine weitere Strategie, um politische Bestrebungen für mehr Klimaschutz zu untergraben, war die Forderung der Kohleindustrie nach einer »measured response«, also einer unaufgeregten, wohlüberlegten Antwort auf den Ruf nach Emissionsminderungen. In diesem Zusammenhang wurde für einen Staat argumentiert, der sich weitgehend zurückhält und nur wenig regulieren muss, weil die Energiebranche von sich aus bereits rational und vernünftig handeln würde. Allerdings verschwieg die Kohleindustrie dabei, dass sie unter »vernünftig« im Wesentlichen die Profitmaximierung und nicht die Achtung der Interessen der Bevölkerung verstand. So gesehen erschien die Erschließung neuer Kohleminen und Gasfelder sowie Offshore-Ölbohrungen als »vernünftig«, da ökonomisches Wachstum als unhintergehbar dargestellt wurde und die fossile Industrie vorgibt, dass die Verbrennung von Kohlenstoff die einzige Möglichkeit sei, den steigenden Energiebedarf zu stillen. Dieses hartnäckige Narrativ verfing leider mitunter auch bei manchen, die sich eigentlich für Klimaschutz einsetzen wollen.

Weiterhin hält sich in der Industrierhetorik die Behauptung, die Wirtschaft verfüge prinzipiell über das Innovationspotenzial, um mit technologischen Lösungen den Klimawandel aufzuhalten. Aus diesem Grund müsse man auch aktuell nichts tun und könne einfach weitermachen wie bisher. Das ungehinderte Wachstum der Branche sei also der beste Weg, um irgendwann, wenn die Innovationen griffen, Emissionen zu reduzieren. Vorerst aber dürfe es möglichst keine Regulierungen geben, da ansonsten nicht genug Kapital für Forschung und Entwicklung zur Verfügung stünde.

Eine weitere Nebelkerze wurde von der australischen Fossilbranche durch den Begriff »saubere Kohle« gezündet. Insbesondere, so hieß es, sei australische Kohle »sauberer« als die der Weltmarktkonkurrenten, da sie über eine besonders hohe Energiedichte verfüge und damit 10 bis 20 Prozent weniger CO2-Emissionen pro verbrannter Tonne produziere. Daher sei die Förderung von Kohle in Australien unterm Strich sogar gut fürs Klima. Natürlich ist das Blödsinn. Die Kohle aus Australien ist das Gegenteil von sauber, genauso wie alle andere Kohle auch, sowohl was den Klimawandel als auch alle anderen Schadstoffe angeht. Die Idee der »sauberen Kohle« wurde von der amerikanischen PR-Firma R&R erfunden, die mit ihren Kampagnen schon der Tabakindustrie erfolgreich geholfen hat, Rauchverbote zu verhindern.​[​164​]​ Dank der Murdoch-Medien ließ sich die Idee in Australien besonders gut verbreiten, aber auch in den USA ist sie nach wie vor beliebt, nachdem Donald Trump die Rhetorik in seinen Kampagnen dankbar aufgegriffen hat. Eine ähnliche Strategie wurde angewandt, um die Förderung von Gas und Öl zu rechtfertigen und als vernünftig zu verkaufen, denn diese Energieträger wären weniger klimaschädlich als Kohle und würden diese in Zukunft ersetzen.

Diese Argumentation fiel ausgerechnet in Australien mit seinen verheerenden Waldbränden auf fruchtbaren Boden, obwohl hier der erreichte Wohlstand – anders als in den meisten anderen Hochindustrieländern – nicht so effizient vor den Folgen des Klimawandels schützt. Während man der Hitze durch gut isolierte Häuser entkommen kann, gibt es gegen den toxischen Rauch kein probates Mittel. Er verursacht viele indirekte Todesfälle, weil das oft wochenlange Einatmen Atemwegserkrankungen auslöst und der Feinstaub zu koronaren Schocks (zum Beispiel Herzinfarkt oder Schlaganfall) führen kann (siehe auch Kapitel 6). So haben die zunehmenden Wald- und Buschbrände zu einer messbaren Erhöhung der Krankenhauseinlieferungen um 42 und von Todesfällen um bis zu 92 Prozent geführt.​[​165​]​

Trotzdem wirkte die Ideologie der Fossilbranche gerade bei den am meisten gefährdeten Gruppen, also bei den Älteren und der Landbevölkerung, die nahe am Busch lebt. Ein Grund dafür ist sicher in der Medienlandschaft Australiens zu finden, die die Strategie der fossilen Industrie tatkräftig unterstützt hat. So wurden (und werden) in Funk und Fernsehen nicht nur die fadenscheinigen Argumente der Lobby verbreitet, sondern auch der Klimaleugnung eine große Bühne bereitet. Das macht Wissenschaftsjournalismus im Allgemeinen und Klimaberichterstattung im Besonderen schwer und lenkt den Fokus von den eigentlichen Problemstellungen weg. Die Vermittlung wissenschaftlicher Erkenntnisse für die Öffentlichkeit ist eine ganz eigene Kunst, weil dabei immer ein lebendiger Kompromiss zwischen Komplexität und Verständlichkeit gefunden werden muss. Dies jedoch auch noch in Konkurrenz zu Meldungen zu praktizieren, in denen der Klimawandel als eine Verschwörung dargestellt wird, wächst sich zu einem Sisyphus-Projekt aus. Immer und immer wieder mussten Fake News als solche entlarvt werden, und sobald das geschehen war, war bereits die nächste Falschnachricht veröffentlicht. So wurde (nicht nur) in Australien einfach behauptet, Wissenschaftler*innen hätten in den 1970er-Jahren geglaubt, dass man kurz vor einer neuen Eiszeit stünde.​[​166​]​ Das stimmt natürlich nicht, aber um diese Lüge zu entlarven, mussten Journalist*innen viel Aufwand für die entsprechende Recherche betreiben. Diese Zeit ging für die substanzielle Berichterstattung über den Klimawandel verloren, und die Falschmeldung sorgte auch trotz der Richtigstellung für Irritation, weil sie leicht abgewandelt und mit vagen Verweisen auf gehackte E-Mails und zurückgehaltene Daten erneut auftauchte. Zudem ist rasch eine weitere Desinformation bei der Hand, beispielsweise die Behauptung, dass Wissenschaftler*innen viele Faktoren wie Sonnenflecken und vulkanische Aktivität bei ihren Klimaprognosen einfach ignorierten. Auch das stimmt nicht, aber seriöse Journalist*innen wurden so wiederum zu umfangreichen Recherchen genötigt, die nichts mit den drängenden Problemen im Zusammenhang mit dem Klimawandel zu tun hatten. So entstand durch die Vielzahl der Falschmeldungen in australischen Medien und auf Internetplattformen nach und nach ein sehr verzerrtes Bild vom Klimawandel, was schließlich dazu führte, dass sogar viele Betroffene den Klimawandel noch während einer der schlimmsten Buschbrandkatastrophen leugneten.

Was das mit Gerechtigkeit zu tun hat?

Viel! Indem Medien und Fossilindustrie im Schulterschluss die Realität des Klimawandels anzweifelten, wurde die australische Politik im Interesse der Industrie beeinflusst. Das fossile Narrativ setzte sich nach und nach nicht nur in den Köpfen von Politiker*innen und deren Wähler*innen fest, sondern auch bei Entscheidungsträger*innen auf verschiedenen Gesellschaftsebenen.

Feuer

Das Jahr 2019 war mit 1,52 Grad über dem vorindustriellen Niveau das wärmste (bis 2023 kam) und mit 40 Prozent unterhalb des langjährigen Durchschnitts auch das trockenste Jahr in Australien seit 1900, als dort die standardisierten Temperatur- und Niederschlagsmessungen begannen.​[​167​]​ Bereits die beiden Jahre davor waren in weiten Teilen des Landes extrem trocken, wodurch sich geradezu ideale Bedingungen für Buschfeuer einstellten, die dann auch früher als üblich bereits im November begannen und sich rasch in dicht besiedelte Gebiete ausbreiteten. Mindestens 34 Menschen starben direkt in den Flammen, die Opfer der lebensgefährlich schlechten Luftqualität durch die wochenlange starke Rauchbelastung sind ungezählt, aber sicher noch um ein Vielfaches höher. Fast 6000 Gebäude wurden durch die Brände zerstört. Schätzungen zufolge starben zwischen 500 Millionen und 1,5 Milliarden Wild- und Zehntausende Nutztiere.​[​168​]​ Die Buschfeuer hatten zudem erhebliche wirtschaftliche Auswirkungen (einschließlich enormer Versicherungsleistungen) sowie auch langfristige Auswirkungen auf die Gesundheit all derer, die dem Rauch ausgesetzt waren, nicht nur physisch, sondern auch psychisch. Trauma, Angststörungen und PTSD, durch den Rauch, das Feuer, die Ohnmacht im Angesicht der näher rückenden Flammen.

Aufgrund des hohen Tempos, mit dem sich die Buschfeuer ausbreiteten, gestaltete es sich für die Feuerwehr oft noch schwieriger als sonst, die Brände zu bekämpfen und Leben zu retten. Unterbrechungen der Energie-, Treibstoff- und Lebensmittelversorgung waren an der Tagesordnung. Die notwendigen Sperrungen von Straßen führten teilweise zur völligen Isolation ganzer Gemeinden. Die Stimmen der Feuerwehrleute am Anfang dieses Kapitels zeugen von dem Gefühl der Ohnmacht und der Angst um das eigene Leben und das der Kolleg*innen. Am Ende des Kapitels werden wir sehen, wie sie dieses Ohnmachtsgefühl in Macht verwandelt haben.

Die Entwicklung und das Ausmaß von Bränden werden von vielen Faktoren bestimmt, etwa der Menge und Zusammensetzung der Brennstoffe, Temperatur, Sauerstoff, Niederschlag, Feuchtigkeit, Windrichtung und -geschwindigkeit sowie der speziellen Landschaftsdynamiken. Australier*innen verfügen über einen reichen Erfahrungsschatz, wie Buschbränden am besten Einhalt zu gebieten ist. Die Aborigines praktizieren seit Jahrtausenden entsprechende Feuermanagementtechniken. Doch seit in den letzten 70 Jahren der Klimawandel immer mehr zu spüren ist, haben sich die Bedingungen für Feuer verändert. Viele Gebiete Australiens sind heißer und trockener geworden, wodurch Buschbrände häufiger auftreten und intensiver werden. Dabei setzen sie erhebliche Mengen an Treibhausgasen frei, was die globale Erwärmung weiter verstärkt. Einige Wissenschaftler*innen erklärten daraufhin, dass das Zeitalter des »Pyrozäns« angebrochen sei – eine neue Ära mit erhöhten Brandrisiken.​[​169​]​ Das konnten wir mit meinem Team bestätigen. In einer Studie fanden wir heraus, dass Brände wie die im sogenannten Schwarzen Sommer von 2019/2020 aufgrund des Klimawandels um mehr als 30 Prozent wahrscheinlicher geworden sind.​[​170​]​

Medien

In der australischen Öffentlichkeit gab es harte Auseinandersetzungen um die Frage der Ursachen und – damit verbunden – der Schuld für die Buschbrände von 2019/2020. Der Zusammenhang der Feuer mit dem Klimawandel wurde zum Politikum.​[​171​]​ In einem Interview mit ABC (Australian Broadcasting Corporation) sagte der damalige stellvertretende Premierminister Michael McCormack, die Verbindung von Buschbränden mit dem Klimawandel in der Berichterstattung sei »schändlich« und »ekelhaft«. Die Menschen bräuchten Hilfe und nicht »das Gerede einiger woker Großstadt-Greenies«. Gladys Berejiklian, die Premierministerin des Bundesstaates New South Wales, beschrieb es ebenfalls als »unangemessen« und »enttäuschend«, über den Klimawandel zu sprechen, während die Feuer noch tobten. Carol Sparks, Bürgermeisterin des von Buschbränden heimgesuchten Glen Innes im ländlichen New South Wales, widersprach dem nachdrücklich und sagte gegenüber ABC: »Michael McCormack sollte wissenschaftliche Studien lesen.« Der Klimawandel sei »kein Spielball für die Politik«, sondern »eine wissenschaftliche Tatsache«.​[​172​]​

Je intensiver die Brände wurden, desto heißer ging es auch in den Medien zu. Die Berichterstattung spaltete sich entlang ideologischer Linien. Die öffentlich-rechtlichen Sender ABC und SBS (Special Broadcasting Service) sowie die Zeitungen The Age, The Sydney Morning Herald und The Guardian Australia stellten die Brände überwiegend als durch den Klimawandel verursacht dar. Der Guardian erklärte, dass »trotz der politischen Nebelwand« die Verbindung zwischen den Bränden und der globalen Erwärmung »eindeutig« sei. Auch ABC charakterisierte die Brände als »einen flüchtigen Blick auf die Schrecken der zunehmenden Auswirkungen des Klimawandels«.​[​173​]​ Ganz anders dagegen die Nachrichtenagenturen im Besitz von Rupert Murdochs News Corp. Australia: Sie versuchten, die Brände herunterzuspielen. Als das Ausmaß der Katastrophe am letzten Tag des Jahres 2019 deutlich wurde, veröffentlichte Murdochs The Australian einen Artikel, in dem die Brände mit früheren Feuersbrünsten verglichen wurden und behauptet wurde, solche Bedingungen seien »nicht beispiellos« und die Brände seien »nichts Neues«. Sky News von News Corp. verwendete gebetsmühlenartig den Begriff »Klimaalarmisten«, wenn vom Klimawandel die Rede war.​[​174​]​

Je länger die Brände andauerten, desto mehr versteifte sich der zu Murdoch gehörende Teil der Medienlandschaft darauf, den Klimawandel im Kontext der Brände gar nicht mehr zu erwähnen und all jene, die es taten, zu diffamieren. Die konservativen Medien bestanden darauf, dass die Brände für Australien »normal« seien, und führten ihr Ausmaß auf Versäumnisse bei der Brandprophylaxe zurück. So seien etwa gezielte Rodungen verhindert worden, was sie der »Politik der Grünen« anlasteten.​[​175​]​ Deshalb wären auch Klimaschutz und Emissionsreduktionen überflüssig. Ins gleiche Horn blies auch der Energieminister Angus Taylor und verkündete öffentlich, dass Australien mit nur »1,3 Prozent der globalen Emissionen […] keinen nennenswerten Einfluss«​[​176​]​ auf die Erderwärmung haben könne und dementsprechend auch keine Emissionsreduktionen brauche.

Für die meisten internationalen Medien gab es keinen Zweifel daran, dass die Brände in Australien durch die globale Erwärmung angeheizt und durch die Leugnungen des Klimawandels der australischen Regierung um den damaligen Premierminister Scott Morrison noch verschärft wurden. Die New York Times bezeichnete Australien als »berüchtigten Klimasünder«, der »Klima-Selbstmord begeht«, da es sich mit seiner fehlgeleiteten Klimapolitik und dem fortgesetzten Kohleabbau selbst auslösche.​[​177​]​ Andere Medien in der westlichen Welt erinnerten daran, dass Morrison noch zwei Jahre vor den verheerenden Bränden aus Stolz auf die australische Kohleindustrie ein faustgroßes Stück Kohle mit ins Parlament gebracht hatte. Der britische Independent titelte: »So sieht eine Klimakrise aus«.​[​178​]​

Natürlich wurden auch in den sozialen Medien Falschinformationen über die Brände verbreitet. Unter dem Hashtag #ArsonEmergency ging die Meldung viral, dass die Brände überwiegend durch Brandstiftung ausgelöst worden seien.​[​179​]​ Zwar stellte sich rasch heraus, dass dieser Hashtag von Bots in die Welt gesetzt wurde, aber das minderte seine Wirkung auf die öffentliche Berichterstattung kaum. Viele der Murdoch-Medien griffen die Idee der Brandstiftung begeistert auf, manche Kommentator*innen garnierten die Meldung noch mit Verweisen darauf, dass es den »Klimaalarmisten« sicher sehr gelegen käme, wenn Australien brenne, da sie dann doch viel effektiver Panik verbreiten könnten. Durch die gezielt gestreuten Zweifel am Zusammenhang zwischen den Buschbränden und dem Klimawandel gelang es den konservativen Medien, den öffentlichen Diskurs zu verzerren. So rüttelten die verheerenden Buschfeuer nicht etwa den bis dahin eher klimawandelskeptischen Teil der Bevölkerung wach, sondern die Brände wurden sogar noch instrumentalisiert, um ihre Zweifel zu verstärken.

Auch hierzulande wird die Taktik genutzt, die Aufmerksamkeit auf Brandstiftungen zu lenken, um den Zusammenhang mit dem Klimawandel zu verschleiern. So hat etwa auch der ehemalige ARD-Wetteransager Jörg Kachelmann im Zusammenhang mit Bränden in Kanada 2023 eine ähnliche Geschichte verbreitet. Das war auch eine Reaktion auf eine Studie, die mein Team und ich im August 2023 veröffentlicht haben und die zeigte, dass der Klimawandel die Feuerwetterbedingungen 50 Prozent intensiver gemacht hat. Natürlich gilt das unabhängig davon, ob und wie ein Feuer entzündet wird. In Kanada sind es tatsächlich oft Blitzeinschläge, manchmal auch Brandstiftung. Aber das Problem ist, dass es eben immer Zündquellen gibt und die entstehenden Feuer aufgrund des Klimawandels dramatischer ausfallen. Das gilt in Kanada, in Australien, in Europa. Dieses Ablenkungsmanöver bleibt also leider nicht auf Australien beschränkt.​[​180​]​

Zum Glück nimmt inzwischen jedoch die Mehrheit der Bevölkerung Australiens den Klimawandel ernst und informiert sich in der internationalen Presse und beim australischen Büro für Meteorologie. Dieser Wetterdienst beschäftigt eine Gruppe von Wissenschaftler*innen, die sich mit dem Zusammenhang von Wetterextremen und dem Klimawandel befassen. Regelmäßig veröffentlichen sie Studien, die zeigen, wie stark Rekordhitze und Waldbrandgefahr in den letzten Jahren zugenommen haben, und legen eindeutige Beweise für die Bedeutung des Klimawandels für diesen Prozess vor. Obwohl das Büro für Meteorologie eine staatliche Institution ist, haben seine Mitarbeiter*innen allenfalls beratende Funktionen und damit nur dann Einfluss auf die Politik, wenn die Regierung das wünscht.

Während der Feuersaison 2019/2020 ignorierte die Regierung weitgehend die Warnungen aus Fachkreisen ebenso wie den Protest jener Australier*innen, die sich für mehr Klimaschutz einsetzen. Zu ihnen gehörten auch viele Feuerwehrleute, die gegen die wachsende Kraft immer größerer Buschfeuer kämpfen mussten. In vielen Teilen Australiens waren das auch Freiwillige, die ihr Leben aufs Spiel setzten und mitunter Furchtbares mit ansehen mussten. Die Branderfahrungen waren nicht nur für diejenigen, die ihr Haus und manchmal mehr verloren, mit erheblichen psychischen Folgen verbunden, sondern auch für jene, die helfen wollten, es aber nicht mehr vermochten. Die Bilder der Zerstörung und das Leid der Menschen vor Ort zu verarbeiten kann viele Jahre dauern und mit posttraumatischen Belastungsstörungen und Depressionen einhergehen.

Die Forschung ist sich weitgehend einig darüber, dass das persönliche Erleben eigene Weltbilder eher bestätigt als erschüttert.​[​181​]​ So werden diejenigen, die den Klimawandel leugnen, auch durch Katastrophen in der Regel nicht von ihrer Überzeugung abgebracht. Jene aber, die den vom Menschen verursachten Klimawandel nicht in Zweifel ziehen, bekommen durch bedrohliche Erfahrungen wie die Buschbrände ein stärkeres Gefühl der Dringlichkeit. Ihre Überzeugung, dass der Klimawandel angekommen ist – dass er »hier und jetzt passiert« –, vertieft sich. Für sie ist der Klimawandel nicht mehr nur ein theoretisches Konzept, sondern wird zur gelebten Erfahrung, die ihrerseits Motivation freisetzt. Der daraus resultierende Klimaaktivismus kann viele verschiedene Formen annehmen – von öffentlichen Protesten bis zu zivilem Ungehorsam, von politischem Engagement bis hin zu Klimaklagen. Letztere waren in Australien extrem erfolgreich und haben vermutlich mit dazu beigetragen, dass am 23. Mai 2022 eine neue Regierung gewählt wurde, die hoffentlich besser zur globalen Klimagerechtigkeit beitragen wird. Sichtbar ist bisher nichts, was dieser Hoffnung Berechtigung gibt, aber immerhin ist auf diese Weise der Klimawandel vom politischen Spielball zum politischen Gamechanger geworden.

Gerichte

Die erste erfolgreiche Klage, die sich explizit auf wissenschaftliche Studien zur Rolle des Klimawandels bei einem konkreten Extremereignis beruft, ist in Australien von Überlebenden der Buschfeuer 2019/2020 eingereicht worden.​[​182​]​ Die Kläger*innen, vertreten durch die NGO New South Wales Environmental Defenders Office, die sich auf juristische Hilfe in Umweltfragen spezialisiert hat, argumentierten, dass die Buschbrände durch den Klimawandel wahrscheinlicher und intensiver geworden sind. Von April 2020 bis August 2021 wurde verhandelt mit der Forderung an die Umweltschutzbehörde (Environmental Protection Authority, EPA), verbindliche Richtlinien zu erlassen, mit deren Hilfe bis 2050 die Treibhausgasemissionen auf Netto-Null gesenkt werden können. Zwar hatte die Behörde das Pariser Abkommen unterstützt, nach Ansicht der Kläger*innen aber bislang keine Pläne zur nationalen Umsetzung erarbeitet.

Dem widersprach die EPA zwar, aber das Gericht beschloss dennoch, den Fall zu verhandeln. Als Zeugin der Anklage wurde die australische Klimawissenschaftlerin Penny Sackett von der University of New South Wales in Canberra gebeten, Aussagen zum Stand des Klimawandels in Australien zu machen und die Frage zu beantworten, ob die Emissionskurven in der Region auf dem richtigen Weg seien, um die Erderwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen. Laut den Kläger*innen war es ein Novum, dass vor einem australischen Gericht Belege für den Klimawandel dafür zugelassen wurden, zu beweisen, dass die Regierung ihre gesetzliche Pflicht nicht erfüllt hatte.

Der Vorsitzende Richter, Justice Brian Preston, folgte der Argumentation der Anklage in seinem Urteil und stellte fest, dass die Bedrohung durch den Klimawandel in der Tat real und signifikant sei und die EPA ihrer Schutzpflicht nicht nachgekommen sei. Keine der von ihr angeordneten Maßnahmen biete ausreichend Schutz vor dem Klimawandel und seinen Folgen. Die bisherigen Richtlinien der EPA seien lediglich »auf unbedeutende Ursachen beziehungsweise Folgen des Klimawandels gerichtet«.​[​183​]​ Bisher hat die Regierung unter Anthony Albanese das Urteil nicht angefochten und plant dies Medienberichten zufolge auch nicht, sondern verspricht alles zu tun, um es durchzusetzen.

Das Urteil weist noch einen weiteren interessanten Aspekt auf. Justice Preston nutzte es nämlich, um kommende Kläger*innen anzuleiten, aussichtsreichere Klagen einzureichen. Im zweiten Absatz seiner Urteilsbegründung schreibt er sinngemäß, dass es schwierig wäre, Klagen stattzugeben, die sich nicht auf Fakten, sondern auf anfechtbare Meinungen stützten, unabhängig davon, wie berechtigt ihr Anliegen im Kern auch sein mag. Als Beispiel dafür zitiert er folgendes Statement aus der Anklageschrift: »Der unregulierte Ausstoß von Treibhausgasen ist die größte Gefahr für die Umwelt in New South Wales.«​[​184​]​ Zwar bezweifelt niemand ernsthaft, dass der Ausstoß von Treibhausgasen eine Gefahr für die Umwelt ist, aber sobald ihn die Kläger*innen zur »größten« Gefahr erklären, gefährden sie die Erfolgsaussichten ihrer Klage. Denn es wird schwer sein zu beweisen, dass der Ausstoß von Treibhausgasen größer ist als alle anderen Gefahren.

Preston hat die Anklage wohlwollend gelesen, weil er einer der wenigen Richter*innen weltweit ist, die sich eingehend mit dem Klimawandel beschäftigt haben und daher weiß, welche Beweise man erbringen kann und welche nicht. Er stellt damit eine Ausnahme dar, denn die allermeisten Richter*innen ebenso wie Anwält*innen und die meisten Aktivist*innen wissen über den Klimawandel nicht mehr als das, was die Medien darüber berichten. Woher ich das weiß? In einer Studie haben wir uns mehr als 80 Klimaklagen angeschaut und herausgefunden, dass keine einzige davon den Stand der Forschung adäquat dargestellt hat.​[​185​]​ Oft kamen ähnliche Fehler vor wie der von Richter Preston monierte. Oder es wurden Behauptungen über den Zusammenhang von Klimawandel und konkreten Schäden aufgestellt, ohne dafür eine entsprechende Evidenz erbringen zu können, weil in den betreffenden Gegenden gar keine aussagekräftigen Daten verfügbar waren. Schließlich wurden in Klimaklagen auch wiederholt Studien zitiert, die zum Teil bereits seit Jahrzehnten methodisch überholt sind.

Richter Preston nutzt in seinem Urteil eine passende Analogie, um zu illustrieren, was falschgelaufen ist: Er schreibt, er würde einen sinnvollen Rechtsstreit eigentlich am ehesten mit einem Tennismatch vergleichen. Die Länge und Intensität der Ballwechsel glichen dem Schlagwechsel der sich im Gericht gegenüberstehenden Anwält*innen mit ihren wechselseitig vorgelegten Beweisen und den entsprechenden Antworten darauf. Das Verfahren im Rechtsstreit mit der EPA allerdings, das durch die Aussagen der Überlebenden der Buschfeuer und die ausweichenden Antworten der EPA gekennzeichnet war, habe weniger mit Tennis als vielmehr mit Golf zu tun, wobei die beiden Parteien auf völlig verschiedenen Bereichen des Platzes spielten, weshalb zwischen ihnen keine tatsächliche Auseinandersetzung erkennbar sei. Preston umging das Dilemma des Halbwissens in Klimafragen, indem er für den Prozess gegen die EPA ausgewiesene Expert*innen einlud, und destillierte aus dem Inhalt der Klageschrift fünf präzise Fragen heraus:

	Inwieweit haben anthropogene Treibhausgasemissionen in ganz Australien zu einer signifikanten Zunahme extremer Brände und einer Ausweitung der Brandsaison geführt?

	Kann die Welt das Ziel eines globalen Temperaturanstiegs von nicht mehr als 1,5 Grad Celsius gegenüber dem vorindustriellen Niveau erreichen oder nicht? Wenn ja, wie, wenn nein, warum nicht?

	Stehen die aktuellen Regulierungsvorschriften für Emissionen in Australien mit der Begrenzung des globalen Temperaturanstiegs auf maximal 1,5 Grad Celsius im Einklang oder nicht?

	Steht die aktuelle Emissionsreduktion für New South Wales mit der Begrenzung des globalen Temperaturanstiegs auf nicht mehr als 1,5 Grad Celsius im Einklang oder nicht?

	Sind die von der Beschwerdegegnerin geforderten Ziele und Richtlinien geeignet, um:



​a)​direkte und indirekte Quellen von Treibhausgasemissionen in einer Weise zu reduzieren, dass sie mit der Begrenzung des globalen Temperaturanstiegs auf 1,5 Grad Celsius gegenüber der vorindustriellen Zeit vereinbar sind?

​b)​die Bedrohung durch den Klimawandel für die Umwelt und die Bewohner*innen in New South Wales abzumildern?

Die Antworten der Expert*innen zu diesen Punkten stützten die Anklage. Der EPA wurde Gelegenheit gegeben, sich zu den Vorwürfen zu äußern, allerdings konnten die Behördenvertreter*innen keine schlagkräftigen Gegenargumente ins Feld führen, sodass der Klimaklage letztlich stattgegeben wurde.

Richter Preston war auch Vorsitzender Richter in einem weiteren Prozess, in dem es um Klimafragen ging. Der Bergbauriese Gloucester Resources Limited verklagte das australische Planungsministerium, weil es seinen Antrag, eine Tagebau-Kohlemine in New South Wales zu bauen, abgelehnt hatte. In dem sogenannten Rocky Hill Coal Project sollten in einem Zeitraum von 16 Jahren 21 Millionen Tonnen Kohle gefördert werden. Das Gericht in New South Wales gab dieser Klage nicht statt und ließ die Ablehnung des Antrags durch das Ministerium bestätigen. Nach Abwägung der Kosten und Nutzen des Projekts, einschließlich der zu erwartenden Auswirkungen des Klimawandels durch die direkten und indirekten Treibhausgasemissionen der Mine, urteilte Richter Preston, dass das Kohleprojekt nicht im öffentlichen Interesse sei.

Die Minengesellschaft legte Berufung ein und argumentierte, australische Kohle sei »sauberer« als die handelsübliche Ware auf dem Weltmarkt. Das Gericht blieb bei seiner Einschätzung, und das Ministerium bestätigte die Ablehnung des Antrags erneut. In der Urteilsbegründung schrieb Richter Preston unter anderem: »Die zu erwartenden negativen Folgen des Projekts, einschließlich der sozialen Auswirkungen, der Zerstörung von Landschaft, die Lärm- und Staubverschmutzung sowie die Beschleunigung des Klimawandels überwiegen die ökonomischen Vorteile des Projekts.«​[​186​]​

Preston befindet sich mit diesen beiden Urteilen auf der Höhe dessen, was vom wissenschaftlichen Standpunkt aus geboten ist, doch ist er leider in seiner Zunft seiner Zeit voraus. Denn der Mangel an Wissen über den Zusammenhang zwischen Extremwetter, den daraus resultierenden Schäden und dem Klimawandel, den wir mit Bezug auf die Anklageschriften herausgefunden haben, betrifft nicht nur Kläger*innen, sondern auch Richter*innen. Und letztere entscheiden, welche Klagen überhaupt verhandelt werden. Und ihre Beurteilung hängt, wie schon im vorherigen Kapitel geschildert, entscheidend von allgemein anerkannten Normen ab. Der politische, soziale und kulturelle Kontext, der den Wortlaut und die Auslegung eines Gesetzes bestimmt, ist enorm wichtig für die Entwicklung der Rechtspraxis.

In einer Gesellschaft, die nach wie vor tief in der Tradition der fossilen Abhängigkeit steht und durch Lobbys und Medien dort auch weiterhin gehalten wird, ist das Überbaunarrativ sehr träge. Klimaklagen können es aber in Bewegung setzen. In Australien und anderen Ländern, in denen es juristische Erfolge gab, haben sie politische und rechtliche Veränderungen ausgelöst. Aber die tiefgreifenden gesellschaftlichen Umwälzungen, die ein gerechter Umgang mit den Folgen des Klimawandels erfordern, sind damit noch längst nicht erreicht. Weder Recht noch Wissenschaft können diese Veränderungen allein herbeiführen, aber sie leisten einen entscheidenden Beitrag dazu. Im Moment jedoch ist das Risiko, verklagt zu werden, für Konzerne und Regierungen nicht besonders hoch. So halten sie an Businessmodellen fest, die die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen fortschreiben. Der Umgang mit dem Klimawandel wird in den meisten Unternehmen eher in der Kommunikationsabteilung als im Projektmanagement verhandelt.

Die erfolgreichen Klagen, die es bislang gab, haben das Unrechtsbewusstsein in Sachen Klimawandel zwar geschärft, auf gesamtgesellschaftlicher Ebene aber bisher wenig Effekt. Das sieht man auch daran, dass die Durchsetzung eines entsprechenden Rechtsanspruchs fehlt, bei Schäden, die aktuell durch den Klimawandel verursacht werden (Kapitel 8). Es gibt auch keine verbindlichen Kontrollmechanismen für Klimarisiken in ökonomischen Kontexten. Besonders im Globalen Norden gilt der Klimawandel in der öffentlichen Wahrnehmung heute weiterhin als ein eher zukünftiges Problem.

Das liegt zum Teil an der aktiven Arbeit der Lobbyorganisationen, aber auch daran, dass ein breiter Zugang zu Bildung im Kontext Klima an der Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Recht fehlt. Der Klimawandel ist oft nur in sehr verkürzter Form Teil von jedwedem Bildungskonzept, und sogar Klimaaktivist*innen und NGO-Mitarbeiter*innen können wissenschaftliche Fakten meist nicht von Spekulationen unterscheiden.

Die Klimawissenschaft ist in vielen Fällen durchaus in der Lage, nachzuweisen, welche konkreten und welche zukünftig zu erwartenden Schäden bestimmte Emittenten verursachen. Dieses Wissen sollte gut verständlich und attraktiv aufbereitet fester Bestandteil der diesbezüglichen Bildung in Schulen, Universitäten, Medien und Gerichtssälen werden. Wir haben in London beispielsweise eine Initiative gestartet, um einem Netzwerk von Jurist*innen wissenschaftlichen Input zu geben. In Deutschland finden ähnliche Projekte statt, in denen naturwissenschaftliche Grundlagen für Gerichtsprozesse zur Verfügung gestellt werden.​[​187​]​

Mit solchen Projekten kann man auf einen selbstverstärkenden Effekt hoffen, wenn Gerichtsfälle, in denen die Klimawissenschaft erfolgreich genutzt wird, mit dazu beitragen, das Überbaunarrativ zu verändern, in dem der Klimawandel beurteilt wird. Eine solche Veränderung erhöht dann ihrerseits die Chancen für weitere erfolgreiche Klagen. Und die sind dringend nötig, denn der Klimawandel hat bereits heute enorme Auswirkungen, insbesondere auf die Schwächsten.

Natürlich können auch wir alle selbst dazu beitragen, die Folgen des Klimawandels ins gesellschaftliche Bewusstsein zu heben, indem wir uns über den Stand der Forschung informieren und dieses Wissen weitertragen. Das gilt auch für Kreative, Künstler*innen und Filmemacher*innen, die mitunter großen Einfluss auf die öffentliche Wahrnehmung haben. Warum begnügt sich der erfolgreiche Netflix-Thriller Don’t Look Up beim Thema Klimawandel mit jener Asteroiden-Analogie, die uns nicht weiterhilft? Warum produziert Hollywood nicht mal einen spannenden Blockbuster über einen Prozess gegen Exxon? Der Klimawandel ist kein unverschuldeter Schicksalsschlag, er ist vor allem Unrecht. Das zu verstehen ist fundamental. Und um dieses Unrecht anzuklagen, muss man realisieren, dass die gesamte Kausalitätskette von der Emission bis zum konkreten Schaden in vielen Fällen exakt nachgewiesen werden kann. Zugleich aber ist nicht jede Auswirkung eines extremen wetter- oder klimabedingten Ereignisses auf den menschengemachten Klimawandel zurückzuführen. Außerdem gibt es Fälle, für die derzeit kein eindeutiger Zusammenhang nachgewiesen werden kann.

Dieses Wissen ist vergleichsweise neu und schon aus diesem Grund noch nicht allgemein bekannt. Derzeit gibt es auch noch keine umfassende Bestandsaufnahme der Auswirkungen des Klimawandels, sondern nur einzelne Fallstudien, wie beispielsweise jene zu den durch Hurrikan Sandy 2012 in New York verursachten Schäden, die eindeutig dem menschengemachten Klimawandel zuzuordnen waren. Sie beliefen sich auf 8 Milliarden Dollar.​[​188​]​ So etwas lässt sich mittlerweile berechnen.

Trotzdem werden von verschiedenen Interessengruppen, allen voran die Lobbys von Kohle-, Öl- und Autoindustrie, Zweifel an der Belastbarkeit der Ergebnisse von Klimastudien gesät. Eine Behauptung lautet, dass es sich nur um Modelle handle und sich keine korrekten Ergebnisse daraus ableiten ließen. Doch die Daten sind im Vergleich zu anderen wissenschaftlichen Disziplinen nicht fehleranfälliger, und zu vielen konkreten Fragestellungen kann die Klimaforschung ebenso konkrete Ergebnisse liefern. Gleichwohl können zahlreiche Fragen noch nicht beantwortet werden. Das ist allerdings kein spezifisches Problem der Klimaforschung, sondern das Bewegungsprinzip von Wissenschaft allgemein, weil eine Antwort in der Regel zehn neue Fragen aufwirft.

Natürlich spielen auch Wahrscheinlichkeiten eine große Rolle in der Klimaforschung, doch auch das ist kein Manko, sondern guter wissenschaftlicher Stil. Beispielsweise fußt mit der Quantenphysik eine ganze wissenschaftliche Disziplin auf Wahrscheinlichkeiten. Und auch Gerichte akzeptieren prinzipiell Wahrscheinlichkeiten, wenn es beispielsweise um gesundheitliche Schäden geht. So muss niemand vor Gericht beweisen, dass ohne Kontakt zu einer karzinogenen Substanz eine Krebserkrankung unmöglich gewesen wäre. Ähnlich ist es, wenn es um den Zusammenhang von Asbest und Lungenerkrankungen geht: Wird nicht ein*e Arbeitgeber*in allein als Verursacher*in des Schadens angesehen, dann können auch mehrere verurteilt werden, auch wenn jede*r einzelne Arbeitgeber*in so wenig Kontakt des Geschädigten mit Asbest zu verantworten hatte, dass dieser für sich genommen nicht zur Krankheit geführt hätte.​[​189​]​ Aufgabe von Gerichten ist es, Gesetze so zu interpretieren, dass sie zu einer gerechteren Gesellschaft führen.

Allerdings können weder Wissenschaft noch Justiz allein das Problem des Klimawandels und seiner Folgen ins Zentrum der allgemeinen Aufmerksamkeit rücken. Dieses epochale Thema benötigt die Mobilisierung großer Teile der Bevölkerung. Die Entwicklungen in Australien seit den Buschbränden von 2019/2020 stimmen hoffnungsvoll. Die Nachfrage nach Informationen zum Klimawandel nahm in der gesamten Gesellschaft speziell während der Extremwetterereignisse zu. Als die Buschbrände tobten, stieg der Anteil der Heavy-News-Nutzer*innen auf 52 Prozent.​[​190​]​ Das ist deshalb besonders erwähnenswert, weil Australier*innen im weltweiten Vergleich vor diesen Bränden am wenigsten Nachrichten konsumierten. Im globalen Ranking der Nachrichtennutzung kletterte das Land um sechs Plätze nach oben. Mittlerweile, da es in Australien zwei erfolgreiche Klimaklagen gab und eine für die Folgen des Klimawandels sensibilisierte Regierung an der Macht ist, flaut zugleich auch die Begeisterung für wissenschaftsfeindliche Verschwörungserzählungen ab. 2022 stellte sich bereits für 75 Prozent der Bevölkerung der Klimawandel als ein ernsthaftes Problem dar.​[​191​]​ Gut vorstellbar, dass aus Australien in den nächsten Jahren weniger Lieferungen von »sauberer Kohle« und mehr Impulse für Klimagerechtigkeit in der Welt kommen.


Teil IV   
FLUT



Kapitel 8   
Schuld und Verantwortung

⦿ Deutschland

»Dass die Warnkette nicht funktionierte, dass die eine Kommune lange nicht wusste, wie überflutet die andere schon war, dass keine Sirenen losgingen und die Anwohner zu lange ahnungslos waren – das war politisches und behördliches Kollektivversagen.«​[​192​]​

»Die Kinder haben geweint, die haben geschrien vor Angst.«​[​193​]​

»Wir sind so dankbar. Aber es wird noch lange dauern, bis wir uns seelisch, körperlich und vor allem finanziell erholt haben.«​[​194​]​

»Man hätte es verhindern können […]. Ihr Tod war komplett unnötig.«

»Wir hoffen einfach, dass alles dafür getan wird, dass so eine Katastrophe nicht noch mal passiert.«​[​195​]​

Im Erdkundeunterricht in der Schule habe ich mehr als einmal von meinen Lehrer*innen zu hören bekommen, dass wir in Deutschland wirklich Glück haben, denn es gebe bei uns keine Naturkatastrophen. Keine Tornados, ganz selten Erdbeben, die aber sehr schwach sind und höchstens kleinere Sachschäden verursachen. Auch mit Vulkanausbrüchen muss man hierzulande nicht rechnen. All das stimmt zwar, aber wie ich heute weiß, können Unwetterphänomene auch in unseren Breiten tödlich sein. Was ich im zweiten Kapitel für den Nordwesten der USA beschrieben habe, gilt auch für Deutschland und genauso für das Vereinigte Königreich. In der Julihitze 2022 sind im Süden Englands, wo ich wohne, mehr als 3000 Menschen umgekommen. Aber Hitzetote sieht man nicht, weswegen die heißen Sommer in diesem Jahrhundert all jene, die ähnliche Weisheiten wie ich in der Schule gehört haben, nicht an dem Gefühl der Unverwundbarkeit zweifeln ließen.

In Deutschland allerdings war es im Sommer 2021 damit vorbei. Dass das Wetter auch in einem der reichsten Länder der Welt, mit einem denkbar menschenfreundlichen Klima, tödlich sein kann, haben Bewohner*innen der Bundesländer Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz sowie zum Teil auch Luxemburgs, Belgiens und der Niederlande auf dramatische Art zu spüren bekommen. Starke Regenfälle im Zusammenhang mit dem Tiefdruckgebiet »Bernd« führten am 14. und 15. Juli 2021 zu heftigen Überschwemmungen und erschreckend vielen Toten.

Es wäre ungerecht, zu behaupten, dass mein Erdkundelehrer seine Schüler*innen in tödlicher Sicherheit gewiegt hat. Er wusste es nicht besser und lag außerdem gar nicht so falsch. Denn das, was im Ahrtal, an der Maas und in den umliegenden Gebieten passierte, war zwar eine Katastrophe, aber keine Naturkatastrophe.

Die Flut 2021

Das Tiefdruckgebiet »Bernd« bewegte sich sehr langsam auf Deutschland zu und hatte daher viel Zeit, im Mittelmeerraum warme und feuchte Luft aufzunehmen, die an den westlichen Mittelgebirgen (Ardennen, Sauerland, Westerwald und Eifel) in höhere Schichten stieg und dabei abkühlte. So kam es schließlich großflächig zu anhaltendem Starkregen, der zu Überflutungen kleiner Fließgewässer und Sturzfluten führte. Als die Niederschläge nicht nachließen, traten auch mittelgroße Flüsse wie die Ahr, Emscher, Erft, Kyll, Lippe, Prüm und schließlich auch Ruhr, Rur, Sieg und Wupper über die Ufer – es kam zu großflächigem Hochwasser in Teilen des Rheinlands und des Ruhrgebietes bis nach Westfalen. In Belgien wurden in den Ardennen die Gebiete entlang der Flüsse Vesdre und Ourthe überschwemmt sowie flussabwärts entlang der Maas. In den Tagen nach dem 15. Juli drängte das Hochdruckgebiet »Dana« das Tiefdruckgebiet »Bernd« in Richtung Südosteuropa, was zu weiteren Starkregenereignissen im Osterzgebirge und der Lausitz sowie im Berchtesgadener Land führte.

Den Niederschlägen in dieser unheilvollen Juliwoche waren bereits starke Regenfälle vorausgegangen, sodass die Böden der betroffenen Regionen in Deutschland und Belgien größtenteils gesättigt waren und kaum neues Regenwasser aufnehmen konnten. Insbesondere in Rheinland-Pfalz und dem südlichen Westfalen glichen die Böden vollgesogenen Schwämmen. Hinzu kommen die besonderen geologischen Eigenschaften in der Region rund um die Ahr. Im Fachjargon spricht man von paläozoischen siliziklastischen Sedimentgesteinen, in denen auch Kalk vorkommt. Die Kenntnis dieser besonderen Struktur ist wichtig, um zu verstehen, warum der Regen solch verheerende Fluten auslösen konnte.

Auf diesen Gesteinen haben sich relativ flache Böden mit geringer Wasserspeicherkapazität entwickelt. Topografisch handelt es sich beim Ahr-Gebiet um eine von einzelnen Gebirgszügen (bis 700 Meter) überragte Hochebene (meist 200 bis 500 Meter), in die sich das Flussnetz während einer Phase tektonischer Hebung tief eingeschnitten hat. Dabei entstanden oft trichterförmig zulaufende Täler mit steil abfallenden Hängen. Diese sogenannten Kerbtäler sind meist sehr eng, sodass bei Hochwasser die Fließgewässer rasch anschwellen und über die Ufer treten können. Außerdem sind die steilen Hänge anfällig für Geröllabgänge, die zusätzliche Schäden verursachen, etwa wenn Steine oder Bäume auf Gebäude fallen. In den Flüssen und Bächen können die Geröllmassen die Fließeigenschaften der Gewässer verändern und sie unter ungünstigen Umständen sogar blockieren, was Flutwellen zur Folge hat.

Im Gegensatz zum Ahrtal finden sich in der Niederrheinischen Bucht, in der die Erft fließt, keine natürlich entstandenen Steilhänge. Trotzdem gibt es auch dort Geröllabgänge an menschengemachten Steilhängen, die durch Tagebau, Straßen- oder Bahndämme sowie Abraumhalden entstanden sind.

Aufgrund dieser hydrogeologischen und topografischen Eigenschaften ist das Gebiet anfällig für schnell steigendes Hochwasser. Die Kombination aus extremer Wetterlage im Juli 2021 und bereits durchnässter Böden bildete die Voraussetzung für die zerstörerischen Überschwemmungen. Es war jedoch nicht das erste Hochwasser in dieser Region: Schon 1804, 1888, 1910, 2003 und 2016 gab es großflächige Überschwemmungen nach heftigen Sommerregenfällen. 2021 wurden allerdings die historischen Hochwasserlevel überschritten. An den Flüssen, die besonders schnell über die Ufer traten, rissen die Fluten sogar die Pegelmessstationen fort. Mehr als 180 Menschen starben, 9000 Häuser wurden zerstört und etwa 17 000 Menschen haben in der Katastrophe all ihre Besitztümer verloren.​[​196​]​

Wie viel Regen letztlich in einer Region fällt, ist nicht nur von der Art des Tiefdruckgebiets abhängig, sondern wird auch stark von regionalen Charakteristiken wie zum Beispiel Gebirgshöhe und -lage bestimmt. In einer Attributionsstudie, die unser Team gemeinsam mit dem Deutschen Wetterdienst durchgeführt hat, untersuchten wir nach der Katastrophe zwei stark betroffene Regionen im Einzugsgebiet von Ahr und Erft sowie der Maas mit der Fragestellung, inwiefern der Klimawandel die Intensität und Häufigkeit eines solchen Ereignisses verändert hat. Die gleiche Frage haben wir auch für das gesamte Regengebiet gestellt: Wie stark verändert der Klimawandel die Häufigkeit und Intensität ähnlicher Ereignisse in West- und Mitteleuropa, also etwa von nördlich der Alpen bis zu den Niederlanden? Das Gebiet weist ähnliche Niederschlagscharakteristiken auf wie die von den Überschwemmungen im Juli 2021 betroffenen Regionen. Wir sahen uns also das gesamte Gebiet an, in dem Sommerregen durch die gleichen meteorologischen Prozesse entsteht. Weiter im Norden, wo es kälter ist, spielt der Transport warmer Luft in höhere Schichten eine geringere Rolle, weiter im Süden beeinflussen die Alpen den Charakter des Niederschlags, weiter im Osten hingegen sind die Ozeane so weit weg, dass sie keinen Einfluss mehr haben.​[​197​]​

Einfluss des Klimawandels

Der Großteil der Niederschläge, die für die schweren Überschwemmungen im Ahr- und Erft-Gebiet verantwortlich waren, fiel am 14. Juli 2021, also innerhalb eines einzigen Tages. Im belgischen Maas-Gebiet waren es zwei Tage. Für die in unserer Studie untersuchten Regionen ergibt die Analyse der Regenmengen in 24 beziehungsweise 48 Stunden, dass der Klimawandel dabei eine erhebliche Rolle spielte. Demnach hat sich die relative Häufigkeit um bis zu einem Faktor 9 erhöht. Wenn also die Flutkatastrophe unter unseren jetzigen Klimabedingungen statistisch gesehen einmal in 500 Jahren auftritt, wäre sie ohne den Klimawandel bis zu neunmal seltener und käme nur etwa alle 4500 Jahre vor.

Die Intensität des Regens hat sich um fast ein Fünftel (19 Prozent) erhöht. Von der globalen Erderwärmung allein würde man lediglich eine Intensitätssteigerung von etwa 7 Prozent erwarten. Dass sie knapp dreimal so hoch ausfällt, kann nicht allein dadurch erklärt werden, dass wärmere Luft mehr Wasser aufnimmt. Vielmehr hat sich die gesamte meteorologische Situation verändert. Wahrscheinlich bewegen sich dadurch die Tiefdruckgebiete langsamer, und möglicherweise gibt es auch einfach mehr Tiefdruckgebiete. Das haben wir in dieser Studie jedoch nicht untersucht.

Was unsere Ergebnisse aber zeigen: Ohne den menschengemachten Klimawandel hätte es weniger geregnet, und vielleicht wären auch nicht so viele Menschen gestorben und mehr Häuser erhalten geblieben. Im Ahrtal spielte sich also schon allein deshalb keine reine Naturkatastrophe ab, weil das Wetter durch den Klimawandel beeinflusst wurde. Die ungewöhnliche Wetterlage als solche hat allerdings ebenso eine erhebliche Rolle gespielt, sodass es wahrscheinlich auch ohne Klimawandel zu einer Katastrophe gekommen wäre.

Mehr als 200 Menschen starben laut globaler Katastrophendatenbank bei den Überschwemmungen in Deutschland und Belgien im Juli 2021.​[​198​]​ Häuser, Straßen und Autos wurden zerstört, insgesamt entstanden Schäden im zweistelligen Milliardenbereich. Einen kleineren Teil zahlten die Versicherungen, den Rest die deutschen Steuerzahler. In einem ungewohnt hohen Tempo, das sonst nur in Wahlkampfzeiten möglich scheint, brachte die Regierung ein 30 Milliarden schweres Hilfspaket auf den Weg.​[​199​]​

Doch wie kam es zu den verheerenden Schäden?

Bebauung

Die Flut ereignete sich in einer Region mit langer Tradition menschlicher Landnutzung, die mit den typischen Oberflächenveränderungen durch Hangbebauung, Entwässerungskanäle und Monokulturen einhergeht. Diese Faktoren wirken sich allesamt ungünstig auf die Hochwasserdynamik aus. Bei einer Kartierungskampagne im Rahmen der Aufarbeitung der Flutkatastrophe​[​200​]​ wurden systematische Erosionszeichen entdeckt. Besonders entlang kleiner Bäche rutschten zum Teil überdurchschnittlich viel Geröll, Boden und Schutt die Hänge herunter. Das Gesamtmuster schien ungewöhnlich. Bewaldete Auen mit starker Erosion lagen neben nahezu unberührten Wiesen und Wäldern, und intakte Hänge zeigten plötzlich Abschnitte mit heftiger Zerstörung. Als Ursache konnten auf Satellitenbildern in den meisten Fällen die Rohre unterirdischer Entwässerungssysteme identifiziert werden. Die Satellitenmessgeräte, die nicht nur sichtbares, sondern auch langwelligeres Licht verarbeiten, machen diese Systeme erkennbar, die wir mit bloßem Auge nicht entdecken würden.

Bei Interviews mit Anwohner*innen stellte sich heraus, dass die sogenannte Fliesenentwässerung in der Gegend gängige Praxis war, damit die Weinhänge nicht zu feucht wurden und das Abwasser der Häuser entsorgt werden konnte. Die Folgen dieser Maßnahmen während des Julihochwassers 2021 waren verheerend: Solange die Drainage hielt, flossen die Wassermassen die Hänge hinab in die umliegenden Bäche. Doch nach und nach füllten sich die überlasteten Drainagerohre mit Schutt und verstopften, sodass das Wasser sich staute und die Böden so nass wurden, dass es zu Erdrutschen kam. Ein Teufelskreis, in dem sich die Hochwasserwellen aufbauten. Viele dieser Entwässerungssysteme sind mehrere Jahrzehnte alt und mitunter gar nicht dokumentiert, sodass diese potenziellen Gefahrenquellen nicht in Hochwasserkarten und entsprechende Warnsysteme vom Wetterdienst und der Bundesanstalt für Gewässerkunde eingegangen sind. Die Rohre sowohl zu kartografieren als auch im Anschluss zu reparieren oder auch zu entfernen und die Auen zu renaturalisieren, ist eine anspruchsvolle, aber dringende Aufgabe, um ähnliche Katstrophen zu verhindern.

Der beispiellose wirtschaftliche Schaden im Ahrtal und in der Niederrheinischen Bucht ist nicht nur der schieren Größe des betroffenen Gebiets geschuldet, sondern auch durch die hohe Geschwindigkeit des zerstörerischen Wassers bedingt, das viele Bäume mit sich riss und tonnenweise Schutt produzierte. Dies führte zu einem Überschwemmungspegel von mehreren Metern, sodass nicht nur Keller und Erdgeschosse, sondern auch die ersten Stockwerke vieler Häuser geflutet wurden. Frühere heftige Hochwasser im Ahrtal wie 2003 oder 2016 verursachten ebenfalls erhebliche Sachschäden, waren aber nicht lebensgefährlich. Die besondere Dramatik des Hochwassers von 2021 ergibt sich aus dem ungünstigen Zusammenwirken extremer Regenfälle, deren Intensität durch den Klimawandel erhöht wurde, der spezifischen Topologie der Region, ausgedehnter Flächenversiegelungen sowie vielen Geröllabgängen infolge verstopfter Entwässerungssysteme.

Da die Katastrophe durch die Verquickung unglücklicher Umstände entstand, widerfuhr hier eigentlich niemandem offensichtlich Unrecht, trotzdem gab es Ungerechtigkeit. Denn die Betroffenen wurden nicht hinreichend gewarnt, außerdem verstopften die angelegten Entwässerungssysteme und verschlimmerten die Situation zumindest teilweise noch. Eine laufende Untersuchung​[​201​]​ soll klären, ob Investitionen in robuste Frühwarnsysteme verschleppt wurden, ob die Bewohner*innen über den Zustand der Infrastrukturversorgung getäuscht wurden und warum es keine Hochwasserschutzpläne für kleinere Bäche gab.

Gefahrenbewusstsein

Auch im reichen Deutschland mit seinen hohen rechtsstaatlichen Standards und funktionierenden Sozialsystemen starben diejenigen, die sich nicht selbst helfen konnten. Und das, obwohl die Überschwemmungen vorhergesagt wurden. Wetterprognosen zeigten bereits Tage vor dem Ereignis eine hohe Überschwemmungswahrscheinlichkeit in den betroffenen Regionen. Mehr als 150 Warnungen gingen über den Deutschen Wetterdienst, über die europäischen Behörden, über Sirenen, Radio und Fernsehen an die Öffentlichkeit.​[​202​]​ Doch offensichtlich wiegten sich Bevölkerung und Teile der Behörden trotzdem in Sicherheit, weil ein Gefahrenbewusstsein aus früheren Katastrophen fehlte (siehe Kapitel 2 und 3). Eine Online-Befragung von August bis Oktober 2021 in den betroffenen Gebieten ergab, dass aufgrund der Warnungen nur etwa ein Siebtel (15 Prozent) von 856 gewarnten Anwohner*innen mit massiven Schäden und lebensbedrohlichen Situationen rechnete. Die meisten erwarteten, dass sie nicht mehr tun müssten, als alles Wertvolle aus dem Erdgeschoss zu sichern, während fast die Hälfte (46 Prozent) nicht wusste, wie sie sich helfen sollte und ein Drittel (29 bis 35 Prozent) der Befragten die Warnungen überhaupt nicht registriert hatte.​[​203​]​

Für Kinder, Ältere und Menschen mit Behinderungen gab es weder gezielte Warnungen noch Handlungsempfehlungen, obwohl sie erfahrungsgemäß die am stärksten gefährdeten Bevölkerungsgruppen bei Hochwasserereignissen sind, da sie weniger risikobewusst sind oder größere Schwierigkeiten haben, sich selbst aus gefährlichen Situationen zu retten und zudem oft schwerer zu erreichen sind.​[​204​]​ Ein tragisches Unglück ereignete sich im Ort Sinzig an der Ahr, wo fast alle Bewohner*innen eines Behindertenheims ertranken, weil jede Hilfe zu spät kam.

Besonders vulnerable Gruppen wurden so Opfer des hierzulande zu gering ausgeprägten Risikobewusstseins für Wetterkatastrophen. Dabei gab es mit den Hitzewellen 2003 und 2010 zwei der tödlichsten Extremwetterereignisse in diesem Jahrhundert in Europa.​[​205​]​ Beide waren extrem gut vorhergesagt, aber kaum jemand wusste mit den Warnungen etwas anzufangen. Daraus hätte man lernen können und müssen, zumal seit Jahren bekannt ist, dass mit dem fortschreitenden Klimawandel Wetterphänomene extremer ausfallen können. Trotzdem gibt es in Deutschland bis heute keine Maßnahmen zur Bildung eines entsprechenden Risikobewusstseins in der Bevölkerung, weder in Schulen noch an Arbeitsplätzen oder in Altenheimen.

Die Flutkatastrophe 2021 hat auch Lücken in der Kommunikationsstruktur der Behörden offengelegt. Denn in einem föderalen System wie dem deutschen ist der Bund zwar für den Zivilschutz, die Länder aber für den Katastrophenschutz zuständig. Die geteilte Verantwortung brachte es mit sich, dass nicht eindeutig klar war, welche der Behörden die Bevölkerung wie zu alarmieren hatte. So musste man in Deutschland die bittere Erfahrung machen, dass auch das Warnen geübt sein will.

In Bangladesch beispielsweise gibt es tragfähige Kommunikationsstrukturen, die zeigen, wie viele Menschenleben durch die angemessene Übermittlung von Informationen gerettet werden können, selbst dann, wenn es sich um Ereignisse handelt, die für die Betroffenen neu sind. Anstatt nur im Radio und Fernsehen vor Überschwemmungen zu warnen, bekommen die Menschen dort brisante Informationen direkt aufs Handy. Personalisierte und auswirkungsbezogene Warnungen – etwa bestimmte Slums in Dhaka aufgrund von Starkregen wegen drohender Lebensgefahr nicht zu betreten – können helfen, die Menschen in den betroffenen Gebieten zu schützen. Wer eine Warnung nicht versteht, kann auch nicht darauf reagieren. Deshalb ist dabei entscheidend, möglichst anschaulich zu warnen und nicht etwa von 10 Millimetern zu erwartendem Niederschlag zu sprechen, sondern von Straßensperrungen und Überflutungsgefahren in konkreten Stadtteilen oder Regionen.

Aber all das funktioniert nur, wenn Menschen in Institutionen Verantwortung übernehmen und in Kommunikation, Bildung sowie Frühwarnsysteme investiert wird. In Deutschland kommt sicher noch erschwerend hinzu, dass nach dem Ende des Kalten Krieges die Investitionen in den Zivilschutz massiv zurückgefahren wurden und auf Behördenebene kaum mehr entsprechende Übungen stattfanden. Nachdem die permanente Bedrohung der Bevölkerung mit der Wiedervereinigung ein Ende genommen hatte, wiegte man sich hierzulande in trügerischer Sicherheit. Nun müssen diejenigen, die in den entsprechenden Positionen sind, weil sie über Macht, Geld und andere Ressourcen verfügen, ihre Pflicht für eine gerechte Gesellschaft ernst nehmen.

Wer trägt die Schuld?

Die Schuldfrage bei Wetterkatastrophen ist nur schwer zu beantworten. In wessen Verantwortung stand beispielsweise, das System der Abwasserleitungen im Ahrtal zu kartieren? In der der Behörden oder derjenigen, die sie vor Jahrzehnten angelegt haben, ohne über mögliche Risiken nachzudenken? Solche Aspekte beschäftigen Untersuchungsausschüsse und Gerichte. Das ist durchaus sinnvoll, vor allem wenn Einzelne tatsächlich fahrlässig gehandelt haben, aber trägt nicht dazu bei, die strukturellen Gerechtigkeitsprobleme dahinter auch zu lösen.

Ungerechtigkeit ist nicht immer auch Unrecht. Der Unterschied ist oft unscharf und hängt von der Auslegung des Rechts durch Richter*innen ab. Wenn zum Beispiel in Häusern mit günstigen Wohnungen Bauvorschriften umgangen werden, um Geld zu sparen, leben arme Menschen bei Hitzewellen potenziell in Lebensgefahr. Genauso wenn Bauvorschriften unzureichend sind, um Häuser zu bauen, die ihre Bewohner*innen nicht nur vor Regen, sondern auch vor Unwetter schützen. In beiden Fällen ist den Bewohner*innen Unrecht widerfahren. Wenn es aber gar kein Bewusstsein dafür gibt, wie Bauvorschriften überhaupt aussehen müssten, um Mensch und Umwelt optimal zu schützen, oder Gebäude viel älter und deswegen schwer zu sanieren sind, ist es nicht eindeutig, ob Unrecht begangen wurde. Ungerecht ist es in jedem Fall. Schuld und Verantwortung sind verschiedene Dinge. Gewählte Politiker*innen stehen in der Verantwortung, Bauvorschriften zu erarbeiten, tragen jedoch keine juristische Schuld. Gerechtigkeit herzustellen, wenn es keine klare Schuldverteilung gibt, ist äußerst schwierig und trotzdem unbedingt notwendig. In diesem Zusammenhang gilt es auch, die Medien nicht aus der Verantwortung zu nehmen. Greta Thunberg sagt dazu: »Unsere Unfähigkeit, die Klima- und Ökologiekrise aufzuhalten, ist das Ergebnis eines fortwährenden Versagens der Medien. […] Es ist eine Krise der Informationen, die nicht durchdringen – weil sie nicht so dargestellt, verpackt oder vermittelt wurden, wie es sein sollte.«​[​206​]​ Damit ist ein Aspekt der Schuld an der Klimakrise beschrieben. Journalist*innen, die aktiv Lügen verbreiten, laden ganz sicher persönliche Schuld auf sich (siehe auch Kapitel 7). Aber was ist mit denjenigen, die das Thema ignorieren? Tragen sie Schuld?

Man kann die Frage auch anders stellen: Tragen einzelne Journalist*innen Verantwortung? Ja! Sie verfügen aufgrund der redaktionellen Strukturen und der jeweiligen Auftragslage vielleicht nicht über die Macht, sie uneingeschränkt wahrzunehmen, aber Verantwortung haben sie auf jeden Fall. Ebenso wie die Behörden im Ahrtal, die vielleicht keine Schuld im rechtlichen oder auch moralischen Sinne auf sich geladen haben, aber Verantwortung tragen sie. Im Föderalismus kann eine unscharfe Verteilung von Zuständigkeiten dazu führen, dass auch die Verantwortung zwischen den einzelnen Behörden hin- und hergeschoben wird und die Aufarbeitung durch gegenseitige Schuldzuweisungen versandet. Warum begannen die Evakuierungen, insbesondere im Landkreis Ahrweiler, erst sehr spät am Abend, als das Wasser bereits ganze Häuser überschwemmt hatte? Wer trägt die Verantwortung dafür, dass viele Anwohner*innen während der bedrohlichen Hochwassersituation auf den Dächern ihrer Häuser um ihr Leben bangen mussten oder sogar ertranken? Das sind wichtige Fragen, deren Beantwortung gerade auch für die psychische Bewältigung der Katastrophe von Bedeutung ist, aber die Antworten sorgen letztlich nicht für eine gerechtere Gesellschaft. Gerechtigkeit ist nicht von Verantwortung zu trennen, Verantwortung kann jedoch auch ohne Schuldeingeständnis oder nachweisbare Schuld übernommen werden.

Wenn man dies verinnerlicht, hilft das Strukturprinzip des Föderalismus sogar, um im Alleingang Verantwortung zu übernehmen. So könnte Rheinland-Pfalz die Meldungen vom Wetterdienst in personalisierte Warnungen (für Gruppen, nicht Individuen) für die lokale Bevölkerung umwandeln und den verschiedenen Bevölkerungsgruppen direkt aufs Handy ausspielen, ohne dafür erst langwierige Verwaltungsprozesse beim Bund zu durchlaufen. Sicher würden andere Bundesländer diesem Beispiel folgen.

Struktureller Rassismus

Im Umgang mit den persönlichen Auswirkungen wetterbedingter Katastrophen haben Feldarbeiter*innen in Gambia nicht den gleichen Handlungsspielraum wie weiße Europäer*innen. Die Dimensionen der Ungerechtigkeit sind in diesem Fall in Gambia größer, weil es neben strukturellem Sexismus und einer oft ineffizienten Administration noch postkoloniale Muster westlicher Ausbeutung gibt. Die Geschichten von den »armen Opfern« auf dem afrikanischen Kontinent sind jedoch nur eine Facette, die wir im Westen gern von afrikanischen Ländern zeigen. Das Bild vom dysfunktionalen Kontinent aber ist letztlich aus der gleichen Haltung heraus geboren, wie europäischen Sondermüll nach Ghana zu verschiffen. Das ist eine rassistische Haltung, ganz nach dem Motto »die anderen versus wir«.

Zurück zu meinem Erdkundelehrer, der aus einer solchen Haltung heraus verkündete, dass die (Wetter-)Privilegien der Europäer*innen »natürlichen« Ursprungs seien und nicht jahrhundertelangen Machtpraktiken entsprängen, die bewusst angewandt und mit Repressionen aufrechterhalten wurden. Die böse Ironie der Geschichte besteht darin, dass uns diese Haltung blind gemacht hat für die Verwundbarkeit vor der eigenen Haustür, im eigenen Dorf, in der eigenen Gemeinde, im eigenen Land. So wie ich es im Unterricht gelernt habe: An Naturkatastrophen leiden »die anderen«.

Dieser Irrglaube führt dazu, dass Deutschland in Sachen Klimagerechtigkeit für die eigene Bevölkerung hinter anderen Ländern zurückhängt. Nicht nur hinter Frankreich, das nach der dramatischen Hitzewelle 2003 kontinuierlich in Aufklärung und Frühwarnung investiert, während Deutschland im Jahr 2023 gerade erst anfängt, Hitzepläne zu konzipieren, sondern auch hinter vielen Ländern des Globalen Südens, in denen es auf Gemeindeebene viele Beispiele gibt, wie man den Schutz der Bevölkerung in die Hand nehmen kann. Die indische Stadt Indore im zunehmend dürregeplagten Staat Madhya Pradesh hat beispielsweise mit der Renaturierung von Gewässern begonnen und historische Brunnen wiederhergestellt. Durch die vielen unabhängigen Quellen konnte die Belastung des bestehenden Wasserverteilungssystems reduziert und eine bessere Bindung des Wassers im Boden erreicht werden. Durch diese Maßnahme wuchs die Resilienz der Bevölkerung (besonders in informelleren Siedlungen) in Dürrezeiten deutlich.

Klimagerechtigkeit bedeutet, die Rechte der am stärksten gefährdeten Menschen zu schützen, indem die Lasten des Klimawandels und seiner Auswirkungen gerecht und auf alle Teile einer Gesellschaft verteilt werden. Zumeist wird dies entweder auf den Globalen Süden allein oder auf zukünftige Generationen bezogen, aber eben nicht auf die im Sommer 2021 betroffenen Weinregionen in Westdeutschland. Doch auch im Zusammenhang mit Ereignissen wie diesen müssen wir über Klimagerechtigkeit sprechen. Die Tatsache, dass Deutschland im Vergleich zu anderen mitteleuropäischen Ländern wie Frankreich oder Großbritannien eine recht homogene Bevölkerung hat, trägt sicher zum mangelnden Bewusstsein für strukturellen Rassismus hierzulande bei.

In einer nach wie vor patriarchalen und rassistischen Gesellschaft wie der deutschen orientiert sich die Verwaltung an den Bedürfnissen relativ wohlhabender weißer Männer, die sich zum großen Teil für relativ unverwundbar halten. Während man auf nationaler Ebene auch in Deutschland nicht mehr an Themen wie Diversität und Schutz von Minderheiten vorbeikommt, ist das auf lokaler und regionaler Ebene oft noch ganz anders. Im vorherigen Kapitel ging es auch darum, wie in Australien das durch die Fossilindustrie befeuerte Narrativ in ländlichen Gebieten weniger infrage gestellt wird als in der Stadt. Das ist in Deutschland nicht anders, und Deutschland ist außerhalb seiner wenigen großen Städte sehr ländlich. Wobei »ländlich« in diesem Fall nicht landwirtschaftlich geprägt meint, sondern eine vergleichsweise geringe Bevölkerungsdichte mit wenig Zu- und Abwanderung und daher auch kaum Veränderung. In diesen Regionen neigt die Lokalpolitik eher zu einer tendenziell rassistischen und patriarchalen Geisteshaltung.

Da hilft nur Unlearn Patriarchy, wie es der Titel eines Sammelbandes von Naomi Ryland und Lisa Jaspers ausdrückt. Was bedeutet das? Es geht darum, die weitgehend unbewusst und unreflektiert inhalierten patriarchalen Denk- und Verhaltensmuster in unserer Gesellschaft aufzudecken und loszuwerden. Interessant in diesem Zusammenhang ist das Konzept der Dekolonialisierung. Dabei werden gesellschaftliche Strukturen, Gesetze, Arbeitsabläufe und andere Sozialisierungsmotoren nach kolonialistischen und rassistischen Prägungen durchforstet. In Deutschland gibt es bisher wenig Bewusstsein für die Notwendigkeit der Dekolonialisierung, auch weil Deutschland generell die koloniale Vergangenheit, im Gegensatz zum Beispiel zum Holocaust, weder im Bewusstsein hat noch eine Aufarbeitung beginnt. Die Bereitschaft dafür steigt aber möglicherweise, wenn Katastrophen wie die im Ahrtal vor Augen führen, dass sowohl das Gefühl der Unverwundbarkeit als auch die unhinterfragte Anspruchshaltung für Privilegien unzutreffende Denkfiguren aus kolonialen Zeiten sind.

Auch die sich hartnäckig haltende Vorstellung, dass die Beteiligung aller sogenannter Minderheiten am öffentlichen Leben vornehmlich diesen Minderheiten nützen würde – und eben nicht der Mehrheitsgesellschaft –, ist ein Schatten vergangener Zeiten. Damit meine ich nicht, dass es keine Toten im Ahrtal gegeben hätte, wenn Deutschland mehr als ein Lippenbekenntnis zur Diversität ablegen würde. Allerdings ist es nicht von der Hand zu weisen, dass eine Gemeinschaft, die sich der Diversität ihrer Bevölkerung bewusst ist, geeignete Maßnahmen treffen wird, um möglichst jeden konkret nach seinen Bedürfnissen zu schützen.

Die kolonialfossile Wurzel

Was hat das alles nun mit der Frage nach Schuld und Verantwortung für die Geschehnisse an Ahr und Erft sowie für den Schutz vor weiteren Katastrophen zu tun? Einzelne Personen und ganze Behörden haben versagt, doch für noch dramatischer halte ich das Versagen unserer Gesellschaft, das darin besteht, nicht vollumfänglich anzuerkennen, was Klimawandel tatsächlich bedeutet. Wir haben ein globales Gerechtigkeitsproblem, das wir der Vorherrschaft des hartnäckigen kolonialfossilen Narrativs verdanken.

Das betrifft nicht nur die Hochwasserkatastrophe von 2021 oder die Hitzewellen in den Jahren davor (und die, die uns in der nahen Zukunft noch erwarten), sondern auch die Diskussionen um die Einhaltung des 1,5-Grad-Zieles. Dieses werden wir nicht erreichen, wenn wir das kolonialfossile Narrativ nicht entzaubern. Die kolonialfossile Weltordnung, und damit eben auch die Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung in Deutschland, fußt auf der Ausbeutung von Arbeitskräften sowie Ökosystemen und dient dazu, wenige privilegierte Menschen reich zu machen.

Wann immer Greta Thunberg, Luisa Neubauer oder andere Aktivist*innen sich in diesem Sinne öffentlich äußern, gibt es impulsive Gegenreaktionen, die beileibe nicht auf Trolls beschränkt bleiben. So twitterte Christian Lindner im März 2019, dass Klimaschutz etwas für Profis sei, womit er implizierte, dass die Aktivist*innen nicht wüssten, wovon sie reden, und die Zusammenhänge nicht verstehen würden.​[​207​]​ Sein Tweet gibt die Stimmungslage in breiten Teilen der Bevölkerung wieder, die eine rasche Transformation des Wirtschaftssystems intuitiv ablehnt.

In ähnlicher Weise bezeichnend ist auch das Feedback auf das von Greta Thunberg 2022 herausgegebene Klimabuch, in dem Wissenschaftler*innen, Aktivist*innen, Journalist*innen und Literat*innen darlegen, worin die Ursachen und Folgen des Klimawandels bestehen und welche Maßnahmen schleunigst ergriffen werden müssten. Im SWR kritisierte ein Rezensent das Buch als infantil. Außerdem greife es zu kurz, weil ein Abschnitt zur Technologie fehle.​[​208​]​ Diese Reaktion ist ein gutes Beispiel für bewusstes Missverstehen des Anliegens, denn die Kernaussage des Buches besteht darin, dass der Klimawandel eben kein Problem ist, das mit Technologie gelöst werden kann. In diesem Zusammenhang werden die Akivist*innen gern als naiv dargestellt, weil sie angeblich die sozialen und wirtschaftlichen Realitäten nicht kennen. »Infantil« heißt also in dieser Auslegung, das kolonialfossile Narrativ als ungerecht und dringend veränderungsbedürftig darzustellen. So wird der Klimawandel zwar nicht geleugnet, aber jede Form echter Lösungsansätze als naiv verunglimpft und lächerlich gemacht.

Es gibt noch eine weitere Praktik, die das Narrativ der Fossilindustrie stützt. Gemeint ist das alltägliche, gewissermaßen unbewusste Fortschreiben des Gewohnten und Erlernten. Man macht einfach so weiter wie bisher. Der Alltagsstress rechtfertigt, dass man weder den eigenen Sexismus noch seinen latenten Rassismus reflektiert und schon gar nicht den eigenen Kolonialfossilismus. Die Stelle muss schnell neu besetzt werden, da kann man nicht lange überlegen, wie man unterrepräsentierte Bewerber*innen anspricht. Der Name der neuen Mitarbeiterin ist so kompliziert, da bedient man sich halt eines ähnlichen Namens. Dass der Protokollführer dann die Notizen auch nicht an die richtige E-Mail-Adresse sendet, war natürlich ein Versehen. Die Kinder sind so schwierig mit dem Essen, da kann man sich nicht auch noch überlegen, wo es herkommt. Und Klara muss um vier beim Ballett sein, Paul um halb fünf beim Fußball, da erst noch das Fahrrad aus dem Keller zu holen, ist doch viel zu tüdelig.

Veränderung

Für die allermeisten von uns ist das Leben anstrengend genug, einfach nur den Alltag zu bewältigen bereits eine Herausforderung. Doch man muss die Kraft aufbringen, die Geschichte vom guten Leben in unserer Gesellschaft neu zu erzählen. Kann das gelingen? Und wenn ja, wie?

Anhand der Flutkatastrophe 2021 in Deutschland habe ich versucht, das eigentliche Problem sichtbar zu machen und die Frage zu diskutieren, wie wir von individueller Schuldsuche zu gesellschaftlicher Verantwortung kommen können. Wie kann eine breite Anerkennung für die Tatsache geschaffen werden, dass das kolonialfossile Narrativ wirklich allen schadet?

Es ist kein Zufall, dass ich diese Aspekte in einem Kapitel thematisiere, in dem es um eine Katastrophe in Deutschland geht. Das ist das Land, in dem ich aufgewachsen bin und in dem ich das Handwerkszeug erlernt habe, mit dessen Hilfe ich jetzt Wissenschaft betreibe. Es ist auch das Land, das ich verlassen habe. Zuerst nicht explizit mit der Absicht, nicht mehr zurückzukommen, aber heute würde es mir schwerfallen, in Deutschland zu leben, da ich dort nicht in der gleichen Weise wie im Vereinigten Königreich forschen könnte. Damit bin ich vielleicht nicht die richtige Person, um darüber nachzudenken, wie die deutsche Gesellschaft sich verändern sollte, dennoch liegt mir diese Transformation am Herzen. Und ich weiß, dass die Generation von Greta Thunberg – in England wie in Deutschland – den Klimawandel als ein Gerechtigkeitsproblem sieht. Das macht Mut! Die meisten Wähler*innen und Entscheidungsträger*innen in beiden Ländern und darüber hinaus aber scheinen nicht verstehen zu wollen oder zu können, worum es wirklich geht.

Erst wenn die Problematik des herrschenden Narrativs ins öffentliche Bewusstsein gehoben wird, kann es auch verändert werden. Mit der Suche nach dem richtigen Weg dorthin bin ich nicht alleine. Die kanadische Schriftstellerin Naomi Klein, der französische Ökonom Thomas Piketty, die amerikanische Schriftstellerin Maggie Nelson, mein*e Freund*in YouTuber*in Adam Levy genauso wie die Letzte Generation, Just Stop Oil oder Extinction Rebellion – sie alle und viele mehr diskutieren darüber, wie man die Menschen am besten dazu bringen kann, ihr Verhalten zu ändern, sei es an der Wahlurne, im Supermarkt oder an der Zapfsäule, aber vor allem dort, wo sie Narrative weitergeben. Geht es eher über die »Schockstrategie« von Naomi Klein, die das Fokussieren der durch den Klimawandel befeuerten Katastrophen favorisiert, oder brauchen wir ein völlig neues Konzept für Das Kapital im 21. Jahrhundert, das Thomas Piketty in Hinsicht auf die soziale Ungleichheit entwirft?

Neben diesen eher akademischen Entwürfen sind auch die Ideen und Praktiken von Aktivist*innen für neue Narrative unverzichtbar. Einige von ihnen sind allerdings mit Vorsicht zu genießen, da sie ungewollt das fossile Narrativ weiterschreiben. Denn sie kommen aus bestimmten Traditionen der Umwelt- und der Friedensbewegung, die durchaus patriarchal geprägt sind und zum Teil sogar kolonialistisch funktionieren. Ein krasses Beispiel dafür ist Extinction Rebellion, deren Gründer Roger Hallam den Holocaust als »just another fuckery in history« bezeichnete. Im fünften Kapitel habe ich Lazenya Weekes-Richemond und ihre Analyse der toxischen und kolonialistischen Strukturen in vielen NGOs zitiert, die sich eigentlich Gerechtigkeit auf ihre Fahnen geschrieben haben. Beim Thema Klimagerechtigkeit gibt es eine ähnliche Gefahr, sobald die aktivistischen Bewegungen ihre eigenen Traditionen nicht reflektieren. Denn gerade ein gut gemeintes Anliegen kann man nicht mit falschen Mitteln erreichen. Und wenn im Ergebnis so etwas wie eine toxische Klimagerechtigkeit herauskommt, nützt das niemandem und schadet allen, die etwas verändern wollen. Ein Beispiel für eine solche toxische Klimagerechtigkeit ist, wenn Wissenschaftler*innen öffentlich von Aktivist*innen diskreditiert werden, weil sie mit dem Flugzeug zu einer Konferenz gereist sind. Oder Menschen mit mehreren Kindern dafür verurteilt werden, Menschen mit zukünftig statistisch gesehen hohem CO2-Fußabdruck in die Welt zu setzen.

Um tatsächlich Klimagerechtigkeit zu erlangen, muss uns etwas Besonderes gelingen: Wir brauchen neue Narrative, die nicht an das tradierte Verständnis von Gerechtigkeit angepasst sind und zudem ungleich attraktiver wirken, sodass sich alle Menschen darauf einlassen können, ohne darüber nachzudenken.

Ob das möglich ist? Aber sicher! In der Menschheitsgeschichte wurden bereits sehr wirkmächtige Narrative verändert. Die Sklaverei ist abgeschafft, People of Color genießen volle Bürgerrechte, homosexuelle Paare dürfen heiraten und Kinder großziehen, und Frauen haben volle Teilhabe in der Gesellschaft. All das erscheint uns heute als Selbstverständlichkeit, doch vor noch nicht einmal 100 Jahren galten andere Narrative, und das Gerechtigkeitsempfinden war ein völlig anderes. Zwar ist auch heute der Sexismus nicht abgeschafft, aber das Gesamtbild hat sich bereits geändert. Gelungen ist das durch Protest, durch Bildung, durch Kunst und Kultur sowie durch Änderung der Machtverhältnisse. Die amerikanische Schriftstellerin Maggie Nelson macht in ihren Büchern klar, dass niemand das Licht der Welt mit dem Wissen um ungleiche Machtstrukturen und deren Auswirkungen erblickt. Ungerechtigkeit wird erst erlernt. Deswegen kann man sie auch wieder verlernen. Dafür brauchen wir in Sachen Klimagerechtigkeit also auch unbedingt Protest, Bildung und Kunst. Und von allem mehr! Auch wenn sich der Begriff Climate Fiction mittlerweile etablieren konnte, habe ich noch keinen wirklich guten Roman zum Thema gelesen. Auch bei bildender Kunst bin ich noch nicht fündig geworden. So geht es zumindest mir, ganz persönlich. Vielleicht habe ich nicht gründlich gesucht, aber auch das zeigt einmal mehr, dass einem das Thema eben nicht einfach unterkommt.

Aber die Machtverhältnisse sind das Hauptproblem. Würde es den Menschen leichter fallen, Macht abzugeben, hätten sich die herrschenden Narrative viel schneller ändern können. Ryland und Jaspers haben in ihrem Buch Unlearn Patriarchy schon mal eine gute Übersicht von Bereichen zusammengestellt, in denen Veränderungen heute dringend nötig wären. Alle sind wichtig: Bildung, Geld, Familie, Wissenschaft, Identität, Sex, Arbeit, Rassismus ebenso wie Kunst und Kultur.

Klimagerechtigkeit werden wir nicht allein durch einen schadenbasierten Ansatz erreichen. Aber er muss natürlich einen stabilen Pfeiler der Entwicklung bilden. Mit wissenschaftlicher Präzision sollten wir die Emissionen im Blick behalten, ebenso die Temperaturentwicklungen als deren Folgen. Katastrophen wie die Überschwemmungen 2021 im Ahrtal müssen detailreich aufgearbeitet werden und sinnvolle Konsequenzen nach sich ziehen. Diese gibt es auch bereits.

Noch während der Covid-19-Pandemie wurde unter dem Eindruck der Flutkatastrophe die Reform des Katastrophenschutzes in Deutschland beschleunigt. Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) und das Technische Hilfswerk bekamen mehr Mittel für Personal und Ausrüstung zur Verfügung gestellt. Außerdem wurde ein neues Lagezentrum eingerichtet, das Akteur*innen des Bundes und der Innenministerien der Länder zusammenführt und eine bessere Abstimmung von Krisenstäben auf Bundes- und Länderebene ermöglicht. Zwei Monate nach der Katastrophe wurde ein Förderprogramm für elektronische Warnsirenen aufgelegt, die auch direkt von Bundesbehörden aktiviert werden können. Die offizielle Gefahrenwarn-App des Bundes (NINA) wurde überarbeitet und das Cell-Broadcast-Warnsystem eingeführt, das Gefahrenmeldungen in ganz Deutschland direkt auf die Smartphones in betroffenen Regionen sendet. Auch der Zivilschutz soll ein neues Gesicht bekommen. Im Gespräch sind verpflichtende Schulungen und regelmäßige Übungen für die Bevölkerung ebenso wie Ideen zur Rekrutierung von Freiwilligen für den Zivilschutz.​[​209​]​

Bei all diesen wünschenswerten Maßnahmen darf nicht aus dem Blick geraten, dass der Klimagerechtigkeit die Reproduktion von Machtverhältnissen im Wege steht, die der kanadische Geograf und Spezialist für Bürgerbeteiligung und Umweltverschmutzung Max Liboiron neoliberal nennt und die ich als kolonialfossil bezeichne.​[​210​]​ Die Welt wurde über zwei Jahrhunderte in ein Korsett des kolonialen und fossilen Wachstums gepresst. Um den Weg zur Klimagerechtigkeit freizumachen, müssen dieses Korsett gesprengt und die Denkblockaden der populär gewordenen Sachzwanglogik, nach der Wachstum der Heilsbringer an sich ist, beiseitegeschoben werden. Dafür sollte jede*r Einzelne Verantwortung für Veränderung übernehmen.


Kapitel 9   
Ein Land ertrinkt in Klimaschäden

⦿ Pakistan

»Ich sehe Hunderte und Tausende von Menschen, hilflose Menschen. Ich sehe einen kompletten Blackout in diesem Bereich. Hier gibt es keinen Strom und keine Internetverbindung. Die Menschen versuchen, um Hilfe zu rufen. […] Die Leute […] haben sich auf eine Insel oder eine gepflasterte Straße oder an einen anderen Ort geflüchtet, wo sie sich vor dem Wasser retten konnten.«​[​211​]​

»Hier schläft die Kleine. Wir haben nur den Boden. Wir haben nichts. Ich habe dieses Geschirr. Sonst nichts. Kein Essen zum Kochen. Alles ist leer.«​[​212​]​

»Lassen Sie mich klarstellen, dass es hier um Klimagerechtigkeit geht. Wir beschuldigen niemanden, wir erheben keine Anschuldigungen, wir sagen, dass dies nicht unsere Schuld ist, sondern wir Opfer geworden sind. Soll ich meinen Appell in eine Bettelschale werfen? Das ist eine doppelte Strafe. Es ist ungerecht und unfair.«​[​213​]​

Ein Land steht unter Wasser

Von Mitte Juni 2022 an kam es in weiten Teilen Pakistans zu rekordverdächtigen Monsun-Niederschlägen. In den am schlimmsten betroffenen Provinzen Belutschistan und Sindh fiel sieben- beziehungsweise achtmal so viel Regen wie üblich, im gesamten Land etwa 3,5-mal mehr. Die intensiven Regenfälle lösten Erdrutsche, Überschwemmungen von Gletscherseen und Sturzfluten aus. Der Fluss Indus, der ganz Pakistan durchzieht, flutete Tausende von Quadratkilometer, wodurch im Süden ein über 100 Kilometer langer See entstand.

Diese außergewöhnlich starken Monsun-Niederschläge gingen in einem Land mit hoher Bevölkerungsdichte und großer Armut nieder. Mehr als 33 Millionen Menschen des 240 Millionen Einwohner*innen starken Landes​[​214​]​ waren von den Überschwemmungen betroffen, 1,7 Millionen Häuser wurden zerstört und fast 1500 Menschen starben.​[​215​]​

Am 25. August rief die Regierung den nationalen Notstand aus. Zu den akuten Schäden, die sich nach Schätzungen der Weltbank auf rund 30 Milliarden US-Dollar bemessen, kommen die Kosten des Wiederaufbaus hinzu. Es wird Jahre dauern, bis sich die Region wieder erholt hat. Mehr als 6700 Kilometer Straße, 269 Brücken und 1460 Gesundheitseinrichtungen wurden zerstört, 18 590 Schulen beschädigt, fast eine Million Nutztiere getötet und rund 18 000 Quadratkilometer Ackerland ruiniert. Fast die Hälfte der Baumwollernte – eines der wichtigsten Exportgüter der Nation – wurde durch die Fluten vernichtet. Ebenso wie andere Nutzpflanzen im Wert von rund 2,3 Milliarden US-Dollar, was die Nahrungsmittelknappheit aufgrund des Krieges in der Ukraine und der extremen Hitzewellen in der Vormonsunzeit in der gleichen Region noch einmal deutlich verschärfte.​[​216​]​

Insbesondere in den am schlimmsten betroffenen Provinzen Sindh und Belutschistan brachen Krankheiten wie Durchfall, Cholera, Haut- und Augeninfektionen sowie Malaria aus. Die schlechten hygienischen Bedingungen in den Notunterkünften der Flüchtlinge – im September 2022 wurde ihre Zahl auf 664 000 geschätzt​[​217​]​ – verschlimmerten die medizinische Situation noch.

Verletzlichkeit

Laut dem letzten Ranking der NGO Germanwatch (2021) gehört Pakistan zu den Ländern, die weltweit am stärksten von Klimaextremen bedroht sind. Das hängt zum Teil mit seiner geografischen Lage zusammen, denn das Land liegt zwischen den Ausläufern zweier großer niederschlagstragender Wettersysteme: der Monsunregen aus dem Osten und Südosten im Sommer und Tiefdruckgebieten, den sogenannten westerly disturbances (westliche Störungen), vom Mittelmeer im Winter.​[​218​]​ Studien belegen, dass der Klimawandel auf beide Phänomene erheblichen Einfluss hat, allerdings weniger auf die Intensität als vielmehr auf die Variabilität.​[​219​]​ Das heißt, auch wenn die durchschnittliche Regenmenge in etwa gleich bleibt, so fallen einzelne Jahre eben doch deutlich feuchter oder auch trockener aus. Diese durch den Klimawandel bedingten Wetterveränderungen machen das Land noch anfälliger für Katastrophen wie jene in 2022.​[​220​]​

Pakistan erlebte bereits im Jahr 2010 katastrophale Überschwemmungen. Der vom Obersten Gerichtshof Pakistans in Auftrag gegebene »Report of the Flood Inquiry« kam zu dem Schluss, dass dies nicht nur die Folge außergewöhnlicher Wetterereignisse war, sondern viele Schäden durch das absichtliche Brechen von Deichen und Dämmen zum Schutz großer Städte und Industrieanlagen verursacht wurden.​[​221​]​ Pakistan ist wirtschaftlich gesehen ein armes Land und hat daher nur wenige Möglichkeiten, sich an Wetterextreme anzupassen. Auf dem Notre Dame Global Adaptation Index (GAIN) steht Pakistan auf Platz 32 (von insgesamt 181) der am schlechtesten auf die Bekämpfung des Klimawandels vorbereiteten Länder. Der Index misst anhand von ökonomischen, strukturellen und sozialen Kriterien die Fähigkeit zur Anpassung. In der Wirtschaft wird beispielsweise die Offenheit für Innovationen zur Minderung der Klimafolgen eingeschätzt. Auch institutionelle Faktoren, soziale Ungleichheit und Bildungsförderung im Hinblick auf Anpassungsmaßnahmen gehen in die Berechnungen für das Ranking ein. Platz eins geht zurzeit an Norwegen, während der Tschad auf dem letzten Platz steht.​[​222​]​

Die Untersuchungen nach der großen Flut von 2010 zeigten auch, dass die Verstärkung bestehender Staudämme und Kanalanlagen zukünftige Überschwemmungen nicht verhindern würde und sich eine ähnliche Katastrophe wiederholen könnte. 2022 ist genau das eingetreten und wohl auch nicht zum letzten Mal, wenn sich nichts Grundlegendes ändert. Es gibt nämlich zwei entscheidende Ursachen für die Anfälligkeit von Städten und Dörfern entlang des Indusdeltas. Erstens das Flussmanagement der staatlichen Planer, das auf ingenieurtechnischen Eingriffen basiert und Wasser als »Ressource« für Städte und Industrieanlagen verfügbar macht, ohne auf die Bedürfnisse der Kleinbauern in der Region Rücksicht zu nehmen. Zweitens das Vertrauen auf ein Bewässerungssystem, das noch von Britisch-Indien errichtet wurde und völlig anderen politischen Zwecken diente. Die britischen Besatzer wollten vor allem ihre Macht demonstrieren. Daher mussten ihre Bauwerke möglichst repräsentativ sein. Nach diesem Motto wurde auch ein neues Bewässerungssystem errichtet, das dann aber andere Probleme mit sich brachte und die Wasserversorgung nicht für alle Bewohner*innen der Region verbesserte.

Beim Hochwassermanagement setzte Pakistan vor allem auf hydrologische Megaprojekte. Die so entstandenen Riesenstaudämme haben jedoch zu einer Reihe von Problemen geführt, da als Folge der massiven Eingriffe in die natürlichen Flussläufe ganze Landesteile austrockneten. Mit zunehmendem Alter dieser Infrastruktur kamen Probleme durch starke Sedimentablagerungen hinzu, was dazu führte, dass sich die Kapazität der Kanäle verringerte und somit Überschwemmungen begünstigte.

Seit dem frühen 20. Jahrhundert begegnet man Überschwemmungen entlang des Flusses Indus durch das absichtliche Brechen von Deichen, wodurch das Hochwasser umgeleitet wird. Die Anfälligkeit für Überschwemmungen in der Gegenwart ist somit auch das Produkt kolonialer und postkolonialer Politik. Auch die Umleitung von überschüssigem Wasser auf das Land, um die Städte zu schützen, wird seit der britischen Kolonialherrschaft bis heute fortgeführt. Deshalb waren 2022 auch hauptsächlich ländliche Gebiete von den Überschwemmungen betroffen, wo der Großteil der Bevölkerung (64 Prozent) vorwiegend von der Landwirtschaft lebt. Ackerbau ist ein wichtiger Teil der pakistanischen Wirtschaft und macht 26 Prozent des BIP aus.​[​223​]​ Der Fluss Indus liefert Wasser für fast 90 Prozent der Lebensmittelproduktion in Pakistan, in der die Hälfte der Arbeitskräfte des Landes beschäftigt ist und Weizen, Reis, Baumwolle sowie Zuckerrohr produziert.​[​224​]​ Diese Menschen leiden bei Überschwemmungen am stärksten. Als Reaktion darauf haben viele Bauern in die Viehproduktion investiert, was sich allerdings nicht als nachhaltiger Schutz vor dramatischen Verlusten bewährt hat. Denn gerade große Nutztiere sind bei Überschwemmungen besonders gefährdet. Schätzungen zufolge sind während der Überschwemmungen 2022 allein in der Provinz Sindh mehrere Hunderttausend Nutztiere ertrunken.​[​225​]​

Schäden und Verluste

Im Jahr der Flutkatastrophe in Pakistan fanden die 27. internationalen Klimaverhandlungen in Ägypten statt, genauer gesagt an der Südspitze der Sinai-Halbinsel, in der am Meer gelegenen Stadt Scharm asch-Schaich, einem der beliebtesten Seebäder Ägyptens. Gesponsert wurde die Konferenz von Coca-Cola, was, zynisch betrachtet, ein echter Fortschritt ist, denn 2018 in Katowice hatte noch die polnische Kohleindustrie ihre Stände vor Ort.

Die Überschwemmungen in Pakistan lieferten ein tragisches Beispiel dafür, wie wichtig der Schwerpunkt der Verhandlungen von 2022 war, der beim Thema Loss and Damage, also Schäden und Verluste, lag. Zusammen mit der Vermeidung zukünftiger Treibhausgasemissionen (Mitigation) und der Anpassung (Adaptation) an die Folgen des Klimawandels ist das eine der drei Säulen internationaler Klimapolitik.

Die drei Säulen beschreiben in der Tat die Bereiche, in denen der Klimawandel politisch angegangen werden muss. Ein Haus könnte jedoch auf diesen Stützen bislang nicht stehen, denn die Mitigationssäule ist derzeit riesengroß, die Anpassungssäule dagegen dünn und schwächlich und die Verlust-und-Schaden-Säule überhaupt nicht belastbar und höchstens dekorativ.

Dieses Ungleichgewicht geht aus dem Pariser Abkommen selbst nicht hervor, aus der Art und Weise seiner Umsetzung aber schon.​[​226​]​ Für Mitigation wurden im Rahmen der Arbeitsgruppe für Treibhausgasinventare im Weltklimarat Standards zur Messung von Treibhausgasemissionen entwickelt, die auf einer vergleichsweise großen Literaturbasis fußen. So wird es möglich, die erzielten Fortschritte bei der Minderung von Treibhausgasemissionen zu messen und die national festgelegten Ziele auch wirklich zu überprüfen (genannt nationally determined contributions, kurz NDCs).

Anders sieht es bei der Anpassung aus. Das Pariser Abkommen beabsichtigt, die Fähigkeit zur globalen Anpassung an negative Auswirkungen des Klimawandels zu stärken. Artikel 7 legt ein globales Ziel fest, das darauf ausgerichtet ist, die Anpassungs- und Widerstandsfähigkeit von Städten und Gemeinden zu verbessern und Vulnerabilität zu verringern sowie zu einer nachhaltigen Entwicklung beizutragen (Klimarahmenkonvention von 1992).​[​227​]​ Doch anders als bei der Mitigation fehlen hier messbare Kriterien. Zwar haben einige Länder nationale Anpassungsrichtlinien festgelegt, allerdings sind diese eher vage gehalten. Beispielsweise hat die Bundesregierung sich zwar verpflichtet, eine vorsorgende Klimaanpassungsstrategie mit messbaren Zielen vorzulegen, regelmäßig zu aktualisieren und fortlaufend umsetzen, dann aber die Länder beauftragt, herauszufinden, was das genau bedeuten soll, und Klimaanpassungsstrategien vorzulegen.​[​228​]​ Außerdem gibt es keine umfassenden Studien darüber, wie sich Menschen tatsächlich an den Klimawandel anpassen, die als Grundlage für entsprechende Metriken (qualitativ oder quantitativ) dienen könnten.

Anpassungsmaßnahmen müssen auf lokaler Ebene durchgeführt werden und beinhalten so unterschiedliche Dinge wie die Stärkung nationaler Gesundheitsversorgung, Frühwarnsysteme, neue landwirtschaftliche Methoden, Staudämme und Aufklärungskampagnen. Damit ist Anpassung zwar schwer, aber nicht unmöglich zu messen. Auch hier könnte man sich auf Messbares einigen, wenn man beispielsweise die Zahl der Menschen mit Krankenversicherung oder von Warnübungen als Maßstab nähme. Bisher scheint der Wille dazu jedoch gering. Während der globalen Verhandlungen auf dem Glasgower Klimagipfel im November 2021 wurde deutlich, dass große Unklarheit darüber herrscht, was das globale Ziel der Anpassung ist und wie man die entsprechenden Fortschritte messen könnte. Dementsprechend wurden dort auch keine konkreten Schritte vereinbart. Allerdings hatte man sich schon vor Glasgow 2021 darauf geeinigt, dass der Globale Norden ab 2020 jedes Jahr 100 Milliarden US-Dollar zur Unterstützung von Anpassungsmaßnahmen bereitstellen sollte.​[​229​]​ Bisher sind zwar keine Zahlungen in dieser Höhe eingegangen, aber immerhin kann man nun das wachsende Defizit messen.

Beim Thema Schäden und Verluste ist die Lage noch schwieriger. Hier gibt es nicht einmal eine gemeinsame Vorstellung davon, was erreicht werden soll. Das Pariser Abkommen erklärt in Artikel 8 lediglich: »Die Vertragsparteien erkennen die Bedeutung der Minimierung und Bewältigung von Verlusten und Schäden im Zusammenhang mit den nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels an. Das schließt auch extreme Wetterereignisse und sich langsam verändernde Prozesse wie den Meeresspiegelanstieg sowie die Rolle einer nachhaltigen Entwicklung bei der Verringerung des Risikos von Verlusten und Schäden ein.«​[​230​]​ Zudem wurde bereits 2013 der sogenannte Warschauer Mechanismus eingesetzt, ein nach wie vor recht schwammig definiertes Instrument, das bei der Bewältigung von Schäden und Verlusten helfen soll. Was genau das beinhaltet und in welcher Weise er greifen soll, ist jedoch unklar. Auch deswegen ist die Etablierung eines konkreten Fonds ein riesiger Fortschritt. Seit das Pariser Abkommen 2015 beschlossen wurde, gab es mehrere Debatten über den ominösen Warschauer Mechanismus; echte Fortschritte in dieser Frage sind leider bislang nicht zu vermelden.

Mit dem Thema Schäden und Verluste tun sich die Verantwortlichen schwer. Es gibt keine klare Definition von Schäden und Verlusten hinsichtlich des Klimawandels. Die derzeitige Formulierung lässt alles zu, von konkreten ökonomischen Verlusten durch den Anstieg des Meeresspiegels oder Extremwetterereignisse bis hin zu ausschließlich Vorsorgemaßnahmen, die von Anpassungsstrategien nicht zu unterscheiden sind. Wie soll man an einem Problem arbeiten, wenn gar nicht klar ist, worin es eigentlich besteht? Dieses Dilemma kam zustande, weil das Thema auf Drängen mehrerer Inselstaaten wie Mauritius, den Bahamas oder auch Fidschi auf die politische Tagesordnung gelangte. Die sehen sich am stärksten mit der Realität des Klimawandels konfrontiert, haben zu den Ursachen aber so gut wie nichts beigetragen. Allerdings setzten die Länder des Globalen Nordens dann durch, dass bewusst offengelassen wurde, welche Schäden konkret gemeint sind. Es gibt also Fortschritt, auf dem Papier zumindest. Für die Wähler*innen zu Hause kann man Erfolge verkaufen, aber in der Realität ändert sich deswegen noch lange nichts. Das ist selbst bei der Vermeidung, wo es ja konkrete, messbare Ziele gibt, nicht anders. Die Bundesregierung wurde bereits einmal erfolgreich verklagt, weil ihre Gesetze nicht mit den Zielen des Pariser Abkommens zusammenpassen. Trotzdem hat auch 2023 die Regierung kein Klimagesetz, das eingehalten wird und mit den globalen Zielen vereinbar ist.

Das Gerechtigkeitsproblem in nuce

Schäden und Verluste haben ganz offensichtlich mit Gerechtigkeit zu tun, denn die Grundidee dieser Kategorie besteht darin, dass die Staaten des Globalen Nordens, als Hauptverursacher des Klimawandels, Verantwortung übernehmen. Diese Forderung wurde lange ignoriert, zumal aufgrund der fehlenden Definition nicht klar eingrenzbar war, worüber eigentlich genau verhandelt werden sollte. Obwohl der Druck von Jahr zu Jahr wächst, nicht zuletzt auch durch die immer deutlicheren Schäden, befinden sich die Parteien in einem Interessenkonflikt: Die Länder des Globalen Nordens wollen für die Auswirkungen ihrer Politik der letzten Jahre nicht zahlen, und die Länder des Globalen Südens sind nicht daran interessiert, Kompromisse einzugehen, die im Falle von kleineren Inselstaaten vielleicht sogar ihre Existenz bedrohen könnten. Das bedeutet nicht, dass diese Inseln komplett verschwinden werden, auch wenn das auf längeren Zeitskalen von ein paar Hundert Jahren durchaus passieren kann. Es bedeutet aber, dass die Kombination von Meeresspiegelanstieg und heftigen Wirbelstürmen zu großflächigen Überschwemmungen führen wird, sodass Böden versalzen und ein nachhaltiger Wiederaufbau nicht mehr möglich sein wird. Das zerstört nicht nur gänzlich Orte zum Leben und Wirtschaften, sondern uralte Kulturen und Traditionen.

Ein erster Erfolg für die sehr vulnerablen Länder bestand darin, dass Schäden und Verluste überhaupt als Verhandlungsthema bei internationalen Klimaabkommen installiert wurden.

Bei Klimakonferenzen wurden wissenschaftliche Befragungen unter den Verhandler*innen durchgeführt, um herauszufinden, wie man Loss and Damage definieren könnte. Diese zeigten, wie weit die Meinungen darüber, was mit Schäden und Verlusten gemeint ist und was auf internationaler Ebene unternommen werden sollte, auseinandergehen.​[​231​]​ Die Mehrzahl der Interviewten war sich einig, dass sich die zu erarbeitenden Regelungen sowohl auf eher langsame Veränderungen, wie zum Beispiel den Meeresspiegelanstieg, als auch auf Extremwetterereignisse beziehen sollten. Weiterhin gab es Gemeinsamkeiten in Bezug auf den Zeithorizont entsprechender Maßnahmen. Die meisten Interessengruppen stimmten zu, dass zukünftige Schäden verhindert (»ex ante«) und bereits eingetretene Schäden und Verluste reguliert (»ex post«) werden sollten. Allerdings gab es in dieser Frage starke Unterschiede hinsichtlich der Gewichtung.

Bei anderen Aspekten gingen die Ansichten weiter auseinander. Eine Gruppe von Verhandler*innen bevorzugt demnach eine Interpretation von Schäden und Verlusten, die sich im Wesentlichen mit den Anpassungsstrategien deckt. Sie betonen, dass es das Mandat der UNFCCC (die letzten beiden Cs stehen für Climate Change) sei, den Klimawandel zu verhindern, und implizieren damit, dass es nur um die Zukunft geht und für die Behandlung aufgetretener Schäden und Verluste die bereits vorhandenen Instrumente zur Anpassung ausreichten. Diese Argumentationslinie wird, wenig überraschend, vorwiegend von den Verhandler*innen aus den USA, Australien und Europa vertreten und mündet in der Aussage, dass die Unterscheidung zwischen Schäden und Anpassungsmaßnahmen jeglicher wissenschaftlichen Grundlage entbehre und rein politisch sei.

Im Gegensatz dazu steht eine Interpretation von Schäden und Verlusten in Hinsicht auf die Grenzen der Anpassung, sowohl in der Vergangenheit als auch der Zukunft. Dieser Begriff zielt auf Schäden, an die man sich nicht anpassen kann, etwa wenn eine Insel infolge des steigenden Meeresspiegels unbewohnbar wird. Und solche, an die sich die Menschheit nicht anpassen wird, weil es an politischem Willen und/oder dem nötigen Wissen und Kapital fehlt. Allerdings sagten die meisten Verhandler*innen, die diese Haltung vertraten, dass sie keine Unterscheidung machen wollten, ob diese Schäden und Verluste etwas mit dem Klimawandel zu tun hätten oder nicht. Das ist insofern eine sinnvolle Position, da sie hilft, jene Staaten und vor allem ihre Bewohner*innen zu unterstützen, die hohe Vulnerabilität bei geringen Emissionen aufweisen. Damit würde man zwar all das, was die Attributionsforschung kann, ignorieren, aber bei Hilfeleistungen Zeit sparen. Dafür spräche auch, dass man nicht für jedes Extremwetterereignis auch eine Attributionsstudie durchführen kann, da weder immer geeignete Modelle noch genügend Beobachtungsdaten verfügbar sind. Dennoch führt diese Argumentation zu einem anderen Problem oder birgt zumindest die Gefahr, langfristig Argumente zur Unterminierung des Pariser Abkommens zu liefern. Wenn man bei Schäden und Verlusten die Verursachung durch den Klimawandel beiseitelässt, ist fraglich, warum diese Kategorie überhaupt Teil des Pariser Abkommens sein sollte. Die Regulierung von Schäden und Verlusten wäre dann nichts anderes als Entwicklungshilfe und müsste, zumindest könnte man so leicht argumentieren, schließlich überhaupt nicht mehr bei den Klimaverhandlungen erörtert werden. Allein daher erschiene es mir falsch, im Rahmen der UNFCCC einen Mechanismus einzuführen, der nicht unterscheidet, ob Schäden durch den Klimawandel oder anderweitig verursacht sind.

Vielleicht tappe ich mit dieser Haltung aber auch in dieselbe Falle wie all jene, die den Klimawandel nur als naturwissenschaftliches Phänomen behandelt sehen wollen, und übersehe möglicherweise Entscheidendes: Wenn man sich lediglich auf die Schäden und Verluste fokussiert, die aufgrund des Klimawandels entstehen, würde man damit nicht letztlich die Ungerechtigkeit, die überhaupt erst zum Klimawandel führte, zementieren?

Für diese Frage ist die Analyse der dramatischen Überschwemmungen in Pakistan erhellend.

Attribution

Die verheerenden Überschwemmungen in Pakistan 2022 sorgten weltweit für Schlagzeilen. In der BBC wurde das Ereignis als eine Folge von einem »Monsun auf Steroiden«, »ausbrechenden Gletscherseen« und »Rekordniederschlägen« beschrieben.​[​232​]​ Auch die pakistanische Klimaministerin Sherry Rehman führte die Überschwemmungen auf den Klimawandel zurück und forderte den Globalen Norden auf, Entschädigungen zu zahlen – was sich schon allein deshalb schwierig darstellt, weil wissenschaftlich kaum eindeutig zu belegen ist, wie hoch diese in etwa sein müssten und wie groß der Anteil des Klimawandels an diesem Ereignis ist.

In einer Attributionsstudie, die wir zusammen mit dem pakistanischen Wetterdienst im Oktober 2022 veröffentlichten, zeigten wir, warum: Die Überschwemmungen ereigneten sich als direkte Folge der extremen Monsunregenfälle 2022. Dabei kam es im August in den Provinzen Sindh und Belutschistan zu extremen Spitzenwerten der Niederschläge, wodurch die Lage noch verschärft wurde. Wir untersuchten daher die 60-Tage- und die 5-Tage-Maximalniederschläge während der Monsunzeit für das gesamte Indus-Becken und die beiden Provinzen.​[​233​]​

Pakistan liegt am äußersten westlichen Rand der südasiatischen Monsunregion mit einem überwiegend trockenen Wüstenklima in den südlichen Provinzen (das schließt Sindh und Belutschistan ein) und einem feuchten Klima im Norden. Von Juni bis September kommt es insbesondere in den nördlichen Teilen des Landes häufig zu starken Regenfällen, wodurch jährlich über eine halbe Million Menschen von Überschwemmungen betroffen sind. Ursache dafür sind in der Regel jedoch nicht die Tiefdruckgebiete, die sich durch den Monsun entwickeln, sondern jene, die lokal entstehen. Im Durchschnitt fällt in Pakistan weitaus weniger Niederschlag als in den indischen Staaten Uttar Pradesh und Assam, die auf denselben Breitengraden liegen. Die Niederschlagsraten in Pakistan unterscheiden sich außerdem stark: In manchen Jahren regnet es kaum, in anderen kommt es wieder zu dramatischen Überschwemmungen. Deswegen benötigt man Wetterbeobachtungsdaten aus vielen Jahren, um abschätzen zu können, was »normales« Wetter und was tatsächlich Extremwetter ist.

In mittleren Breiten wie in London dagegen differieren zwar die Niederschlagsmengen von Tag zu Tag und Woche zu Woche, bleiben aber im Jahresvergleich ähnlich. Zugleich gibt es in England eine längere Tradition der Wetteraufzeichnungen als in Pakistan. In einem der historisch gesehen hauptverantwortlichen Länder des Klimawandels kann man daher sowohl aufgrund des lokalen Klimas als auch aufgrund des Vorhandenseins langer Beobachtungsreihen ziemlich genau berechnen, was zum Beispiel ein Jahrhundertereignis ist und wie stark der Klimawandel die Intensität von Wetterereignissen beeinflusst. Daraus ist dann recht exakt abzuleiten, welche zusätzlichen Schäden entstanden sind und wie hoch die Verluste ausfallen.

Im Fall der Überschwemmungen in Pakistan kann man anhand der vorhandenen Wetterdaten sehen, dass ein Ereignis wie die extremen Niederschläge in 2022 höchstens alle acht Jahre auftreten kann, rein rechnerisch ist es aber auch möglich, dass es gar nicht dazu kommt. Irgendwo dazwischen liegt die Realität. Wo genau, ist jedoch aufgrund der hohen Variabilität des Wetters mit den verfügbaren Daten nicht festzustellen. Ebenso schwierig gestaltet es sich, den Anteil des Klimawandels zu errechnen. Statistisch können wir nicht ausschließen, dass er überhaupt keine Rolle spielt, aber genauso gut ist es möglich, dass der Klimawandel das Extremereignis um bis zu 100-mal wahrscheinlicher gemacht hat.

Allerdings ist die Statistik nicht die einzige Informationsquelle, die wir haben. Aus der Physik wissen wir, dass wärmere Luft mehr Wasserdampf aufnehmen kann und damit zu mehr Extremregen führt. Studien zeigen zumindest auf kurzen Zeitskalen (1–5 Tagen), wie die Niederschlagsintensität des Monsuns über Südasien mit der Erderwärmung zunimmt.​[​234​]​ Wir können also mit großer Sicherheit sagen, dass der Klimawandel bei den Überschwemmungen in Pakistan eine Rolle gespielt hat, aber quantifizieren können wir diesen Einfluss auf Basis der verfügbaren Information nicht. So weit das nicht sonderlich befriedigende Fazit unserer Attributionsstudie.

Obwohl es sich also teilweise um Schäden und Verluste aufgrund des menschengemachten Klimawandels handelt, gelingt es derzeit nicht, diesen Anteil auch konkret zu quantifizieren. Das liegt im Wesentlichen an den klimatischen Bedingungen und den vergleichsweise jungen Wetterdatenreihen. Letztere fallen nebenbei bemerkt in Pakistan noch vergleichsweise gut aus. In Teilen Westafrikas beispielsweise, wo das Klima oft noch variabler ist, sind die Wetteraufzeichnungen sehr sporadisch, sodass sich dort die Zurechnung von Schäden auf den Klimawandel noch schwieriger gestaltet.

Ausgerechnet in den Ländern, die kaum zum Klimawandel beigetragen haben und wo die Vulnerabilität besonders hoch ist, kann man Schäden und Verluste also kaum quantifizieren. Würde man also auf internationaler Ebene einen Mechanismus für Schäden und Verluste durch den Klimawandel einführen, bestünde somit die Gefahr, dass er sein Ziel verfehlen und die Niedriglohnländer weiter benachteiligen würde.

Ruf nach Gerechtigkeit

Im Text des Pariser Abkommens gibt es ein weiteres Problem, um dem Ruf nach Entschädigungen für die vom Globalen Norden verursachten Schäden in Pakistan und anderswo nachzukommen. Die Kategorie Schäden und Verluste zieht nicht nur Kompensationszahlungen nicht automatisch nach sich, sondern sie werden im Gegenteil sogar ausgeschlossen. Kompensation ist mit »Schäden und Verlusten« explizit nicht gemeint.​[​235​]​ Diese Facette der Klimaungerechtigkeit ist dem Druck des Globalen Nordens geschuldet. Das ist durchaus kritikwürdig und macht zugleich deutlich, wie dringend eine genaue Definition von Schäden und Verlusten als Grundlage für den künftigen Umgang damit gebraucht wird. Geht es schließlich doch bloß um Hilfe zur Anpassung unter anderem Namen oder tatsächlich um etwas, das dem Ruf nach Gerechtigkeit und Klimareparationen näherkommt? Im Moment ist meine Antwort darauf wohl auch die, die selbst eng involvierte Verhandler*innen geben können: keine Ahnung. Und auch wenn es im Laufe des Jahres 2023 Verhandlungen im kleineren Rahmen gegeben hat, ist noch keine Klarheit da. Es gibt eine Einigung darüber, dass Wiederaufbauhilfe wichtig ist, aber konkreter wird es bislang nicht. Und wird es wohl auch erst, wenn tatsächlich einmal Geld ausbezahlt wird. Schäden und Verluste waren das große Thema der Klimaverhandlungen 2022, und auf der UN-Generalversammlung im selben Jahr betonte UN-Generalsekretär António Guterres, dass dieses Thema eine »grundlegende Frage der Klimagerechtigkeit, der internationalen Solidarität und des Vertrauens« sei und fügte hinzu, dass »die Verursacher zahlen müssen«, weil »vulnerable Länder sinnvolle Maßnahmen benötigen«.​[​236​]​

Die Verhandlungen kulminierten in dem Beschluss, einen Fonds aufzusetzen, der Ländern mit hoher Vulnerabilität bei der Bewältigung von Schäden und Verlusten hilft. In der UN geht es dabei im Wesentlichen ums Geld. Geld, das der Globale Norden nicht zahlen möchte, Geld, das diejenigen Staaten einfordern, die als »least developed countries« an den Klimaverhandlungen teilnehmen, denn sie brauchen es dringend. Pakistan kann die Folgen der Überschwemmung im Jahr 2022 nicht ohne finanzielle Hilfe bewältigen, ebenso wenig wie Nigeria die Schäden der dramatischen Überschwemmungen während der Regenzeit 2022 aus eigener Tasche bezahlen kann. Aber es geht nicht nur um das Monetäre. Kein Geld der Welt kann die Toten der südasiatischen Hitzewelle 2022 wieder lebendig machen oder die Bramble-Cay-Mosaikschwanzratte wieder von der Liste der ausgestorbenen Arten streichen.​[​237​]​ Diese Verluste, die in der Literatur als non-economic loss and damage (NELD) beschrieben werden, sind die wirklich dramatischen Folgen des Klimawandels. Zu ihnen gehört neben ungezählten Toten und ausgestorbenen Pflanzen und Tieren auch die Vernichtung ganzer Kulturen wie die der Bewohner*innen der Torres-Strait-Inseln, deren traditionelle Begräbnisstätten, Versammlungsplätze, Kunst und Wohnungen nach und nach dem steigenden Meeresspiegel zum Opfer fallen.​[​238​]​

Tausend Arten des Verlusts

In einer der wenigen Studien, die sich systematisch mit nichtökonomischen Schäden beschäftigen, schreiben die Autor*innen, dass jede Forschung zu durch den Klimawandel verursachten Schäden die gelebten Erfahrungen der Menschen zum Ausgangspunkt nehmen muss. Im Vordergrund sollte stehen, welche Verluste wo und wie auftreten, wie schmerzlich sie für die Menschen sind und ob sie als akzeptabel und möglicherweise reversibel eingestuft werden können oder nicht.​[​239​]​

Die Studie unternimmt eine systematische, vergleichende Analyse klimabedingter Schäden und Verluste (unabhängig davon, ob diese durch den anthropogenen Klimawandel verursacht wurden). Anhand von über einhundert Fallstudien aus der ganzen Welt, die sich mit den verschiedenen Schadensursachen wie Hitzewellen, Dürren oder dem Meeresspiegelanstieg beschäftigen, zeigen die Autor*innen die Verluste für die Betroffenen in ihrem täglichen Leben. Genauso werden innerhalb der Studie Werte in den Blick genommen, die wetter- und klimabedingt bedroht oder sogar vollständig ausgelöscht wurden. So erarbeiten die Autor*innen in ihrer Analyse Beispiele für Realwertverluste, die bereits auf der ganzen Welt aufgetreten sind. Dazu gehören greifbare Dinge wie physische und psychische Gesundheit oder das eigene Ackerland, aber auch ideelle Dinge wie Identität und Kulturtechniken. Die Studie trägt den bezeichnenden Titel »Tausend Möglichkeiten, Verlust zu erfahren« und versteht sich als ein Weckruf, der die moralischen und ethischen Konturen des Verlusts und die darin enthaltenen Vorstellungen von Klimagerechtigkeit hervorhebt. Damit wird auch die Dringlichkeit deutlich, die Schwächsten bei Verlusterfahrungen zu unterstützen und durch geeignete Anpassungsmaßnahmen zukünftigen Schäden vorzubeugen. Die Autor*innen kommen zu dem Schluss, dass Entschädigungen für die Betroffenen zur aktiven Förderung des sozialen Zusammenhalts und kultureller Praktiken sichergestellt werden sollten.

Die Studie zeigt, wie falsch es ist, immaterielle, nichtökonomische Schäden und Verluste als zufällige und wenig aussagekräftige Ereignisse darzustellen. Sie als Gedöns abzutun, das von dem ablenken würde, was quantifiziert und durch politische Maßnahmen (von oben nach unten) bearbeitet werden kann. Denn die Beispiele sind sehr real: Rentierherden in Lappland, die an neuen Parasiten verenden, Vereinsamung von Männern in Sibirien oder Nigeria, weil Frauen die Höfe verlassen, wenn das Ackerland zerstört ist, um in Städten zu arbeiten, Alkoholmissbrauch und Gewalt als Reaktion auf schmelzendes Meereis, das Reisen und Jagen unmöglich macht, ebenso wie Traumata der Überlebenden, die den Tod von Menschen und Tieren durch Feuer und Fluten mit ansehen mussten. Das sind keine Einzelfälle, sondern systemimmanente Verluste, die in keiner Versicherungspolice auftauchen und in keiner Kosten-Nutzen-Rechnung enthalten sind. Das Ausmaß dieser nicht quantifizierbaren Verluste ist potenziell unendlich groß, und die Tatsache, dass ihre Messung schwierig ist, heißt nicht, dass man Schäden und Verluste nicht gewichten kann.

Es geht zuerst einmal um die ernsthafte Anerkennung der Zerstörung sozialer und kultureller Strukturen durch den Klimawandel. Damit verbunden wäre ebenso das Eingeständnis, dass der Klimawandel eine der Konsequenzen des kolonialfossilen Lebensstils ist, der darauf basiert, die meisten Menschen zugunsten einiger weniger anderer Menschen auszubeuten. Das beschreibt auch die Grundmotivation, Schäden und Verluste in die UN-Verhandlungen einzubringen. Letztendlich geht es dabei genauso um Geld, denn das ist die einzige Währung, die echte Anerkennung signalisiert und mit der man Projekte zur Verringerung der Vulnerabilität und zum Wiederaufbau finanzieren kann.

Koloniales und patriarchales Erbe

Nicht nur in den UN-Klimaverhandlungen selbst gestaltet sich die Aufnahme effektiver Maßnahmen zu Schäden und Verlusten bislang wenig erfolgreich. Auch in der Wissenschaft ist dieses Thema ein nahezu unbeschriebenes Blatt. Der IPCC gibt regelmäßig Berichte heraus, die den aktuellen Wissensstand zum menschengemachten Klimawandel darlegen. Dafür werden von Wissenschaftler*innen alle wissenschaftlichen Publikationen zum Thema in Form eines Meta-Peer-Review begutachtet, interpretiert und zusammengefasst.

Dementsprechend kann dieser Bericht nur Aussagen über Zusammenhänge treffen, die akademisch beforscht wurden. Naturwissenschaftliche Studien aber, in denen die Wortgruppe »Loss and Damage« verwendet wird, gibt es nicht. Im gesamten Bericht zur naturwissenschaftlichen Basis kommt der Begriff nicht ein einziges Mal vor.​[​240​]​ Dies ist zum einen dem Selbstverständnis der meisten Naturwissenschaftler*innen geschuldet, die sich als »neutral« und damit außerhalb politischer Zusammenhänge sehen – was in meinen Augen eine Illusion ist. Daher klammern viele Forscher*innen eher politisch konnotierte Inhalte wie Schäden und Verluste von vornherein aus ihrer Arbeit aus.

Das zweite Problem dabei ist die durch und durch kolonialistische und patriarchale Struktur der Wissenschaft sowie des IPCC selbst. Das Verhältnis von Autor*innen aus dem Globalen Süden (38 Prozent) zu denen aus dem Globalen Norden (62 Prozent)​[​241​]​ sieht auf den ersten Blick eigentlich vielversprechend aus, jedoch nur, wenn man Parität als Ziel vor Augen hat. Aber natürlich müssen die Anteile der Weltbevölkerung die Richtschnur sein – und dann müsste das Verhältnis der Autor*innen etwa bei sieben (Süden) zu eins (Norden) liegen. Davon sind wir weit entfernt.

Aber nicht nur Repräsentation, sondern vor allem gleichberechtigte Partizipation würde dazu führen, dass eine an den realen Gegebenheiten orientierte, politikrelevante Wissenschaft produziert werden kann. Partizipation ist für Wissenschaftler*innen aus dem Globalen Süden jedoch oft unmöglich, denn dafür bedarf es Zugang zu teuren Wissenschaftszeitungen (bis zu 1,2 Milliarden US-Dollar beispielsweise kostet der Zugang zu allen akademischen Zeitungen, die der Verlag Elsevier herausbringt​[​242​]​). Darüber hinaus braucht man rund um die Uhr schnelles Internet, damit man an Besprechungen teilnehmen und uneingeschränkt recherchieren kann. Viele Wissenschaftseinrichtungen im Globalen Süden verfügen einfach nicht über die entsprechenden Ressourcen.​[​243​]​ Die wissenschaftliche Literatur wird vom Globalen Norden dominiert. Das trifft nicht nur auf die Zahl der eingereichten Paper zu, sondern in den Klimawissenschaften auch auf die zugrunde liegenden Modelle und Szenarien. Kein einziges Klimamodell der Welt ist in Afrika entwickelt worden und damit letztlich auch kein einziges für Afrika.

Noch deutlicher wird das Bias, das wir Wissenschaftler*innen aus Europa und den USA mitbringen, wenn es um die sozioökonomischen Zukunftsszenarien geht, die Annahmen über wirtschaftliche, technologische und gesellschaftliche Entwicklungen treffen und auf denen alle Berechnungen für Emissionen respektive Emissionsminderungen basieren. Die Institutionen, die diese Szenarien erstellen, befinden sich in Deutschland, Österreich, der Schweiz, den USA, den Niederlanden, Belgien und Japan. Das hat zur Folge, dass die Emissionsreduktionsszenarien letztlich das enthalten, was in einer Publikation als »extrem problematische Annahmen über die Weltwirtschaft« bezeichnet wird.​[​244​]​ Die Szenarien gehen von hohem Energieverbrauch und kontinuierlichem Wirtschaftswachstum der reichen Länder bis zum Jahr 2100 als Standard aus. Dieses ungebrochene Wachstum im Norden wird in den Modellen mit den Zielen des Pariser Klimaabkommens in Einklang gebracht, indem sie von einer Einschränkung des Energieverbrauchs im Globalen Süden ausgehen. Diese Szenarien »spekulieren außerdem in einem Ausmaß auf technologischen Wandel, der von der empirischen Literatur nicht gestützt wird«.​[​245​]​ Die auch bei deutschen, britischen und anderen Politiker*innen des Globalen Nordens sehr beliebte Idee, dass wir einfach Technologie erfinden, die CO2 wieder aus der Atmosphäre herausholt, erscheint auch westlichen Wissenschaftler*innen so verlockend, dass sie wissenschaftlichen Realismus vermissen lassen und technologisches Wunschdenken in Zukunftsszenarien einbauen. Obwohl es zahlreiche und eindeutige Studien gibt, die deutlich machen, dass das in dem Zeitrahmen, in dem die Emissionen sinken müssen, nicht möglich ist.

Auch wenn diese Szenarien nicht direkt relevant sind für die Analyse von Schäden und Verlusten, sind sie doch symptomatisch für die systematische Benachteiligung all jener, die historisch nicht von der Verbrennung fossiler Brennstoffe profitiert haben. Es zeigt, wie sehr auch Wissenschaft, vor allem Naturwissenschaft, die sich zu wenig mit ethischen Werten beschäftigt, im kolonialfossilen Narrativ feststeckt.

Doch all die Herausforderungen im Zusammenhang mit der Definition und Messung von Schäden und Verlusten bedeuten nicht, dass die Thematik zu komplex ist, um sie wissenschaftlich und politisch anzugehen. Dieses Thema muss Gegenstand der globalen Klimaschutzpolitik werden, weil immer stärkere Schäden und Verluste, wie 2022 in weiten Teilen Pakistans, das Leben, so wie wir es seit Jahrhunderten gewohnt sind, bedrohen.

Ein Durchbruch?

Die Kategorie Schäden und Verluste stand bei den Klimaverhandlungen 2022 zum ersten Mal auf der offiziellen Tagesordnung. Am Ende des Gipfels wurde beschlossen, einen Schäden-und-Verluste-Fonds aufzulegen, der den verwundbarsten Ländern finanzielle Mittel zur Verfügung stellen soll. Dieser Fortschritt erschöpft sich allerdings bislang in Rhetorik, denn der Beschluss legt lediglich fest, dass es einen entsprechenden Fonds geben soll, welche Länder jedoch einzahlen sollen und welche finanzielle Mittel abrufen können, ist ebenso ungeklärt wie das geplante Volumen des Fonds. All diese Fragen sind erneut vertagt worden. Das einzig Konkrete ist die Berufung eines Übergangsausschusses, der die offenen Fragen für die Einrichtung eines Fonds zur Regulierung und Vermeidung von Schäden und Verlusten klären soll.​[​246​]​ Dieses Komitee sollte dann zur 28. Weltklimakonferenz Ende 2023 in den Vereinigten Arabischen Emiraten entsprechende Vorschläge unterbreiten.​[​247​]​ Diese Konferenz ist bei Erscheinen dieses Buches Geschichte, aber abgesehen von kleinen Einigungen, sind auch Ende 2023 noch viele Fragen offen, die sich bereits im November 2022 gestellt hatten. Wieder einmal wurde nur erklärt, dass dringend gehandelt werden müsse und dass es dafür Geld braucht.​[​248​]​

Trotzdem wird der Beschluss eines Schäden-und-Verluste-Fonds nicht zu Unrecht als wichtiger Durchbruch gefeiert, denn es gibt nun zumindest die offizielle Anerkennung des Themas Schäden und Verluste, für das der Globale Norden die Verantwortung trägt. Ob er diese auch in Form von finanzieller Haftung vollumfänglich übernehmen wird, ist allerdings mehr als fraglich, und wenn man sich die weiteren Beschlüsse des Klimagipfels 2022 (und eigentlich fast aller anderen) anschaut, wird deutlich, dass internationale Gerechtigkeit nicht das primäre Ziel der Verhandler*innen aus den USA und Europa ist. Auch andere Staaten mit großem Ölreichtum, wie die Gastgeber 2023, verbergen ihre Interessen ganz und gar nicht, sondern ernennen den Chef der nationalen Ölfirma, Sultan Al Jaber, sogar zum Vorsitzenden der Klimaverhandlungen.

Im Vorfeld der Klimaverhandlungen 2022 stand Indien in der öffentlichen Kritik, weil es die Strategie des globalen Kohleausstiegs verwässerte, indem es nur noch von »phase down« (also das schrittweise Herunterfahren des Kohleabbaus) anstatt von »phase out« (direkter Kohleausstieg) sprach. Doch auf der Konferenz selbst änderte Indien seine Strategie dann. Möglicherweise führte die dramatische Hitzewelle 2022 im Land zu diesem Kurswechsel. Schon am ersten Tag der Verhandlungen forderte Indien den Ausstieg aus allen fossilen Brennstoffen und zog viele andere Länder mit, einschließlich der EU, UK und sogar Australien sowie den USA. Wobei die Vereinigten Staaten durch die Hintertür wieder Einschränkungen einbrachten, indem sie die Formulierung »unvermeidliche« fossile Brennstoffe vorschlugen, was weiterhin ermöglicht, auf Zukunftstechnologieträume zu wetten, anstatt tatsächlich aus den Fossilen auszusteigen.​[​249​]​ Am Ende der Konferenz gab es dann jedoch gar keinen Beschluss zum Ausstieg aus den fossilen Energieträgern. Indien, das zunächst (und zu Recht) viel Kritik in den Medien geerntet hatte, erhielt nun hingegen kein Lob für seinen Richtungswechsel. Ebenso wenig wie die USA für die neue Formulierung kritisiert wurden.

In der Berichterstattung fokussierten sich die Medien darauf, dass es keinen Fortschritt bei Maßnahmen zur Einhaltung des 1,5-Grad-Zieles gab, während das Scheitern eines Beschlusses zum Ausstieg aus den fossilen Brennstoffen kaum Beachtung fand. Das kann als Beleg dafür gelten, wie hartnäckig das kolonialfossile Narrativ noch immer ist. Die Erzählung von den fossilen Brennstoffen, die im Prinzip gut sind, hat zwar in den letzten Jahren erste Risse bekommen, bildet aber offensichtlich immer noch den Rahmen, in dem wir denken. Zumindest die mehr als 600 Lobbyist*innen der fossilen Industrie, die am Klimagipfel teilnahmen, haben also gute Arbeit geleistet.

Sicherlich gibt es einiges an der indischen Regierung unter Narendra Modi zu kritisieren, vor allem in Hinblick auf Menschenrechte und Religionsfreiheit. Dennoch scheint Indien erkannt zu haben, wie hoch der Preis für das Verharren im kolonialfossilen Framing ist und will Veränderungen anstoßen, zumindest auf internationaler Ebene. Genauso wie Pakistan: Als Chair der G77-Staaten hat das Land maßgeblich dazu beigetragen, dass die Kategorie Schäden und Verluste bei den Klimaverhandlungen anerkannt wurde und es finanzielle Regelungen diesbezüglich geben soll. Und welche Dimensionen Schäden und Verluste annehmen können, haben die Ereignisse von 2021 und 2022 in Pakistan der Welt noch einmal eindrücklich vor Augen geführt. Mit dem Versprechen der Einrichtung eines Schäden-und-Verluste-Fonds wurde ein wichtiger Sieg im Kampf all jener Menschen und Staaten errungen, die historisch nicht die Verantwortung tragen, aber den Preis zahlen, wie ein großer Teil der pakistanischen Bevölkerung. Nun muss es darum gehen, den Fonds gegen alle Widerstände und Verzögerungstaktiken auch mit finanziellen Mitteln auszustatten und arbeitsfähig zu machen.

Es gibt auch Stimmen, die bezweifeln, dass es einen Fortschritt für die Klimagerechtigkeit bedeutet, wenn so viel Augenmerk auf einen politisch hoch problematischen Sachverhalt wie Schäden und Verluste gelenkt wird. Denn damit zieht man Aufmerksamkeit von einem Thema wie Anpassung ab, das sowieso zu gering gewichtet wird und bei dem die bisher versprochenen Gelder noch gar nicht gezahlt wurden. Wenn nun stattdessen Geld für Schäden und Verluste versprochen werde, so die Argumentation, verringere sich die Wahrscheinlichkeit für die Finanzierung von Anpassungsmaßnahmen weiter. Schaut man sich die letzten 27 Klimaverhandlungen an, ist das sicher nicht von der Hand zu weisen. Trotzdem bin ich anderer Meinung, weil ich denke, dass diese Überlegungen die fundamentale Gerechtigkeitsfrage außer Acht lassen. Gerade wenn es um Gerechtigkeit geht, also um nichts weniger, als die Welt zu verändern, ist es wichtig, dass Schäden und Verluste gleichberechtigt neben dem Übergang zu einer CO2-neutralen Welt und dem Thema Anpassung ganz oben auf der Agenda stehen. Und das mit dem Ziel, den Niedriglohnländern ausreichend finanzielle Mittel an die Hand zu geben und sie nicht nur mit verbalen Zusagen abzuspeisen. Das ist dringend nötig und wird durch folgenden Vergleich von Harjeet Singh, einem Experten zu Schäden und Verlusten beim Climate Action Network, noch einmal unterstrichen: »Jemandem, der gerade in Pakistan ertrinkt, sagen wir [die UN]: ›Wir können Ihnen jetzt nicht helfen, aber wenn Sie überleben, können wir Ihnen [theoretisch] helfen, sich auf eine zukünftige Katastrophe vorzubereiten.‹«​[​250​]​

Bei den globalen Klimaverhandlungen sind die Teilnehmer*innen auf Konsens und Zusammenarbeit angewiesen, weswegen sich das Ausloten gemeinsamer Ziele immer wieder als schwierig erweist. Daran hat man sich gewöhnt, und doch ist es bei genauerem Nachdenken verwunderlich, denn müssten sich nicht eigentlich alle Staaten auf die universalen Menschenrechte als gemeinsames höchstes Ziel einigen können? Und wie stark der Klimawandel die Menschrechte auf Leben, Gesundheit, Kultur, Selbstverwirklichung und Wasser verletzt, sehe nicht nur ich in meiner täglichen Arbeit, sondern das wissen auch alle Delegierten der UN-Klimakonferenzen, da sie die Berichte des Weltklimarates Zeile für Zeile verabschieden.

Auch wenn es im 20. Jahrhundert viele Fortschritte gegeben hat, ist der Kolonialismus nach wie vor in der UN präsent. Der Verteilungskampf um die Impfstoffe während der Covid-19-Pandemie hat dies einmal mehr verdeutlicht. Für das Thema Schäden und Verluste heißt das, dass für die unweigerlich entstehenden Schäden in den nächsten Jahren auch Strategien außerhalb der internationalen Klimaverhandlungen verfolgt werden sollten. Solange den Forderungen nach globaler Klimagerechtigkeit nur Worte, nicht aber Taten folgen, tragen die betroffenen Nationen die Hauptlast, vor allem auf individueller Ebene, in Haushalten und kommunalen Gemeinschaften. Doch heute beginnen viele Menschen, sich dagegen zu wehren. Durch Proteste und vor Gerichten, wie in Deutschland durch die Klage gegen RWE (siehe dazu Kapitel 6).

In einem Land wie Bangladesch, das oft unter dramatischen Überschwemmungen leidet, ist man sich der Folgen des Klimawandels sehr bewusst und ebenso der historischen Verantwortung des Globalen Nordens. In Anbetracht des nur zähen Fortschritts auf internationaler politischer Ebene im Umgang mit Schäden und Verlusten durch den Klimawandel geht Bangladesch voran und hat nun als erstes Land weltweit ein eigenes Programm zum Thema aufgesetzt.​[​251​]​ Ein anderer Ansatz wird von der African Risk Capacity verfolgt. Hier werden die zusätzlichen Risiken, die durch den Klimawandel entstanden sind, mit internationalen Geldern hauptsächlich aus dem Vereinigten Königreich, Deutschland, Schweden, der Schweiz, Kanada und Frankreich abgesichert statt mit den Prämien der Versicherten.​[​252​]​ Diese Idee hätten übrigens insbesondere die deutschen Mandatsträger auf dem Klimagipfel gern anstelle eines Schäden-und-Verluste-Fonds durchgesetzt. Das wäre allerdings bloß auf den ersten Blick eine gute Lösung gewesen, denn das Instrument der Klimaversicherung beschäftigt sich nur mit zukünftigen, nicht aber mit bereits entstandenen Schäden, das Thema Kompensierung oder Reparationen wäre damit langfristig vom Tisch, die Schäden aber blieben. Und auch wenn man einem Land wie Pakistan sicher vorwerfen kann, nicht genügend aus den dramatischen Überschwemmungen 2010 gelernt zu haben, ändert das nichts an der Tatsache, dass auch die Kolonialisierung des Landes sowie der menschengemachte Klimawandel ursächlich zu den Schäden beigetragen haben. Pakistan allein bezahlen zu lassen, wäre nicht nur moralisch falsch und ungerecht, sondern würde auch langfristig eine immer ungleichere Welt zementieren.


Kapitel 10   
Und jetzt?

In diesem Buch ging es um Wetter und Klima, aber zugleich auch um Armut, Sexismus, Rassismus, Arroganz, Ignoranz und Macht. Die Beispiele, von denen ich in diesem Kontext erzählt habe, sind oft erschütternd, wobei zwei der vermutlich dramatischsten Konsequenzen des Klimawandels nur am Rand behandelt wurden: Krieg und Massenmigration. Dafür gibt es mehrere Gründe. Zunächst gestaltet es sich oft sehr schwierig, die Kausalketten aufzudröseln, denn es ist selten klar, ob oder wie sehr die Änderungen des Klimas eine tragende Rolle beim Ausbruch eines Konflikts oder bei der Entscheidung, das Land zu verlassen, gespielt haben. Wenn der Klimawandel beispielsweise durch extreme Hitze Ernten zerstört, verfügen die Menschen, die auf die Erträge dieser Ernten angewiesen sind, über keinerlei ökonomische Mittel. Ohne Geld kann man jedoch nicht auswandern. Der Klimawandel wird, wie wir am Beispiel Madagaskars gesehen haben, in einem solchen Fall lokal sogar zu weniger Migration führen. Andererseits gibt es auch Fälle, in denen Menschen auswandern, allein weil die Prognosen bevorstehender Änderungen der klimatischen Bedingungen schlecht ausfallen. Die Tatsache, dass das Klima sich verändert, auch wenn die Auswirkungen noch nicht direkt spürbar sind, treibt zum Beispiel Weinbaubetriebe nach Großbritannien oder Landwirt*innen, die sich auf Milchwirtschaft spezialisiert haben, in andere Länder und andere Berufe. Wenn es gut läuft, in ein erfolgreiches und besseres Leben, aber auch oft in schwierige Existenzen in großen Städten. In der Regel gibt es nicht nur einen Grund, eine so folgenschwere Entscheidung wie die der Emigration zu treffen; manchmal sind wahrscheinlich den Betroffenen nicht einmal selbst alle Faktoren bewusst.

Beim Thema Krieg und soziale Konflikte stellt sich die Ursachenforschung noch schwieriger dar. Im Mai 2023 starben in der Demokratischen Republik Kongo und in Ruanda mehr als 600 Menschen nach heftigen Regenfällen. Zumindest geht dies aus Berichten lokaler Medien und humanitärer Organisationen hervor.​[​253​]​ Doch die Wetterdaten für Ruanda sagen uns, dass es erst heftig regnete, nachdem sich die meisten Todesfälle durch Überschwemmungen und Lawinen ereigneten. Das bedeutet, dass es auf der kongolesischen Seite bereits in den Tagen zuvor heftig geregnet haben muss. Wetterdaten, die uns zeigen könnten, wann und wo genau, gibt es jedoch nicht. Das betroffene Gebiet um den Kivusee hat eine weit zurückreichende, durch Kolonialismus beeinflusste Geschichte von Konflikten und Instabilität, die dazu geführt hat, dass es bis heute in der Region große Probleme beim Ausbau der Infrastruktur sowie der Entwicklung des Dienstleistungssektors gibt. Gewalttätige Auseinandersetzungen zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Gruppen haben im Jahr 2023 zu großflächigen Vertreibungen in Süd-Kivu – sowohl in der Demokratischen Republik Kongo als auch im Westen Ruandas – geführt. Die Vertriebenen leben unter extrem schwierigen Bedingungen in improvisierten Notunterkünften, was sie besonders anfällig für die Folgen von Extremwetterereignissen macht. Bei den Überschwemmungen 2023 wurden die ohnehin dürftige Wasser-, Sanitär- und Hygieneinfrastruktur beschädigt und landwirtschaftlich genutzte Felder zerstört, was die Ernährungsunsicherheit weiter verstärkte und zum Ausbruch von Krankheiten wie Cholera führte. Tausende Menschen flohen aus der Region.

Wie konnte es so weit kommen? Die Abholzung von Wäldern für Siedlungen, Landwirtschaft und Bergbau hat zu einer starken Bodenerosion rund um den Kivusee geführt, wodurch das Risiko von Erdrutschen stieg. Die wenig durchsetzungsfähige Regierung ist so sehr mit den sozialen Konflikten beschäftigt, dass sie sich kaum um die Einhaltung von Landnutzungs- und Bauvorschriften kümmern kann. In den Minen der Demokratischen Republik Kongo werden seltene Rohstoffe für die globale Produktion von Batterien und anderen Bauteilen, insbesondere für erneuerbare Energien, abgebaut. Die Wälder, die zusehends weichen müssen, dienen jedoch als wichtige Senke für Kohlenstoff, das überwiegend im Globalen Norden durch das Verbrennen von Kohle, Öl und Gas entsteht.

In der Region um den Kivusee kommen also viele Faktoren zusammen, die zu Ungleichheit und Ungerechtigkeit führen. Die Auswirkungen extremer Wetterereignisse werden durch die Bergbauaktivitäten verstärkt, weil diese zur Verschlechterung der Land- und Wasserqualität beitragen, den Missbrauch von Arbeitskräften befördern und soziale Konflikte schüren. Allerdings gibt es für diese Region, wie fast überall, wo langjährige Konflikte toben, nur wenige verfügbare Daten. Sowohl in Bezug auf Wetter und Klima als auch auf die Lebensbedingungen der Menschen. Forschung und Wissenschaft, so wie ich sie betreibe, ist aber auf Daten angewiesen, weswegen sich in diesem Buch kein Kapitel ausschließlich zu Klima, Krieg und Konflikt befindet. Gäbe es ein solches, würde es wiederum verdeutlichen, dass der Klimawandel weniger ein physikalisches Problem als vielmehr das Resultat des kolonialfossilen Narrativs ist. Die Zustände in den Minen im Kongo sowie deren negative Auswirkungen für die Region unterstreichen noch einmal deutlich, dass es längst nicht reicht, die globale Erwärmung aufzuhalten.

Egal, ob man wissenschaftliche Arbeiten liest oder die Tagesschau guckt, unsere sich erwärmende Welt liefert mittlerweile fast täglich Nachrichten, die im Zusammenhang mit dem Klimawandel stehen. So findet sich immer, wenn man in düsterer Stimmung ist, auch ein Nachrichtenereignis oder ein Datenpunkt, um in existenzielle Panik zu geraten. Gleichzeitig erzielt die AfD mit ihren Parolen, die den Klimawandel leugnen, in Umfragen Rekordergebnisse,​[​254​]​ und eine große Mehrheit der Deutschen findet die Aktionen der Letzten Generation übertrieben bis falsch,​[​255​]​ obwohl deren Forderungen dem entsprechen, wozu sich Deutschland durch die Ratifizierung des Pariser Abkommens verpflichtet hat. Zugleich halten die Deutschen den Klimawandel für das wichtigste Problem der Gegenwart.​[​256​]​ Wie passt das alles zusammen?

Offensichtlich haben viele Menschen in Deutschland zwar Angst vor dem Klimawandel, wollen aber andererseits nichts dagegen tun. Sobald Aktivist*innen wie die der Letzten Generation auf diesen Widerspruch hinweisen, ernten sie Unverständnis und sogar Hass. In anderen Ländern Europas und des Globalen Nordens sehen die beiden vorherrschenden Narrative zu diesem Thema ähnlich aus: »Der Klimawandel ist eine unaufhaltsame Katastrophe, die die Menschheit bald zerstören wird« auf der einen Seite und »jedes vorsichtige Rütteln am Status quo ist ein Angriff auf die persönliche Freiheit« auf der anderen. Der Effekt dieser beiden unversöhnlichen Glaubenssätze zum Klimawandel besteht darin, den Kopf in den Sand zu stecken und auch wider jede Vernunft am gegenwärtigen Zustand festzuhalten. Beide Narrative haben jedoch nur wenig mit der Realität des Klimawandels zu tun und noch viel weniger mit dem, was Menschen eigentlich für ein gutes Leben bräuchten. Nehmen wir heute beispielsweise den Verzicht auf das Auto als unzumutbar wahr, ist das nicht unseren innersten Bedürfnissen, sondern der Autolobby geschuldet, die rücksichtslos gegen den vielstimmigen Protest von Menschen vorgegangen ist, die durchaus gern in lebenswerteren Städten ohne Abgase und Lärm gewohnt hätten.​[​257​]​ Zahlreiche Studien zeigen außerdem eindrucksvoll, dass das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ein denkbar ungeeignetes Maß für Lebensqualität ist. Schon Robert Kennedy sagte, dass das Bruttoinlandsprodukt eines Landes »alles misst, außer dem, was das Leben lebenswert macht«.​[​258​]​ Das war 1968. Doch noch heute wird Politik betrieben, als wäre die Profitmaximierung einiger weniger das Einzige, was für die Gesellschaft zählt. Lediglich in der Zeit zwischen 1930 und 1980 erhöhte sich mit dem steigenden BIP die Lebensqualität aller. Seither gilt das nur für die kleine Schicht der Reichen, während gesamtgesellschaftlich die Ungleichheit zunimmt. Nicht erst seit der Pandemie und dem Überfall Russlands auf die Ukraine, aber seitdem besonders dramatisch.​[​259​]​

Es macht mich wütend, dass wir unser ganzes Leben im kolonialfossilen Narrativ nach dem Diktat weniger Lobbygruppen leben sollen, zur Profitmaximierung einiger weniger und zum Nachteil fast aller anderen, besonders der armen Menschen, der weniger Gebildeten, der People of Color und vor allem der Menschen in den Ländern des Globalen Südens. Doch Wut allein hilft ebenso wenig wie das Wissen darum, dass wir seit Jahrzehnten von den Lobbys der Industrie indoktriniert werden. An Wissen mangelt es nicht. Die Strategien der Industrie sind hinlänglich bekannt, sind erprobt bei Tabak, Autos, Lebensmitteln, Kohle, Gas und Öl. Trotzdem fragen mich viele Journalist*innen, wieder und wieder, warum wir nichts gegen den Klimawandel unternehmen. Meine Antwort klingt dann für einige banal. Für andere, die sich nicht der Mühe der Selbstreflexion unterziehen, mag es sich gar nach Verschwörungstheorie anhören. Was also müssen wir tun, damit sich tatsächlich etwas ändert? Meines Erachtens müssen wir neue Narrative gestalten und bessere Geschichten erzählen. Narrative sind unheimlich mächtig und sie werden von Menschen selbst geschaffen.

In der deutschen Klimadebatte sind die sogenannten Kipppunkte zentral. Damit sind kurz gesagt Teile des Klimasystems gemeint, die sich unter bestimmten Voraussetzungen beim Anstieg der globalen Temperatur über einen Grenzwert irreversibel verändern. Bei welchen Temperaturen sich diese Prozesse ereignen, kann man jedoch nur sehr grob abschätzen. Das Kippen selbst findet in einem Zeitraum von Jahrzehnten bis Jahrhunderten statt. Wann genau diese Kipppunkte überschritten werden, ist für die Maßnahmen, die wir heute gegen den Klimawandel ergreifen müss(t)en, irrelevant. Denn selbst wenn es sie überhaupt nicht gäbe, sind die durch die Treibhausgasemissionen bewirkten Veränderungen bereits so dramatisch, dass es weder ökonomisch noch ethisch vertretbar ist, die Verbrennung fossiler Energieträger nicht sofort zu beenden. Kippelemente sind möglicherweise ein weiteres Argument dafür, aber für reale Entscheidungen sind sie nicht maßgebend. Allerdings eignen sie sich sehr gut dazu, Angst zu verbreiten. Deswegen beschäftigen sich die Medien gern mit Kipppunkten, denn Angst macht Auflage, doch zum Handeln regt sie nicht an. Stattdessen verursacht sie eher eine Art Schockstarre. Deshalb ist das Erzählen der Kipppunkte nicht dienlich, das kolonialfossile Narrativ zugunsten eines neuen zu verdrängen.

Es sollte stattdessen um das Leben und die Geschichten von Kema und Tamaria, von Manuela und Jasmine und Iracadju Ka’apor gehen. Mit anderen Worten: die relevanten Auswirkungen des Klimawandels auf konkrete Menschen. Das gilt für die Medien, aber auch für die Wissenschaft, die sich zu stark auf die Ursachen konzentriert, während die realen Schäden, also die Toten, die zerstörten Ernten und zertrümmerten Häuser, weitgehend unterbelichtet bleiben. Auf der Seite der Ursachen hingegen gibt es regelmäßige Bestandsaufnahmen der Emissionen auf Länderebene und vereinbarte Standards zu deren Messung. Wir können diesen Umstand mit einem Vergleich aus der Kriminalistik verdeutlichen: Wir wissen exakt, wer welche Waffen gekauft und eingesetzt hat und welche Munition von wem abgefeuert wurde. Die Opfer der Schüsse aber werden nicht gezählt, in vielen Fällen nicht einmal beachtet, und niemand kümmert sich darum, Patronenhülsen oder Fingerabdrücke als Beweismittel zu sichern. Nur wenn es zu einem besonders blutigen Massaker kommt, gibt es einen kurzen medialen Aufschrei, der jedoch nichts an den Zuständen ändert. Ähnlich verhält es sich beim Klimawandel. Es gibt weder global vereinbarte Standards zur Messung von Schäden noch eine systematische Erfassung. Beweise, wie ich sie in diesem Buch vorgelegt habe, sind immer noch Einzelfälle, und weil es keine systematische Übersicht zu Schäden und Verlusten gibt, ist es enorm schwer, die Beweisstücke zu vergleichen. Das bedeutet, die durch den Klimawandel verursachten Schäden können beliebig überzogen oder heruntergespielt werden. Zumeist letzteres, denn die vorhandenen wissenschaftlichen Beweise werden in der Regel durch die Brille des kolonialfossilen Framings betrachtet und in diesem Sinne bewertet. Um auf das Bild aus der Kriminalistik zurückzukommen, müssen die Verbrecher vielleicht hin und wieder die Waffen wechseln, werden ansonsten aber nicht weiter behelligt, während die Opferzahlen stetig steigen. Die Lobby der Verbrecher erzählt uns Geschichten, die vom Abtransport der Leichen ablenken und die unglaublichen Vorteile des Waffengebrauchs plausibel machen. Klingt absurd, nicht wahr?

Wenn wir einem neuen Narrativ zum ersten Mal begegnen, klingt es meist völlig absurd. Noch im März 2020 schien es mir unvorstellbar, dass meine Regierung mir verbieten könnte, das Land zu verlassen. Einen Monat später war das bereits eine selbstverständliche Reaktion, die wir von Regierungen in einer globalen Pandemie erwarteten. Innerhalb von Wochen ist das, was wir lange Zeit als absurd ansahen, Normalität geworden, und wir konnten uns kaum noch vorstellen, dass wir es einmal für absurd gehalten hatten. Neue Narrative brauchen oft länger, um sich durchzusetzen. Frauen sollen auch vollwertige Menschen sein, genauso wie Männer? Diese Idee war für die meisten Menschen im 18. Jahrhundert hanebüchener Unsinn. Dass Männer mächtig sind und Frauen »naturgegeben« unterlegen, war eine unumstößliche Tatsache, und alle wissenschaftlichen Beweise, die zeigten, dass dies weder bei Hominiden noch bei anderen Tierarten zutrifft, wurden ignoriert. Bis heute haben wir nicht zuletzt daher ein völlig falsches Bild davon, wie Fortpflanzung und Evolution funktioniert, denn weibliche Fortpflanzungsorgane, Strategien der Partner*innenwahl und die Gehirnchemie wurden bei weiblichen Tieren, wenn überhaupt, mit der unhinterfragten Annahme studiert, dass alle weiblichen Tiere passiv und mütterlich sind, mit Spinnen und Bienen als Beispiel für evolutionäre Anomalien, die nicht am Bild vom »starken Männchen« und »passiven Weibchen« rüttelten. Wie falsch diese Annahme ist und was wir alles verpasst haben in 150 Jahren Evolutionsbiologie ohne eine adäquate Sicht auf das weibliche Geschlecht, findet die Wissenschaft langsam heraus – mit interessanten Erkenntnissen über Lemure, Hyänen und Albatrosse bis hin zu Geckos.​[​260​]​ Bis das endlich auch in Tierdokus Eingang findet, werden wir uns wohl noch etwas gedulden müssen. Aber dieses Narrativ ändert sich langsam. Wir erzählen uns heute die Geschichte, dass Frauen genauso viele Rechte und Fähigkeiten haben wie Männer und die Idee des binären Geschlechts nicht sehr treffend ist. Natürlich gibt es immer noch Versuche, schon die Idee der Gleichberechtigung zu unterdrücken. Das aber ist heute nur noch mit brutaler Gewalt möglich, wie man im Iran oder in Afghanistan sieht.

Wirksames Handeln gegen Klimaungerechtigkeit wird es erst geben, wenn wir es schaffen, bessere Geschichten zu erzählen als die von der Angst vor den Kipppunkten, des Nie-mehr-Fliegens oder des Zurückdrehens der Globalisierung. Wir brauchen konstruktive, mächtige Narrative, die dazu führen, überkommene institutionalisierte, strukturelle Ungleichheit abzubauen, anstatt sie durch die Folgen des Klimawandels noch zu verstärken.

Was wäre, wenn wir der Historikerin und Aktivistin Rebecca Solnit folgend die Geschichte andersherum erzählen würden, dass nämlich unser jetziges Leben voller Härten und Entbehrungen ist und Reichtum und Überfluss erst noch kommen werden?​[​261​]​ Ob Sie es glauben oder nicht, für die allermeisten Menschen würden sinnvolle Maßnahmen gegen den Klimawandel genau das bringen: eine höhere Lebensqualität, mehr Gesundheit, mehr Freiheit, der*die zu sein, der*die man sein möchte, bessere Häuser, mehr Schmetterlinge und Bienen … Diese Vorstellung wirkt nur deshalb absurd, weil wir eine geradezu verdrehte Meinung davon haben, was Entbehrung und Überfluss im positiven Sinne bedeuten. Es mangelt nicht an Information darüber, wie viel lebenswerter eine Welt mit grüneren Städten, besser isolierten Häusern, kürzeren Wegen, mehr Bewegungsfreiheit, funktionierenden Sozialsystemen und einer hohen Biodiversität wäre, aber emotional wehren wir uns dagegen und empfinden alles, was vom kolonialfossilen Narrativ abweicht, als Verzicht, als Angriff auf unsere Werte, unsere Kultur, unsere Traditionen.

Das Wort »wir« muss in diesem Satz hart arbeiten, denn hoffentlich träumen viele, die diese Zeilen lesen, genau wie ich davon, dass ab morgen sämtliche privaten Pkws verschwunden sind (natürlich bei gleichzeitig gut ausgebautem öffentlichem Nahverkehr). Aber wir alle sind in diesem alten Narrativ sozialisiert, und erst wenn wir das reflektieren, realisieren wir, wie stark es noch immer wirkt. In Deutschland wie in Großbritannien sehen wir das nicht zuletzt an den aggressiven Reaktionen gegenüber Klimaaktivist*innen.

Wenn wir etwas verändern wollen, müssen wir nicht nur aufklären und Informationen liefern, sondern auch bessere Geschichten erzählen, die so mächtig sind, dass sie die der einflussreichsten Konzerne dieser Welt überschreiben. Diese Aufgabe scheint kaum bewältigbar, denn wie ich gezeigt habe, betrifft sie alle Ebenen der Gesellschaft. Was dieses Buch aber auch dargelegt hat, sind die verschiedenen Lösungen, die für die vielgestaltigen Probleme erarbeitet werden. Wir können nun also entweder Katastrophenszenarien ausmalen, darüber in Panik geraten und resignieren, oder realisieren, dass es viele Baustellen gibt und wir ganz viel »agency« haben, um sie zu lösen. Das Deutsche hat keine gleichwertige Entsprechung zum Begriff der »agency«, gemeint ist damit die prinzipielle Handlungsmacht und Handlungsfähigkeit, die jeder*m von uns innewohnt und die auch ansteckend auf andere wirken kann. Der Klimawandel ist keine Katastrophe, wegen der wir den Kopf in den Sand stecken müssten, sondern Anlass, gemeinsam Dinge zu ändern.

Im Moment sind »wir« nicht sehr viele, und unser Einfluss auf die mächtigen Gruppen der Gesellschaft ist beschränkt. Es wirkt frustrierend, wenn man erlebt, wie ein Großteil der Nachfrage nach fossilen Brennstoffen durch die cleveren und üppig finanzierten Kampagnen der Industrie geweckt wird, die Menschen ermutigen, weiter Gas und Öl zu verbrennen. Letztlich hätte auch die Idee der Flugscham von der fossilen Industrie stammen können, denn sie befeuert die Vorstellung, dass dem Individuum der Konsum als einziges Instrument für seine Entfaltung zur Verfügung steht und es ohne die fossilen Brennstoffe keine Freiheit gibt.

Unter diesen Umständen kann man sich schnell ohnmächtig fühlen und sich fragen: Was kann eine Person schon tun? Antwort: »Hör auf, eine einzelne Person zu sein!« Wer auch immer diese Aussage zuerst formulierte, hat eine der Schlüsselideen hinter jedem gesellschaftlichen Wandel und jedem Protest ausgedrückt. Indem die Forderung nach Veränderung geteilt wird, wird sie irgendwann unausweichlich. Die Mauer zwischen Ost- und Westdeutschland stand in ihrer todbringenden Gewalt 28 Jahre. Anfänglich heimliche Versammlungen mündeten schließlich in immer größere Proteste, bis der Druck der Bevölkerung, in Verbindung mit wirtschaftlichen Problemen der damaligen DDR-Regierung und Reformen der Sowjetunion nicht nur die Mauer, sondern das ganze politische System einer Diktatur einrissen. Das ist ein gutes Vorbild, nicht nur für den gemeinsamen Einsatz gegen den Klimawandel im Allgemeinen, sondern ebenso für die Veränderung von Geschichten und den Narrativen dahinter.

Ich wünschte, ich könnte einen klaren Plan für einen Wandel darlegen. Ich bemühe mich, aufzuzeigen und zu erklären, wie Rassismus, Kolonialismus, Sexismus und Klimawandel mit Gerechtigkeit zusammenhängen und wie positive Veränderungen auf einer Ebene zu positiven Effekten auf den anderen führen können. Um das auch sinnlich erfahrbar zu machen, braucht es Geschichten, in Zeitungen und Magazinen, im Fernsehen, in Romanen, im Bilderbuch, in Theatern, im Kino, aber auch in der bildenden Kunst. Doch wenn ich in die Tate Modern, eines der bedeutendsten Museen zeitgenössischer Kunst, gehe, das für mich wunderbarerweise fußläufig erreichbar ist, bin ich begeistert von den Ausstellungen, aber letztlich doch auch ein wenig enttäuscht, dass es dort kaum Werke zum Klimawandel gibt, und die wenigen, die es gibt, sind nicht das, was Kunst sein kann: Kunst ist schön und aufrüttelnd und spannend und verstörend und mit all diesen Eigenschaften notwendig. Kunst ist das Gegenteil von Verzicht, das, wohin wir flüchten, um Traumata zu verarbeiten, aber auch, um uns Kraft zu holen und mehr über uns Menschen zu verstehen. Dank Maya Angelou wissen wir alle, warum Vögel in Gefangenschaft singen. Ohne Toni Morrison wäre die Aufarbeitung der Südstaatensklaverei nicht amerikanische Staatsräson. Wir brauchen Kunst nicht zuletzt auch, um heile Welten zu finden, und Heldinnen, die heile Welten schaffen. Wenn es dem Film Barbie gelingt, den Status quo in Sachen Patriarchat zu hinterfragen (ob erfolgreich, sei mal dahingestellt), wer bietet dann jenen Männern, die das Phantom der Mattel-Bosse als erstrebenswert inszenieren, Paroli?


Dank

In den zwei Jahren, in denen dieses Buch entstand, war alles neu. Neue Stadt, neuer Job, neue Schule, neues Haus, neuer Hund, neuer Kater. Aber alle, die wirklich wichtig sind, sind immer noch da. Auch wenn das oft nicht einfach war und nicht selbstverständlich. Danke, Alek, danke, Hanni! Danke, Matt.

Danke, Mama und danke dir, mein Schwesterchen!

Leben, Bücher und Wissenschaft stehen immer auf vielen Schultern, das Risiko ist zu hoch, beim Versuch alle aufzuzählen, jemanden zu vergessen. Ihr wisst, wer ihr seid. Danke, Team!
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VORAB
LESEN

Entdecken. Lieben. Weitersagen.

Jetzt Lieblingsbiicher finden und gewinnen!

Vorablesen.de





